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Einleitung 1 
 
 
 
1. Einleitung 
Die menschliche Tätigkeit verändert die Umwelt sowohl qualitativ als auch quantita-
tiv. Für die Ernährung, das Wohnen, die Energieerzeugung, die Güterproduktion, die 
Kommunikation, die Mobilität, die Freizeitgestaltung u.a. wird die Ökosphäre durch 
Entnahme und Abgabe von Stoffen in den Boden, das Wasser und die Luft, die 
Pflanzen und die Tiere belastet. 
 
Die mit Hilfe von Rohstoffen, Energie und Arbeitskraft produzierten Produktions- und 
Konsumgüter verwandeln sich durch Produktion und Konsumtion in Abfall. Dieser 
Abfall, der am Ende jedes Arbeitsprozesses entsteht, muss abgelagert werden, so-
fern man ihn nicht zur Verwertung in den Wirtschaftskreislauf zurückführen kann. Der 
für die Ablagerung des Abfalls erforderliche Deponieraum ist begrenzt und konkur-
riert mit anderen Nutzungsarten des Bodens. 
 
Bedingt durch die industrielle Produktsteigerung und den erhöhten Konsum ist eine 
„Mülllawine“ mit neuartigen und teilweise gefährlichen Inhaltsstoffen entstanden. Al-
les was produziert und konsumiert wird, wird früher oder später zu einem Reststoff, 
der nicht mehr weitergenutzt werden kann und in irgendeiner Form als Abfall der na-
türlichen Umwelt übergeben wird. Denn Materie verschwindet bekanntlich nicht, 
wenn sie nicht mehr gebraucht werden kann. Mit zunehmendem Gebrauch wird Ma-
terie jedoch immer weniger nutzbar. Ökonomisch gesehen sind Abfälle nicht ange-
strebte Kuppel- und Nebenprodukte, die bei der Herstellung oder dem Verbrauch von 
nützlichen Gütern entstehen. 
 
Das Konzept der nachhaltigen Entwicklung basiert auf den Prinzipien einer verant-
wortungsbewussten Nutzung der Ressourcen unseres Planeten und des Schutzes 
der Umwelt. Ein integrierter Bestandteil dieser Prinzipien ist die Notwendigkeit, die 
Erzeugung von Abfall auf ein Mindestmaß zu reduzieren und die Gesundheit zu 
schützen, indem die Abfälle, die durch die menschlichen Aktivitäten unvermeidbar 
entstehen, effizient verwaltet werden. 
 
Die tunesische Regierung möchte sowohl ihre Ressourcen nachhaltig schützen als 
auch den Anschluss an europäische Entwicklungen nicht verpassen und deshalb die 
Rahmenbedingungen der Wirtschaft so strukturieren, dass sie langfristig ihre Markt-
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chancen wahrnehmen kann. Sie ist sich der Tatsache bewusst, dass eine echte nach 
Nachhaltigkeit strebende Politik, die die Grundlage für die wirtschaftlichen, sozialen, 
und ökologischen Entwicklungspläne des Landes bildet, die einzige Möglichkeit für 
Tunesien darstellt, langfristig das Wohlergehen seiner Bevölkerung sicherzustellen. 
Dies alles fordert den Staat auf, schnellstmöglich jene Maßnahmen umzusetzen, die 
zu einem permanenten und rationellen Umweltmanagement führen, und das sowohl 
auf institutioneller als auch auf gesetzlicher, finanzieller und technischer Ebene. 
 
Als erstes „Mittelmeer-Drittland“ hat Tunesien am 1. März 1998 mit der Europäischen 
Union ein sog. Europa-Mittelmeerabkommen in Kraft gesetzt, das binnen zwölf Jah-
ren zur vollständigen Verwirklichung einer Freihandelszone mit der EU führen soll. 
Dieses Assoziierungsabkommen verpflichtet die tunesische Wirtschaft dazu, europä-
ischen Normen folgend umweltfreundlicher zu produzieren, da ihre Wettbewerbsfä-
higkeit zunehmend durch Qualitäts- und Umweltfaktoren beeinflusst wird.  
  
Vor dem Hintergrund der bevorstehenden Freihandelszone mit der EU und der gene-
rellen Globalisierung der Handels- und Exportbeziehungen gewinnt die Frage des 
Umweltschutzes für die tunesische Wirtschaft zunehmend an Bedeutung. Insbeson-
dere diejenigen Unternehmen, die tunesische Vor- und Zwischenprodukte in den eu-
ropäischen Markt exportieren wollen, erkennen die Notwendigkeit umweltfreundlicher 
Produkte. Neben den staatlichen Stellen ist deshalb in der Privatwirtschaft – zuneh-
mend im exportorientierten produzierenden Gewerbe – ein wichtiger strategischer 
Partner für die Umsetzung der tunesischen Umweltpolitik zu sehen. 
 
Für Tunesien ist es von zentraler Bedeutung, ein realisierbares und zukunftorientier-
tes Kreislaufwirtschaftsmodell zu entwickeln. Ob und wie weit ausländische Erfah-
rungen hierbei übertragen werden können, ist aus technischer, wirtschaftlicher und 
umweltpolitischer Sicht anhand der Beurteilung der Ergebnisse von drei zur Zeit lau-
fenden Projekten zu klären. 
 
Bei der Gestaltung eines Abfallwirtschaftskonzepts für Tunesien muss jedenfalls vor 
allem berücksichtigt werden, dass nur Lösungen in Betracht kommen können, die an 
die soziokulturellen Bedingungen und Bedürfnisse der Bevölkerung angepasst sind 
und dem technischen und organisatorischen Know-how der Verwaltung entsprechen. 
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Bei der inhaltlichen Ausgestaltung der Abfallpolitik und bei der Formulierung entspre-
chender Zielvorgaben können sich die politischen Entscheidungsträger im Lande an 
verschiedenen, teilweise gegensätzlichen Grundprinzipien orientieren. Mit der Aus-
wahl einzelner Grundprinzipien wird die allgemeine Ausrichtung der Abfallpolitik fest-
gelegt. 
 
In der vorliegenden Arbeit werden die abfallpolitischen Grundprinzipien formuliert und 
die wichtigsten abfallpolitischen Potenziale in ihrer Wirkungsweise auf die tunesische 
Abfallwirtschaft und auch die Besonderheiten des Landes dargestellt, so dass lan-
desspezifische Maßnahmen in Form eines Aktionsplans abgeleitet und analysiert 
werden können. 
 
Als erster Schritt dazu wird anhand einer Schwachstellenanalyse versucht, die Prob-
leme zu lokalisieren. Die Kenntnis der wichtigsten Parameter „Ortung, Ursache und 
Ausmaß“ dient als Voraussetzung für die Beantwortung einer Vielzahl ökologisch-
ökonomischer Fragestellungen, aus denen die abfallpolitischen Prinzipien abgeleitet 
werden, wobei generell alle Betrachtungsebenen der Abfallproblematik durch die ab-
fallpolitischen Metamaxime „Verursacher-, Vorsorge- und Kooperationsprinzip“ Be-
rücksichtigung finden. 
 
Die Darstellung der daraus abgeleiteten abfallpolitischen Instrumente und ihre Integ-
ration in ein langfrist-orientiertes Rahmenkonzept erfolgt anhand eines Klassifikati-
onsschemas, das neben den fünf Hauptformen (Auflagen, Abgaben, Lizenzen, Ko-
operationslösungen, öffentliche Beschaffungspolitik) auch die wichtigsten Nebenfor-
men (Finanzhilfen, Steuervergünstigungen) umweltpolitischer Instrumente umfasst. 
Darüber hinaus werden noch zusätzlich erforderliche Maßnahmen beschrieben, die 
zwar nicht als umweltpolitische Instrumente zu klassifizieren sind, die jedoch das ab-
fallpolitische Instrumentarium ergänzen und zur Erreichung der abfallpolitischen Ziel-
projekte beitragen können. 
 
Durch die vorliegende Arbeit soll ein Umdenken in Tunesien zugunsten einer flexib-
len und kostengünstigen Abfallpolitik ausgelöst werden: Vereinfachte und über-
schaubare abfallpolitische Instrumente sollen umgesetzt werden; Anreize zur Ver-
meidung, Verringerung und Verwertung von Abfällen durch umweltfreundliche Pro-
dukte und Techniken müssen geschaffen werden. 
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2. Präsentation des Landes 
 
2.1      Geschichtlicher Einblick 
Tunesien liegt im Herzen des Mittelmeerraums, da wo sich die Arabische Welt, Afrika 
und Europa begegnen. Seit Jahrtausenden haben Tunesiens Bewohner rege Han-
dels- und enge Kulturbeziehungen mit den übrigen Mittelmeervölkern unterhalten. 
Bald nach seiner Gründung im Jahr 814 v. Chr. hatte Karthago als strahlende und 
aufstrebende Metropole einen solch außerordentlichen Aufschwung erfahren, dass 
es letztendlich das Begehren des gerade expandierenden römischen Reichs auf sich 
ziehen musste. Mit dem Untergang Karthagos im 2. Jahrhundert v. Chr. setzte die 
römische Herrschaft ein, um für über 700 Jahre Fuß zu fassen. 
 
Während des 6. und 7. Jahrhunderts musste der römische Einfluss vor dem Ansturm 
neuer Eroberer zurückweichen, erst den germanischen Wandalen dann den oströmi-
schen Byzantiner. Im 7. Jahrhundert wurde Tunesien vom Siegeszug der islami-
schen Eroberer erfasst und im 16. Jahrhundert geriet Tunesien unter osmanische 
Oberherrschaft. Fortan wurde das Land von einer Bey-Familie regiert. 
 
Im 19. Jahrhundert war Tunesien das erste arabische Land, das sich mit einer mo-
dernen Verfassung versah und die Sklaverei offiziell abschaffte. Doch allerlei wirt-
schaftliche Probleme, die unkluge Politik der Beys und hegemoniale Gelüste fremder 
Mächte bewirkten zusammen eine Destabilisierung des Landes, bis es 1881, und 
trotz verbissenen antikolonialen Widerstands seitens der Bevölkerung, einem franzö-
sischen Protektorat unterstellt wurde. 
 
Nach einem langen bitteren Unabhängigkeitskampf gelang es Tunesien schließlich, 
sich zu befreien und am 20. März 1956 die Souveränität zu erlangen. Am 25. Juli 
1957 wurde die Republik ausgerufen und am 1. Juni 1959 die erste Verfassung der 
tunesischen Republik beschlossen. 
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Abb. 2.1: Wichtige geschichtliche Ereignisse Tunesiens [Eigene Darstellung nach 55] 
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2.2 Geographie 
Tunesien liegt am Übergang zwischen dem westlichen und östlichen Teil des Mittel-
meers, an jener sizilianischen Landenge, die es nur 140 km von Europa trennt und 
verfügt über eine Gesamtfläche von ca. 164.150 qkm. Im Norden und im Osten er-
streckt sich die Landesgrenze über eine Länge von knapp 1.300 km an der Mittel-
meerküste. Seine durchschnittliche Breite beträgt ca. 240 km und seine maximale 
Länge 800 km. 
 
Klimatisch lassen sich drei Hauptzonen unterscheiden: Die Kornanbaugebiete im 
Nordwesten, der von der Olivenkultur geprägte Sahel im Mittelosten und die Sahara 
im Süden. Das Klima ist mediterranen Typus, wobei die Durchschnittstemperaturen 
zwischen minimal 11,4 und maximal 29,3°C schwanken. Im Norden ist der Winter 
kühl und niederschlagsreich; im Hinterland und im Süden herrscht ein semiarides 
Klima vor. 
 
Das Land verfügt über eine große klimatische 
und geographische Vielfalt, die sich stark auf 
die Art der Nutzung der natürlichen Ressour-
cen auswirkt. Tatsächlich verfügt Tunesien nur 
über sehr geringe Bodenressourcen. Zwei 
Fünftel des Landes sind nicht kultivierbar 
(Schotterwüsten, Salzseen, Felsen und sehr 
steiles Gelände). Nur 3/5 der Fläche sind 
nutzbar, von denen 31 % aus fruchtbarem 
Boden und 69 % aus mittelmäßigen oder 
armen Böden bestehen [55]. 
 
Zu den wichtigsten Städten Tunesiens gehören 
u.a.: Tunis, Sousse, Sfax, Nabeul, Biserta, 
Kairouan, Monastir, Mahdia, Gabes, Tozeur, 
Kef, Gafsa, Beja, Jendouba, Kasserine, 
Siliana, Medenine, Tataouine, Kebili, Sidi Bou-
zid, Zaghouan, Tabarka, Hammamet und 
Djerba. Abb. 2.2 Landkarte von Tunesien [89] 
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2.3 Sozioökonomische Situation 
Die Bevölkerung Tunesiens betrug 2004 ca. 10 Millionen Einwohner (65 % davon 
leben an der Küste) mit einem durchschnittlichen Lebensstandard, der an den der 
Industrieländer immer näher heranreicht. Das Bevölkerungswachstum beläuft sich im 
Mittel auf 1,2 % (Mittelwert 1994-2004) und zählt damit zu den niedrigsten des afri-
kanischen Kontinents. Die Lebenserwartung hat sich von 50 Jahren in 1956 auf 73 
Lebensjahre in 2004 erhöht. In derselben Zeitspanne ging die Kindersterblichkeit von 
60 auf 30 Promille zurück, was den realisierten Fortschritten im Gesundheits- und 
Bildungswesen und im Sozialbereich zu verdanken ist. Die Armutsquote wurde von 
33 % auf unter 6 % 2004 herabgedrückt. Über zwei Drittel der Bevölkerung sind 
Stadtbewohner. Im Ballungsraum in und um die Hauptstadt Tunis lebten im Jahr 
2004 mehr als zwei Millionen Menschen.  
 
Die wirtschaftliche Entwicklung Tunesiens war in den letzten zehn Jahren durch ein 
hohes reales Wachstum gekennzeichnet (ca. 5 % p.a.). Das Pro-Kopf-Einkommen ist 
auf ca. 2.200 Euro (BIP/Kopf, 2003) gestiegen. Damit gehört Tunesien zu den Län-
dern mit mittleren Einkommen. Gleichzeitig sank die Inflation von mehr als 3,5 % Mit-
te der neunziger Jahre auf rd. 2,7 % im Jahr 2004. 
 
Einst auf Landwirtschaft, Erdöl und Phosphat basierend, ist die tunesische Wirtschaft 
heute stärker diversifiziert. Der Beitrag der Landwirtschaft zum BIP ist, wie zuletzt in 
den Dürrejahren 1999 und 2000, starken klimabedingten Schwankungen unterworfen 
und beträgt im Durchschnitt etwa 15 %, auch wenn die landwirtschaftliche Produktion 
in den vergangenen 15 Jahren um 40 % gestiegen ist. Durch den hohen Anteil an 
der Beschäftigung (fast 30 %), die Dominanz im ländlichen Raum, die Verflechtung 
mit der Nahrungsmittelverarbeitung (4 % Anteil am BIP) und die Auswirkungen von 
Produktionsschwankungen auf die Handelsbilanz, ist sie aber noch immer ein Sektor 
mit zentraler wirtschafts- und sozialpolitischer Bedeutung [119,121]. 
 
Der Anteil der Dienstleistungen am BIP liegt bei rund 53 %; dabei zählt der Touris-
mus mit einem Anteil von ca. 6 % des BIP (und etwa 16 % der Deviseneinnahmen) 
zu den dynamischsten Sektoren. Die Industrie hatte 1999 einen Anteil von ca. 32 % 
am BIP, wobei der Anteil der verarbeitenden Industrie (u.a. Textil, Leder, Nahrungs-
mittelverarbeitung) stark zugenommen hat und nun ungefähr 18 % beträgt. 
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Bei den Exporten haben Industriegüter einen Anteil von etwa 80 %, wobei Textil- und 
Lederwaren allein 49 % und Phosphatprodukte etwa 10 % ausmachen. Hauptmarkt 
für tunesische Exporte ist die EU mit rd. 80 %. Im Durchschnitt der vergangenen fünf 
Jahre war die Handelsbilanz mit durchschnittlich 1,9 Mrd. Euro (9,5 % des BIP) deut-
lich defizitär. Die „traditionellen“ Defizite im Agrar- und Investitionsgüterhandel wur-
den in den vergangenen Jahren durch den Umstand verstärkt, dass sich Tunesien 
aufgrund des Rückgangs der Erdölförderung und der steigenden Energienachfrage 
zum Nettoenergieimporteur entwickelt hat. 
 
Tunesiens Wirtschaft leidet immer noch unter erheblichen Strukturproblemen. Die 
Dynamik wird bisher einseitig vom Tourismus und dem modernen exportorientierten 
Industriesektor getragen, der wesentlich aus ausländischen Off-Shore-Betrieben - 
meist zur Lohnveredelung für den Reexport in die Ausgangsländer - besteht. 
Deutschland war in den letzten Jahren der drittwichtigste Handelspartner Tunesiens 
nach Frankreich und Italien. 
 
Mit sinkender Tendenz entfallen 40 % der nationalen Wertschöpfung immer noch auf 
den Staat und die überwiegend unrentabel arbeitenden Staatsunternehmen, wenn 
auch die Bedeutung des Staates in den 90er Jahren abnahm und Privatisierungen 
forciert wurden. 
 
Die Arbeitslosigkeit liegt offiziell bei 14,3 % (2003), inoffiziell aber über 20 %; in länd-
lichen Gebieten auch bis über 30 % bei erheblicher Unterbeschäftigung (Nordwes-
ten, Zentrum). 60 % der Arbeitslosen sind zwischen 18 und 29 Jahren alt, etwa die 
Hälfte kommt aus ländlichen Regionen. Auch Frauen sind in wachsendem Maße von 
Arbeitslosigkeit betroffen (21 % der Arbeitslosen). Insgesamt ist die Lage in Tunesien 
damit zwar besser als in den meisten anderen Ländern der Region. Doch ist auf ab-
sehbare Zeit nicht mit einer Lösung des Beschäftigungsproblems zu rechnen, da die 
Zahl der Arbeitsfähigen aufgrund der demographischen Struktur rasch wächst. Die 
Schaffung neuer Stellen kann – auch infolge der erfolgenden Rationalisierungsmaß-
nahmen und Schließungen im staatlichen Sektor – mit dieser Entwicklung kaum mit-
halten. 
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Die tunesische Regierung hat über Jahre eine erfolgreiche Politik der Armutsbe-
kämpfung verfolgt, dennoch stellt Armut ein keineswegs überwundenes Problem Tu-
nesiens dar. Nach offiziellen tunesischen Angaben sind heute noch 6 % der Bevölke-
rung als „sehr arm“ zu bezeichnen. Ausgewiesene Armutsgebiete sind der Süden, 
der an Algerien grenzende ländliche Nordwesten und der Zentralwesten. Die „ländli-
chen Armen“ sind meist Kleinbauern oder Landarbeiter ohne eigenes Land oder mit 
kleinen, unbewässerten Nutzflächen, die von den Dürren besonders betroffen sind. 
Die „städtischen Armen“ sind meist ungelernte Landflüchtlinge, die einen Großteil der 
Arbeitslosen stellen. 
 
Prinzipiell ist das Land flächendeckend mit Bildungseinrichtungen versorgt, aber in 
entlegenen Gebieten ist der Zugang wegen großer Entfernungen stark erschwert und 
die Qualität ist gerade in Armutsgebieten häufig gering. Höhere Qualifikationen (z.B. 
Sekundarschulabschluss) sind nur mit großem privaten Aufwand zu erreichen. In der 
Folge haben Arme meist nur einen geringen Bildungsstand; insgesamt beträgt die 
Analphabetenquote immer noch etwa 30 % (darunter 30 bis 50 % der Frauen). Aller-
dings zeigen sich die Erfolge der tunesischen Bildungspolitik darin, dass in der Grup-
pe der 10 bis 29jährigen nur noch 9 % Analphabeten sind [119]. 
 
Die wichtigsten Wirtschaftsindikatoren des Landes während der letzten Jahre sind 
zusammenfassend in Tabelle 2.1 dargestellt. 
 
Tabelle 2.1: Wirtschaftsindikatoren Tunesiens [Eigene Darstellung nach INS] 
 
Wirtschaftsindikatoren 1996 1997 1998 1999 2000 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) 
[Mio. TND*] 18.062 19.903 21.714 23.897 26.193 
Sparquote 
[% des BIP} 23,7 24,5 25,1 26,0 26,0 
Investitionsrate 
[% des BIP] 23,2 24,7 24,6 25,9 26,0 
Verschuldungsrate 
[% des BIP] 50,5 51,8 47,2 47,7 45,1 
Schuldendienst / laufende Ein-
nahmen [% des BIP] 17,6 16,4 16,5 16,4 18,5 
Inflationsrate [%] 3,7 3,7 3,1 2,7 3,0 
* - 1 Euro = ca. 1,6 tunesische Dinar (TND) 
 
Präsentation des Landes 11 
 
 
 
Darüber hinaus dokumentiert Tabelle 2.2 einige weltbanktaugliche Leistungsindikato-
ren von Tunesien, verglichen mit dem Durchschnittswert der Länder der MNA-
Region. 
 
Tabelle 2.2: Leistungsindikatoren für Tunesien [Eigene Darstellung nach 88,120] 
 
Leistungsindikatoren (1999) Tunesien MNA-Region 
Kindersterblichkeitsrate [pro 1.000 Geburten] 30 54 
BIP-Wachstum [%] (Durchschnitt zwischen 1990-2000) 5,1 3,7 
Bevölkerungswachstum [%]  1,2 2,4 
Lebenserwartung nach der Geburt [a] 73 68 
CO2-Ausstoß pro Einwohner [t/E] 1,8 3,9 
Energieeffizienz [BIP / verwendete Energieeinheit] 2,9 1,6 
jährl. Düngemittelverbrauch [kg / ha kultivierter Boden] 47 73 
tatsächl. Sparquote [% des BIP] 17,3 -0,3 
 
 
2.4 Wirtschafts- und Sozialpolitik 
Dank der in allen Bereichen seit dem Krisenjahr 19861 eingeleiteten Reformen, ge-
lang es Tunesien innerhalb eines relativ kurzen Zeitraums umfangreiche Verände-
rungen auf  wirtschaftlicher und sozialer Ebene durchzusetzen. Die Strukturreformen 
wurden von den Finanzgebern unter Federführung von IWF und Weltbank in allen 
wesentlichen Bereichen begleitet und ihre Ergebnisse überwiegend positiv bewertet. 
 
Der internationalen Gemeinde präsentiert sich Tunesien, angesichts der Wachstums-
raten seines Bruttoinlandsprodukts und der Verbesserung des Lebensstandards sei-
ner Bevölkerung trotz begrenzter natürlicher Ressourcen, als ein Modellbeispiel für 
den Erfolg eines Entwicklungslandes.  
 
Tunesien bemüht sich, ein umfassendes multisektorielles Reformprogramm einzulei-
ten, das die Grundlagen für eine solide, vielfältige und wettbewerbsfähige Wirtschaft 
                                                 
1 Das Jahr war gekennzeichnet durch steigende Defizite des staatlichen Haushalts. Zu ihrer Finanzie-
rung wurden in zunehmendem Maße ausländische Kredite aufgenommen, da die Exporterlöse auch 
aufgrund sinkender Erdölexporte und des Verfalls der Weltmarktpreise für Erdöl zurückgingen, die 
Importe aber nicht wesentlich gedrosselt werden konnten. Ab 1986 wurde mit Hilfe des IWF und der 
Weltbank ein umfassendes, langfristig angelegtes wirtschaftspolitisches Reformprogramm konzipiert. 
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schaffen soll, die sich den neuen internationalen Rahmenbedingungen anzupassen 
weiß.  
 
Insbesondere seit der Unterzeichnung des Abkommens mit der Europäischen Union 
über die Errichtung einer Freihandelszone (1998) besteht ein großer Druck zur Stei-
gerung der Konkurrenzfähigkeit der Industrie. Die tunesische Regierung forciert da-
her wachstumsfördernde Reformen zur Verbesserung der Rahmenbedingungen für 
den Privatsektor. 
 
Zu diesen grundlegenden Reformen gehört die Aufhebung der die Liberalisierungs-
politik behindernden Wettbewerbsverzerrungen. Sie betreffen die Preispolitik, den 
Handel, das Steuersystem, das System zur Förderung der Investitionen, den Ban-
kensektor, die Börse und den Kapitalmarkt, die Umstrukturierung der staatlichen Un-
ternehmen sowie die Einleitung umfassender Programme zur Privatisierung und zur 
Verwaltungsreform. Bereits umgesetzt wurde die Reform des sehr rigiden Arbeit-
nehmerschutzes, um die gegenüber direkten Konkurrenten hohen Arbeitskosten ab-
zumildern. 
 
Im nach wie vor staatlich dominierten Bankenbereich wurden ebenfalls wichtige Re-
formschritte eingeleitet (Zusammenschlüsse, Übernahme von Kreditrückzahlungen 
für staatliche Unternehmen). Auch die Privatisierung macht langsame Fortschritte: 
Zwischen 1995 und März 2000 wurden 90 Staatsunternehmen privatisiert. Von den 
erzielten Verkaufserlösen (ca. 0,9 Mrd. Euro) stammten rund zwei Drittel von auslän-
dischen Investoren, darunter allein ca. 0,5 Mrd. Euro aus dem Verkauf von drei Ze-
mentfabriken. Größere Infrastrukturprojekte werden zunehmend in der Form von 
BOT-Modellen (Built-Operate-Transfer) oder Konzessionen an Private vergeben. 
 
Das Programm „Mise à niveau“, ursprünglich für das verarbeitende Gewerbe konzi-
piert, wurde zu einem umfassenden Programm zur Verbesserung der Wettbewerbs-
fähigkeit für weite Bereiche weiterentwickelt. Bis Mai 2000 wurden die umfassenden 
Modernisierungspläne von gut 700 Unternehmen akzeptiert und gefördert. Dies wa-
ren weniger als angestrebt (Ziel: 2.000 Unternehmen bis zum Jahresende 2001), 
gleichzeitig wurden jedoch schon 80 % der ursprünglich vorgesehenen Mittel ver-
braucht. Die geförderten Unternehmen verzeichneten signifikante Umsatz- und Ex-
portsteigerungen. Das Programm wurde Ende 1999 auch auf den Dienstleistungs-
sektor ausgedehnt [119,121]. 
Die Abfallproblematik 13 
 
 
 
3 Die Abfallproblematik 
 
3.1      Ausmaß 
Tunesien ist ein Land mit wachsender Bevölkerung und wachsender Wirtschaft. Dies 
hat eine zunehmend intensivere Nutzung der natürlichen Ressourcen zur Folge. 
Durch Abwässer und Abfälle werden Grundwasser und Oberflächengewässer in 
wachsendem Maße verschmutzt. In ähnlicher Weise sind auch die Küstengewässer 
gefährdet, die eine Bedeutung für die Fischerei und für den Tourismus – der wich-
tigsten Devisenquelle des Landes – haben. 
 
Die Verschmutzung der Umwelt hat in vielen Orten Tunesiens inzwischen ein be-
drohliches Ausmaß angenommen. Die Regenerationsfähigkeit der Natur ist in vielen 
Bereichen weitgehend erschöpft. Die hohe Schadstoffbelastung der Umweltmedien 
zerstört nicht nur wichtige Biotope und beschleunigt damit das Aussterben vieler 
Pflanzen und Tierarten, sondern gefährdet auch in erheblichem Umfang die Gesund-
heit des Menschen. Dies gilt insbesondere für „weniger belastbare“ Bevölkerungs-
gruppen, wie Kinder und alte Menschen. 
 
Eine Weltbankstudie [88] hat für das 
Jahr 1999 die Kosten der Umwelt-
schäden in Tunesien mit 2,1 % des 
BIP beziffert. Die Verteilung dieser 
Kosten auf natürliche Ressourcen ei-
nerseits (0,85 %), sowie Gesundheit 
und Lebensstandard andererseits 
(1,25 %) wird in nebenstehender Ab-
bildung gezeigt und eröffnet Vergleiche 
mit anderen nationalen Wirtschaftsin-
dikatoren, wie das Staatsbudget oder 
die Staatsausgaben im Umweltbereich. 
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Abb. 3.1: Jahreskosten der Umweltschä-
den in Tunesien [Eigene Darstel-
lung nach 88] 
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Die Verteilung dieser Kosten auf die Hauptumweltsparten ist in Abbildung 3.2 darge-
stellt. Wobei zu berücksichtigen ist, dass die vom Abfall verursachten Umweltschä-
den einen nicht unerheblichen Beitrag in Belastungen anderer Umweltsparten haben. 
Durch wilde Ablagerungen in trockenen Flussbetten werden z.B. Boden- und Was-
serressourcen in Mitleidenschaft gezogen. 
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Abb. 3.2: Jahreskosten der Umweltschäden pro Umweltsparte [Eigene Darstellung nach 88] 
 
In Tunesien sind die natürlichen Ressourcen, wie bei seinen nordafrikanischen 
Nachbarn, durch explosionsartige Urbanisierung (Landflucht) stark gefährdet. Kenn-
zeichnend hierfür sind unter anderem das hohe Abfallaufkommen und die einge-
schränkten Möglichkeiten der Abfallentsorgung. Die Abfallmengen pro Kopf und Tag 
steigen, und die traditionellen Entsorgungspraktiken (wilde Müllkippen, Verbren-
nen...) sind durch die hohen Abfallmengen zum Problem geworden. 
 
Setzen sich die Trends beim Wachstum der Bevölkerung, der Verstädterung sowie 
dem Wirtschaftswachstum und dem technisch wirtschaftlichen Wandel fort, ist von 
einer weiteren Verschärfung der Probleme auszugehen.    
 
Prinzipiell gibt es in Tunesien zwei Belastungsarten durch Abfall zu unterscheiden: 
- Die erste resultiert aus der Menge des Abfalls und wird als quantitative Belas-
tung bezeichnet. Der daraus resultierende Flächenbedarf stellt, insbesondere 
vor dem Hintergrund begrenzter Deponieflächen, vor allem im Norden des 
Landes, sowie steigender Probleme mit der Akzeptanz neuer Deponien, ein 
ernsthaftes Problem dar.  
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- Die zweite Belastung entsteht durch die Gefährdung der Umwelt durch Emis-
sionen, die bei der Abfallentstehung und -behandlung auftreten. Sie wird als 
qualitative Belastung bezeichnet. Darunter fallen sowohl Sickerwässer und 
Deponiegase der Deponien als auch die Emissionen, die schon bei der Pro-
duktion entstehen. Insbesondere zählen hierzu auch die Gefährdungen, die 
sich im Rahmen der Sonderabfallentsorgung ergeben.  
 
 
3.2 Hot Spots 
Wilde Ablagerungen von Müll in der Natur verschlechtern die Bodenqualität, beein-
trächtigen das Landschaftsbild und belasten das Grund- und Oberflächenwasser, 
wenn Giftstoffe und Krankheitserreger durch Bodenabschwemmung und Versicke-
rung eingetragen werden. Die übermäßige Verwendung chemischer Dünge- und 
Pflanzenschutzmittel verstärkt die Gewässerschäden, vor allem im Norden des Lan-
des. Gemeinsam führt dies zu Störungen mikrobieller Prozesse im Boden mit 
nachteiligen Folgen für die Bodenfruchtbarkeit. Außerdem können negative Auswir-
kungen auf den Artenreichtum der Flora und Fauna auftreten. Ferner beeinträchtigen 
schädliche Stoffe, die von Pflanzen und Tieren aufgenommen werden, die Nah-
rungsgewinnung. 
 
Die Auswirkungen solcher wilden Deponien auf die Umwelt, die ohne jegliche Si-
cherheitsvorkehrungen überall im Lande angelegt wurden, sind erheblich. Es sind in 
diesem Zusammenhang zu nennen: 
- Durch fehlende Maschinentechnik und nicht befestigten Untergrund werden die 
Abfälle in der Regel flächig ausgebracht. Dies führt zu einem erheblichen Land-
verbrauch. Hinzu kommt die Verwehung von leichten Abfallbestandteilen, wie 
Plastik, Papier und Ähnlichem, was zu einer Zerstörung des Landschaftsbildes 
beiträgt. 
- Die Belastung des Oberflächen- und Grundwassers und somit die Gefährdung 
kostbarer Wasserressourcen ist eine der negativsten Auswirkungen der ungeord-
neten Abfallablagerungen. Durch das Oberflächenwasser werden organische 
Schadstoffe, unter anderem Pestizide, aber auch Schwermetalle, in hohem Maße 
in die Fließgewässer geleitet, die letztendlich wieder der Trinkwasserversorgung 
und der landwirtschaftlichen Bewässerung dienen sollen. 
16 Die Abfallproblematik 
 
 
 
- Der hohe Organikanteil führt zur Produktion von erheblichen Mengen an Depo-
niegas. Neben der Geruchsbelästigung und Klimawirksamkeit besteht eine Ge-
sundheitsgefährdung durch krebsverdächtige Spurenstoffe. 
 
Die Abfälle auf den wilden Deponien werden in Tunesien in der Regel von Wertstoff-
sammlern verbrannt, um das Volumen zu reduzieren, das Forttragen von losen Tei-
len wie Plastik und Papier durch den Wind zu vermeiden und enthaltene Metalle zu 
separieren. Dadurch entstehen neben der Geruchsbelästigung erhebliche Rauch- 
und Gasemissionen. Die Stoffgemische, die dabei freigesetzt werden, sind zwar 
nach heutigem Wissensstand, in ihrer toxikologischen Wirkung nicht in vollem Um-
fang bekannt, führen jedoch nachweislich zu Gesundheitsschäden. Zu diesen Stoffen 
gehören Chlorkohlenwasserstoffe, wie PCB und Dioxine, sowie radioaktive Isotope. 
Besondere Klimarelevanz durch die Förderung des Treibhauseffektes haben die 
Stoffe SO2, NOx und CO, die ebenfalls durch Schwelbrände entstehen. Vom Ausmaß 
dieser Belastungen liegen allerdings keine genauen Messdaten vor. 
 
Als weiterer problematischer Effekt ist die seuchenhygienische Relevanz der wilden 
Deponien einzustufen. Längere Verweilzeiten von unbehandeltem Müll führen zu ei-
nem schnellen Anstieg von Keimen. Reichlich Verbreitung finden diese durch streu-
nende Hunde und Katzen, durch Ratten, Insekten und Vögel, die allesamt auf unge-
sicherten Deponien in großer Zahl vertreten sind und somit als Krankheitsmultiplika-
toren fungieren. So ist beispielsweise die Bindehautentzündung, die einen beträchtli-
chen Bevölkerungsanteil Tunesiens (ca. 30 % der Hauptstadtbevölkerung) Ende 
2003 infiziert hat, einerseits auf die hygienische Nachlässigkeit zurückzuführen und 
andererseits durch die Insekten bedingt, die u.a. in wilden Müllkippen beste Lebens-
bedingungen finden; Zeitungsberichten zufolge „produzierte“ allein die Region von 
Sebkhet Essijoumi südlich von Tunis im Juni 2004 durchschnittlich ca. 40 Tonnen 
Mücken pro Tag, was sich zu einer Mückenplage in der Hauptstadt entwickelte und 
eine Ministerratskrisensitzung erzwungen hat. Die Folgen vor allem auf die Gesund-
heit der Menschen und die Touristenbranche waren verheerend.  
 
Aufgrund der forcierten Umweltpolitik sind in den letzten Jahren in der Hauptstadt 
Tunis sowie in einigen Städten des Medjerda-Tals zwar die ersten geordneten 
Hausmülldeponien gebaut worden, doch diese Deponien, die nicht weit von Wohn-
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siedlungen angesiedelt sind, erzeugen Verkehrs- und Maschinenlärm, aber auch Ge-
ruchsbelästigungen für umliegende Orte, und sie verbrauchen Landschaft. Neben 
diesen und weiteren Umweltbelastungen steht aber die Problematik des Sickerwas-
sers und Deponiegases im Vordergrund. Beispielsweise sind die nicht unerheblichen 
technischen Schwierigkeiten der Zentraldeponie von Tunis auf die Annahme zurück-
zuführen, dass das anfallende Sickerwasser durch Rückführung komplett entsorgt 
werden kann sowie zusätzlich auf die fehlende Abdichtung der Anlage gegen Gas-
emissionen (vgl. Kap. 6.3). Dies erweist sich mittelfristig als ein beträchtliches Gefah-
renpotenzial mit gravierenden Konsequenzen auf Mensch und Natur, weshalb auch 
die geordneten Deponien als hot spots charakterisiert werden müssen.  
 
Die Ablagerung von Abfällen ist zwar die für Tunesien zunächst kostengünstigste 
Abfallentsorgung. Sie könnte aber diesen Wirtschaftlichkeitsvorteil verlieren und sich 
zu einem erheblichen Kostenfaktor für die schwache tunesische Wirtschaft auswei-
ten, wenn sich eine Sanierung der neuen Mülldeponien als notwendig erweist. 
 
Die Schaffung und die Einrichtung von Industrieeinheiten wurden seit der Unabhän-
gigkeit des Landes in einem hastigen Rhythmus durchgeführt, was ihre quasi anar-
chische Zerstreuung quer durch das Land aber vornehmlich in den Küstenregionen, 
innerhalb und außerhalb der von den Gemeinden oder der Industriebodenbehörde 
(AFI) eingerichteten Industriegebiete, erklärt. Als Beispiel dazu dient der Gouvernorat 
Ben Arous, wo ein Viertel der staatlich gemeldeten Industriebetriebe (établissements 
classés) außerhalb der ausgewiesenen Industriegebiete liegen. 
 
Auch der technische Umweltschutz im Industriebereich wurde in Tunesien lange Zeit 
vernachlässigt. Selbst wenn die notwendigen technischen Lösungen bestehen, sind 
sie besonders kostspielig, weil sie einerseits vom Industrieprojekt von Anfang an 
nicht berücksichtigt wurden und andererseits, weil es manchmal vorteilhafter ist eini-
ge Produktionsanlagen zu erneuern anstelle in umweltfreundliche Ausbauarbeiten 
schon veralteter Einrichtungen zu investieren. 
 
Das Aufkommen an Industrie- und insbesondere Sonderabfällen nach Menge, Art 
und Zusammensetzung ist eine Funktion der industriellen Präsenz innerhalb der un-
terschiedlichen Regionen Tunesiens und der bevorzugt eingesetzten standardisier-
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ten Produktionsverfahren, die dem Stand der Technik Tunesiens i.d.R. nicht entspre-
chen und tendenziell nicht selten abfall- und sonderabfallintensiv sind. Weiterhin sind 
auch komplexe Importgüter häufig sonderabfallrelevant und sind entsprechend Teil 
der Sonderabfallproblematik. 
 
Ferner spielt der Abbau von Rohstoffen eine bedeutende Rolle, weil Mengenabfälle 
mit verschiedenem Gefahrenpotenzial resultieren. Z.B. können Halden, Schlammtei-
che und Abwässer giftige Schwermetalle (Hg, Cd, As, Pb, u.a.) und Zyanide enthal-
ten. Dies betrifft speziell die Phosphatindustrie im Süden des Landes. 
 
 
3.3 Hindernisse 
Die Abfallproblematik ist in Tunesien in den letzten Jahren sowohl in das Bewusst-
sein der Bevölkerung und der Medien, als auch in den politischen Vordergrund ge-
rückt, weil die prekäre Situation der Abfallentsorgung, die sich z.B. auch durch ex-
treme Abfallablagerungen an den touristischen Stränden oder durch eine Grundwas-
serbelastung bzw. Trinkwassergefährdung dokumentiert, letztendlich auch zu wirt-
schaftlichen Einbußen geführt hat. 
 
Doch für die Einführung einer nachhaltigen vorsorglichen Abfallpolitik in Tunesien 
engen zur Zeit Nebenbedingungen die Handlungs- und Entscheidungsfreiheit des 
Staates ein. Eine umweltverträgliche Abfallwirtschaft muss diesen Faktoren Rech-
nung tragen. Teilweise können diese Nebenwirkungen so gravierend sein, dass we-
gen unzureichender Entsorgungsmöglichkeiten zur Abfallminimierung keine Alterna-
tive besteht. Die derzeit wichtigsten Beschränkungen und Hindernisse, die gerade in 
Tunesien auf volks- und betriebswirtschaftlicher Ebene wirksam und relevant sind, 
werden in den Abbildungen 3.3 und 3.4 zusammengefasst. 
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HINDERNIS ANMERKUNG 
  
 Insbesondere an konvertiblen Devisen bei gleichzeitigem Feh-
len von Konzepten für die Kostendeckung der abfallbezogenen 
Dienstleistungen 
  
 Insbesondere in den Bereichen Ingenieurwissenschaften, Ma-
nagement und Administration 
  
 Insbesondere aufgrund der relativen Knappheit der Ressource 
Wasser und der Tatsache, dass Agglomerationen gerade in 
Tunesien meist in Zonen mit oberflächennahem Grundwasser-
stand vorzufinden sind, so dass aus Verschmutzungen verhee-
rende hygienische und umweltrelevante Folgen resultieren 
können 
  
 Insbesondere wegen der starken punktuellen Bevölkerungs-
konzentrationen in urbanen Zonen (Polarisation) 
  
 Dem Abfallgesetz Nr. 96-41 [97] fehlen Verordnungen, die auf 
Vermeidung von festen Abfällen abzielen und die Umsetzung 
von Vorgaben ermöglichen 
  
 unzureichende Kontrollmechanismen für die Abfallbehandlung 
und -entsorgung 
  
 begleitende Beobachtungen und Kontrollen der Umweltmedien 
finden nicht oder nur rudimentär statt 
  
 Die Verwaltung neigt dazu das Abfallproblem überwiegend 
durch die Übernahme fertiger Modelle und Verfahren von In-
dustrieländern zu bewältigen (vgl. Kap. 6.2 und 6.3) 
  
 Die Ministerien und deren nachgeschalteten Behörden sowie 
die Kommunen sind immer noch quasi die alleinigen Auftrag-
geber im Abfallbereich 
  
 Vornehmlich im Bau- aber auch im Abfallbereich hört man im 
Lande immer wieder von Korruptionsaffären. Die Erscheinung 
ist aufgrund der scharfen Gesetzgebung (Nr. 89-442 und Nr. 
2002-3158) zwar nicht mehr verbreitet, aber die unzureichen-
den Kontrollen („cour des comptes“2) und Sanktionen, erlauben 
einigen über starke Seilschaften verfügende Beamte diese 
Praxis zu wagen. 
  
 
Abb. 3.3: Haupthindernisse für eine vorsorgliche Abfallpolitik auf volkswirtschaftlicher Ebene in 
Tunesien [Eigene Darstellung] 
                                                 
2 „cour des comptes“ ist eine dem Premierministerium nachgeschaltete Kontrollbehörde. Ihre Aufgabe 
besteht in der Überprüfung von öffentlichen Projekten, im Falle eines erhärteten Verdachtes der Kor-
ruption oder Missmanagement. Vornehmlich die fehlenden menschlichen Ressourcen erlauben ihr 
nicht nach einem festgelegten Kontrollmechanismus zu intervenieren. 
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Abb. 3.4: Haupthindernisse für eine vorsorgliche Abfallpolitik auf betriebswirtschaftlicher Ebene in 
Tunesien [Eigene Darstellung nach 71,127] 
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Die o.g. Hindernisse können, im Beisein von einigen entwicklungsbedingten oder 
sozioökonomischen Ursachen sowie von institutionellen oder Vollzugsdefiziten (vgl. 
Kap. 4.2), die Abfallproblematik Tunesiens noch verschärfen (vgl. Kap. 4.4). 
 
Ein relevanter abfallwirtschaftlicher Rahmen kann mittelfristig viele der oben skizzier-
ten Hindernisse abschaffen oder zumindest deren Negativeffekte mildern und den 
durch die Unvollständigkeit des derzeit geltenden Abfallgesetzes entstandenen recht-
lichen Unsicherheiten entgegenwirken. Innerhalb des in der Umweltbehörde ANPE 
für Abfallwirtschaft zuständigen Département des Déchets Solides (DDS) sind zwar 
zahlreiche abfallrechtliche Verordnungen in der Vorbereitung. Aufgrund personeller 
Engpässe und der intensiven Beschäftigung der Mitarbeiter des DDS mit laufenden 
Großprojekten ist eine Verabschiedung einiger dieser sowie weiterer Verordnungen 
noch nicht in Sicht. Selbst ein entsprechender Zeitplan zur Fertigstellung und parla-
mentarischen oder ministeriellen Abstimmung von Verordnungen und Erlassen exis-
tiert nicht. 
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4 Schwachstellenanalyse 
Neben dem generellen Ausmaß der Abfallproblematik Tunesiens, sind im Zuge einer 
Schwachstellenanalyse die Belastungsschwerpunkte zu lokalisieren (Ortung) sowie 
ihre wesentlichen Ursachen und Veränderungshemmnisse zu identifizieren, da die 
diesbezüglichen Kenntnisse Voraussetzung für die Beantwortung einer Vielzahl öko-
logisch-ökonomischer Fragestellungen, ist. 
 
Die Grundlage jeder Betrachtung ist die Tatsache, dass eine geordnete Entsorgung 
von Siedlungsabfällen und gewerblich-industriellen Abfällen unverzichtbar zu einer 
nach den Grundsätzen der Hygiene ausgerichteten Infrastruktur menschlicher Sied-
lungen gehört. Sie ist essenzieller Bestandteil der Abfallwirtschaft, deren Beitrag es 
sein muss daran mitzuwirken: 
- die menschliche Gesundheit zu schützen; 
- durch eine Verbesserung der Umweltbedingungen zur höheren Lebensqualität 
beizutragen; 
- das ökologische Gleichgewicht der Umwelt, insbesondere von Boden und 
Grundwasser zu bewahren und – wo es gestört ist – wiederherzustellen; 
- eine – unter Beachtung des Vermeidungs- und Verwertungsgebotes – nach Ab-
fallmenge- und -art gesicherte Abfallentsorgung für die Bevölkerung sowie für 
Gewerbe und Industrie zu gewährleisten, und den Erhalt und die Schonung der 
Ressourcen, die dem Wohl der Allgemeinheit und dem berechtigten Nutzen Ein-
zelner dienen, auch auf Dauer zu ermöglichen. 
 
 
4.1 Ortung der Belastung durch Abfall 
 
4.1.1 Belastungsregionen 
 
4.1.1.1 Medjerda-Tal 
Das Medjerda-Tal (vgl. Abb. 4.1) mit einer Gesamtfläche von ca. 15.000 qkm ist geo-
logisch, landschaftlich und kulturell geprägt von der Medjerda, dem größten Fließge-
wässer Tunesiens. Der einzige ganzjährig wasserführende Fluss Tunesiens hat sei-
nen Ursprung im algerischen Atlas-Gebirge und mündet ins Mittelmeer.  
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Das Oberflächenwasser im Norden Tunesiens wird mit 2,1 Milliarden m³ auf 80 % 
des Gesamtpotenzials des Landes geschätzt. Die Trinkwasserressourcen im Ein-
zugsgebiet der Medjerda sind von überregionaler Bedeutung, da sie für die Versor-
gung der städtischen Ballungsgebiete des Landes genutzt werden. Das Wasser der 
Medjerda wird aber auch zur Bewässerung in Landesteilen verwendet, deren Nieder-
schläge für den landwirtschaftlichen Bedarf nicht ausreichen. 50 % der tunesischen 
Bevölkerung werden durch die Medjerda mit Trinkwasser versorgt [34]. Das Wasser 
wird in weiten Teilen des Landes über ein zum Teil offenes Kanalsystem geleitet und 
so für die Bewässerung in der Landwirtschaft eingesetzt. Durch mehrere Talsperren 
wird die Trinkwasserversorgung der Stadt Tunis und einiger Küstenstädte, wie z.B. 
Hammamet und Nabeul, gesichert. Die Bedeutung dieser Wasserreserven ist daher 
für Tunesien unermesslich. Darum hat die nachhaltige Wahrung dieser Ressourcen 
eine vorrangige Stellung in der tunesischen Umweltpolitik. 
 
Der Gefährdung dieser Ressourcen liegen derzeit vier Faktoren zugrunde: 
- Die unzureichende Entsorgung der Abfälle aus den Städten, die direkt oder in 
unmittelbarer Nähe von Flüssen oder Vorflutern der Medjerda liegen, trägt zu 
Verschmutzungen und gesundheitsgefährdenden Kontaminationen des Oberflä-
chenwassers bei. Außerdem werden im direkten Umland der Städte noch Abfälle 
auf zahlreichen wilden Deponien abgelagert. Die dadurch vermehrten Ver-
schmutzungsherde führen noch zu Belastungen in den Vorflutern und Talsperren. 
- Die Einleitung von ungeklärtem Abwasser der sich im Einzugsgebiet des Gewäs-
sers befindenden Siedlungen führt zu Beeinträchtigungen der Qualität der Was-
serressourcen. 
- Einleitungen an Dünge- und Pflanzenschutzmitteln aus der Landwirtschaft, wobei 
die Modernisierung der Landwirtschaft in den letzten Dekaden, neben Verände-
rungen der Anbauverfahren (intensive Bewässerungslandwirtschaft in Gewässer-
nähe), auch zu höherem Einsatz3 von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln geführt 
hat. Durch starke Niederschlagsereignisse gelangen viele dieser Stoffe per Ober-
flächenabfluss in die Gewässer.  
                                                 
3 Die tunesischen Landwirte gehen von einer direkten und ausschließlichen Korrelation zwischen 
Düngergaben und Ertrag aus. Es gibt in Tunesien keine Begrenzungen für den Einsatz von Düngemit-
teln. Ganz im Gegenteil, diese werden sogar vom Staat subventioniert. 
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- Die starke Erosion, bedingt durch die diversen ungeeigneten Anbautechniken und 
degradierte Böden, führt zu Verschlämmungen der Talsperren und somit zu Ein-
schränkungen der Wassernutzung. 
 
 
 
Abb. 4.1: Das Medjerda-Tal im Nord-Westen Tunesiens [Quelle: ADAC-Tunesien-Landkarte] 
 
 
4.1.1.2 Küstenregionen 
Die meisten tunesischen Küstenregionen leiden unter einer Mülllawine verschiedener 
Ausprägung: Feste und schlammhaltige Abfälle sowie ungereinigte Abwässer aus 
Haushalten und Industrie. Die hot spots am Küstenstreifen sind in den Regionen von 
Biserta, Großtunis, Sousse, Sfax und Gabes anzutreffen. Folgende an der Küste an-
gesiedelten Industrieaktivitäten, die noch keine effektiven Lösungen für ihre Abfall-
probleme gefunden haben und in der Regel Abfälle mit dem Abwasser entsorgen, 
tragen maßgebend zur Verschmutzung des zerbrechlichen Ökosystems der Küsten-
regionen bei [94]: 
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- In der Region Gabes werden jährlich über 3,25 Millionen Tonnen Phosphat-
verarbeitungsabfälle (d.h. ca. 12.000 Tonnen pro Tag) in der freien Natur wild 
entsorgt. Diese Abfälle enthalten zahlreiche Schadstoffe wie Fluor und 
Schwermetalle. Jede produzierte Tonne Phosphatsäure verursacht ungefähr 5 
Tonnen Abfall. Die Region Gabes produziert zur Zeit ca. 650.000 Tonnen 
Phosphatsäure pro Jahr.  
- Die Großgerbereien am Küstenstreifen (zwanzig, ohne die handwerklichen 
kleinen Gerbereien zu betrachten) emittieren vornehmlich schadstoffhaltige 
Abwässer. Eine jährliche Abwassermenge von ca. 900.000 m³ (d.h. ca. 2.500 
m³/d), die Chrom, Sulfide, Cyanide, Pigmente und Schwebstoffe enthalten, 
wird meistens unbehandelt dem Meer zugeführt. 
- Die in den Küstenregionen befindlichen Gemüse- und Obstkonservenfabriken, 
die ein Teil ihrer Abfälle im Wesentlichen mit dem Abwasser (ohne Vorbe-
handlung) entsorgen, leiten jährlich ungefähr 20 Millionen m³ mit organischen 
Substanzen belastete Abwässer ein (d.h. ca. 55.000 m³/d). Die Abwasser-
fracht dieser Fabriken beträgt 7 bis 17 % organische und 1 bis 3 % anorgani-
sche Substanzen. 
- Das Stahlwerk El-Fouledh setzt Staub und Kohlenstoffmonoxid in die Luft frei. 
Eine tägliche Fracht von ca. 9 Tonnen schadstoffhaltiger Stäube, mit u.a. Ei-
senmonoxid, wird freigesetzt. Diese Schadstoffe landen in einem der zer-
brechlichsten Ökosysteme des Landes, nämlich dem See von Biserta, wo die 
Auswirkungen der Umweltverschmutzung sich bereits gezeigt haben. Darunter 
leidet hauptsächlich die Muschelzuchtproduktion der Region. Während in den 
Sedimenten ein hoher Gehalt an Zink, Blei, Kupfer, Chrom und Uran gemes-
sen wurde, haben Untersuchungen Spuren von Cadmium und Quecksilber im 
Fleisch der Fische und in den Gräsern des Sees nachgewiesen. 
- Die Reinigungsmittelindustrie ist, aufgrund des hohen Wasserverbrauchs, am 
Küstenstreifen des Landes konzentriert. Tunesien produziert ca. 22.000 t feste 
und ca. 10.000 t flüssige Reinigungsmittel pro Jahr. Andere Industrien sind 
große Verbraucher dieser, nur zu ca. 80 % biologisch abbaubaren Reini-
gungsmittel. Mikroorganismen, die die Selbstreinigung der Abwässer im Ge-
wässer gewährleisten, sind die ersten Opfer dieser Mittel, da deren Zellmemb-
ran dadurch beschädigt wird. 
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Insgesamt trägt die schlecht funktionierende Abfallwirtschaft dazu bei, dass die Ne-
gativeffekte bereits die Lebensqualität der jetzigen Generation beeinflusst und für 
kommende Generationen kaum abwendbar erscheinen. 
 
Aufgrund der Konzentration der Mehrheit der Tourismus- und Industrieaktivitäten in 
den Küstenregionen des Landes, hat Tunesien daneben mit folgenden Umweltprob-
lemen zu kämpfen: 
- Beeinträchtigung der Träger-, Versorgungs- und Regulierungsfunktion des Öko-
systems; 
- Erosion des Küstenstreifens; 
- Aussterben der natürlichen Flora wegen der Ausdehnung der bebauten 
Grundstücke; 
- Verschwinden des Sandes der Strände und der Sanddünen; 
- Beeinträchtigung der Landschaften am Küstenstreifen aufgrund der Ausdehnung 
der touristischen und menschlichen Aktivitäten. 
 
 
4.1.2 Belastungsbereiche 
 
4.1.2.1 Städtische Abfälle 
Die städtischen Abfälle bestehen in Tunesien aus Abfallstoffen, die durch einen Müll-
entsorgungsdienst (meistens die Kommune) gesammelt werden und sich wie in Ab-
bildung 4.2 dargestellt zusammensetzen. 
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Abb. 4.2: Herkunft städtischer Abfälle in Tunesien [Eigene Darstellung aus 35] 
 
Die Zusammensetzung des städtischen Abfalls, der sowohl zeitlich als auch örtlich 
starken Variationen unterliegt, ist Ausdruck von einer Vielzahl sozioökonomischer 
Faktoren. Dabei haben die Konsumgewohnheiten der Bevölkerung und der Lebens-
standard große Bedeutung. Solche Faktoren sind unter anderem das Haushaltsein-
kommen, die Haushaltsgröße und die Altersstruktur. Daneben kann auch beobachtet 
werden, dass Haushalte in ländlicher Wohngegend weniger Abfall erzeugen als 
Haushalte in urbanen Bereichen. 
 
Mit dem Anstieg des Lebensstandards wird sich die Zusammensetzung des städti-
schen Abfalls verändern: der Anteil der organischen Abfälle wird vermutlich zu Guns-
ten von Plastik und anderen synthetischen Materialien sinken, die nicht abbaubar 
sind oder wesentlich längere Zeiträume für ihren Abbau bedürfen. Mit weiterem Wirt-
schaftswachstum ist zu erwarten, dass auch in den ländlichen Regionen die Nach-
frage nach Fertigprodukten steigt. Ein höheres Konsumniveau wird die Abfallzusam-
mensetzung in Richtung der entsprechenden Charakteristik der Ballungszentren ver-
ändern. 
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Es existieren derzeit keine repräsentativen Ergebnisse zur Zusammensetzung des 
tunesischen städtischen Abfalls, da bislang nur punktuell Analysen durchgeführt 
wurden, deren Hochrechnung auf das gesamte Land mit zahlreichen Unsicherheiten 
behaftet ist [34,109]. Zur Orientierung werden folgende Werte genannt, die aus einer 
Studie des Jahres 1994 stammen, die das ehemalige Ministerium für Umwelt und 
Raumplanung auf der Grundlage der im Rahmen des Pilotprojektes zur getrennten 
Müllsammlung in der Siedlung El Khadra durchgeführt hat (vgl. Abb. 4.3). 
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Abb. 4.3: Abfallzusammensetzung des städtischen Abfalls in Tunesien [109, verändert] 
 
Natürlich unterliegen diese Werte bedeutenden saisonalen und regionalen Schwan-
kungen. Es muss außerdem berücksichtigt werden, dass auch hier Unterschiede 
zwischen den ländlichen Regionen und den Stadtbereichen festzustellen sind. Das 
Konsumverhalten in den ländlichen Regionen, die durch eine Agrarlandschaft ge-
prägt sind, gestaltet sich anders als in urbanen Zentren. Der geringere Anteil der Pa-
pier-, Karton- und Plastikfraktionen ist bedingt durch einen bislang noch mäßigen 
Konsum an Fertigprodukten und abgepackten Waren. Auf den Wochenmärkten und 
im Einzelhandel wird noch relativ viel lose Ware angeboten. 
 
Betrachtet man den städtischen Abfall nicht in seiner stofflichen, sondern in seiner 
funktionalen Zusammensetzung, so ergibt sich, dass Verpackungsabfälle (Plastik, 
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Glas, Weißblech, Papier usw.) mit ca. 40 Volumenprozent bzw. ca. 10 Gewichtspro-
zenten die zweitstärkste Fraktion darstellen [35]. 
 
Bezüglich der Zusammensetzung dieser Verpackungsabfälle ist ein Rückgang des 
Papieranteils und einer Zunahme des Kunststoffanteils festzustellen, was eine Erhö-
hung des Heizwertes zur Folge hat. Schließlich gilt hier wieder, dass das Aufkommen 
an Verpackungsabfällen von einer Vielzahl sozioökonomischer Faktoren abhängig 
ist. So verursachen beispielsweise Haushalte in urbaner Wohngegend überdurch-
schnittlich viel Verpackungsabfälle, während das Aufkommen in ländlichen Wohnge-
genden noch deutlich unter dem Durchschnittswert liegt.  
 
Bezüglich der Problemstoffe im städtischen Abfall wird geschätzt, dass die problem-
stoffhaltigen Abfallmengen pro Einwohner und Jahr rund 5-7 kg betragen. Es handelt 
sich hier zum Beispiel um Batterien, Leuchtstoffröhren, Farben und Lacke, die unter 
anderem verschiedene Schwermetalle enthalten. 
 
Nach einer Studie über die Kompostierung städtischer Abfälle, ergeben sich folgende 
durchschnittliche physikalisch-chemische Eigenschaften (vgl. Tab. 4.1). 
 
Tabelle 4.1: Eigenschaften der städtischen Abfälle in Tunesien [Eigene Darstellung nach 34] 
 
Abfallparameter Wertspanne 
Wassergehalt [%] 60 - 70 
organisches Material [%] 60 - 70 
Kohlenstoff [% des Trockengewichts] 30 - 35 
Stickstoff [% des Trockengewichts] 1,5 - 2,1 
C/N 17 - 20 
elektr. Leitfähigkeit [µS/cm] 3.150 – 3.200 
pH-Wert 6,9 - 7,2 
Heizwert (kcal/kg Müll ) 710 - 964 
 
Die Daten, die zur Zeit über die Abfallmengen vorliegen, wurden in dem Zeitraum 
von 1977 bis 1992 von der ONAS (Abwasserbehörde) und der AMTVD (Abfallbe-
handlungsbehörde in Groβtunis) erhoben, wobei die ermittelten Mengen auf Schät-
zungen beruhen, die anhand von zwei Parametern erfolgten, dem Fassungsvermö-
gen der Müllfahrzeuge und der Häufigkeit der täglichen Leerungen. Allerdings wurde 
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bei diesen Erhebungen keine Differenzierung zwischen ländlichen Regionen, Bal-
lungszentren und den vom saisonalen Tourismus4 geprägten Küstenzonen vorge-
nommen. 
 
Ausgehend von einem Bevölkerungszuwachs von 1,2 % p.a. und einer deutlichen 
Veränderung des Konsumverhaltens wird in den kommenden Jahren mit einer Erhö-
hung des Abfallaufkommens5 von etwa 4-5 % p.a. gerechnet. Die produzierten städ-
tischen Abfälle wurden von der ANPE (Umweltbehörde) für 2002 aufgrund dieser 
Parameter auf rund 1,7 Mio. t hochgerechnet, davon ca. 55.000 t/a Verpackungsab-
fälle [113].  
 
Auf der Grundlage der oben angeführten Zusammensetzung und unter der Annah-
me, dass jeder Einwohner täglich ca. 500 Gramm städtischen Abfall erzeugt, ergibt 
sich, nach Schätzungen des Umweltministeriums, folgende Zusammensetzung für 
den städtischen Abfall in Tunesien: 
• Zirka 120 kg nativ organische Abfälle pro Einwohner und Jahr. Diese Zahl ent-
spricht ungefähr dem weltweiten Durchschnitt; 
• die verwertbaren Abfälle (Papier, Textilien, Metalle, Plastik, Glas) betragen 50 kg 
pro Einwohner und Jahr, d.h. ein Wert der ungefähr dem Wert für Entwicklungs-
länder entspricht und wesentlich geringer ist als jener in den Industriestaaten (200 
kg/(E*a)); 
• Die Erzeugung von städtischem Abfall in Tunesien beträgt heute ca. 180 kg pro 
Einwohner und Jahr. Dieser Wert entspricht etwa dem Wert von Deutschland im 
Jahr 1960; d.h. 140 kg/(E*a). 
 
Die in Tunesien produzierten städtischen Abfälle stellen durch ihre Zusammenset-
zung (lediglich 5-7 kg/(E*a) Problemstoffe) und ihr Volumen eigentlich kein großes 
Risiko für die Umwelt dar, allerdings beinhalten die heutigen Praktiken zur Sammlung 
und Entsorgung dieser Abfälle ein erhebliches Langzeitproblem. 
 
                                                 
4 Durch den Tourismus bedingt produzieren die Küstenstädte im Sommer bis zu 52 % mehr Abfälle als 
im Winter. 
5 Eine traditionelle Abfallverwertung durch das Vieh (pflanzliche Reste, Brotreste...) kann aufgrund der 
stetigen Verstädterung und durch das sich verändernde Konsumverhalten nicht mehr gewährleistet 
werden. 
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Tatsächlich bilden die wilden Deponien ein erhebliches hygienisches Problem (vgl. 
Kap. 3.2). Die Standorte für diese Deponien sind oft leicht zugänglich, insbesondere 
sind Kinder gefährdet, die gegenüber den physikalischen und chemischen Gefahren, 
die diese Abfälle beinhalten, besonders anfällig sind. Die Präsenz verschiedener Na-
getiere und Insekten sowie die Entstehung von Bränden gefährden die benachbarten 
Wohnsiedlungen. Überdies entsteht bei den Bränden manchmal giftiger Rauch. Die-
se Deponien sind oft auch dafür verantwortlich zu machen, dass Drainagesysteme 
und Überschwemmungsschutzanlagen (an Straßen) nicht funktionieren. Die Sicker-
wässer der wilden Deponien können die Oberflächengewässer und die Brunnen, die 
als Trinkwasserquelle dienen, verseuchen. Schließlich wirken diese wilden Deponien 
auch negativ im Stadtbild und in der Landschaft. 
 
Die in den meisten Kommunen des Landes praktizierte Ablagerung von Müll auf un-
geordneten Müllkippen und die davon ausgehenden Umwelt- und Gesundheitsrisiken 
werden von der Öffentlichkeit immer kritischer wahrgenommen. Auf der Ebene der 
Kommunen bestehen jedoch bisher weder die personellen, fachlichen noch finanziel-
len Möglichkeiten, um eine sachgerechte Entsorgung der steigenden Müllmengen 
durchzuführen oder zu steuern.  
 
Auch die derzeitige kommunale Kostenstruktur verhindert eine ordnungsgemäße Ab-
fallbehandlung, wie sie im Abfallgesetz Nr. 96-41 [97] und in der nationalen Strategie 
vorgesehen ist. Hinzu kommt, dass den Kommunen bei Entscheidungen, die sie di-
rekt betreffen, nur in geringem Maße Mitsprachemöglichkeit eingeräumt wird. 
 
Diese Zusammenhänge verdeutlichen die Problematik, dass die Kommunen für die 
umweltgerechte Entsorgung der städtischen Abfällen nicht genügend Mittel zur Ver-
fügung haben. Da die Reinhaltung der Straßen und Wohngebiete Priorität hat, blei-
ben nur wenige Mittel für eine sachgerechte Abfallbehandlung übrig. Hinzu kommt, 
dass aufgrund mangelhafter Ausstattung und unzureichender Organisation der 
Kommunen die Kosten für die Sammlung und den Transport erheblich überhöht sind. 
 
Vornehmlich in bevölkerungsreichen Kommunen behindern bauliche bzw. organisa-
torische Faktoren eine geordnete Sammlung der städtischen Abfälle und verursa-
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chen somit sowohl unnötige Kosten für den Abfallsektor als auch eine Minderung der 
städtischen Lebensqualität. Es sind in diesem Zusammenhang zu nennen: 
• Straßenverhältnisse: Eine befestigte Straße sorgt grundsätzlich für eine bessere 
und ordentlichere Optik, als eine unbefestigte. Aufgrund der örtlichen Gegeben-
heiten ist jedoch festzustellen, dass innerhalb einiger kommunalen Gebiete über-
wiegend unbefestigte Straßen vorhanden sind. Lediglich Hauptstraßen und wich-
tige Nebenstraßen sind befestigt. 
• Bebauung: Unbebaute Grundstücke, insbesondere bei fehlender Einzäunung, 
sind attraktive Orte um Müll ohne Repressionen befürchten zu müssen, los zu 
werden. Selten wirken die Kommunen auf die Grundstückseigentümer ein, dass 
diese für eine ausreichende Einzäunung sorgen. 
• Müllsammelbehälter: Diese werden kaum gereinigt und befinden sich meistens, 
z.T. wegen Wandalismus oder unsachgemäßen Entleerungen, in einem schlech-
ten Zustand. Zudem werden wichtige Randbedingungen von den Kommunen bei 
der Bestimmung der Müllsammelbehälteranzahl kaum berücksichtigt: 
- die Einwohnerzahl im Aufstellbezirk und das Müllaufkommen, 
- die Bevölkerungsgruppen, die in den Gebieten wohnen, 
- die technischen Fähigkeiten des Entsorgers. 
• Standplätze der Müllsammelbehälter: Diese sind kaum befestigt oder in den um-
liegenden Bebauungen integriert, so dass sich die anliegenden Bewohner durch 
eine zu dichte Platzierung belästigt fühlen. Der Abstand zwischen den einzelnen 
Behältern wird kaum in einem angemessenen Rahmen gehalten, so dass der 
Einwurf in die Behälter nicht immer gesichert ist und eine wilde Entsorgung kaum 
verhindert werden kann. Nicht selten wird in tunesischen Kommunen eine nicht 
unerhebliche Gefährdung für die Anwohner, Entsorger oder Verkehrsteilnehmer 
durch den Standplatz selbst festgestellt.  
 
 
4.1.2.2 Industrie 
Der Industriesektor Tunesiens (vgl. Abb.4.4) umfasst mehr als 14.000 geordnete In-
dustrieeinheiten, die in der Mehrzahl an der Küste konzentriert sind. Dieser ökolo-
gisch empfindliche Raum leidet besonders unter den Folgen des Tourismus und der 
Industrie und sieht somit seine Grenzaufnahmefähigkeit überschritten. 
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Abb. 4.4: Wichtigste Industriesektoren in Tunesien [Eigene Darstellung nach 94] 
 
Die tunesische Industrie ist wie Tabelle 4.2 aufzeigt hauptsächlich in fünf Landestei-
len konzentriert. 
 
Tabelle 4.2: Hauptstandorte der tunesischen Industrie [Eigene Darstellung nach 94] 
 
Region Industriesektor 
Biserta Zement- und Metallindustrie 
Großtunis Textil- und Metallindustrie 
Souse Textilindustrie 
Sfax Olivenölgewinnung und Phosphatverarbeitung 
Gabes Chemische Industrie 
 
In diesen Industrienzweigen fallen neben haushaltsähnlichen Abfällen, Sonderabfälle 
an, die einen beträchtlichen Anteil an gefährlichen Stoffen enthalten. Die wesentli-
chen Anfallstellen für gefährliche Abfälle sind im Bereich der industriellen Produktion 
bzw. bei importierten Gütern vorzufinden. Gefährliche Abfälle können auch in den 
Bereichen landwirtschaftliche Produktion, Bergbau, Austausch von Betriebsstoffen, 
Konsum- und Investitionsgüter, entstehen. 
 
Die oben skizzierten (vgl. Kap. 4.1.1.2) Auswirkungen der Ableitung schlammiger 
Industrieabfälle ins Meer über den gesamten Küstenstreifen wurden in Tunesien 
 
Industriesektoren
Textilindustrie Stahlproduktion Bergbauindustrie 
Nahrungsmittelindustrie Phosphatgewinnnungs-, 
-behandlungsindustrie 
Energieerzeugung 
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noch nicht erfasst oder ernsthaft abgeschätzt. Die einzige Region, die Gegenstand 
von vertieften Studien in dieser Hinsicht war, ist jene des Golfes von Gabes, wo die 
verheerenden Auswirkungen der Phosphatindustrie nachgewiesen wurden. Zahlrei-
che andere Regionen sind zur Zeit Gegenstand von vertieften Untersuchungen, ins-
besondere der See von Biserta, die Region von Sousse, usw. 
 
12 % der genehmigten Industrieanlagen werden vom Umweltministerium als stark 
umweltverschmutzend betrachtet, d.h. ungefähr 1.700 Fabriken. Sie gehören den 
folgenden Sektoren an: 
• Chemie 
• Nahrungsmittel 
• Gerberei 
• Papier 
• Oberflächenbehandlung 
• Zement 
• Textil 
• Energie. 
 
Nach Schätzungen der Umweltbehörde ANPE für das Jahr 2000 betrug das Indust-
rieabfallaufkommen ca. 320.000 t/a, ohne Betrachtung von Phosphatindustrie- und 
Bergbaurückständen, das wie folgt nach Industriesektoren verteilt ist (vgl. Tab. 4.3). 
 
Tabelle 4.3: Abfallaufkommen verschiedener Industriesektoren [Eigene Darstellung nach 94,113] 
 
Industriesektor Menge [t] 
Lebensmittelindustrie 50.000 
Baumaterial, Keramik, Glas 40.000 
Chemie 30.000 
Mechanik, Metall, Metallurgie, Elektronik                    130.000 
Textil, Kleidung, Leder 50.000 
Diverses 20.000 
Gesamtmenge                    320.000 
 
Nach einem im Auftrag der Umweltbehörde ANPE erstellten Expertenbericht sind 
220.000 Tonnen dieser Gesamtmüllmenge, d.h. ca. 70 % als Sondermüll zu be-
zeichnen [94]. 
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Dabei ist festzuhalten, dass das Stahlwerk El Fouladh in Menzel Bourguiba alleine 
88.000 Tonnen Abfälle (nahezu 28 % der Gesamtmenge) an einem einzigen Stand-
ort produziert, von denen 65.000 Tonnen auf Schlacke entfallen. 
 
Zusätzlich sind folgende Industriesektoren zu berücksichtigen, die zu den großen 
Sonderabfallerzeugern zählen: 
 
• Phosphatindustrie: Dieser Sektor verursacht in Sfax, Gabes und Skhira die meis-
ten Umweltverschmutzungen. Seit dem Beginn der Produktion im Jahre 1972 
sind in Gabes über 40 Millionen Tonnen Behandlungsrückstände ins Meer abge-
leitet worden. Diese Rückstände, die u.a. schwermetallverseucht sind, haben 
großen Schaden an der Meeresflora und -fauna angerichtet. 
• Bergbau: Das Bergbauzentrum von Gafsa emittiert viele cadmiumhaltige Behand-
lungsrückstände, die zur Zeit in den Salzsee Chott Gharsa abgeleitet werden. Der 
Bergbau in Gafsa, dessen Phosphatgewinnungskapazität ungefähr 10 Millionen 
Tonnen pro Jahr beträgt, verursacht außerdem beträchtliche Staubemissionen 
und schafft ebenfalls ein Entsorgungsproblem für Absetzschlämme aus den Fab-
rikeindickern, die einen Feststoffanteil von 200 g/l aufweisen. Eine jährliche Men-
ge von 10 Millionen Tonnen dieser cadmiumhaltigen Schlämme, wird momentan 
in ein nahe liegendes Tiefgelände abgeleitet. Diese wilde Schlammkippe kann al-
so das knappe Grundwasser verseuchen und stellt eine ernsthafte Gefahr für Tie-
re dar. 
 
Zum Industrienetz (außerhalb von Bergbau und Energie) zählen die o.g. ungefähr 
14.000 Industrieeinheiten, die über 435.000 Personen beschäftigen (vgl. Tab. 4.4). 
Die Zahl der Beschäftigten steigt aufgrund des wirtschaftlichen Aufschwungs ständig. 
Dieser wirtschaftliche Aufschwung wird von der Einrichtung immer neuer Industrie-
gebiete bestätigt, was u.U. weitere Abfall- und sonstige Umweltprobleme verursacht. 
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Tabelle 4.4: Daten6 über verschiedene Industriesektoren in Tunesien [Eigene Darstellung nach 94] 
 
Industrieunternehmen Beschäftigte 
Industriesektor 
Anzahl Anteil [%] Anzahl Anteil [%] 
Lebensmittelindustrie 4.500 32 70.000 16 
Textil, Kleidung, Leder 2.100 15       200.000 46 
Mechanik, Metall, Elektrik 1.000           7 50.000 11 
Baumaterial, Keramik, Glas           500           4 35.000           8 
Chemie           400           3 20.000           5 
Diverses 5.500 39 60.000 14 
Gesamtmenge      14.000        100       435.000        100 
 
 
4.1.2.3 Olivenölwirtschaft 
Die Ölkultur ist für die tunesische Wirtschaft wegen ihres Einflusses auf die Beschäf-
tigung und die Handelsbilanz wie auch wegen der hemmenden Wirkung auf die 
Landflucht von sehr großer Bedeutung. 
 
Mit ca. 60 Millionen Olivenbäumen und fast 1.300 Olivenölmühlen sichert dieser Sek-
tor ganz bzw. teilweise das Einkommen von nahezu einer Million Tunesier. Der Anteil 
des Olivenöls am Export landwirtschaftlicher Produkte beträgt ungefähr ein Drittel. 
Das entspricht durchschnittlich etwa 4-5 % der gesamten tunesischen Ausfuhr. 
 
Rund 90 % der Olivenernte sind für die Olivenölproduktion bestimmt und nur etwa 
10 % werden zu Tafeloliven verarbeitet. Im Laufe des letzten Jahrzehnts lag die jähr-
liche Olivenölproduktion fast immer über 100.000 t. Spitzenproduktionen wurden 
1991/92 mit 288.000 t und 2003 mit ca. 280.000 t erzielt (bis Mitte 2004 wurde davon 
über die Hälfte exportiert).  
 
Für die Verarbeitungstechniken der Oliven zeigt die folgende Übersicht (vgl. Tab. 
4.5) die Dominanz des klassischen Systems (62,9 %) und den noch relativ beschei-
denen Anteil des kontinuierlichen Verfahrens (11,3 %), dessen Anzahl von 6 im Jahr 
1977 auf heute ca. 147 Einheiten angestiegen ist [9]. 
 
                                                 
6 Da keine neueren Zahlen verfügbar waren stammen die in Tabelle 4.4 aufgeführten Zahlen aus dem 
Jahr 1994; an der dargestellten Verteilung (Anteile) hat sich, im Gegensatz zu den Beschäftigten- und 
Firmenzahlen, bis heute im Wesentlichen nichts geändert. 
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Tabelle 4.5: Verteilung verschiedener Ölgewinnungsverfahren (Ölmühlenzahl) [9] 
 
Region Klassisches 
Verfahren7 
Verbesserte Pressen 
und Mischsysteme8 
Kontinuierliches 
Verfahren9 
Insgesamt 
Norden                  66                  69 54 189 
Zentrum 475                  77 62 614 
Süden 276 188 31 495 
Summe 817 334               147      1.298 
Anteil [%]                  62,9                  25,8                 11,3         100 
 
Die in den einzelnen Systemen verarbeiteten Mengen an Oliven lassen sich in einer 
Rangfolge (vgl. Abb. 4.5) aufführen. 
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Abb. 4.5: Anteil verschiedener Olivenverarbeitungssysteme an der Gesamt-Produktionsmenge 
in Tunesien [Eigene Darstellung nach 9] 
 
Die in der Olivenölproduktion anfallenden Pressreste (frz. Margines), die durch die 
einzelnen Verarbeitungssysteme entstehen, liegen zwischen etwa 500 l/t verarbeite-
ter Oliven beim klassischen System und 1.250 l/t beim kontinuierlichen Verfahren [9]. 
                                                 
7 Auch als diskontinuierliches Verfahren bezeichnet. In diesem System werden die Oliven in einer 
Steinmühle zermahlen, dann wird in einem Rührwerk ein Teil des Öls unter Wasserzugabe getrennt. 
Die Knete wird dann meistens in Alfagrastaschen gepresst und abgetropft um anschließend wieder 
zermahlen zu werden. In manchen Betrieben werden Absetzbecken und Zentrifugen nachgeschaltet, 
um das restliche Öl vom Olivenmark zu trennen. 
8 Auch als 3-Phasen-System bezeichnet. In diesem System werden die Oliven mit Hammer- bzw. 
Scheibenmühlen zerkleinert. Förderpumpen steuern den Transfer der Knete zwischen den verschie-
denen Verfahrensstufen (Zerkleinerer, Rührwerk, Absetzbehälter, Zentrifuge). Das Olivenmark wird 
mit einem Lösemittel (Hexan) behandelt, um das restliche Öl (4-8 %) zu trennen. 
9 Auch als 2-Phasen-System bezeichnet. Es handelt sich hier um ein optimiertes 3-Phasen-System, 
wo die Absetzbehälter modifiziert werden, um sich auf 2 „Phasen“ zu beschränken (Öl und Mark). Das 
Mark enthält dann das gesamte Abwasser. 
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Aufgrund des Feststoffgehaltes10 von bis zu 150 g/l umfasst die Marginesproblematik 
ein enormes Abfallproblem in der Größenordnung von im Jahresmittel rund 15.000 t 
(ohne Betrachtung des Olivenmarks, das z.T. als Futtermittelzusatz oder in der Sei-
fenproduktion verwertet wird). 
 
Bis heute werden die Olivenpressreste weder behandelt noch entsorgt. Der Einsatz 
moderner Reinigungs- und Eliminierungsverfahren in den Ölmühlen selbst hat noch 
nicht begonnen. Laut tunesischer Umweltpolitik dürfen die Ölmühlenbetreiber ihre 
Pressreste nicht mehr einfach in die Umwelt ableiten. In den Fällen, in denen die Öl-
mühlen an das Kanalisationsnetz angeschlossen sind, müssen die Anschlüsse ent-
fernt werden, und die Ölmühlenbetreiber sind gehalten, Sammelbecken zu bauen, 
die die Pressreste einer Woche aufnehmen können. 
 
Da der Bau von kleinen Sammelbecken auf lokaler Ebene das Problem der Olivenöl-
pressreste nur begrenzt lösen kann, besteht ein neuer Ansatz in der Anlage von 
Großsammelbecken auf regionaler Ebene. Die Behandlungstechnik ist die der natür-
lichen Verdunstung unter den gegebenen meteorologischen Bedingungen. 
 
Ausgehend von dieser Überlegung wurden bisher zwei große Sammelbecken in Re-
gionen gebaut, in denen die Olivenölwirtschaft eine große Rolle spielt. Ein Becken 
mit einem Fassungsvermögen von etwa 30.000 m³ wurde in der Nähe der Stadt Kal-
la-Kebira errichtet, eine weitere Anlage mit 40 nebeneinander liegenden Einzelbe-
cken und einer Ausdehnung von insgesamt etwa 30 ha befindet sich in der Nähe der 
Kläranlage der Stadt Sfax. 
 
Trotz der z.T. geringen Tiefe der Becken (z.B. in Sfax zwischen 1 m und 1,5 m) ist 
die natürliche Verdunstung nicht zufriedenstellend. Der Grund hierfür ist die Bildung 
eines feinen Ölfilms auf der Beckenoberfläche, der eine größere Verdunstung weit-
gehend verhindert. 
 
                                                 
10 Tunesische Oliven enthalten im Mittel 45 % Wasser, 20 % Öl und 35 % Feststoffe. Nach Verarbei-
tung bleibt eine beträchtliche Menge an Feststoffen sowohl im Olivenmark als auch im Abwasser ent-
halten. Sie beträgt z.B. im kontinuierlichen Verfahren jeweils durchschnittlich 43 % im Olivenmark und 
13 % im Abwasser, und im System mit verbesserten Pressen, 48 % im Olivenmark und 9 % im Ab-
wasser [Berechnet nach 9]. 
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Parallel zum Ansatz der Sammlung und anschließenden Verdunstung wurden ver-
schiedene Versuche der Behandlung und Verwertung durchgeführt. Die Versuche 
zur Verwertung der Olivenpressreste haben in Tunesien zu keinem zufriedenstellen-
den Ergebnis geführt. Sie haben keine breitere Anwendung im Land gefunden, und 
größere Mengen konnten nicht verwertet werden. Auch wurde dieser Versuch größ-
tenteils an der Universität durchgeführt, d.h. in anwendungstechnisch kleinem Maß-
stab. Mögliche Verwertungsansätze sah man in der Verwendung als Verdichtungs-
material beim Bau von Fundamenten, landwirtschaftlich genutzten Straßen und Pis-
ten sowie zur Erzeugung von Biogas. 
 
Das Problem der Pressreste aus der Olivenölproduktion kann sicherlich nicht durch 
die Anwendung eines einzelnen Reinigungs- oder Vermeidungsverfahrens gelöst 
werden, da z. Z. unterschiedliche Hindernisse (vgl. Abb. 4.6) die ordnungsgemäße 
Entsorgung erschweren. Auch wird es notwendig sein, eine wirkungsvolle Strategie 
und einen Aktionsplan zu entwickeln, um die in den verschiedenen Regionen Tune-
siens durch die Existenz der Olivenpressreste geschaffenen Umweltprobleme nach 
und nach lösen zu können. 
 
 
 
Abb. 4.6: Hindernisse für eine ordnungsgemäße Entsorgung der Olivenpressreste in Tunesien 
[Eigene Darstellung] 
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4.1.2.4 Medizinische Einrichtungen 
Die Krankenhausabfälle sind in Tunesien in fünf Gruppen gegliedert (vgl. Tab. 4.6). 
 
Tabelle 4.6: Einteilung der Krankenhausabfälle in Tunesien [77] 
 
Gruppe Definition 
A haushalts-, haushaltsähnliche oder desinfizierte Abfälle der Gruppe C 
B spezifische Krankenhausabfälle, blutverschmierte Abfälle, Spritzen usw. 
C infektiöse Abfälle 
D chemische Substanzen, Medikamente, verbrauchte Batterien, Fette, verbrauchte 
Öle usw. 
E Körperteile, Organabfälle usw. 
 
Das Abfallaufkommen von Krankenhäusern variiert zur Zeit, nach Angaben des Ge-
sundheitsministeriums, zwischen 1 und 1,3 kg pro Bett und Tag; spezifiziert nach den 
o.g. Gruppen ergibt sich der in Abbildung 4.7 dargestellte Abfallanfall. 
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Abb. 4.7: Anteil der jeweiligen Gruppen am Krankenhausabfallaufkommen [77] 
 
Die Umweltbehörde ANPE hat für das Jahr 2003, die Gesamtmenge von Kranken-
hausabfällen auf 15.000 Tonnen geschätzt, davon entfallen ca. 40 % allein auf den 
Großraum Tunis, 15 % auf die Sahelregion, 20 % auf den Süden (südlich von Sfax) 
und 25 % auf den Rest des Landes. 
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Nachstehende Abbildung 4.8 zeigt das Krankenhausabfallaufkommen in den ver-
schiedenen Gouvernoraten Tunesiens: 
 
40
1890
1490
146
2912
940
682
2328
1692
896
238
1220
244 418
568
7236
732
1192
1040
1164
2414
1028
1114
0
1000
2000
3000
4000
5000
6000
7000
8000
Ar
ian
a
Be
n A
rou
s
Tu
nis
Biz
ert
e
Na
be
ul
Za
gh
ou
an Sf
ax Be
ja
Je
nd
ou
ba
Sil
ian
a
Ke
f
Ka
ss
eri
ne
So
us
se
Mo
na
sti
r
Ma
hd
ia
Ka
iro
ua
n
Ga
be
s
Me
de
nin
e
Ta
tao
uin
e
Ga
fsa
Ke
bil
i
To
ze
ur
Sid
i B
ou
zid
Krankenhausabfallaufkommen in kg/d (Daten aus 1999)
 
Abb. 4.8: Die Verteilung des Krankenhausabfallaufkommens über verschiedene Landesteile [Ei-
gene Darstellung nach 77] 
 
Zwecks Verbesserung der Entsorgung dieser Art von Abfällen, hat das Gesund-
heitsministerium am 18. September 1992 die Verordnung Nummer 96-76 erlassen, 
die technische Anleitungen für die ordnungsgemäße Entsorgung enthält. Außerdem 
hat das Abfallgesetz Nr. 96-41 die Entsorgung von menschlichen Körperteilen (Grup-
pe E) durch Begrabung vorgeschrieben.  
 
Trotzdem hat sich seitdem keine geordnete Entsorgung von Krankenhausabfällen 
durchgesetzt. Die Lage hat sich, mangels ordnungsgemäßer Trennung an der Quelle 
der verschiedenen Abfallarten der Gruppen A, B, und C, nicht verbessert. Das Kran-
kenhauspersonal wurde nicht oder kaum in dieser Hinsicht geschult. Immer noch 
wandern Abfälle der Gruppe B und C auf die wilden Müllkippen oder inzwischen, im 
Großraum Tunis, in die Mülldeponie Djebel Chakir (vgl. Kap. 6.3), wo sie von Chif-
fonnieren durchwühlt werden. 
 
Nach Angaben des Gesundheitsministeriums werden 43 % dieser Abfälle noch auf 
wilden Müllkippen entsorgt, 33 % werden wild verbrannt und nur 22 % werden auf 
geordneten Mülldeponien entsorgt. Die übrigen 2 % werden anderen Entsorgungsar-
ten zugeführt. 
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Eigene Erhebungen des Gesundheitsministeriums haben ergeben, dass mehr als 
25 % der kleinen sog. „Müllverbrennungseinrichtungen“ der tunesischen Kranken-
häuser defekt sind. Das ist so zu erklären, dass diese Einrichtungen entweder veral-
tet sind oder es mangelt an Ersatzteilen für die fachgerechte Instandsetzung. Im 
ganzen Land hat die Erhebung ca. 20 kleine, einfache, selten mit einem Zyklon zur 
Staubabscheidung bestückte, Verbrennungseinrichtungen gezählt. Die meisten der 
Anlagen die noch funktionstüchtig sind, erfüllen die technischen Bedingungen hin-
sichtlich der Grenzwerte der Luftemissionen nicht. 
 
Aufgrund der besorgniserregenden Lage sieht die Strategie des Gesundheitsministe-
riums wie folgt aus: 
1. Überdenken der Klassifizierung von Krankenhausabfällen wie folgt: 
- Behandlungsabfälle, 
- radioaktive Abfälle, 
- haushaltsähnliche Abfälle. 
2. Überdenken der Verwaltungsstruktur von Krankenhäusern im Bereich des Ab-
fallmanagements, um eine Verbesserung hinsichtlich der Trennung, Lagerung, 
Behandlung und des Transports zu erreichen. 
3. Verstärkung der Beratung und Kontrolle seitens des Ministeriums in den Kran-
kenhäusern des Landes, indem Regionalpläne für die Behandlung von Kran-
kenhausabfällen entwickelt werden. 
4. Verstärkung der Ausbildungsmaßnahmen für das Krankenhauspersonals zum 
Thema Abfallmanagement. 
5. Entwicklung von Verordnungen im Rahmen des Gesetzes 91-63 vom 29. Juli 
1991, bezüglich der Gesundheitsorganisation und des Abfallgesetzes 96-41 
vom 10. Juni 1996, bezüglich des Abfallmanagements. Dabei soll folgendes un-
terschieden werden: 
- Bestimmung der verantwortlichen Parteien im Bereich des Abfallmanage-
ments sowie deren Zuständigkeiten bezüglich Sortierung, Sammlung, Konditi-
onierung, Lagerung und Transport,  
- Bestellung eines Abfallbeauftragten unter dem Krankenhauspersonal, 
- Gründung eines nationalen Observatoriums, dessen Aufgabe das Manage-
ment von Krankenhausabfällen ist. 
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Die Zentralverbrennungsanlage für Krankenhausabfälle in Großtunis, die auf dem 
Gelände der Mülldeponie Djebel Chakir geplant ist, wird eine Kapazität von 30 m³ 
Krankenhausabfällen pro Tag haben; die Baukosten sind auf ca. 400.000 TND ge-
schätzt [92,128]. 
 
Aufgrund des Fehlens einer Behandlungsanlage für radioaktive Abfälle in Tunesien, 
übernimmt die Behörde zum Schutz gegen radioaktive Strahlungen (Centre National 
pour la Protection contre la Radioactivité) die Sammlung und Lagerung dieser Art 
von Abfällen in Zusammenarbeit mit den Nutzern. Die Behörde ist dem Gesund-
heitsministerium nachgeschaltet und hat in Zusammenarbeit mit diesem einen Er-
lass, bezüglich des Managements von radioaktiven Abfällen unter der Aufsicht der 
Internationalen Atomenergiebehörde erarbeitet. 
 
Seit 1990 ist vertraglich geregelt, dass die Lieferanten von radioaktiven Produkten 
die nach Gebrauch entstandenen Abfälle zurücknehmen müssen. 
 
 
4.1.2.5 Tourismus 
Tunesien verfügt, wie bereits erwähnt, über einen ca. 1.300 km langen Küstenstrei-
fen. Über 150 km, überwiegend Sandstrände, sind von touristischen Einrichtungen 
besetzt. Die Strandnutzung durch Hoteleinheiten ist von 80 km im Jahre 1994 auf 
154 km im Jahre 2004 gestiegen, was einer durchschnittlichen Zunahme von 7,4 km 
pro Jahr entspricht. Zwölf von den 17 bestehenden Touristenzonen sind bereits heu-
te an der Küste vorhanden. Von den weiteren in den nächsten Jahren geplanten 17 
Zonen werden sich 13 an der Küste befinden. 
 
Tunesien bietet ein reichhaltiges Tourismusangebot. Nach Angaben des Tourismus-
ministeriums verfügt Tunesien über die in Tabelle 4.7 dargestellte touristische Infra-
struktur. 
 
Schwachstellenanalyse 45 
 
 
 
Tabelle 4.7: Touristische Einrichtungen Tunesiens (2003) [Quelle: Tourismusministerium] 
 
Einrichtungen Zahl 
Hoteleinheiten 700 
Time share Einheiten 8 
Jugendherbergen 29 
Campingplätze 23 
Vergnügungszentren mit Restaurant 308 
Wasserheilzentren 11 
Golfplätze 8 
Tauchgebiete 21 
Wassersporteinrichtungen 115 
Vergnügungshäfen 5 
Kasinos 4 
Museen und Altertumsstandorte 47 
Reitzentren 20 
Reisebüros 325 
 
Die touristischen Aktivitäten werden von 29 Festivals ergänzt; die derzeitige Unter-
bringungskapazität des Landes beträgt ca. 200.000 Hotelbetten und ca. 1.700 Ju-
gendhausbetten. 
 
Im mediterranen Raum ist Tunesien hinsichtlich des Badetourismus eines der touris-
tischen Hauptzielländer. Über 5 Millionen Besucher hatten das Land im Jahr 2000 
zum Zielort gewählt, was ungefähr 35 Millionen Übernachtungen für die touristische 
Branche brachte. 32 Millionen Übernachtungen sind auf das Konto des Badetouris-
mus zu verbuchen, die übrigen 3 Millionen sind zwischen Stadt- und Tourentouris-
mus verteilt. 
 
Die folgende Tabelle 4.8 zeigt für das Jahr 2000 eine detaillierte Aufstellung der Ein-
gänge und Übernachtungen der Touristen unterschiedlicher Herkunft: 
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Tabelle 4.8: Touristenzahl und Übernachtungen verschiedener Herkunftsregionen [Eigene Darstel-
lung nach 113] 
 
Touristeneingänge Übernachtungen 
Herkunft 
Anzahl [× 1.000] Anteil [%] Anzahl [× 1.000] Anteil [%] 
Europäer         3.616 71,5         31.679 95,5 
Deutsche         1.011          11.284  
Franzosen 998  7.206  
Engländer 300  3.036  
Italiener 394  2.922  
Andere Europäer 913  7.231  
Nordafrikaner         1.340 26,5              732 2,2 
Algerier 612               438  
Libyer 685               235  
Andere Nordafrikaner              43                 59  
Andere 101 2              758 2,3 
Summe          5.057          100         33.169         100 
 
Wie aus Tabelle 4.8 ersichtlich ist, stehen die deutschen Touristen an der ersten 
Stelle11, sowohl auf Ebene der Eingänge als auch der der Übernachtungen, mit einer 
Gesamtzahl von über einer Millionen Touristen im Jahr 2000. Die Entwicklung ihrer 
Gesamtzahl sowie der Zahl ihrer Übernachtungen über die letzten Jahre ist beispiel-
haft für die meisten europäischen Länder und wird von den beiden folgenden Abbil-
dungen verdeutlicht12 (vgl. Abb. 4.9 und 4.10). 
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Abb. 4.9: Entwicklung der Zahl deutscher Touristen [Zeitung „La Presse“ vom 12. Mai 2004] 
                                                 
11 Bis 2001, dann von den Franzosen überholt. 
12 Die Anschläge vom 11. September 2001 und auf Djerba (April 2002) haben ihre Spuren deutlich 
hinterlassen. Die tunesische Tourismusbranche hat sich, trotz größter Anstrengungen seitens der 
Regierung und dem Privatsektor, noch nicht ganz erholt. 
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Abb. 4.10: Entwicklung der Übernachtungen von Touristen aus Deutschland [Zeitung „La Presse“ 
vom 12. Mai 2004] 
 
Nach Angaben des Tourismusministeriums gab es in der  Tourismusbranche im Jah-
re 2000 ca. 324.000 Arbeitsplätze, davon ca. 90.000 in Hotels und Restaurants und 
ca. 234.000 im Handwerk, Reisebüros, Fremdenverkehr usw.. 
 
In direktem Vergleich zu Konkurrenzländern der Region bzgl. Besucherzahlen stand 
Tunesien im Jahre 2000 auf dem siebten Platz vor Marokko: 
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Abb. 4.11: Besucherzahlen für das Jahr 2000 in verschiedenen Konkurrenzländern von Tunesien 
[Eigene Darstellung nach 113] 
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Die Kommunen des Großraums Tunis legen für die Berechnung ihres Abfallaufkom-
mens folgende Mengen pro Übernachtung zu Grunde: 
• Westeuropäer: 2,5 kg 
• Nordafrikaner13: 1,5 kg 
• Andere: 2 kg 
 
Diese Werte ergeben für das Jahr 2000 folgende Abfallmengen (vgl. Abb. 4.12), die 
Touristen verschiedener Herkunft in Tunesien „produziert“ haben. 
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Abb. 4.12: Gesamtabfallaufkommen von Touristen im Jahr 2000 nach Herkunftsregionen [Eigene 
Darstellung] 
 
Die Risiken (s.u.), die sich aus den Spezifika der Tourismusindustrie ergeben, sind 
heute noch groß, nicht nur für Tunesien, sondern für die meisten Länder der Welt. 
Tourismus ist eine exportorientierte Industrie, deren Nachfrage also vom Ausland 
abhängt; außerordentliche Anstrengungen sind notwendig, um diese Nachfrage so 
gut zu befriedigen, dass sie auch anhält. Nicht nur Hotels verschiedener Qualitätsstu-
fen sind von Nöten; viele Touristen erwarten auch, dass die Infrastruktur perfekt ist, 
und zwar von der Abfallentsorgung bis zum Flughafen, vom Schweinefleischimport 
bis zur Wasserversorgung.   
 
                                                 
13 Über eine Million anderer Nordafrikaner, hauptsächlich Algerier und Libyer, die bei tunesischen 
Verwandten oder Freunden wohnen, sind hier nicht erfasst. 
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Die Theorien über das Entstehen und Beheben von Umweltschäden [62], übertragen 
auf den touristischen Bereich Tunesiens, heben hervor, dass die Grundursache für 
die Umweltschäden aus dem Tourismus die Folgenden sind: 
- Die Tourismuswirtschaft könnte, weil die ökologischen Güter vom Marktsystem 
ausgenommen sind, diese kostenlos verbrauchen, gebrauchen und sogar miss-
brauchen. Sowohl die Tourismuswirtschaft als auch die Touristen sind nicht be-
reit, öffentlich ihre Abhängigkeit von der Erhaltung einer intakten Umwelt bekannt 
zu geben und hierfür auch die Kosten mitzutragen. 
- Verschärft wurden in Tunesien die Umweltprobleme im Bereich des Tourismus 
wesentlich durch rasches und unaufhaltsames Wachstum, das in den siebziger 
Jahren zum Massentourismus führte. Diese Feststellung gilt sowohl für das touris-
tische Angebot als auch für die touristische Nachfrage. Der Tourismus in Tune-
sien ist überwiegend Strandtourismus und verschärft die Umweltprobleme zusätz-
lich, da er sich raum- und zeitmäßig im Wesentlichen auf die empfindlichen Küs-
tenregionen (vgl. Kap. 4.1.1.2) konzentriert. Dennoch sind insbesondere auch 
Wüstenregionen (Region Tozeur-Nefta) heutzutage vom Massentourismus betrof-
fen. 
- Das Verhältnis des Tourismus zur Umwelt ist nicht immer schonend, da die touris-
tischen Anbieter und auch die Touristen keine sogenannte touristische Öko-Ethik 
besitzen bzw. ökologisch unwissend sind und sich der Folgen ihres Verhaltens 
(Konsum!) nicht bewusst sind14.  
 
Die touristische Geschichte Tunesiens hat gezeigt, dass die Tourismusindustrie deut-
liche negative Einflüsse auf die natürliche Umwelt ausübt. Besonders zu nennen 
sind: 
- Wasserverschmutzung, sei es entweder durch Abwässer oder durch die Oberflä-
chenverschmutzung des Wassers, beispielsweise aufgrund des Gebrauchs von 
Motorbooten; 
- Luftverschmutzung, vorwiegend verursacht durch übergroße touristische Ver-
kehrsbelastung, vor allem durch Pkws, Busse und Flugzeuge; 
- Landschaftsverschmutzung durch Abfälle aus touristischer Tätigkeit (s.o.). 
                                                 
14 Nach Angaben der Wasserbehörde (SONEDE), liegt der Wasserverbrauch der Tourismuswirtschaft 
im Jahre 2003 bei 19 Millionen m³, was ungefähr 7 % des Gesamtwasserverbrauchs des Landes ent-
spricht. Der tägliche Wasserverbrauch pro Tourist liegt bei ca. 480 Liter, was den 9-fachen Verbrauch 
des durchschnittlichen Bürgers, der bei 53 Liter liegt, entspricht.   
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Anderseits kann der Tourismus auch positiv auf die natürliche Umwelt wirken, denn: 
- Tourismus begründet die Notwendigkeit des Umweltschutzes, da die Qualität der 
natürlichen Umwelt für die Touristen von großer Bedeutung ist; 
- erst der Erlös aus touristischer Tätigkeit macht den Umweltschutz möglich, zumal 
beispielsweise in einigen Landesteilen Tunesiens hierzu oftmals keine anderen 
finanziellen Mittel bestehen. 
- Der Tourismus wird auch zu einem verstärkten Umweltbewusstsein der Bevölke-
rung Tunesiens beitragen. 
 
Insgesamt hat die dreißig jährige Erfahrung Tunesiens mit der Tourismusindustrie 
gezeigt, dass Ökonomie und Ökologie, gerade im Tourismus mehr als auf irgendei-
nem anderen Gebiet, eng mit der menschlichen Tätigkeit verflochten sind, da: 
- die Qualität der Umwelt essentielle Grundlage der touristischen Ökonomie ist, 
- der Umweltschutz nicht nur die Entwicklung des Tourismus fördert, sondern eine 
Bedingung dafür darstellt und zugleich die fortdauernde touristische Entwicklung 
gewährleistet, 
das heißt, Tourismus basiert auf Umweltattraktivitäten, welche die eigentliche Grund-
lage zur weiteren Tourismusentwicklung bilden. 
 
 
4.2 Ursachen der Abfallproblematik 
Die Abfallproblematik Tunesiens stellt sich, wie nachstehende Abbildung (vgl. Abb. 
4.13) zusammenfasst, aus verschiedenartigen teilweise verknüpften Ursachen dar. 
Wobei zu berücksichtigen ist, dass die entwicklungs-, die konsumbedingten und die 
sozioökonomischen Ursachen kein Spezifikum für Tunesien, sondern einen gemein-
samen Nenner vor allem für alle in der Entwicklung befindlichen Länder darstellen. 
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Abb. 4.13: Ursachen des Abfallproblems in Tunesien [Eigene Darstellung] 
 
 
4.2.1 Entwicklungsbedingte Ursachen 
 
4.2.1.1 Bevölkerungswachstum 
Die Bevölkerung Tunesiens ist von 4,5 Mio. Einwohnern im Jahr 1966 auf 8,7 Mio. im 
Jahr 1994 bis auf ca. 10 Mio. heute gewachsen. Die durchschnittliche Zuwachsrate 
konnte von mehr als 3 % p.a. zu Beginn der 60er Jahre auf 2,3 % p.a. im Zeitraum 
1980 bis 1991 reduziert werden. Eine weitere Reduzierung auf 1,2 % ist bis heute 
erreicht worden [51]. Wichtige Faktoren, die zu einer Verminderung der jährlichen 
Zuwachsraten geführt haben, sind nicht nur eine flächendeckende Gesundheitsver-
sorgung und -beratung, die mit dem Angebot der Familienplanung gekoppelt ist und 
der Schaffung von Arbeitsmöglichkeiten für Frauen, sondern auch die hohen Ein-
schulungsraten bei Mädchen und die rechtliche Absicherung der Stellung der Frau in 
der Gesellschaft. 
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Trotz der im Vergleich zu anderen Ländern der Region relativ geringen Zuwachsrate 
des Landes wird das Bevölkerungswachstum, neben dem Wirtschaftswachstum, als 
die Hauptursache der Abfallproblematik gesehen. Dies erstaunt nicht, denn Wirt-
schaftswachstum und Bevölkerungswachstum haben Gemeinsamkeiten in der Wir-
kung auf die Umwelt. In einer wachsenden Wirtschaft trägt der steigende Pro-Kopf-
Konsum auch bei konstanter Bevölkerung zwangsläufig dazu bei, dass immer mehr 
endliche Ressourcen aufgebraucht, immer mehr Schadstoffe und Abfälle an die Um-
welt abgegeben und immer mehr naturnahe Landschaften zu Produktionszwecken 
genutzt werden. Bei einer wachsenden Bevölkerung kann die Umweltbelastung trotz 
rückläufigen Konsums ansteigen. Mehr Menschen bedeuten zwangsweise mehr 
Produktion und dementsprechend mehr Verbrauch endlicher Ressourcen sowie bis-
her auch vermehrte Abgabe von Schadstoffen und Abfällen. 
 
Die Umweltproblematik Tunesiens beruht, im Gegensatz zu den Industrienationen, 
jedoch nicht allein auf dem zunehmenden Zerstörungspotenzial des sogenannten 
Fortschritts bei steigender Bevölkerung, sondern auch auf elementarer Armut, die 
ihrerseits die Bevölkerungszunahme wesentlich mitbedingt. Die starke Bevölke-
rungsvermehrung führte deshalb in der Vergangenheit zu einer fortschreitenden 
Umweltinanspruchnahme zugunsten der Befriedigung elementarer Bedürfnisse (z.B. 
Überweidung und Abholzung für den privaten Konsum); dies bedingte eine perma-
nente Verschlechterung der Lebensbedingungen und damit wiederum die Motivation, 
möglichst viele Kinder zu haben. Es handelt sich bei diesem Mechanismus also um 
eine selbstzerstörerische Spirale von Bevölkerungswachstum und Umweltbelastung. 
 
Neben den spezifischen Lösungsansätzen für den Bereich der Abfallentsorgung (vgl. 
Kap. 6 und 7) ist es für die Verminderung der entwicklungsbedingten Umweltproble-
matik substanziell, die sozialen und wirtschaftlichen Voraussetzungen dafür zu schaf-
fen, dass die Eltern ein Interesse an einer kleinen Kinderzahl haben oder zumindest 
das Interesse an einer großen Kinderzahl verlieren. Dieses Interesse hängt  in Tune-
sien von verschiedenen Faktoren ab. Oft ist die Kinderzahl kulturell ein Symbol für 
Gesundheit und Familienwohlstand und häufig sind Kinder die sicherste Altersver-
sorgung für die Eltern in ärmeren Regionen des Südens und Westens Tunesiens. In 
diesen armen Landesteilen sind Kinder immer noch wertvolle Arbeitskräfte. Wo Holz- 
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und Wasserholen einen wachsenden Zeitaufwand verlangen, tritt dies besonders 
zutage, und es trägt durch Zunahme der Bevölkerung dazu bei, die Holz- und die 
Wasserknappheit weiter zu verschärfen.  
  
Umgekehrt nimmt der Kinderwunsch ab mit dem Bildungsgrad der Frauen, mit gesi-
cherten Arbeitsplätzen und mit dem Gesundheits- und Hygieneangebot für Kleinkin-
der. Geregelte Altersvorsorge, Berufstätigkeit von Frauen und eine lokale Einzelana-
lyse der typischen Kinderarbeiten und ihres Ersatzes sind Ansatzpunkte für eine Sta-
bilisierung des Bevölkerungszuwachses. Ferner müsste der soziale Status und damit 
die eigenverantwortliche Entscheidungsfähigkeit der Frau wesentlich verbessert wer-
den. Auch die Entscheidung zu einer Vasektomie oder die Benutzung von Kondomen 
darf nicht vom Mann allein abhängen. Insgesamt lässt sich feststellen, dass die meis-
ten wirksamen Maßnahmen mit einem wesentlichen finanziellen Aufwand erkauft 
werden müssen. 
 
Bezogen auf die aktuelle Situation (1,2 %) scheint sich der Bevölkerungszuwachs in 
Tunesien bereits ansatzweise zu stabilisieren. Offensichtlich nimmt gegenwärtig in 
den meisten Landesteilen die Kinderzahl pro Familie schneller ab, als es jemals in 
Industrieländern geschah, und außerdem ist die Regierung willens, die Bevölke-
rungsvermehrung weiter einzudämmen.  
 
 
4.2.1.2 Verstädterung 
Ein ernstes Problem Tunesiens ist seit einigen Jahrzehnten die ständige Verschlech-
terung des städtischen Milieus. Die Städte wachsen in der Regel drastisch, sie zer-
stören die regionale und häufig auch die überregionale ökologische Balance und sie 
produzieren für die Menschen ein Milieu von zunehmend schlechter Lebensqualität 
(vgl. Abb. 4.14); besonders relevant (vgl. Tab. 4.9) sind die Abfallproblematik sowie 
die Probleme des individual- und öffentlichen Verkehrs.  
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Abb. 4.14: Verschiedene Einflüsse auf die Lebensqualität im tunesischen städtischen Milieu [Eige-
ne Darstellung] 
 
Tabelle 4.9: Relevanzeinschätzung der verschiedenen Einflussfaktoren infolge der Verstädterung 
in Tunesien [Eigene Darstellung] 
 
Relevanz 
Einflussfaktor 
klein mittel groß 
Luftverschmutzung ×   
Wasserverschmutzung ×   
Lärmbelästigung ×   
Verkehrsprobleme   × 
Probleme der Müllentsorgung   × 
Unmaßstäblichkeit ×   
Öffentlicher Transport   × 
Architektonischer Gigantismus ×   
Eingeengte Freizeit- und Erholungsräume  ×  
Ästhetische Minderung  ×  
Dichte Bebauung  ×  
 
Der Urbanisierungsgrad Tunesiens ist im Vergleich zu anderen Nachbarländern so-
wie im internationalen Vergleich relativ hoch, wie das in Abbildung 4.15 dargestellte 
Entwicklungsprofil belegt. 
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Abb. 4.15: Urbanisierungsgrad Tunesiens im internationalen Vergleich [Eigene Darstellung nach 
51,134] 
 
Zu den Ursachen des stetigen Wachstums der städtischen Bevölkerung gehört die 
zunehmende Zahl der Gemeinden (heute 264), denen Stadtstatus zuerkannt wird, 
und die Migration aus den ländlichen Regionen in die Stadt. Die Landflucht war ne-
ben den besonderen natürlichen Bedingungen der Landregionen auch auf eine ver-
fehlte Regionalpolitik zurückzuführen, die zunächst darauf zielte, primär die staatliche 
Verwaltung in den Gouvernoratshauptstädten auszubauen. Mit der Konzentration 
des Arbeitsangebots und des Infrastrukturaufbaus auf die Verwaltungszentren wur-
den Attraktionspole geschaffen, die wesentliche Auslöser für die Migrationsbewe-
gungen waren. 
 
Versuche, während der Planwirtschaftsphase Tunesiens in den sechziger Jahren, 
durch Ansiedlung staatlicher Unternehmen Arbeitsplätze in ländlichen Regionen zu 
schaffen, schlugen fehl. Die wirtschaftliche Liberalisierung führte zu einer weiteren 
Konzentration der Migrationsbewegung auf die Küstenregion des Landes, mit seinen 
Arbeitsangeboten in der Tourismusindustrie, und in die Industriezentren Tunis, Sfax, 
Gabes, Sousse, Nabeul und Biserta. Nach der letzten Volkszählung im April 1994 
lebten von den 8,7 Mio. Einwohnern rd. 4,2 Mio. (rd. 48 %) in Nordtunesien, 3,2 Mio. 
(rd. 37 %) in Zentral- und 1,3 Mio. (rd. 15 %) in Südtunesien [51]. 
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Die Festschreibung der Disparitäten zwischen Stadt und Land und das Wachstum 
der urbanen Zentren ist eine bleibende Herausforderung für die Regionalpolitik in 
Tunesien. Die fortbestehende Tendenz zur Landflucht erschwert Planung und Reali-
sierung von Infrastrukturinvestitionen und Versorgung mit ausreichenden und auch 
kostengünstigen Dienstleistungen sowohl auf dem Land als auch in den Städten. Mit 
der Migration verändern sich die sozialen und wirtschaftlichen Beziehungen in Fami-
lien- und Nachbarschaftsverbänden, die wiederum zu Veränderungen von Verhal-
tensweisen und Wertvorstellungen führen.  
 
Im Abfallbereich zeichnen sich die o.g. Herausforderungen für Staat und Kommunen 
infolge Urbanisierung und Migration durch konkrete Planungs- und Versorgungs-
schwierigkeiten aus. Besonders zu nennen sind: 
• Spontane, eigenständige Erweiterungen von Wohnsiedlungen vergrößern das 
Zuständigkeitsgebiet der betroffenen Kommunen und erfordern von ihnen somit 
eine ständige Ausweitung der Entsorgungsdienstleistung, was sich bei finanziell 
schwachen Gemeinden auf die Qualität der Abfallentsorgung negativ auswirkt. 
• Viele aus ländlichen Regionen immigrierte einkommensschwache Stadtbewohner 
verlieren mit der Zeit ihre alten Lebensformen kaum und züchten weiterhin 
Haustiere (vornehmlich Kühe, Schafe und Ziegen), obwohl in der Stadtumgebung 
kaum noch Weideflächen vorhanden sind. Diese Haustiere streifen tagsüber 
durch die Straßen auf der Suche nach Nahrung, die sie in Abfallsammelstellen 
finden. Das Durchwühlen der Müllcontainer trägt u.a. zur Verstreuung der Abfälle 
über eine große Fläche bei und verwandelt diese Plätze, zumindest bis zur 
nächsten Müllabfuhr, in „hot spots“ innerhalb von Wohnsiedlungen, was zusätz-
lich zur verstärkten wilden Müllablagerung beiträgt. 
• Die durch die Urbanisierung verursachten sozialen Veränderungen und wirt-
schaftlichen Probleme wie Arbeitslosigkeit und Obdachlosigkeit veranlassen vor 
allem Immigranten, die von ihren hilfeleistenden Familienangehörigen entfernt le-
ben müssen, nach neuartigen Einkommensquellen sowie dauernd zugänglichen 
Zufluchstätten zu suchen. Diese finden sie in sog. „geordneten“ Mülldeponien 
(vgl. Kap. 3.3), wo sie auf dem Müllkörper arbeiten (als Wertstoffsammler) und le-
ben können. Diese Tätigkeiten bringen den reibungslosen Deponiebetrieb in 
technischen Schwierigkeiten und verursachen damit für den Deponiebetreiber 
u.a. Kosten, die die Wirtschaftlichkeit des Unternehmens bedrohen. Auf wilden 
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Müllkippen verbrennen diese Wertstoffsammler zudem den Abfall, um Metalle zu 
separieren; ein Verhalten das zu nicht unerheblichen Umweltbelastungen führt. 
 
 
4.1.2.3 Wirtschaftswachstum 
Seit der Unabhängigkeit Tunesiens hat die Förderung der Industrieprojekte durch die 
Regierung einerseits den Industrialisierungsrhythmus beschleunigt und andererseits 
die Risiken der Umweltverschmutzung u.a. durch Abfall erhöht. Dies geschah ohne 
jegliche Wahrnehmung dieser Probleme durch den Staat. Wie früher in Industrie- und 
heute in Entwicklungsländern schritt die Industrialisierung des Landes ohne Sorge 
um die Umwelt fort. 
 
Die ungeordnete Errichtung von Industrieeinheiten hat zu einer kritischen Lage ge-
führt, die die tunesische Regierung im Rahmen ihrer Strategie zur nachhaltigen Ent-
wicklung (Agenda 21) auszubessern versucht [63]. Die Integration der tunesischen 
Wirtschaft in die Weltwirtschaft und die Beschleunigung der Entwicklung des Indust-
riesektors haben, gemäss den Anforderungen des Partnerschaftsabkommens mit der 
Europäischen Union im Jahre 1998, die Annahme eines globalen Programms zur 
„Angleichung des Industriesektors“ (mise à niveau) bewirkt. Dieses Programm zielt in 
erster Linie auf die Unterstützung der Industrieunternehmen ab, um ihre Wettbe-
werbsfähigkeit zu verbessern und sie auf diese Art vorzubereiten, die nationalen und 
internationalen Wettbewerbsanforderungen zu erfüllen. 
 
Trotz dieses Programms haben sich mehrere Faktoren negativ auf die Reduzierung 
der Abfallmengen im Industriesektor ausgewirkt. In dieser Hinsicht ist zu verzeich-
nen, dass der Mangel an Synergien zwischen der Industriepolitik, die auf Investitio-
nen und Technologien zur effizienteren Produktion abzielt, und der Umweltpolitik, 
deren Priorität lediglich bei „end of pipe“-Maßnahmen zum Einholen von Standards 
liegt, einen wirtschaftlichen Interessenkonflikt verursacht hat. 
 
In den letzten Jahrzehnten hat die exponentielle Zunahme von Produktion und Kon-
sum erstens zum Aufzehren der begrenzten Ressourcen des Landes und zweitens 
zu einer Überlastung der Umwelt mit Abfällen und Schadstoffen und zur Zerstörung 
naturnaher Landschaften geführt. Heutzutage versucht der Staat die Idee der soge-
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nannten nachhaltigen Entwicklung (vgl. Kap. 5.1.1) unter den Wirtschaftsakteuren 
intensiv über die Medien und den politischen Dialog zu verbreiten. 
 
Es ist höchste Zeit dafür, denn lineare Produktions- und Konsummuster, die sich 
durch hohen Ressourcenverbrauch und Erzeugung großer Abfallmengen charakteri-
sieren, sind nicht nachhaltig und führen in Zeiten noch immer zu hoher Bevölke-
rungszunahme unweigerlich zu immensen ökologischen, ökonomischen und sozialen 
Problemen auf nationaler und lokaler Ebene. 
 
Auch in Tunesien werden außerhalb von Politik und Wirtschaft zunehmend die Gren-
zen des Wachstums erkannt: Wir können nicht ständig weiter wachsen. Dass durch 
jede Entnahme endlicher Ressourcen der verbleibende Restbestand abnimmt und 
dass die Umwelt bisher als Folge des Bevölkerungs- und Wirtschaftswachstums 
Schäden erlitten hat, ist unter Fachleuten unbestritten. Daraus wird von ihnen häufig 
die Forderung nach Nullwachstum abgeleitet. Nullwachstum ist jedoch weder hinrei-
chend noch notwendig zur Bewahrung der Umwelt. Denn nicht Wachstum per se ist 
die Ursache der Umweltprobleme, sondern die Art dieses Wachstums [44,53]. 
 
Anstelle eines Wachstumsverzichts ist vielmehr dafür zu sorgen, dass Produktion 
und Konsum weniger Umweltbelastungen verursachen. Zu fordern ist, dass dieses 
Wachstum nicht zulasten künftiger Generationen geht. Diese Idee wird heute auch in 
Tunesien unter dem Begriff „sustainable development“ diskutiert. Damit die Umorien-
tierung vom bisherigen quantitativen zum zukünftigen qualitativen Wachstum möglich 
wird, braucht es umweltpolitische Maßnahmen, die sicherstellen, dass die Umweltgü-
ter ihrer tatsächlichen Knappheit entsprechend genutzt und bezahlt (Internalisierung 
externer Kosten; vgl. Kap. 4.2.2.2) werden. Die Umweltgüter müssen in Tunesien, 
wie ansonsten auch weltweit im Vergleich zu den anderen Produktionsfaktoren und 
Konsumgütern teurer werden. Nur so werden Entwicklungen ausgelöst, welche zu 
einem sparsamen Umgang mit den natürlichen Ressourcen führen.  
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4.2.1.4 Technischer Wandel 
Früher hat man in Tunesien aus Palmwedeln oder Alfagras produzierte Einkaufsta-
schen verwendet, heutzutage sind solche Taschen durch Plastiktüten ersetzt wor-
den. Die Befürworter der Verwendung dieser Plastiktüten haben sich so sehr an die 
täglichen „Segnungen“ der industriellen Produktion und die damit zwangsläufig ge-
koppelten Abfallströme gewöhnt, dass es aus heutiger Sicht komplett illusorisch wä-
re, eine totale Umstellung der tunesischen Gesellschaft auf ein auf Kreislaufwirt-
schaft ausgerichtetes Produktions-, Konsum- und Werteschema zu erwarten. Die 
Ausdifferenzierung der tunesischen Gesellschaft, die zunehmende Trennung zwi-
schen Erzeuger und Verbraucher trägt zusätzlich dazu bei, dass man sich heutzuta-
ge auch bezüglich einer intensiven Müllvermeidung keine großen Hoffnungen ma-
chen darf. 
 
Heutzutage entstehen durch den technischen Wandel induzierte Abfälle in Tunesien, 
wie überall auf der Zivilisationswelt, durch [49]: 
- stoffliche Faktoren, resultierend aus Stoffumwandlung, Stofftrennung und Stoffan-
reicherung (wie das Beispiel der Phosphatindustrie in Kap. 4.1.2.2 verdeutlicht), 
sowie durch die Verwendung gefährlicher Stoffe in Produkten, die nach der Nut-
zungsphase per gesetzlicher Definition zu Abfällen erklärt werden; 
- technische Faktoren, resultierend  aus verhinderter respektiv erschwerter Verwer-
tung, beispielsweise durch Miniaturisierung, Verbunde und Materialvielfalt; 
- strukturelle Faktoren, d.h. die bereits oben skizzierten expliziten und impliziten 
Randbedingungen unseres Wirtschaftssystems, beispielsweise der Zwang zu stän-
digem Wirtschaftswachstum. 
 
Konkrete Beispiele bzgl. der o.g. Faktoren findet man in Tunesien besonders in fol-
genden Abfallstoffen: 
• Verpackungsabfälle: doppelt und dreifach verpackte Industrieprodukte und Nah-
rungsmittel sind für alle Kunden in tunesischen Supermärkten griffbereit. Die Ver-
fügbarkeit von neuen Verpackungsprodukten und -maschinen im Lande sowie die 
entdeckte Bequemlichkeit der Konsumenten sind u.a. die Ursachen der Entste-
hung sowie des rasanten Mengenanstiegs von Verpackungsabfällen. 
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• Bauschutt: früher hatte man Lehm, Stroh, Holz und Steine für den Bau von Hüt-
ten verwendet, die man vor Ort gewinnt und teilweise bei Heimerweiterungen o-
der Neubauten wieder verwenden kann. Heute, im Zeitalter von Beton, Ziegel und 
anderen in Tunesien noch nicht wirtschaftlich recycelbaren Verbundbaustoffen, 
fallen bei jeder Hausrenovierung oder -erweiterung große Mengen von Bauschutt, 
die ein Großteil der städtischen Abfälle (vgl. Abb. 4.2) ausmachen, an.  
• Elektroschrott: Elektrogeräte wie Fernseher, Rechner oder Handy fallen zuneh-
mend als städtische Abfälle an, nachdem sie jahrelang in Hauhalten Platz gefun-
den haben. Diese für die tunesischen Haushalte relativ neuen Abfallprodukte las-
sen sich zur Zeit in Tunesien kaum wirtschaftlich recyceln und werden in Zukunft 
aufgrund ihrer steigenden Menge und Schädlichkeit für die Natur nicht mehr wie 
bisher unerkannt bleiben.  
• Industrieabfälle: der technische Wandel in Tunesien hat dazu beigetragen, dass 
zahlreiche Produkte nicht mehr handwerklich sondern industriell angefertigt wer-
den. Ein besonderes Beispiel dafür sind Textilprodukte, wobei viele handwerklich 
angefertigte Kleidungsstücke (Djebba, Blouza usw.) unbezahlbar geworden sind, 
sie werden deshalb zunehmend maschinell hergestellt. Dieser Wandel hat zu 
neuen abfallfördernden Produktionsverfahren geführt (vgl. Kap. 7.4). 
• biogene Abfälle: auch Nahrungsmittel werden heutzutage in Tunesien zuneh-
mend industriell verarbeitet, nachdem bis vor wenigen Jahrzehnten in Großstäd-
ten und immer noch in einigen ärmeren Landesteilen fast jede Familie ihre Nah-
rung (Couscous, Olivenöl usw.) vor Ort selbst produzierte oder verarbeitete, so 
dass Abfallprodukte, wenn sie überhaupt anfielen, vor Ort als Tierfutter oder an-
dere Produkte verwertet wurden. Nötige Nahrungsmittel, die einige Familien nicht 
selbst produzieren konnten, hatten sie z.B. gegen Vieh ausgetauscht. Das mone-
täre Zeitalter hat in Tunesien große Veränderungen diesbezüglich bewirkt. 
 
Bei all diesen Beispielen ist zu verzeichnen, dass die Verfügbarkeit von Trans-
portmitteln einen großen Beitrag dazu geleistet hat, dass einerseits die Wandlung 
der Gesellschaft begünstigt wurde und andererseits die Abfallprodukte über gro-
ße Gebiete im Land verstreut wurden. 
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Die Milderung der Negativauswirkungen auf die Umwelt, die der technische Wan-
del mit sich brachte ist zwar möglich, erfordert aber Zeit, Geld und landesspezifi-
sches technisches Know how. Es ist angesichts der technischen und finanziellen 
Möglichkeiten Tunesiens aus heutiger Sicht nicht realistisch ineffiziente Produkt-
verfahren von heute auf morgen durch hoch technologische, quasi abfall- und e-
missionsfreie Verfahren abzulösen. Doch dank geeigneter Abfallpolitik kann Tu-
nesien in seiner rasanten wirtschaftlichen Entwicklung erreichen, dass nicht alle 
Irrwege der Industrieländer wiederholt werden, denn wachsende Industrieproduk-
tion und steigende Bruttoinlandsprodukte müssen nicht automatisch mit steigen-
den Abfallmengen, Emissionen und Umweltbelastungen korrelieren. 
 
 
4.2.2 Sozioökonomische Ursachen 
 
4.2.2.1     Umwelt als öffentliches Gut 
Das Ausmaß der durch Abfälle verursachten Umweltbelastung (vgl. Kap. 3) hat vor-
nehmlich Boden und Wasser bereits von frei verfügbaren zu knappen Gütern degra-
diert, denn mit zunehmender Bevölkerung ist der Bedarf des Menschen an Boden für 
Abfallablagerung, auch in Tunesien, vielerorts über die Erneuerungsfähigkeit15 dieser 
knappen natürlichen Ressource hinausgewachsen.  
 
Leider dient heutzutage Boden und häufiger auch Wasser, zumindest an den Stellen 
die oben als Hot spots bezeichnet wurden, zunehmend als Aufnahmemedium für den 
zumeist schadstoffhaltigen Abfall, der als Output und als unerwünschtes Koppelpro-
dukt bei der Produktion entsteht und auch bei Gebrauch und Verbrauch der produ-
zierten Güter anfällt. 
 
Dies stellt für ein Land mit empfindlichen natürlichen Ressourcen wie Tunesien eine 
akute Bedrohung dar. Denn gerade diese Ressourcen finden zum einen als Kon-
sumgüter und Produktionsfaktoren Verwendung und zum anderen ermöglichen sie 
                                                 
15 Sobald das Verdünnungsprinzip eines Umweltmediums einwandfrei funktioniert, wird es als frei 
verfügbar bezeichnet. Doch die zeitlichen Aufnahmekapazitäten der Umweltmedien für Emissionen 
und Abfälle sind beschränkt, da ab einem gewissen Punkt die Schwelle erreicht ist, an der die Rege-
nerationsfähigkeit der verschiedenen Ökosysteme nicht mehr ausreicht, um sich selbst in einem stabi-
len Gleichgewicht zu halten. Ab diesem Punkt wird das Umweltmedium ein knappes Gut. Diese Puf-
ferkapazitäten unterscheiden sich zwischen den Umweltmedien, sie ist z.B. bei Böden größer als bei 
Gewässern. 
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die Befriedigung menschlicher Grundbedürfnisse und sind, wie beispielsweise Luft 
und Wasser, für zahlreiche elementare Lebensfunktionen unersetzlich.  
 
Durch ihre Kollektivguteigenschaft leidet die Umwelt in Tunesien, wie in vielen ande-
ren Ländern, u.a. unter einer zunehmenden Abfallbelastung, weil sie allgemein ver-
fügbar ist. Da sich ein Ausschlussmechanismus kaum anwenden lässt, besteht kein 
Anreiz, weder für Industrie noch für Haushalte, die noch keine Abfallgebühren leisten 
müssen, freiwillig zu einer Verbesserung der Umweltqualität, z.B. durch Abfallminde-
rung, beizutragen. 
 
Immer dann, wenn potenzielle Nutznießer eines prinzipiell mehrnutzbaren Gutes 
nicht von der Nutzung dieses Gutes ausgeschlossen werden können oder sollen, ist 
es für jeden Einzelnen rational, sich ohne eigenen Kostenbeitrag am Konsum des 
betreffenden Gutes zu beteiligen, sich als Trittbrettfahrer zu verhalten. Ob es trotz 
des für Tunesien keinesfalls fremden Phänomens des Trittbrettfahrerverhaltens zu 
Kooperationslösungen (vgl. Kap. 7.1.3) in der tunesischen Abfallwirtschaft kommt, 
hängt entscheidend vom Kosten-Nutzen-Kalkül der einzelnen Unternehmen bzw. 
Gruppen ab. 
 
Maßnahmen gegen dieses Verhalten, erschweren sich mit der Gruppengröße. In 
kleinen Gruppen, wie beispielsweise dem Hotelgewerbe, wo der Staat eine Hotel-
steuer (2 % der Einnahmen) eingeführt hat (vgl. Kap. 5.2.3.1), sind wegen der leicht 
möglichen wechselseitigen Kontrolle und leicht durchzuführenden Sanktionen die 
Anreize und Möglichkeiten zum „Trittbrettfahren“ sehr stark beschränkt. Hingegen 
herrschen für Haushalte wegen ihrer großen Zahl (derzeit über 2 Mio. Hauhalte) so-
wie ihrer Zerstreuung über das ganze Land ungünstigere Konditionen für Kontrolle 
und Sanktionen. In einer solchen Situation hat jeder Einzelne (Haushalt und Betrieb) 
den Anreiz, seine wahren Präferenzen zu verschleiern. Das Resultat ist, dass infolge 
dieses Missstands überall in Tunesien die wilde Beseitigung von Abfall ungehindert 
weitergeht, mit folgenden Negativeffekten für Mensch, Tier und Kollektivgut: 
• Beeinträchtigung der Gesundheit des Menschen, 
• Gefährdung von Tieren und Pflanzen, 
• schädliche Beeinflussung von Gewässer und Boden, 
• Störung der öffentlichen Ordnung, z.B. durch unbefugte Wertstoffsammler. 
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4.2.2.2 Externe Kosten 
Durch die in Kap. 4.2.2.1 geschilderten Einstellungen einiger Gruppen zu den öffent-
lichen Gütern Boden und Wasser sowie die anhaltende Bereitschaft des Staates aus 
sicherheitspolitischen (beispielsweise der sog. „Brotaufstand“ von 1978) oder sozia-
len Gründen, wie die Verhinderung „übermäßiger“ Belastung des Bürgers mit Abfall-
gebühren, sind der Allgemeinheit erhebliche Kosten entstanden, z.B. für die Sanie-
rung von Altlasten (Projekt Taparura in Sfax: ca. 60 Mio. Euro für knapp 3 km Sand-
strand) sowie die Rekultivierung von Deponien. Diese tauchen im betrieblichen 
Rechnungswesen bzw. in der Wirtschaftsrechnung der privaten und öffentlichen 
Haushalte nicht als Kosten auf. 
 
Bisher sind Produzenten in Tunesien nur für jenen Teil der Umweltbelastung verant-
wortlich, der ihren Betrieb betrifft, nicht jedoch für den Schaden, der beim Ge- und 
Verbrauch ihrer Produkte auftritt. Das Verursacherprinzip wird hier kaum angewen-
det, so dass, wenn etwa die Herstellung eines Produktes (z.B. Batterien) marktexter-
ne Umweltschädigungen verursacht, keine Signalwirkung auf nachgelagerte Sekto-
ren und die Konsumenten ausgeht. Es besteht kein Anreiz, den Konsum dieses Gu-
tes einzuschränken.  
 
Im bisher einzigen Bereich der Verpackungsstoffe, wo der Staat durch die Einführung 
eines dualen Systems versucht hat, diesem Missstand abzuhelfen16, wurde bisher 
wegen erheblicher Systemschwächen das Ziel verfehlt (vgl. Kap. 6.2). Die Menge der 
Verpackungsabfälle steigt ungehindert weiter und keine Konsumeinschränkung ist in 
Sicht, was negative Effekte auf die Einführung weiterer Maßnahmen für die Internali-
sierung einiger externen Kosten haben könnte. 
 
Durch die Einführung des Verursacherprinzips (vgl. Kap. 7.1), über das die sozialen 
Kosten dem Verursacher als einzelwirtschaftliche Kosten angelastet werden können, 
kann der Staat die oben genannte Knappheit des Umweltmediums Deponieboden, 
der z.Z. für die Ablagerung von Abfall dient, allen Unternehmen bewusst machen. Es 
muss also als dringendes Ziel angesehen werden, die ökologische Komponente auf 
volkswirtschaftlicher und betriebswirtschaftlicher Ebene berechenbar zu machen. 
                                                 
16 Eine Umweltabgabe für importierte und lokal hergestellte Plastikgrundstoffe wurde vom Finanzge-
setz 2004 eingeführt. Sie beträgt jeweils 2,5 % des Zollwertes oder des Umsatzes (vgl. Kap. 6.2). 
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Die tunesische Ökonomie kann mit den derzeitigen Instrumenten nicht verhindern, 
dass die Unternehmen, ihre eigene Lage verbessern, in dem sie der Gesellschaft 
Kosten in Form der in Kapitel 3 bewerteten externen Effekte (vgl. Abb. 3.1 und 3.2) 
aufbürden, die ansonsten in ihrer eigenen Wirtschaftsrechnung und damit in ihrem 
privaten Kosten-Nutzen-Kalkül auftauchen würden. Es ist deshalb Aufgabe neuer 
Ansätze (vgl. 7.3 und 7.4), diese Sachverhalte zu berücksichtigen. 
 
 
4.2.2.3 Umweltfeindliches menschliches Verhalten 
Mit fortschreitender Industrialisierung des Landes und unter Berücksichtigung der 
oben skizzierten anderen entwicklungsbedingten Faktoren (vgl. Kap. 4.2.1), ist die 
tunesische Gesellschaft mit umweltungünstigen Veränderungen von Verhaltenswei-
sen und Wertvorstellungen breiter Bevölkerungsschichten konfrontiert, die teilweise 
auf soziale und wirtschaftliche Veränderungen im Familiengefüge zurückzuführen 
sind. 
 
Nachdem erkannt wurde, dass der Mensch durch sein Verhalten wesentlich zur Ver-
schlechterung der heutigen abfallwirtschaftlichen Lage beigetragen hat, versuchte 
der Staat durch verschiedene Steuerungsmechanismen das Abfallbewusstsein der 
Bevölkerung und der Unternehmen zu wecken, um die anstehenden Abfallprobleme 
anzugehen. 
 
Möglichkeiten, die Bevölkerung zu einem umweltfreundlichen Verhalten zu animie-
ren, gibt es zu Genüge (vgl. Abb. 4.16). Genauso existieren in Tunesien seit Jahren 
ausreichend gesetzliche Vorgaben, um durch entsprechende Verordnungen die Ab-
fallvermeidung bei der Industrie durch legislative Maßnahmen kräftig voranzutreiben 
(vgl. Kap. 5.2.2). 
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(++): sehr hoch; (+): hoch; (+-): mittel; (-): niedrig; (--): sehr niedrig 
 
Abb. 4.16: Relevanzeinschätzung der Steuerungsmechanismen zur Förderung eines umweltorien-
tierten Abfallbewusstseins in Tunesien [Eigene Darstellung] 
 
Die Veränderungswahrscheinlichkeit durch Motivation des Bürgers bezüglich der ge-
nannten Steuerungsmechanismen kann bis 2010 wie folgt eingeschätzt werden (vgl. 
Tab. 4.10). 
 
Bequemlichkeit Information
Abfallmindernde 
Kaufangebote 
Öffentliche 
Meinung 
Finanzieller 
Anreiz 
Soziales Umfeld 
Sanktionen
Ge- und Verbote
Soziale Kontrolle
Status, 
Lebensstil 
Abfallmindernde Entsor-
gungsmöglichkeiten 
+ 
++ ++
+
- -- 
Abfallverhalten
++ ++
+
++
+-
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Tabelle 4.10: Veränderungswahrscheinlichkeit der verschiedenen Einflussfaktoren auf das Abfall-
verhalten der Bürger in Tunesien (Quelle: Eigene Darstellung) 
 
Veränderungswahrscheinlichkeit 
Einflussfaktor 
klein mittel groß 
Information   × 
finanzieller Anreiz   × 
soziales Umfeld  ×  
soziale Kontrolle   × 
öffentliche Meinung  ×  
Status/Lebensstil ×   
abfallmindernde Entsorgungsmöglichkeiten  ×  
abfallmindernde Kaufangebote  ×  
Bequemlichkeit ×   
Sanktionen   × 
Ge- und Verbote   × 
 
Jeder Mechanismus kann für sich alleine eine Wirkung auf das Abfallverhalten aus-
üben. Jedoch dürften sich optimierte Verhaltensänderungen in einem umweltspezi-
fisch positiven Sinne erst bei einer Kombination verschiedener Ansätze in dem ge-
wünschten Umfang einstellen. Am Wechselspiel „Information“, „finanzielle Anreize“ 
und „Sanktion“ werden für den Hausmüllbereich die dabei erzielbaren Synergien be-
sonders deutlich [56]: 
- Finanzielle Anreize stellen einen Aktivierungsfaktor zur Wahrnehmung von Infor-
mationen dar (ein Beispiel aus einem anderen Geltungsbereich sind Sonderan-
gebote im Einzelhandel); 
- Informationen sind erforderlich, um die Möglichkeiten zur Ausschöpfung von fi-
nanziellen Anreizen in Erfahrung zu bringen; 
- Sanktionen wiederum erhöhen die Hemmschwelle zur Nutzung illegaler Entsor-
gungsmöglichkeiten, die ansonsten aufgrund geschaffener finanzieller Anreize 
verstärkt in Betracht gezogen werden; 
- Die Tragweite von Sanktionen ist wiederum durch eine Information zu verdeutli-
chen. Im Gegenzug dazu hemmen die zur Zeit herrschenden Vollzugsdefizite die 
Wirksamkeit dieses Steuerungsmechanismus. 
 
Vor diesem Hintergrund liegt die derzeitige Schwachstelle in diesem Ursachenfeld 
vor allem darin, dass keine Strategie zur Einsetzung von steuernden Mechanismen 
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bisher im Lande erkennbar ist. Zudem die allgemein fehlende Information seitens des 
Staatsapparates das Wechselspiel zwischen den Einzelnen in Abb. 4.16 verdeutlich-
ten Steuerungsmechanismen hemmt. 
 
 
4.2.3 Institutionelle Defizite 
Tunesien ist sicherlich im Kontext Nordafrikas und der Arabischen Welt ein demokra-
tisches und liberales Land. Zentrale Faktoren hierbei sind die spezifische Beziehung 
zu Frankreich als früherer Kolonialmacht und Bezugspunkt für moderne Bestrebun-
gen, aber auch die Öffnung seiner Wirtschaft zu Europa und die bewusste Förderung 
des Tourismus als Devisenquelle. Gleichwohl ist aber auch festzustellen, dass die 
Evolution von Staat und Gesellschaft - und besonders die Relation zwischen beiden 
Größen - nicht geradlinig im Sinne einer progressiven Annäherung an westliche Vor-
bilder verlaufen ist, sondern bis heute, trotz aller Säkularisierung, einem autoritären 
Staatverständnis verhaftet ist. 
 
Die mangelnde Kompetivität im politischen System – die „Staatspartei“ RCD ist auf 
allen Ebenen überwältigend dominant – ist offensichtlich so verhaltensprägend und 
abschreckend, dass sich auch auf sog. „unpolitischen“ Handlungsfeldern, z.B. in In-
dustrie und Landwirtschaft, nicht so schnell verhandlungsmächtige Interessensver-
bände bilden, die geeignet sein könnten, ihre fachlichen Probleme selbst zu lösen. 
Zur Zeit sieht es durchaus nicht so aus, dass die angestrebte und praktizierte Libera-
lisierung der Wirtschaft auch zum Aufbau handlungsfähiger Organisationen führen 
könnte, die bei der Definition der Wirtschaftspolitik mitreden und Einfluss ausüben 
könnten. 
 
Die Verwaltung Tunesiens ist seit der Unabhängigkeit des Landes von der Kolonial-
macht Frankreich zentralistisch strukturiert. An der Spitze der 24 Gouvernorate des 
Landes steht ein vom Präsidenten direkt ernannter Gouverneur, der als Chef der 
Verwaltung dem Innenministerium verantwortlich ist. Der Gouverneur leitet den „con-
seil régional“17, dem alle Parlamentsabgeordneten der Region und die Präsidenten 
                                                 
17 Die Partizipationsmöglichkeiten der Bürger durch eine aktive Wahlbeteiligung sind auf Ebene der 
Gemeinden noch relativ groß. Auf der nächsthöheren Ebene aber nehmen sie deutlich ab. Auch wenn 
in einem „conseil régional“ die gewählten Abgeordneten der Nationalversammlung vertreten sind, 
besteht keine Möglichkeit der direkten Einflussnahme auf die Berufung der Gouverneure.    
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der Gemeinderäte „conseil municipal“ angehören. Zu den Kompetenzen eines „con-
seil régional“ gehören Aufstellung und Umsetzung regionaler Entwicklungspläne und 
die Umsetzung der im nationalen Entwicklungsplan vorgesehenen Maßnahmen. 
 
Die Vertreter der Gemeinderäte werden in Kommunalwahlen von der Bevölkerung 
direkt gewählt. Die Mitglieder eines Stadtgemeinderates wählen einen Präsidenten, 
der in den Regionalrat entsandt wird. Im Gegensatz dazu werden die Präsidenten 
der Landgemeinderäte vom Gouverneur ernannt. Die Gemeinderäte verabschieden 
und überprüfen die kommunalen Haushalte und wirken an wirtschaftlichen, sozialen 
sowie kulturellen Angelegenheiten mit.  
 
Die materiellen Möglichkeiten der Gemeinden für eine eigenständige Politik, sind je-
doch eher als gering zu bezeichnen. Nur die wenigsten Kommunen dürften über die 
dafür notwendigen Steuereinnahmen und Möglichkeiten der Kreditaufnahme verfü-
gen. Im Landesdurchschnitt wurden 2003 rund die Hälfte aller Ausgaben der Kom-
munen über Gelder des Zentralhaushalts finanziert. Vor allem in den ländlichen Ge-
meinden wird der Anteil der Gelder aus dem Haushalt der Zentralregierung wesent-
lich höher liegen. 
 
Die Kosten der kommunalen Abfallentsorgung belasten die kommunalen Haushalte 
in einer nicht unerheblichen Größenordnung. Diverse Schätzungen gehen jedoch 
davon aus, dass Aufwendungen für Abfallerfassung und -transport sowie Straßenrei-
nigung die kommunalen Haushalte in einer Größenordnung von 20 bis 40 % (ja so-
gar bis 60 %, für kleine Kommunen) des Gesamtbudgets belasten. Kosten für die 
Behandlung und Ablagerung auf geordneten Deponien sind dabei nicht berücksich-
tigt. 
 
Die dem Innenministerium unterstehenden Gemeinden sind aufgrund des Gemein-
degesetzes Nr. 95-68 [98] für die Durchführung der gesamten Abfallentsorgung zu-
ständig (vgl. Abb. 4.17). Im Widerspruch dazu wurde, aufgrund einer Präsidialent-
scheidung, die dem Umweltministerium unterstehende ANPE mit der Überwachung 
und Durchführung der Abfallbeseitigung und -verwertung beauftragt. Die daraus zwi-
schen beiden Ministerien entstandenen Interessenskonflikte hemmen die konzertier-
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te Umsetzung und Fortschreibung des nationalen Abfallwirtschaftsplans sowie die 
Schaffung der dafür erforderlichen rechtlichen und finanziellen Rahmenbedingungen. 
 
Abb. 4.17: Beispiel für eine kommunale Struktur (Organigramm der Kommune Beja) [103] 
 
Augenfällig zeigt sich dies an der geringen Bereitschaft der Kommunen des Groß-
raums von Tunis, die Betriebskosten der Zentraldeponie zu übernehmen. So werden 
inoffiziellen Angaben zufolge derzeit lediglich 20 % der von der ANPE den Kommu-
nen in Rechnung gestellten Deponiegebühren18 entrichtet. 
 
                                                 
18 Der Betrieb der Zentraldeponie Djebel Chakir wird derzeit durch das private tunesisch-französische 
Unternehmen SOMAGED sichergestellt. SOMAGED wird auf Grundlage eines Betriebsvertrages ent-
sprechend der real deponierten Abfallmenge aus dem Budget der ANPE bezahlt. Die ANPE ihrerseits 
stellt diese Kosten, ergänzt um einen Verwaltungsaufschlag, wiederum denen an die Deponie ange-
schlossenen Kommunen in Rechnung. Deren Zahlungsmoral ist jedoch so schlecht, dass derzeit da-
von ausgegangen wird, dass nur etwa 20-30 % der in Rechnung gestellten Kosten von den Kommu-
nen auch tatsächlich bezahlt werden. 
 
Gemeinderat 
Hauptamt 
Abteilung der Stadtratsan-
gelegenheiten und Kom-
missionen 
Immobilienabteilung 
Ordnungsamt 
Wahlabteilung 
EDV-Abteilung 
Amt für Umwelt 
und Stadtreinigung
Technische Abtei-
lung 
KulturamtStadtbauamt 
Personal- und Mate-
rialwesen 
Abteilung für kommunale 
Angelegenheiten 
Generalsekretär 
Bürgermeister 
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Alle bisherigen international gesammelten Erfahrungen haben gezeigt, dass eine 
technisch und ökonomisch effiziente Abfallentsorgung nicht stattfindet, wenn sie von 
zwei unterschiedlichen Institutionen mit teils konkurrierenden Interessen durchgeführt 
wird. Auch in diesem Sinn besteht hier ein hoher Handlungsbedarf (vgl. Kap. 7.4.1). 
 
Aufgrund des unzureichenden Gebührensystems sind die Kommunen faktisch nicht 
in der Lage, Sammlung, Transport, Behandlung und Ablagerung von Abfällen zu fi-
nanzieren und sind daher auf erhebliche staatliche Zuwendungen angewiesen. Sie 
verfügen auch nicht über die für kommunale Abfallwirtschaftsbetriebe erforderlichen 
personellen Kapazitäten und Kompetenzen und können auch private Betreiber von 
Behandlungsanlagen oder Deponien nicht kontrollieren. Die Kommunen können da-
her momentan, die im Gemeindegesetz von 1995 geforderte Verantwortung der ge-
samten operativen Durchführung der Abfallentsorgung nicht übernehmen. 
 
Den Kommunen ist es nicht möglich, die operativen Kosten der Abfallentsorgung ge-
trennt von anderen kommunalen Ausgaben hinreichend differenziert auszuwerten. 
So werden weder die variablen und fixen Kosten des laufenden Betriebes noch die 
Kapitalkosten der getätigten Investitionen (Abschreibungskosten und Verzinsung) für 
die dafür benötigte technische Ausrüstung differenziert erfasst. 
 
Verursacherbezogene Aspekte, wie z.B. die Menge an erzeugtem Abfall je Haushalt 
oder Hotel, werden bei der kommunalen Abgabenordnung nicht berücksichtigt. Ü-
berdies sind Zwangsmittel, die gegenüber zahlungsunwilligen Haushalten angewen-
det werden könnten, bisher nicht eingeführt. Zahlungsunfähige Haushalte sind von 
der Entrichtung dieser Steuern befreit. 
 
Aufgrund des kommunalen Abgabensystems sowie einer Hebeeffizienz, die je nach 
Gemeinde zwischen 50 und 90 % liegt, sind die Gebühreneinnahmen für eine kos-
tendeckende Finanzierung der Abfallentsorgung unzureichend [1,36]. Ein effizientes 
Gebührenerfassungssystem, das beispielsweise mit der Grundversorgung (Wasser, 
Strom) gekoppelt ist, existiert nicht. Die Kommunen sind daher auf staatliche Sub-
ventionen in Form von Direktsubventionen und Finanzierungsbeteiligungen angewie-
sen. 
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Ungeklärt ist die Einführung von Zwangsmitteln, durch die die Kommunen verpflichtet 
werden ihre anteiligen Deponiekosten an die ANPE abzuführen. Diese Zwangsmittel 
könnten jedoch nur in Kooperation zwischen dem Umweltministerium und dem In-
nenministerium eingeführt werden. Im Übrigen werden in diesen Deponiekosten le-
diglich die variablen Betriebskosten erfasst, da die Deponien (Beja, Siliana, Medjez-
El-Bab und Jendouba) überwiegend mit Mitteln der deutschen finanziellen Zusam-
menarbeit (KfW) finanziert wurden. Abschreibungs- und Kapitalkosten werden bei 
den derzeit angegebenen spezifischen Deponiekosten beispielsweise nicht berück-
sichtigt. Sobald aber Ersatzinvestitionen anstehen, die aus dem tunesischen Budget 
finanziert werden, können sich die von den Kommunen zu tragenden Betriebskosten 
drastisch erhöhen. Gleiches gilt für den Fall, dass Deponien oder Abfallbehand-
lungsanlagen eines Tages überwiegend oder ausschließlich mit tunesischen Mitteln 
finanziert werden. 
 
Ein weiteres institutionelles Defizit ist die Tatsache, dass die ANPE zum einen als 
Institution mit umweltüberwachenden Aufgaben und gleichzeitig auch als Betreiber 
abfalltechnischer Anlagen auftritt. Die sich daraus ergebenden Konflikte zwischen 
einerseits ökologischen und andererseits wirtschaftlichen Interessen bremsen derzeit 
insbesondere die rasche Entwicklung des abfallrechtlichen Rahmens. Im Übrigen 
werden durch die o.g. Betriebsrolle die limitierten personellen Ressourcen der inner-
halb der ANPE für die Abfallentsorgung zuständigen Abteilung stark gebunden. Da-
durch, dass von dieser Abteilung z.Z. neben anderen Aufgaben die Planungsarbeiten 
und der Bau von 9 geordneten Deponien überwacht und gesteuert wird, spitzt sich 
dieser Personalengpass in den kommenden Jahren noch weiter zu. 
 
 
4.2.4 Vollzugsdefizite 
Die Wirksamkeit der tunesischen Auflagenpolitik wird durch ein Vollzugsdefizit bei 
den Behörden in erheblichem Maße nachteilig beeinflusst. Unter dem Begriff Voll-
zugsdefizit wird hier die Übertretung der gesetzlichen Normen und Standards durch 
die Betreiber umweltverschmutzender Anlagen verstanden. 
 
Diese Übertretung wird vornehmlich ermöglicht durch Defizite in der Genehmigungs-
praxis, durch Mängel bei der Sanierung von Betrieben, die durch nachträgliche An-
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ordnung erzwungen werden können, durch Kontroll- und Überwachungsmängel und 
schließlich durch Sanktionsdefizite, die zu einer unzureichenden Abschreckung der 
Betreiber gegen Verstöße führen.  
 
Die Schuld am Vollzugsdefizit ist dabei nicht unbedingt bei den Emittenten zu su-
chen, sondern bei den Behörden. Je mehr die Ge- und Verbote den Emittenten zu-
widerlaufen, desto größer ist die Versuchung, sie zu übertreten und nach anderen 
Wegen zu suchen. Einer dieser Wege ist die Verhandlung mit den Behörden über die 
erteilte Auflage.  
 
Die zuständigen Behörden befinden sich häufig in einem Konflikt zwischen den star-
ren Anforderungen der gesetzlichen Vorschriften und den wirtschaftlichen Belangen 
der Emittenten, jedenfalls immer dann, wenn die Vorschriften den Behörden Ermes-
sensspielräume einräumen. Die Vollzugsbürokratie agiert sehr häufig flexibel in Ver-
handlungen mit Betroffenen und berücksichtigt dabei wirtschaftliche Aspekte, anders 
als vom Gesetz beabsichtigt.  
 
Das solchermaßen hohe Maß an behördlicher Flexibilität und wirtschaftlichem Ein-
fühlungsvermögen führt dann zu nicht unerheblichen Vollzugsdefiziten und so zu ei-
ner für die Umwelt nachteiligen Umsetzung durch die Vollzugsbehörden. Neben die-
sem von den Vollzugsbehörden gewissermaßen gewollten Vollzugsdefizit, sind Wis-
sens- und Informationslücken sowie Ausstattungsengpässe bei den unteren und mitt-
leren Vollzugsbehörden als mögliche Ursachen für Vollzugsdefizite zu nennen (vgl. 
Abb. 4.18). 
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Abb. 4.18: Ursachen der Vollzugsdefizite der Behörden in Tunesien [Eigene Darstellung] 
 
Die Häufigkeit sowie die Relevanz wichtigster Vollzugsdefizite, kann wie in Tab 4.11 
dargestellt, eingeschätzt werden. 
 
Tabelle 4.11: Einschätzung der Häufigkeit und der Relevanz wichtigster Vollzugsdefizite [Eigene 
Darstellung] 
 
Häufigkeitseinschätzung Relevanzeinschätzung 
Ursache 
klein mittel groß klein mittel groß 
Genehmigungspraxis  ×    × 
Mängel bei der Sanierung von 
Betrieben 
  ×   × 
Sanktionsdefizite  ×    × 
Kontrollmängel  ×   ×  
Überwachungsmängel   ×   × 
Verhandlungsmöglichkeit mit 
den Behörden 
 ×   ×  
Ausstattungsengpässe bei 
den Behörden 
×   ×   
Wissens- und Informationslü-
cken bei den Behörden 
  ×   × 
 
 
Vollzugsdefizite Kontrollmängel Überwachungs-mängel 
Genehmigungspraxis 
Mängel bei der Sanie-
rung von Betrieben Sanktionsdefizite
Wissens- und 
Informationslücken 
bei den Behörden
Ausstattungsengpässe
bei den Behörden 
Verhandlungsmöglich-
keit mit den Behörden 
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4.3 Folgen der Abfallproblematik 
Durch menschliche Aktivitäten, insbesondere durch Produktion und Konsum aber 
auch Überbauung und Versiegelung der Landschaft werden vielerorts in Tunesien 
mit der unmittelbaren Zerstörung ihrer Lebensräume ganze Tier- und Pflanzenarten 
in einem Ausmaß vernichtet, das die naturbedingten Vernichtungsraten um ein viel-
faches übersteigt. Die Gefährdung der heimischen Tier- und Pflanzenarten beruht 
heutzutage nahezu ausschließlich auf der Zerstörung ihrer Lebensräume und nur 
zum kleinsten Teil auf gezielten menschlichen Eingriffen. Auch die Gesundheit des 
Menschen wird in dicht besiedelten Regionen an der Küste in hohem Maße durch 
Abfallablagerungen gefährdet (vgl. Kap. 3 und 4). 
 
Aufgrund der Tatsache, dass in industrialisierten, dicht besiedelten Landesteilen vor-
nehmlich im Norden und an der Küste allzu oft eine Übernutzung19 der Naturgüter 
stattfindet, was u.U. mit schwerwiegenden und nachhaltigen negativen ökologischen 
Konsequenzen verbunden ist, erkennt man in Tunesien seit kurzer Zeit in fast allen 
Lebensbereichen die Notwendigkeit des Miteinbezugs des ökologischen Faktors.    
 
In vielen Teilen des Landes ist die Umwelt und insbesondere der Boden, der in Be-
zug auf Abfallablagerungen zunehmend in Mitleidenschaft gezogen wird, als Stand-
ortfaktor von Bedeutung. Dieser spielt im Wirtschaftsprozess eine dreifache Rolle, 
nämlich: 
• er ist Lieferant regenerierbarer und nicht regenerierbarer Rohstoffe; 
• er ist Aufnahmemedium von Schadstoffen und Abfällen; 
• er ist ein öffentliches Konsumgut. 
 
Der Boden ist also, hier wie anderswo auf der Welt, Teil der natürlichen Lebens-
grundlage von Mensch und Tier. Noch später als bei Wasser und Luft rückten die 
Grenzen seiner Belastbarkeit erst in den letzten Jahren in das öffentliche Bewusst-
sein in Tunesien. Gerade mit der Pufferwirkung des Bodens ist auch zu erklären, wa-
rum in Tunesien die Notwendigkeit für Maßnahmen zum Schutz des Bodens erst so 
spät erkannt wurde: Die Auswirkungen von Luft- und Wasserverunreinigungen sind 
                                                 
19 Die Energie- und Stoffumsätze sind in einigen Landesteilen (vgl. Kap. 4.1.2.2) zum Störfaktor erster 
Ordnung für natürliche Ökosysteme geworden, denn sie haben Größenordnungen erreicht, die sich 
bereits im Prozentbereich der entsprechenden Umsätze in der empfindlichen tunesischen Natur be-
wegen. 
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in vielen Bereichen rasch erkennbar. Schadstoffbelastungen im Boden zeigen sich 
dagegen oft erst mit erheblicher zeitlicher Verzögerung. 
 
Da die Pufferkapazität20 der Böden größer ist als die der Gewässer, ist die Abwasser-
reinigung in Tunesien der Abfallbeseitigung weit voraus. Während man auf dem Ge-
biet der Abwassertechnik schon zu Beginn der siebziger Jahre erkannte wohin eine 
unkontrollierte Abwasserableitung führt und entsprechende Abhilfemaßnahmen um-
setzte, ergaben sich die Schwierigkeiten mit dem Abfall erst später. 
 
Auf diese Weise entstanden Altablagerungen sowie kontaminierte industrielle und  
gewerbliche Altstandorte, die bisher teilweise unerkannt im Land verteilt oder nicht 
eindeutig erfasst sind. 
 
Diese Altlasten sind in Tunesien vor allem durch - aus heutiger Sicht - unsachgemä-
ße Behandlung oder Ablagerung von Schadstoffen (vgl. Kap. 4.1.2) entstanden. Da-
bei muss freilich auch gesehen werden, dass in einer Vielzahl von Fällen, beispiels-
weise für die meisten der 400 vom Umweltministerium erfassten wilden Müllkippen, 
zum Zeitpunkt der Ablagerung oder der Behandlung das Gefährdungspotenzial und 
die Wirkungszusammenhänge noch nicht oder jedenfalls nicht vollständig erkennbar 
waren. 
 
 
4.4 Zusammenfassende Analyse der Schwachstellen 
Das Abfallproblem Tunesiens ist eines der zahlreichen Umweltprobleme des Landes, 
die aus einer übermäßigen Beanspruchung oder aus konkurrierender Nutzung von 
Umweltressourcen resultieren. Gemäß der ökonomischen Theorie entstehen sie 
durch eine Fehlallokation der knappen Umweltgüter. Kennzeichnende Merkmale sind  
für Tunesien u.a.: 
                                                 
20 Die Aufnahmekapazität des Bodens für Emissionen und Abfälle ist beschränkt und in vielen regio-
nalen Ökosystemen bereits erschöpft. In Sinne einer umweltverträglichen Wirtschaftsweise müssen 
Rohstoffentnahmen und Abfall- bzw. Emissionsabgaben an das Ökosystem im Einklang mit den Ab-
gabe- und Aufnahmekapazitäten stehen. Neben der Schadstoffmenge wirken sich die physikalischen 
Eigenschaften und die Beschaffenheit des Bodens und des Schadstoffes auf die aus der Schadstoff-
menge resultierende Bodenqualität aus. Die in die Umweltmedien emittierten Stoffe unterscheiden 
sich in vielfacher Art und Weise hinsichtlich ihrer Einwirkung auf den Boden und ihrer Verbreitung 
innerhalb des Bodens. 
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- Umwelt war lange Zeit ein freies, öffentliches Gut, also nicht knapp und jedem 
Einzelnen in gleicher Menge und Güte zugänglich. Die natürlichen Reinigungs-
kräfte der Umwelt reichten aus, um die Umweltqualität nicht zu verschlechtern. 
Aus diesem Grunde konnte die Umwelt zum Nulltarif genutzt werden. 
- Als Folge einer immer noch wachsenden Bevölkerung, einer damit einhergehen-
den Verstädterung und der industriellen Entwicklung sowie eines daraus resultie-
renden zunehmenden Wohlstands stieg in der Vergangenheit die Nutzung der 
Umweltmedien, vor allem zur Aufnahme industrieller Schadstoffe, dramatisch an, 
bis schließlich dort deren Belastungsgrenzen erreicht waren und eine stetige Ver-
schlechterung der Umweltqualität einsetzte. Dieser Trend hält leider in vielen Tei-
len des Landes an. 
- Obwohl die Umwelt, die heute bereits in einigen Regionen Tunesiens ein knappes 
Gut ist, dessen Inanspruchnahme steigende Kosten für die Allgemeinheit verur-
sacht, besteht für die jeweiligen Nutzer der Umwelt weiterhin kein Zwang diese 
Kosten zu tragen. 
- Diese Kosten, die auch als externe Effekte bezeichnet werden, erscheinen nicht 
im Kostenkalkül der Wirtschaftsakteure, da es keinen Marktpreis gibt, der diesen 
Kosten entspricht. Es entsteht somit eine Wirtschaft der „unbezahlten Kosten“, die 
nicht von den Verursachern, sondern langfristig von der Allgemeinheit getragen 
werden. 
- Die Abwälzung der aus der Umweltnutzung resultierenden Kosten auf die Allge-
meinheit führt zu einem verschwenderischen Umgang mit der Umwelt. Diese wird 
nicht, ihrer tatsächlichen Knappheit entsprechend, nur in den jeweils vorteilhaftes-
ten Verwendungen eingesetzt, sondern umsonst, überall dort, wo sich dadurch 
Kosten senken lassen. Es findet also kein Kosten-Nutzen-Kalkül beim Einsatz 
des Faktors Umwelt statt, was schließlich zu dessen Fehlallokation führt.   
 
Vor diesem Hintergrund und unter Betrachtung der zur Zeit herrschenden o.g. Hin-
dernisse (vgl. Kap. 3.3) im tunesischen Abfallbereich stellt man fest, dass das eigent-
liche Abfallproblem Tunesiens im Wechselspiel zwischen Ursachen und Hindernis-
sen liegt. Das Zusammenwirken beider verschiedenartiger teilweise verknüpfter Grö-
ßen schwächt die Handlungsfähigkeit von Staat, Wirtschaft und Bürger. 
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Will man den Verflechtungsmechanismus dieser beiden Größen und dessen Beitrag 
an der Abfallproblematik Tunesiens verdeutlichen, so kann man anhand einer Matrix 
versuchen, mit Hilfe von Plausibilitätsüberlegungen, unter Beachtung landesspezifi-
scher Besonderheiten (vgl. Kap. 4.2), das Wechselspiel jeweils einer Ursache (U) mit 
einem Hindernis (H) zu bewerten. Das Ergebnis eröffnet nähere Erkenntnisse über 
das Zusammenwirken von Ursachen und Hindernissen (vgl. Tab. 12 a+b), die für die 
Beantwortung einer Vielzahl von ökonomisch-ökologischer sowie soziokultureller 
Fragestellungen der Abfallwirtschaft herangezogen werden können. 
 
Für die Bewertung der gegenseitigen negativen Wechselwirkungen von Hindernissen 
und Ursachen auf die Abfallwirtschaft in Tunesien wird das in der Abbildung 4.19 
skizzierte Schema zu Grunde gelegt. Die dahinter steckende Überlegung geht von 
der Tatsache aus, dass jede in Tab. 12 a/b aufgelistete Ursache eine Negativwirkung 
auf die Abfallproblematik ausübt (vgl. Kap. 4.2); doch diese Negativwirkung kann 
entweder verstärkt (++/+) oder auch gleich bleiben (0), wenn sie mit der Negativwir-
kung eines Hindernisses überlagert wird. Das Gleiche gilt für die Hindernisse, wenn 
sie mit der Negativwirkung der Ursachen überlagert werden. 
 
Um aus den bewerteten kombinierten Wirkungen (WUr. und WHin.) eine Prioritätsstaf-
felung (A, B und C) von Gegenmaßnahmen zur Aufhebung dieser Wirkungen zu ge-
winnen, werden beide Einzeleffekte gemeinsam betrachtet (WUr. + WHin.). 
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Abb. 4.19:  Bewertung der Wechselwirkung von Ursachen und Hindernissen auf die tunesische 
Abfallwirtschaft und Bestimmung der Priorität von Gegenmaßnahmen 
 
Um die in Abb. 4.19 angewandte Bewertungsmethodik anhand eines Beispieles nä-
her zu erläutern, wird nachfolgend die Wechselwirkung zwischen der Ursache „ex-
terne Kosten“ und dem Hindernis „begrenzte Unterstützung der Betriebe mittels Kre-
ditprogrammen“ diskutiert: 
• Das Aufbürden externer Kosten der Gesellschaft (Ursache) ist zweifelsohne eine 
der Hauptursachen für den aktuellen Missstand in der tunesischen Abfallwirt-
schaft. Werden Industriebetriebe zudem mittels Bankkrediten kaum unterstützt 
(Hindernis), so sinken die Unternehmerinvestitionen in umweltschonenden Ver-
fahren und Installationen, so dass die ursprüngliche Ursachenwirkung durch die 
Hindernismitwirkung stark verschärft wird (Bewertung: WUr.=++). 
• In der anderen Richtung präsentiert die schwache Kreditvergabe (Hindernis) sei-
tens tunesischer Geldinstitute einen der Haupthindernisse für eine erfolgreiche 
Abfallbewirtschaftung auf betriebswirtschaftlicher Ebene. Doch marktexterne 
Umweltschädigungen (Ursache) seitens der Industriebetriebe bewegen tunesi-
sche Geldinstitute zu einer vermehrten umweltbezogenen Kreditvergabe leider 
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noch nicht, so dass die ursprüngliche Hinderniswirkung auf die Abfallwirtschafts-
lage durch die Ursachenmitwirkung unverändert bleibt (Bewertung: WHin.=0). 
• Die kombinierte wechselseitige Wirkung von Ursachen und Hindernis auf die Ab-
fallproblematik wird in diesem Beispiel mit „B“ bewertet (Summe: ++). 
 
Tab. 4.12 a: Bewertung des Wechselspiels Ursachen/Hindernisse bei der Abfallproblematik Tune-
siens auf volkswirtschaftlicher Ebene [Eigene Darstellung] 
 
Ursachen 
Hin- 
dernisse 
Bevölkerungs-
wachstum 
 
1 
Verstädterung 
 
 
2 
Wirtschafts-
wachstum 
 
3 
Technischer 
Wandel 
 
4 
Öffentliches 
Gut 
 
5 
Externe 
Kosten 
 
6 
Menschliches 
Verhalten 
 
7 
Institutionelle
Defizite 
 
8 
Vollzugsdefi-
zite 
 
9 
 +  +  ++  +  +  +  +  +  + a- Beschrän-
kung der 
finanzmittel + B + B + A 0 B + B + B + B + B + B 
 ++  +  ++  +  +  +  +  ++  ++ b- knappe 
Humanres-
sourcen ++ A + B + A + B 0 B + B + B + A + A 
 +  +  +  +  +  +  +  0  + c- Grenzen 
der Flächen-
nutzung + B + B + B + B + B + B + B 0 C + B 
 +  +  +  +  +  +  +  0  + d- lokale 
Umweltbe-
dingungen + B + B + B + B + B + B + B + B + B 
 0  0  0  0  +  +  +  ++  ++ e- Wirtschaft-
spolitischer 
Rahmen 0 C 0 C 0 C 0 C 0 B 0 B 0 B ++ A + A 
 0  0  0  0  +  +  +  +  + f- Rechtssys-
tematik 
0 C 0 C 0 C 0 C 0 B 0 B 0 B + B + B 
 0  0  0  0  +  +  +  +  + g- Monitoring 
der Umwelt-
medien 0 C 0 C 0 C 0 C + B + B 0 B + B + B 
 0  0  0  +  0  0  +  +  + h- fertige 
Modelle und 
Verfahren 0 C 0 C 0 C 0 B 0 C 0 C 0 B ++ A ++ A 
 ++  +  0  0  0  0  +  ++  ++ i- Dominanz 
des Staats-
apparates + A + B 0 C 0 C 0 C 0 C + B + A + A 
 0  0  0  0  +  +  +  ++  ++ j- Beamten-
selbstprivile-
gierung 0 C 0 C 0 C 0 C + B + B + B + A + A 
Bewertung: (++)= hoch; (+)= mittel; (0)= niedrig     
Priorität von Gegenmaßnahmen: [A=++++/+++]:kurzfristig; [B=++/+]:mittelfristig; [C=0]:langfristig 
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Tab. 4.12 b: Bewertung des Wechselspiels Ursachen/Hindernisse bei der Abfallproblematik Tune-
siens auf betriebswirtschaftlicher Ebene [Eigene Darstellung] 
 
Ursachen 
Hin-
dernisse 
Bevölkerungs-
wachstum 
 
1 
Verstädterung 
 
 
2 
Wirtschafts-
wachstum 
 
3 
Technischer 
Wandel 
 
4 
Öffentliches 
Gut 
 
5 
Externe 
Kosten 
 
6 
Menschliches 
Verhalten 
 
7 
Institutionelle 
Defizite 
 
8 
Vollzugs-
defizite 
 
9 
 0  0  0  0  +  +  0  +  0 k- Kontakt-stellen 
innerhalb der 
Verwaltung 0 C 0 C 0 C 0 C 0 B 0 B 0 C + B 0 C 
 0  0  0  +  +  +  +  +  + l. unzurei-chende 
abfallbez. 
Erfahrungen 0 C 0 C 0 C 0 B 0 B 0 B 0 B + B 0 B 
 0  0  0  +  +  +  +  +  + m- unzurei-chende 
Informatio-
nen 0 C 0 C 0 C 0 B 0 B 0 B 0 B + B 0 B 
 0  0  0  +  +  +  +  0  0 n- begrenzte Evaluierung 
von Einspa-
rungen 0 C 0 C 0 C 0 B 0 B + B 0 B + B + B 
 0  0  +  +  +  ++  0  0  0 o- begrenzte Unterstüt-
zung von den 
Kreditprogr. 0 C 0 C 0 B 0 B 0 B 0 B 0 C 0 C 0 C 
 0  0  0  +  ++  ++  +  0  0 p- Fehlen von
Kostenver-
gleichen 0 C 0 C 0 C 0 B + A ++ A 0 B + B + B 
 0  0  +  +  0  +  +  0  0 q- Wider-stand inner-
halb von 
Betrieben 0 C 0 C 0 B 0 B + B + B + B + B + B 
 0  0  0  +  +  +  +  0  0 r- Aufklä-
rungsmängel 
bzgl. Vorteile 0 C 0 C 0 C 0 B + B + B + B + B + B 
 0  0  +  +  +  +  +  0  0 s- mangeln-der Anreiz 
der Beschäf-
tigten 0 C 0 C 0 B 0 B + B + B + B + B + B 
 0  0  +  +  +  +  +  0  0 t- mangelnde Ausbildung 
von Beschäf-
tigten 0 C 0 C 0 B 0 B 0 B 0 B 0 B + B + B 
 0  0  +  ++  +  +  +  0  + u- fehlende Priorität für 
Abfallmana-
gement 0 C 0 C 0 B + A + B + B + B + B + B 
 0  0  +  +  +  +  +  0  + v- begrenzte Daten über 
Abfallerzeu-
gung 0 C 0 C 0 B 0 B + B + B + B + B + B 
 0  +  +  +  +  +  0  0  0 w- Emissi-onskon-
zentrationen 
statt Menge 0 C 0 B 0 B + B + B + B 0 C + B + B 
Bewertung: (++)= hoch; (+)= mittel; (0)= niedrig 
Priorität von Gegenmaßnahmen: [A=++++/+++]:kurzfristig; [B=++/+]:mittelfristig; [C=0]:langfristig 
 
Eine vorerst optische Betrachtung der obigen beiden Tabellen bringt näher, dass ei-
ne größere Häufigkeit von A- und B-Bewertungen in den Spalten U8 (institutionelle 
Defizite) und U9 (Vollzugsdefizite) zu verzeichnen ist, was sicherlich den übergrei-
fenden Einfluss sowie die betonte Wirkung dieser beiden Ursachen auf die jetzige 
Abfallwirtschaftslage in Tunesien hervorhebt. 
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Auf der anderen Seite häufen sich A- und B-Bewertungen in den Zeilen Ha (Be-
schränkung der Finanzmittel) und Hb (knappe Humanressourcen), was das Gewicht 
dieser beiden Hindernisse unterstreicht.  
 
Daraus kann man schließen, dass eine Kombination aus den 4 o.g. Ursachen und 
Hindernissen für eine gesunde Abfallwirtschaft hemmend ist und deren Aufhebung 
für die Einleitung geeigneter abfallpolitischer Maßnahmen Voraussetzung ist. 
 
Eine genaue analytische Betrachtung der oberen Bewertung bringt für die mit „A“ 
gekennzeichneten Kombinationen von Ursachen und Hindernissen folgende Er-
kenntnisse hervor: 
 
• Der Staat kann mit den heutigen abfallpolitischen Mitteln, die u.a. durch techni-
schen Wandel (U4) erzeugten Sonderabfälle, aufgrund der fehlenden Priorität für 
Abfallmanagement (Hu) innerhalb tunesischer Betriebe, nicht erreichen, dass die 
Industrie auf billige Entsorgungswege (wilde Müllkippen) ausweicht.   
• Die institutionellen (U8) und die Vollzugsdefizite (U9), verstärkt einerseits durch 
die Knappheit der Humanressourcen (Hb) und andererseits durch den schwachen 
wirtschaftspolitischen Rahmen (He), stellen die Behörden vor die Versuchung fer-
tige Konzepte und Verfahren (Hh) von Industrieländern zur Lösung des Abfall-
problems zu übernehmen. Dieses Verhalten kann die abfallwirtschaftliche Lage 
negativ beeinflussen und zu Schwierigkeiten bei der Einführung einer geordneten 
Abfallwirtschaft führen. 
• Die institutionellen Defizite (U8) verbunden mit der Dominanz des Staatsappara-
tes (Hi) hemmen partizipative Entscheidungsprozesse der Bevölkerung und die 
Entwicklung dezentraler Konzepte, z.B. für die Abfallsammlung und -verwertung 
durch den informellen Sektor. 
• Knappe Humanressourcen (Hb), verstärkt durch institutionelle Defizite (U8), er-
schweren den Gemeinden eine Erhöhung der Hebeeffizienz für Kommunalgebüh-
ren zu erzielen.  
• Die durch Wirtschafts- (U3) und Bevölkerungswachstum (U1) entstandenen Abfäl-
le können nicht effizient genutzt werden, da einerseits auf volkswirtschaftlicher 
Ebene die beschränkten staatlichen Finanzmittel (Ha) sowie die unzureichenden 
Humanressourcen (Hb) und andererseits auf betriebswirtschaftlicher Ebene die 
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Aufklärungsmängel (Hr) sowie der mangelnde Anreiz von Beschäftigten (Hs), es 
noch nicht erlauben, eine systematische Abfallverwertung  im Land einzuführen. 
• Die Dominanz des Staatapparates (Hi), verbunden mit institutionellen Defiziten 
(U8), verhindern in vielen Fällen die Einbeziehung des Privatsektors, z.B. für die 
Abfallsammlung und -deponierung. Wenn man die Beamtenselbstprivilegierung 
(Hj) dabei berücksichtigt, dann führt dieses Wechselspiel zu einer Verteuerung 
der Dienstleistung oder zur Fernhaltung der Entsorgungsunternehmen. 
• Trotz ausreichender Gesetzgebung (JORT Nr. 89-442 und Nr. 2002-3158) für die 
Vergabe von öffentlichen Leistungen hemmen institutionelle Defizite (U8), ver-
stärkt durch Beamtenselbstprivilegierung (Hj), die Förderung des freien Wettbe-
werbes und verteuern die Angebote. 
• Beamtenselbstprivilegierung (Hj) bietet Umweltsündern Verhandlungsmöglichkei-
ten mit den Behörden, beeinflusst Genehmigungsverfahren, verursacht Sankti-
onsdefizite und hemmt die Überwachungs- und Kontrollfunktion von Behörden. 
Sie trägt somit zu den Vollzugsdefiziten (U9) der Behörden bei. 
• Die Nutzung der Umwelt als Kollektivgut (U5) sowie der Anreiz Kosten in Form 
von externen Effekten (U6) der Gesellschaft aufzubürden, verbunden mit dem 
Fehlen von Kostenvergleichen (Hp) bzgl. Abfallvermeidung und -behandlung in-
nerhalb von tunesischen Betrieben, verhindern die Einbindung der Industrie für 
ein Industrieabfallmanagement. 
• Das Wechselspiel zwischen den institutionellen (U8) sowie Vollzugsdefiziten (U9) 
einerseits und die Dominanz des Staatsapparates (Hi) andererseits verhindern 
vertrauensbildende Maßnahmen, die einen partnerschaftlichen Umgang zwischen 
öffentlichem und privatem Sektor fördern. 
 
Alle mit „A“ gekennzeichneten Kombinationen von Ursachen und Hindernissen erfor-
dern Gegenmaßnahmen höchster Priorität, die z.B. im Rahmen eines kurzfristigen 
(bis 5 Jahren) Aktionsplans (vgl. Kap.8) durch geeignete Maßnahmen eingeführt 
werden sollen, da sonst keine effektiven Handlungskonzepte für die tunesische Ab-
fallwirtschaft entwickelt werden können. 
 
Mittelfristig (bis 10 Jahre) sollen auch die mit „B“ gekennzeichneten Kombinationen 
durch die Erkundung der Entwicklungspotentiale (Schaffung geeigneter Institutionen, 
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Schaffung neuer abfallpolitischer Instrumente usw.) des Abfallbereichs Tunesiens in 
Betracht gezogen werden. 
 
Die mit „C“ gekennzeichneten Kombinationen haben aus heutiger Sicht eine niedri-
gere Priorität für die tunesische Abfallwirtschaft und können im Rahmen einer lang-
fristigen Betrachtung (Umwelterziehung, engere Überwachung, Privatisierung usw.) 
in Abfallkonzepte einfließen. 
 
Die Bestimmung von Prioritäten betrifft ausschließlich die Negativeffekte von den o.g. 
Kombinationen, darf aber nicht die allgemeine Aufhebung des aktuellen Missstands 
bzgl. Ursachen und Hindernissen beeinträchtigen. 
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5 Strukturen der Abfallwirtschaft in Tunesien 
 
5.1 Umweltpolitische Aspekte 
 
5.1.1 Konzept der nachhaltigen Entwicklung 
Die Agenda 21 zählt zu den wichtigsten Errungenschaften der im Juni 1992 organi-
sierten Konferenz der Vereinten Nationen über Umwelt und Entwicklung. Auf der 
Konferenz von Rio wurde den einzelnen Teilnehmerstaaten empfohlen, ihre eigene 
nationale Agenda 21 auszuarbeiten, die den jeweiligen Ressourcen, der Bevölke-
rungssituation, dem Zustand der Umwelt, dem Entwicklungsstand und den Prioritäten 
des jeweiligen Landes angepasst sein sollte und dazu beitragen sollte, in großen Zü-
gen die Entscheidungen und Aktivitäten zur Umsetzung der Nachhaltigkeit festzule-
gen [63,114]. 
 
Daraufhin schuf Tunesien bereits im Oktober 1993 eine nationale Kommission zur 
nachhaltigen Entwicklung, die nach dem Vorbild der UN-Kommission die Umsetzun-
gen der Prinzipien der nachhaltigen Entwicklung in allen Bereichen des menschli-
chen Lebens überwachen sollte. Diese Kommission wurde speziell mit der Ausarbei-
tung und der Umsetzung einer Strategie und eines nationalen Aktionsplanes zur 
nachhaltigen Entwicklung beauftragt. 
 
Tatsächlich schloss Tunesien 1995, im Anschluss an die Annahme der Agenda 21 
für das Mittelmeer, die nach der Konferenz von Tunis im November 1994 erfolgte, die 
Arbeiten an seiner eigenen Agenda 21 unter dem Namen „Nationales Aktionspro-
gramm für Umwelt und nachhaltige Entwicklung im 21. Jahrhundert“ ab.  
 
Diese nationale Agenda 21, welche auf den Aktionsprinzipien und den Zielsetzungen 
der Agenda der UNCED und der Agenda MED 21 basiert, ist ein eigenständiges Do-
kument, da es die tunesische Sicht der mit der Nachhaltigkeit verbundenen Heraus-
forderungen, die bei der Konferenz von Rio ausgearbeitet wurden, zusammenfasst. 
Das Dokument betrachtet die Herausforderungen und die sich daraus ergebende 
Umsetzung einer nachhaltigen Entwicklungspolitik in einem Schwellenland aus nati-
onaler Sicht. 
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Im Hinblick auf die nachhaltige Entwicklung kann die spezielle tunesische Situation 
wie folgt zusammengefasst werden: 
 
• Es besteht die Notwendigkeit als Entwicklungsland einen stabilen Platz im regio-
nalen und internationalen Wirtschaftssystem zu finden, insbesondere im Hinblick 
auf die in jüngster Zeit und die nach dem GATT-Übereinkommen erfolgten Ent-
wicklungen auf internationaler Ebene, ohne jedoch seine Ressourcen zu vergeu-
den und seine Umwelt zu zerstören. 
• Es besteht die Notwendigkeit für ein Land, das sich in einer wirtschaftlichen     
Übergangssituation befindet, einerseits ein dauerhaftes Wirtschaftswachstum si-
cherzustellen, das den sozialen Aufstieg seiner Bevölkerung ermöglicht und an-
dererseits, im Rahmen einer integrierten Entwicklungsplanung, einen effizienten 
Schutz für die Ressourcen und die Umwelt zu gewährleisten. 
• Eine tatsächliche Annahme des Prinzips der nachhaltigen Entwicklung: die von 
Tunesien insbesondere nach der Konferenz von Rio gesetzten Initiativen zeugen 
vom Willen des Landes das Prinzip der nachhaltigen Entwicklung ins Zentrum 
seiner Entwicklungspolitik zu stellen. 
• Es gibt nur begrenzte natürliche und kaum erneuerbare Ressourcen. 
• Das Land hat ein arides Klima, das die Wasser- und Bodenreserven besonders 
gefährdet. 
• Es ist ein kleines Land, dessen Möglichkeiten im Bereich der „Economies of Sca-
le“ begrenzt sind. 
• Es benötigt eine kontinuierliche, kontrollierte und demographische Entwicklung, 
die ein hohes Wirtschaftswachstum erforderlich macht, um den sozialen Entwick-
lungsproblemen entgegentreten zu können. 
• Es gibt eine starke Abhängigkeit im Technologiebereich vom Ausland, die es zu 
reduzieren gilt. 
 
Die wirtschaftliche und soziale Entwicklung gemeinsam zu ermöglichen und die Um-
welt zu erhalten, zählen folglich zu den schwierigen Herausforderungen, denen sich 
Tunesien gestellt hat und die eine technische und finanzielle Unterstützung der inter-
nationalen Gemeinschaft besonders wichtig erscheinen lassen. 
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Die Erklärung von Rio unterstreicht im Übrigen diesbezüglich, dass die Unterstützung 
der internationalen Gemeinschaft vor allem den ökologisch gefährdeten Ländern zu 
Gute kommen sollte. 
 
Abschließend kann gesagt werden, dass die nationale Agenda 21 die Herausforde-
rungen der Integration der menschlichen, ökologischen (vgl. Kap. 5.1.2), sozialen 
und wirtschaftlichen Dimensionen der Entwicklung identifiziert und analysiert. 
 
Die Bausteine der tunesischen Agenda 21 sowie deren Priorität für den Staat, kön-
nen wie in Abb. 5.1 dargestellt, eingeschätzt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(++): sehr hoch; (+): hoch; (+-): mittel; (-): niedrig; (--): sehr niedrig 
 
Abb. 5.1: Derzeitige Bausteine der tunesischen Agenda 21 nach Prioritäten [Eigene Darstel-
lung] 
 
 
5.1.2 Der Umweltsektor im nationalen Entwicklungsprozess 
Die tunesische Politik zum Schutz der Umwelt umfasst die Erhaltung des ökologi-
schen Gleichgewichts, den Ressourcenschutz und den Kampf gegen die verschie-
denen Arten der Umweltverschmutzung. Sie verfolgt damit auch das ehrgeizige Ziel, 
die Notwendigkeiten der Entwicklung mit den Umweltanforderungen zu verbinden, 
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um die natürlichen Ressourcen (Luft, Wasser, Boden und biologische Vielfalt) zu 
schützen, die Gefahren für diese Ressourcen zu verringern und die Lebensbedin-
gungen der Bevölkerung zu verbessern. Die genannten Ziele sind Teil der nationalen 
Strategie für nachhaltige Entwicklung und damit konform mit den Prinzipien der Kon-
ferenz von Rio 1992.  
 
Die Neuorientierung der Entwicklung des Landes vor dem Hintergrund die natürli-
chen Ressourcen zu bewahren, die Umwelt nicht unwiderbringlich zu zerstören und 
die Qualität des menschlichen Lebens nicht zu gefährden, ohne dadurch das Wirt-
schaftswachstum zu verlangsamen, erfordert einen genauen und umfassenden Akti-
onsplan, der den Realitäten des Landes perfekt angepasst ist und als Richtlinie für 
die nachhaltige Entwicklung dienen kann. 
 
Aus diesem Grund versucht der Staat auf der Basis bereits bestehender bzw. neu zu 
schaffender finanzieller, institutioneller, rechtlicher und technologischer Instrumente 
eine langfristige Strategie und einen Aktionsplan zu entwickeln, die für einen rationel-
len und nachhaltigen Umgang mit der Umwelt unerlässlich sind.  
 
Parallel zu dieser langfristigen Aktivität wurden mehrere Kampagnen gemeinsam mit 
der zivilen Bürgergesellschaft organisiert, die die öffentliche Meinung und insbeson-
dere die Jugend für die Probleme des Naturschutzes und der Umwelt sensibilisieren 
sollen. 
 
 
5.1.3 Organisatorische Zuständigkeiten 
Zur Gestaltung und Umsetzung ihrer Umweltpolitik begann die tunesische Regierung 
bereits 1988 mit der Schaffung neuer Institutionen und der Neuorganisation ihres 
institutionellen Rahmens zum Schutz der Umwelt, dessen Herzstück heute das Mi-
nisterium für Umwelt und nachhaltige Entwicklung und die drei ihm unterstellten Insti-
tutionen sind [36,107]. 
 
Umweltpolitiken sind bis 1991 von verschiedenen Ministerien mitverfolgt worden. 
Den verschiedenen Ministerien zugeordnete operative Organisationen wie die ONAS 
(nationale Abwasserbehörde, seit 1974) und die ANPE (nationale Umweltbehörde, 
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seit 1988) waren an der Gestaltung der allgemeinen Umweltpolitik beteiligt und für 
deren praktische Umsetzung verantwortlich (Gesetz 88-91). Um die Aktivitäten und 
Kompetenzen zu bündeln, wurde 1991 das Umweltministerium gegründet, das unter 
anderem für die Koordination der beteiligten Behörden zuständig ist.  
 
5.1.3.1 Abwasserbehörde (Office National de l’Assainissement / ONAS) 
Das nationale Amt für Abfall- und Abwasserentsorgung wurde 1974 ins Leben geru-
fen, um die Wasserverschmutzung zu bekämpfen und die Wasserressourcen zu 
schützen. Seine Aufgabe besteht darin, die Abwasserentsorgung in den Wohngebie-
ten sowie den Industrie- und Tourismuszonen zu verwalten; zu nennen sind insbe-
sondere 
• Entwicklung von Infrastruktur und Abwasserentsorgungsnetzen, 
• Verwaltung, Betrieb, Wartung und Erneuerung der Abwasserentsorgungseinrich-
tungen, 
• Entwicklung von Leitplänen zur Abwasserentsorgung der Städte, städtischen und 
ländlichen Gebiete, 
• Kontrolle der Qualität des behandelten Wassers und Entwicklung von Plänen zur 
weiteren Nutzung dieses Wassers, 
• Verfolgung der technischen und technologischen Entwicklung im Bereich der Ab-
wasserentsorgung. 
 
Die Kompetenzen der ONAS wurden 1993 neu definiert, um ihrer Rolle als Betreiber 
im Bereich der Abwasserentsorgung und dem Kampf gegen die Wasserverschmut-
zung besser gerecht zu werden. 
 
 
5.1.3.2 Umweltbehörde (Agence Nationale de Protection de l’Environnement / 
ANPE) 
Die Nationale Umweltschutzbehörde ANPE wurde 1988 geschaffen; sie ist eine Son-
derorganisation, deren Aufgabe vornehmlich im Kampf gegen industrielle Umwelt-
verschmutzung liegt. Sie erfüllt eine zweifache Aufgabe: Analyse des Umweltzustan-
des des Landes und Kontrolle der Entwicklung einerseits, Kampf gegen alle Formen 
von Schädigung und Beeinträchtigung der natürlichen Umwelt andererseits. 
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Die ANPE führt Studien im gesamten Land durch, um den Zustand der Umwelt zu 
beurteilen und um die Ursachen und Quellen für die Verschlechterung der natürli-
chen Umwelt und des Lebensumfelds der Bürger zu identifizieren. Im Kampf gegen 
die Umweltverschmutzung ist sie auch präventiv tätig: Umweltverträglichkeitsprüfun-
gen sind vor der Umsetzung von neuen Projekten heute zwingend vorgeschrieben; 
daneben ist sie zuständig für die  
• Beteiligung an der Entwicklung von Normen im Bereich des Umweltschutzes,  
• Förderung des Umweltschutzes und des öffentlichen Bewusstseins,  
• Ausbildung und Entwicklung der Umwelterziehung. 
 
Die ANPE führt überdies Maßnahmen zur Wiedergutmachung von Umweltschäden 
durch und erfüllt die ihr zukommende Aufgabe als Inspektionsorgan von umwelt-
schädigenden Emissionen und Aufbereitungsanlagen, indem sie für die Kontrolle der 
Anwendung und der Einhaltung der geltenden gesetzlichen Bestimmungen sorgt. 
 
Die ANPE beteiligt sich überdies an der Definition der allgemeinen Umweltpolitik der 
Regierung im Kampf gegen die Umweltverschmutzung und präsentiert den zuständi-
gen Behörden Maßnahmen zur Umsetzung der nationalen Umweltpolitik. 
 
In diesem Zusammenhang genehmigt sie die Umweltverträglichkeitsprüfungen bei 
Großprojekten. Seit 1996 wurde sie auch mit der Überwachung des nationalen Ab-
fallwirtschaftsprogramms (PRONAGDES) betraut. 
 
 
 
5.1.3.3 Ministerium für Umwelt und nachhaltige Entwicklung (Ministère de 
l´Environnemet et du Développement Durable / MEDD) 
Nach der ANPE wurde im Oktober 1991 das Ministerium für Umwelt und Raumpla-
nung (Ministère de l’Environnement et de l’Aménagement du Territoire – MEAT) ge-
schaffen, das den institutionellen Rahmen im Umweltbereich vervollständigt und der 
Umweltpolitik damit noch mehr Gewicht und Öffentlichkeit verleiht. Von 2001 bis 
2004 wurde das MEAT in ein „Staatssekretariat“ umgewandelt, das dem Ministerium 
für Landwirtschaft, Umwelt, und hydraulische Ressourcen (Ministère de l´Agriculture, 
de l´Environnemet et des Ressources Hydrauliques-MAERH) untergeordnet war. Seit 
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November 2004 heißt es Ministerium für Umwelt und nachhaltige Entwicklung (Mi-
nistère de l´Environnemet et du Développement Durable-MEDD). 
 
Das MEDD schlägt, in Zusammenarbeit mit anderen betroffenen Ministerien und Or-
ganisationen, die Politik des tunesischen Staates im Bereich des Schutzes der Um-
welt und der Natur sowie der Verbesserung des Lebensraums und der Raumplanung 
vor, kontrolliert ihre Umsetzung und fördert die zugehörigen Gesetze. 
  
Das Ministerium stellt die Koordination zwischen den verschiedenen Akteuren der 
Umweltverwaltung und des Ressourcenschutzes auf nationaler und regionaler Ebene 
sicher, führt in seinen verschiedenen Kompetenzbereichen Demonstrationsprojekte 
durch und unterstützt Regierungsorganisationen und NGOs. Es definiert weiter Inter-
ventionsprogramme und mobilisiert finanzielle Mittel zur Durchführung und Kontrolle 
ihrer Umsetzung. 
 
 
5.1.3.4 Internationales Zentrum für Umwelttechnologien von Tunis (Centre 
International des Technologies de l’Environnement de Tunis / CITET) 
Das Internationale Zentrum für Umwelttechnologien von Tunis wurde 1996 im Rah-
men der Empfehlungen der Konferenz von Rio de Janeiro gegründet. Es dient vor 
allem der Verstärkung der Kapazitäten Tunesiens und der arabisch-afrikanischen 
bzw. mediterranen Länder im Bereich des Umweltschutzes und dem nachhaltigen 
Management der natürlichen Ressourcen, insbesondere durch:  
• die Entwicklung von Kompetenzen und die Verstärkung der Kapazitäten Tune-
siens und der Länder der Region im Bereich des Umweltmanagements und der 
Umwelttechnologien; 
• technische Unterstützung von Industriebetrieben und Förderung von umwelt-
freundlichen und sauberen Produktionstechnologien; 
• Anpassung, Transfer und Förderung von ökonomisch rentabler und ökologisch 
sinnvoller Technologie. 
 
92 Strukturen der Abfallwirtschaft in Tunesien 
 
 
5.1.3.5 Nationale Kommission für nachhaltige Entwicklung (Commission 
Nationale pour le Développement Durable / CNDD) 
Die 1993 im Anschluss an die Konferenz von Rio de Janeiro geschaffene Nationale 
Kommission zur nachhaltigen Entwicklung vervollständigt die für den Schutz der 
Umwelt in Tunesien zur Verfügung stehenden Institutionen.  
 
Die Aufgabe dieser Kommission besteht darin, den Umweltaspekt in die Entwicklung 
und die Förderung der nachhaltigen Entwicklung in die verschiedenen nationalen 
Entwicklungspläne zu integrieren. Sie bietet eine Plattform für die verschiedenen na-
tionalen Instanzen im Bereich der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung.  
 
Die CNDD steht unter dem Vorsitz des Premierministers und umfasst zwanzig Mit-
glieder: die meisten Regierungsmitglieder, zwei Abgeordnete, je einen Vertreter der 
tunesischen Industrie-, Handels- und Landwirtschaftskammer, einen Vertreter der 
tunesischen Gewerkschaftsorganisation, eine Vertreterin der Nationalen Union der 
tunesischen Frauen sowie zwei Vertreter von nicht staatlichen Umweltschutzorgani-
sationen. 
 
Ein technischer Ausschuss unter dem Vorsitz des Ministeriums für Umwelt und 
nachhaltige Entwicklung unterstützt die CNDD. Er besteht aus Vertretern der betrof-
fenen Ministerien, Fachleuten aus Sonderorganisationen, Forschungsinstitutionen 
und NGOs. Die Nationale Umweltschutzbehörde ANPE dient der CNDD als Sekreta-
riat. 
 
 
5.2 Administrative, rechtliche und finanzielle Rahmenbedingungen im 
Abfallsektor 
 
5.2.1 Administrative Rahmenbedingungen  
Die wichtigsten Institutionen der Abfallwirtschaft auf nationaler Ebene sind [36,107] 
das Innenministerium, das Ministerium für Umwelt und nachhaltige Entwicklung 
(MEDD) und die ihm unterstellten Behörden. Auf lokaler Ebene sind es die Gemein-
den und die Gemeindeagentur für Umweltdienste (Agence Municipale des Services 
Environnementaux – AMSE). 
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Einige der anfallenden Aufgaben werden dem Privatsektor übertragen, damit sich der 
öffentliche Sektor heute mehr auf die strategischen Aufgaben des Abfallsektors, die 
Reglementierung, die Kontrolle und die Koordination zwischen den verschiedenen 
Strukturen und Institutionen konzentrieren kann. 
 
 
5.2.1.1 Der öffentliche Sektor 
 
a) Das Ministerium für Umwelt und nachhaltige Entwicklung (MEDD) 
Zu den Kompetenzen dieses Ministeriums zählen: 
• die Ausarbeitung von Normen über Emissionsgrenzwerte aus industriellen, städti-
schen, landwirtschaftlichen, touristischen, energieerzeugenden, den Transport 
betreffenden und anderen Aktivitäten sowie die Kontrolle ihrer Einhaltung;  
• die Genehmigung von Investitionen für Projekte, die dem Kampf gegen Umwelt-
verschmutzung und dem Umweltschutz dienen sowie ihrer Kontrolle; 
• Genehmigungen zur Durchführung von Aktivitäten im Bereich der Abfallwirtschaft. 
 
Die Direktion für städtische Umwelt im Umweltministerium 
• unterstützt Unternehmen und Betroffene bei der Lösung von Problemen im Be-
reich der Abfallentsorgung und des Emissionsschutzes, gibt Orientierungshilfen 
und Ratschläge; 
• unterstützt die Gemeinden bei der Durchführung von Projekten zur Einrichtung 
von kontrollierten Mülldeponien sowie von Anlagen für das Sortieren, Behandeln 
und Recyceln von Hausmüll; 
• schlägt Pilotprojekte vor. 
 
Zu den bisher vom Ministerium durchgeführten Aktivitäten im Bereich der festen Ab-
fälle zählen: 
• Beginn der Umsetzung des PRONAGDES Programms im Jahr 1993; 
• Schaffung eines gesetzlichen Rahmens für die Abfallwirtschaft; 
• Einführung eines Programms zur Teilnahme des Privatsektors, insbesondere auf 
dem Sektor der festen Abfälle, in Zusammenarbeit mit dem Innenministerium und 
dem Ministerium für wirtschaftliche Entwicklung; 
• Informationstätigkeit und Förderung des öffentlichen Bewußtseins; 
• Durchführung von Pilotprojekten und Anschauungsprojekten. 
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Das Ministerium delegiert diese Aufgaben in vielen Fällen an die ANPE, die dann 
entsprechende Vorschläge ausarbeitet, z.B. für abfallrechtliche Verordnungen. Die 
abschließende Diskussion sowie die interministerielle Abstimmung und das Einbrin-
gen der Vorschläge in das Parlament bleiben dem Ministerium überlassen. 
 
b) Die Umweltbehörde (ANPE) 
Die Nationale Umweltschutzbehörde ANPE unterstützt auf Anfrage Aktivitäten im 
Bereich der Beseitigung und der Reduzierung von Abfallstoffen und Umweltschäden. 
Sie beteiligt sich an Studien, die zur Umsetzung des PRONAGDES-Programms bei-
tragen.  
 
Die Abteilung für Abfallwirtschaft, welche im Anschluss an den Ministerrat vom 29. 
März 1996 ins Leben gerufen wurde, erfüllt insbesondere folgende Aufgaben:  
• Teilnahme an der Ausarbeitung einer Abfallwirtschaftsstrategie; 
• Beauftragung und Kontrolle von Studien und Arbeiten der ANPE im Bereich der 
festen Abfälle; 
• Erstellung eines Inventars und Kontrolle von durch feste Abfälle verursachter 
Umweltverschmutzung; 
• Evaluation von Unterlagen und Genehmigungsvorschlägen für Unternehmen, die 
im Bereich fester Abfälle tätig sind; 
• Begutachtung und Studium von Genehmigungsanträgen für Anlagen und Betrie-
be, deren Tätigkeitsbereich den Abfallsektor betrifft; 
• Teilnahme an Informationskampagnen im Bereich Abfallwirtschaft; 
• Entwicklung von Plänen zum Management von Sonderabfällen. 
 
c) Abwasserbehörde (ONAS) 
Die der ONAS gemäß dem Gesetz Nr.93-41 vom 19/4/93 übertragenen Kompeten-
zen umfassen „den Schutz des Wassers, die Ausarbeitung und Realisierung von in-
tegrierten Projekten zur Behandlung von Abwässern und Regenwässern sowie des 
innerhalb der Gemeindegrenzen anfallenden Hausmülls und anderer Abfallstoffe“. 
Gemäß diesem Gesetz kann die ONAS „Studien durchführen und kostenlos oder 
gegen Bezahlung die lokalen Gebietskörperschaften sowie private und öffentliche 
Organisationen im Kampf gegen jede Form von Umweltverschmutzung, die durch 
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Hausmüll, Festmüll oder industrielle Abwässer entsteht und das Wassersystem ge-
fährdet, unterstützen und beraten“.  
 
Aufgrund dieser Kompetenzen beteiligt sich die ONAS heute an der Umsetzung des 
PRONAGDES-Programms. Im Rahmen des sogenannten zweiten Stadtprojektes 
wurde sie überdies zwischen 1984 und 1990 mit der Planung und der anschließen-
den Realisierung der beiden Mülldeponien für den Großraum Tunis (Henchir El Ya-
houdia und Raoued) beauftragt. 
 
Im Rahmen des sogenannten 11 Städte-Projekts im Medjerda-Tal, das von der KfW 
finanziert wurde, befasst sich die ONAS auf der Basis eines mit dem Innenministeri-
um vereinbarten Abkommens und aufgrund spezieller Verträge mit den betroffenen 
Gemeinden (Medjez El Bab, Beja, Jendouba und Siliana) mit dem Bereich Hausmüll. 
Die Aufgabe der ONAS umfasst die Durchführung und den Bau von kontrollierten 
Mülldeponien und ihrer Verwaltung für einen Zeitraum von fünf Jahren.  
 
d) Das internationale Zentrum für Umwelttechnologien von Tunis (CITET) 
Das CITET trägt zur Stärkung der nationalen Kompetenzen im Bereich der Abfallwirt-
schaft durch Ausbildungsprojekte bei. Es verfügt über eine Abteilung für Forschung 
und Entwicklung, welche sich vornehmlich mit dem Themenbereich Festmüll befasst. 
Diese Abteilung unterstützt die Klein- und Mittelbetriebe und führt Forschungsarbei-
ten durch (Olivenpressreste, Kompostierung, biologisch gerechter Betrieb von Müll-
deponien, energetische Nutzung von Abfallstoffen etc.). 
 
Das CITET verfügt überdies über ein Labor, das spezielle Analysen von festen Ab-
fallstoffen vornimmt sowie über ein Umweltforum (Eco-Forum), das eine permanente 
Ausstellung von Produkten und Materialien (Recyclingprodukte, Sammelbehälter 
etc.) umfasst, die von deutschen Firmen, die im Bereich Festmüll tätig sind, ausge-
stellt werden. 
 
e) Das Innenministerium 
Das Innenministerium übt die Verwaltungshoheit über die lokalen Gebietskörper-
schaften aus. Es ist somit mit allen Aspekten der Verwaltung der kommunalen und 
öffentlichen Dienstleistungen und somit auch mit der Entsorgung der städtischen Ab-
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fälle befasst. Die Umweltdirektion innerhalb der Generaldirektion für lokale Gebiets-
körperschaften (DGCPL) führt unter anderem folgende Aktivitäten durch:  
• Umsetzung des nationalen Programms für Sauberkeit und Umweltschutz; 
• Organisation eines nationalen Tages für eine saubere Umwelt (11. Juni jeden 
Jahres); 
• Veröffentlichung von kollektiven Ausschreibungen für den Ankauf von Ausrüs-
tungsgegenständen für die Gemeinden. 
 
f) Die Gemeinden 
Die einzigen relevanten Institutionen auf lokaler Ebene sind derzeit die dem Innen-
ministerium unterstehenden Kommunen, deren Aufgabe, entsprechend dem Ge-
meindegesetz Nr. 95-68 von 1995, die Einsammlung, getrennte Erfassung, Behand-
lung und Ablagerung von Siedlungsabfällen auf kontrollierten Deponien ist. Im Be-
reich Sammlung und Transport erfüllen die Kommunen diese Aufgabe entweder 
durch eigene Abfallwirtschaftsbetriebe oder sie haben die Durchführung an Dritte 
übertragen. 
 
g) Die Gemeindeagentur für Umweltdienste (AMSE) 
Die AMSE, die bis Juni 2004 als AMTVD (Agence Municipale de Traitement et de 
Valorisation des Déchets) bekannt war, hat als Nachfolgerin der ONAS die Verwal-
tung der Mülldeponien für den Großraum Tunis übernommen. Sie ist die erste und 
einzige Institution, die bisher zur Verwaltung von Mülldeponien geschaffen wurde. Es 
handelt sich um eine öffentliche Einrichtung mit industriellem und gewerblichem Cha-
rakter, die seit dem 17.01.1990 besteht. Sie untersteht der Gemeindeverwaltung der 
Stadt Tunis. Die AMSE hat die Aufgabe, kontrollierte Mülldeponien zu bauen, ihre 
Verwaltung zu kontrollieren und Anlagen zur Behandlung von Abfallstoffen zu errich-
ten. Ihre territoriale Kompetenz umfasst den gesamten Bezirk der Stadt Tunis, wel-
cher 31 Gemeinden umfasst.  
 
Seit der Inbetriebnahme der geordneten Großmülldeponie von Tunis (Djebel Chakir) 
durch die ANPE, und aufgrund akuter finanzieller Engpässe wegen nicht erfolgter 
Zahlung, sind die sichtbaren Aktivitäten dieser Behörde praktisch auf Null zurückge-
gangen. Das führende technische Personal gehört nun der ANPE-Abteilung für Ab-
fallwirtschaft an. Die ehemalige AMTVD-Zuständigkeit für die alten Mülldeponien von 
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Tunis (Henchir Lihoudia und Raouad) wurde aufgehoben und der ANPE übertragen. 
Es bleibt abzuwarten, inwieweit es der noch existierenden AMSE gelingen wird ihre 
Rolle im tunesischen Abfallsektor neu zu definieren. 
 
 
5.2.1.2 Der Privatsektor  
Viele private Unternehmen sind heute an der Abfallwirtschaft beteiligt. Die Regierung 
unterstützt die Einbindung privater Unternehmen und fordert die lokalen Gebietskör-
perschaften seit 1992 dazu auf, den Bereich der Müllsammlung privaten Unterneh-
men zu übertragen. 
 
Die Miteinbeziehung privater Unternehmen in die Verwaltung und den Betrieb von 
Mülldeponien wurde im Jahr 2000 bei der Abfallbehandlungsanlage von Djebel Cha-
kir in Tunis begonnen. Bei dem hier beauftragten Unternehmen SOMAGED handelt 
es sich um ein tunesisch-französisches Konsortium. Die Ausschreibung des Betriebs 
der geplanten 9 Zentraldeponien ist ab Sommer 2005 vorgesehen. Des Weiteren 
findet demnächst die Ausschreibung des Deponiebetriebs der 4 geordneten Depo-
nien im Medjerda-Tal statt. 
 
Die private Beteiligung betrifft in der heute laufenden ersten Phase nur den Betrieb 
der Deponie. Weitere Verträge auf der Basis von Konzessionen oder BOTs (Build, 
Operate & Transfer), bei denen der Privatsektor auch an der Finanzierung und dem 
Bau der Anlagen beteiligt ist, könnten für zukünftige Anlagen in die Überlegungen 
einbezogen werden.  
 
Neben dem Bereich der Müllsammlung fördert der Abfallsektor die Entstehung vieler 
Betriebe und Kleinstbetriebe, insbesondere im Bereich der Sammlung und des Re-
cyclings von bestimmten Abfallstoffen wie Plastik, Textilien, Papier und Reifen, die 
Wiederbefüllung von Patronen und das Recycling von Eisenmetallen.  
 
Trotz offizieller Förderung der Zusammenarbeit zwischen Kommunen und Privatsek-
tor im Bereich der Abfallsammlung und -entsorgung, kommt die Privatisierung dieser 
Dienste, aufgrund der kommunalen Finanzschwierigkeiten einerseits und der un-
günstigen Rollenverteilung zwischen Kommunen (Sammlung) und ANPE (Entsor-
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gung) andererseits, nicht voran. Bis 2003 haben nur 60 der 260 tunesischen Kom-
munen diesen Schritt (Privatisierung) gemacht. In diesem Rahmen wurden bis Ende 
2003 bereits 30 Verträge mangels Vergütung und auch wegen Ausführungsschwie-
rigkeiten gekündigt [115]. 
 
Gespräche mit dem tunesischen Unternehmerverband UTICA haben gezeigt, dass 
viele Industrielle sich von den staatlichen Institutionen nicht ausreichend ernst ge-
nommen und informiert fühlen. Auch wenn hier Schutzbehauptungen vermutet wer-
den können, so ist doch festzustellen, dass die Kommunikationswege zwischen in-
dustriellen und öffentlichen Institutionen oft nicht eindeutig sind, nicht zu konzertier-
ten Aktionen führen und daher Handlungsbedarf besteht. 
 
 
5.2.2 Rechtliche Rahmenbedingungen 
Das Gemeindegesetz [98], das Abfallwirtschaftsgesetz [97] sowie das nationale Pro-
gramm für die Abfallwirtschaft (PRONAGDES) bilden die gesetzlichen Grundlagen 
für die tunesische Abfallwirtschaft. 
 
Das Gemeindegesetz Nr. 95-68 vom 24.07.1995 überträgt den Kommunen in Artikel 
129 die Verantwortung für die „Sammlung, getrennte Erfassung, Behandlung, Trans-
port und Ablagerung von Abfällen in geordneten Deponien“. In Artikel 101 dieses 
Gesetzes wird den Kommunen die Möglichkeit eingeräumt sich zu gruppieren und 
diese Durchführungsverantwortung an eine benachbarte Kommune oder an einen 
Zweckverband zu übertragen. 
 
Das Abfallgesetz Nr. 96-41 vom 10.06.1996 definiert in knapper Form die Prinzipien 
der nationalen Abfallwirtschaft. Entsprechend diesem Gesetz wird die Verantwortung  
für die Abfallentsorgung zwischen den Kommunen und dem Umweltministerium auf-
geteilt. Die Leitgedanken des Gesetzes sind: 
- Abfallvermeidung und Verringerung am Entstehungsort; 
- Abfallverwertung in Form von Recycling oder energetischer Verwertung; 
- Abfalldeponierung in geordneten Deponien nach Ausschöpfung sämtlicher Ver-
wertungspotenziale. 
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Folgender Maßnahmenkatalog dient als direkte Umsetzung der Leitlinien des Abfall-
wirtschaftsgesetzes Nr. 96-41 [97]: 
- Die für die Umwelt bedrohlichen wilden Müllkippen sollen geschlossen werden. 
- Die wilden Deponien, die als unbedenklich eingestuft werden, sollen gesichert 
und zu geordneten Deponien umgestaltet werden. 
- Neue, geordnete Deponien sollen nach definierten Umweltrichtlinien angelegt 
werden. Diese sollen in einer ersten Phase dazu dienen, die anfallenden Abfälle 
zu lagern, um in einer späteren Phase weiterbehandelt zu werden (Kompostie-
rung, Verbrennung, etc.). Darüber hinaus sollen die Anlagen für die Rückgewin-
nung recycelbarer Fraktionen mit Sortiertechnik ausgestattet werden. 
- Auf längere Sicht gesehen, gehen die Bestrebungen in Richtung Abfallvermei-
dung, z.B. durch Begrenzung und Rücknahme von Verpackungsmaterial. 
- Sonderabfälle wie Medikamente und Batterien sollen durch begleitende Sensibili-
sierungsmaßnahmen getrennt erfasst werden. 
- Die Getrenntsammlung von Wertstoffen soll durch Aufstellen von Wertstoffcontai-
nern verbessert werden. 
- Die Kommunen sollen durch technische und finanzielle Hilfe in ihren abfallwirt-
schaftlichen Bemühungen unterstützt werden. 
 
Von den ca. 30 im Abfallwirtschaftsgesetz angekündigten Verordnungen und Ausfüh-
rungsbestimmungen wurden bisher lediglich zwei Regelungen verabschiedet. Dabei 
handelt es sich einerseits um eine in Anlehnung an die deutsche Verpackungsver-
ordnung verfasste Verordnung zur Erfassung und Verwertung von Verpackungsab-
fällen (Dekret Nr.97-1102, das die Bedingungen und Modalitäten für die Rücknahme 
und das Management von Verpackungsabfällen festlegt / Eco-Lef). Zum anderen 
wurde in einer weiteren Bestimmung ein Katalog zur einheitlichen Nomenklatur in-
dustrieller Abfallarten (Abfallkatalog für Industrieabfälle) erlassen. 
 
Weitere Orientierung bietet das 1993 verabschiedete nationale Programm für die Ab-
fallwirtschaft PRONAGDES. Dort werden insbesondere Vorgaben zur erforderlichen 
Anzahl abfalltechnischer Anlagen und zu den generellen Standorten, wie z.B. Trans-
ferstationen, Deponien, Sonderabfallentsorgungsanlagen, getroffen.  
Dieses Programm stellt den zentralen Pfeiler der tunesischen Abfallwirtschaft dar. 
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Die Zielsetzung greift die Leitlinien des Gesetzes auf und umfasst: 
- die Gewährleistung einer für Mensch und Umwelt sicheren Abfallwirtschaft; 
- die Unterstützung einer qualitativen und quantitativen Abfallvermeidung; 
- die Unterstützung einer sinnvollen Verwertung der Abfälle; 
- die Entwicklung und Förderung der Infrastruktur zur Abfallbeseitigung mit verrin-
gerten Kosten und Umweltauswirkungen unter Berücksichtigung der lokalen Po-
tenziale.  
 
Im Bereich der Industrieabfälle sieht das PRONAGDES ferner vor:  
- Zusammensetzung und Herkunft der industriellen Abfällen zu ermitteln; 
- Forschungen zu umweltfreundlicher Abfallbehandlung logistisch zu unterstützen; 
- Umweltverträglichkeitsprüfungen bei der Errichtung von neuen Industriebetrieben 
vorzunehmen; 
- Altlastensanierungen durchzuführen. 
 
Der Staat strebt an, diese Leitlinien durch flankierende Komponenten zu unterstüt-
zen: 
• steuerliche Begünstigungen durch den Umweltsanierungsfond (FODEP) für Mül-
lentsorgungs-, Recycling- und Wiederverwertungsbetriebe; 
• Evaluation und Kontrolle; 
• Förderung des öffentlichen Bewusstseins, Information und technische Unterstüt-
zung; 
• Ausarbeitung von Gesetzen und Verordnungen. 
 
In dieser Hinsicht wurde, im Anschluss an die Ministerratssitzung (CMR) vom 29. 
März 1996, in der Nationalen Umweltschutzbehörde ANPE eine Abteilung für Abfall-
wirtschaft geschaffen. Ihre Rolle besteht darin, die Koordination zwischen den ver-
schiedenen Akteuren im Bereich der Abfallwirtschaft sicherzustellen sowie die Stu-
dien und die verschiedenen Realisationen in diesem Bereich zu kontrollieren. 
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5.2.3 Finanzielle Rahmenbedingungen 
 
5.2.3.1 Öffentliche Einnahmen 
Das System zur Kostendeckung für die Abfallwirtschaft in Tunesien basiert im We-
sentlichen auf einer lokalen Besteuerung, die vier Elemente vorsieht [16,36]: 
 
• Die Grundsteuer für Wohnbauten: 
Diese Steuer basiert auf einem Richtwert von 2 % des Referenzpreises des be-
bauten Quadratmeters, welcher per Dekret für vier Kategorien von Wohnbauten 
festgelegt wird. Sein Satz beträgt je nach Anzahl der von der Gemeinde zur 
Verfügung gestellten Dienstleistungen (Reinigung, öffentliche Beleuchtung, as-
phaltierte Straßen und Gehwege, Abwassersystem, Regenwassersystem) zwi-
schen 8 und 14 %. Für industrielle, kommerzielle oder Gewerbegebäude, die 
keinen Umsatz machen, liegt der Basiswert bei 5 % des Quadratmeterpreises, 
der Satz variiert ebenfalls je nach der Anzahl der Dienstleistungen zwischen 8 
und 14 %. 
• Steuer auf nicht bebaute Grundstücke: 
Sie beträgt 0,3 % des realen Verkaufswerts des Grundstücks. 
• Hotelsteuer: 
2 % der gesamten Einnahmen. 
• Steuer für industrielle, kommerzielle oder gewerbliche Gebäude. 
 
Gemäß dem neuen Steuergesetz haben die Gemeinden das Recht, zusätzlich Ge-
bühren für die Entsorgung von Abfällen, die nicht unter den Begriff Hausmüll fallen, 
von touristischen, kommerziellen und industriellen Einrichtungen zu erheben (§§ 91 
bis 94 des Gesetzes  97-11 vom 3/02/97). 
 
Außer für die Kommunen haben ANPE und ONAS ein Gebührensystem zur Abde-
ckung der Deponiekosten für die geordneten Mülldeponien von Tunis, Beja, Jendou-
ba, Siliana und Medjez El Bab entwickelt. Die Gebühren hängen von der Art der Ab-
fälle ab und variieren zwischen 5 und 7 Dinar pro Tonne Müll.  
 
Zusätzlich besteht das öffentliche Lizenzsystem zur Rücknahme und Verwertung von 
Verpackungsmüll „Eco-Lef“, das von der ANPE verwaltet wird und ein System für die 
Abdeckung der durch Verpackungsabfälle entstehenden Kosten darstellt (vgl. Kap. 
6.2). 
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Obwohl das Abfallwirtschaftsgesetz Nr. 96-41 zwei grundlegenden Prinzipien einge-
führt hat 
• das Verursacherprinzip; 
• das Prinzip der Produktverantwortung, das die Verantwortung der Produzenten, 
der Händler und der Transporteure umfasst; 
leidet die Abfallwirtschaft daran, dass es kein Kostendeckungssystem für die Abfall-
behandlung gibt. Die Einnahmen aus den lokalen Steuern und Abgaben reichen nicht 
aus, um die für die Müllsammlung anfallenden Ausgaben abzudecken. Darüber hin-
aus spiegelt das Kostendeckungssystem, das auf den lokalen Steuern beruht, die 
realen Ausgaben nicht wider und kennzeichnet weder die Ausgaben für die Abfallbe-
seitigung21 noch bildet es einen Anreiz zur verursacherseitigen Reduzierung der Ab-
fälle. Mit diesem System kann folglich das Verhalten der Bürger nicht beeinflusst 
werden. 
 
Gleichzeitig ist festzustellen, dass die Ambitionen des Abfallwirtschaftssektors bei 
weitem die verfügbaren und die in nächster Zukunft zur Verfügung stehenden Mittel 
übersteigen. Tatsächlich reichen die durch das heutige System verfügbar gemachten 
Mittel nicht aus, um die gewünschte flächendeckende und qualitativ hochwertige 
Dienstleistung sicherzustellen. 
 
Die für die Verwertung notwendige getrennte Erfassung unterschiedlicher Abfallarten 
erfordert den Aufbau differenzierter Logistiksysteme; dies betrifft sowohl die Technik 
als auch die Informationsgewinnung, -verarbeitung und -dokumentation. Auch in der 
herkömmlichen Abfallwirtschaft beträgt der Aufwand für Sammlung und Transport 
schon 50 % bis 60 % der Gesamtkosten der Kommunen.  
 
Das Verhältnis wird sich auch bei teurer werdenden Verwertungs- und Beseitigungs-
verfahren nicht verändern, da sowohl die Investitions- als auch die Betriebskosten für 
die neuen Logistiksysteme erheblich ansteigen werden. Die Abfälle können auf mitt-
lere Sicht nicht kostendeckend verwertet werden. Die Produkte aus der Abfallverwer-
                                                 
21 Die jährlichen Kosten zur Abfallbeseitigung in den insgesamt 260 tunesischen Kommunen belaufen 
sich auf ca. 35 Millionen Euro. Es entstehen somit Kosten von ca. 21 Euro pro Tonne. Die Pro-Kopf 
Abfallausgaben lassen gewisse Disparitäten zwischen Stadt und Land erkennen. Im Großraum Tunis 
belaufen sich die Kosten auf ca. 10 Euro pro Einwohner und Jahr. In manchen Kommunen auf dem 
Land werden nur 1,5 bis 2,5 Euro im Jahr pro Einwohner gerechnet. Diese Differenz ist durch die 
Ausstattung der Kommunen mit Sammelfahrzeugen und den langen Anfahrtswegen zu den Deponie-
standorten zu erklären [120]. 
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tung konkurrieren mit Primärrohstoffen, die zum größten Teil mit erheblich niedrige-
ren Kosten als die Sekundärrohstoffe hergestellt werden. Die hohen Kosten für die 
Abfallverwertung werden nur noch teilweise dem Abfallerzeuger direkt belastet, son-
dern zunehmend über Abgaben und gegebenenfalls auch Steuern indirekt auf die 
Verbraucher umgelegt.  
 
Die jüngste Reform des lokalen Steuersystems zielt zwar auf die Anhebung der Ein-
nahmen der lokalen Gebietskörperschaften ab, angesichts des hohen Finanzbedarfs, 
der durch die Ausweitung und Vervollständigung einer entsprechenden Abfallbe-
handlung entsteht, wäre es angezeigt, ein Finanzierungssystem einzuführen, das 
dem Prinzip der Kostenwahrheit gerecht wird und daher proportional zur Abfallmenge 
ist. 
 
 
5.2.3.2 Internationale Beiträge 
Zahlreiche Länder und Institutionen haben im Laufe der letzten 20 Jahre die abfall-
technischen Einrichtungen in Tunesien finanziell und technisch unterstützt. 
 
In der Tat kooperiert Tunesien, zwecks Finanzierung seines Umweltprogramms, auf 
multilateraler Ebene mit der Europäischen Union, der Europäischen Investitionsbank 
(EIB) und der Weltbank sowohl unabhängig als auch im Rahmen des METAP-
Programms. Tunesien erfüllt zudem eine aktive Rolle in der Union der arabischen 
Maghrebstaaten, insbesondere im Bereich der Abwasserbehandlung sowie mit ande-
ren Ländern des Mittelmeerraumes gemäß der Konvention von Barcelona und dem 
Aktionsplan für das Mittelmeer (Mediterranean Action Plan - MAP). 
 
Auf bilateraler Ebene ist Tunesien an technischen und finanziellen Kooperationspro-
jekten mit Deutschland beteiligt und unterhält exzellente Kooperationsbeziehungen 
mit Frankreich, Schweden, den Niederlanden, Großbritannien, dem Fürstentum Mo-
naco, Spanien, Luxemburg und den Vereinigten Staaten. Interessant ist, dass gemäß 
den Empfehlungen von Rio zwei Länder, Schweden und die Niederlande, seit 1992 
ihre Zustimmung dafür gegeben haben, dass die Schulden Tunesiens in Projekte 
zum Schutz der Umwelt investiert werden.  
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Zur finanziellen und technischen Umsetzung der Umweltschutzpolitik und um seine 
Ziele zur nachhaltigen Entwicklung erreichen zu können, wird Tunesien in großem 
Ausmaß durch die deutsche Entwicklungshilfe und das deutsche Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) unterstützt, das verschie-
dene Wege der finanziellen und technischen Zusammenarbeit vorsieht.  
 
Die Bundesregierung setzt in ihrer Entwicklungspolitik in Tunesien drei Schwerpunk-
te, um ihre umweltpolitischen Zielsetzungen zu erreichen: 
- sie beteiligt sich an internationalen und regionalen Bemühungen zur Lösung von 
Umweltproblemen; 
- sie unterstützt Tunesien bei der Konzipierung und Umsetzung einer eigenen Um-
weltpolitik; 
- sie fördert konkrete Umweltschutzmaßnahmen und gestaltet alle Projekte der Ent-
wicklungszusammenarbeit unter Umweltgesichtspunkten. 
 
Spezielle Aktionen werden im Bereich von Erziehung und Ausbildung sowie For-
schung und Entwicklung zugunsten nationaler Umweltaktionspläne durchgeführt. 
 
Die finanzielle Zusammenarbeit mit Deutschland (KfW) 
Bis 1998 wurden langfristige Kredite in einer Gesamthöhe von 2 Milliarden DM aus 
dem Bundesbudget zur Verfügung gestellt, die von Tunesien regelmäßig und ohne 
Verzögerung zurückgezahlt wurden. 
 
Diese Mittel wurden vor allem in folgende Bereiche investiert: 
 Bau von 4 geordneten Mülldeponien und einer Kompostanlage im Medjerda-Tal; 
 Verbesserung des Umweltschutzes in den Betrieben; 
 Bau von Abwassersystemen und Kläranlagen; 
 Umsetzung von Projekten zum Schutz der natürlichen Ressourcen. 
 
Die technische Zusammenarbeit mit Deutschland (GTZ) 
Durch den Einsatz von Umweltspezialisten und verschiedener Ausbildungs- und Wei-
terbildungsmaßnahmen findet die technische Zusammenarbeit heute vor allem in 
folgenden Feldern statt: 
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• Verstärkung der Kapazitäten des tunesischen Umweltministeriums; 
• institutionelle Unterstützung und Verbesserung der funktionellen und operationel-
len Kapazitäten der dem Ministerium unterstellten nationalen Behörden (ANPE, 
CITET, usw.); 
• Konsolidierung der Kontrolle und des Umweltmonitorings; 
• Perfektionierung bei der Anwendung der Instrumentarien und Verfahren zur Prä-
vention von Umweltschäden; 
• Förderung tunesischer Umwelttechnologie. 
 
Im Rahmen der Programmkomponente „Abfallwirtschaft“ als integraler Teil des GTZ-
Umweltschutzprogramms wird Tunesien außerdem seit 2003 mit deutscher Unter-
stützung in seinem Bemühen gefördert, in den kommenden Jahren die abfallrechtli-
chen, finanziellen und institutionellen Rahmenbedingungen so zu gestalten, dass 
sich die tunesische Abfallwirtschaft im Sinne der nationalen Umwelt- und Wirt-
schaftsziele weiterentwickeln kann und dabei eine zunehmend aktive Beteiligung des 
Privatsektors und der Bevölkerung stattfindet. 
 
Die Unterstützung konzentriert sich auf eine direkte Beratung der ANPE, da diese 
derzeit für die Umsetzung, Weiterentwicklung und Ausführung des nationalen Abfall-
wirtschaftsplans zentral verantwortlich ist. Die derzeitige Projektkonzentration um-
fasst in einer ersten, dreijährigen Phase die Schaffung funktionierender Mechanis-
men zur Bewertung, Strategieentwicklung, Überwachung und Steuerung des Sek-
tors. Maßgeblich dafür ist eine Einigung zwischen den staatlichen Hauptakteuren 
über die vorrangigen Ziele einer nachhaltigen Abfallwirtschaft und die Projektierung 
der wesentlichen abfallwirtschaftlichen Komponenten. Parallel dazu wird die ANPE 
durch Verwaltungs-, Rechts- und Wirtschaftsexperten bei der Formulierung und Ab-
stimmung eines kohärenten institutionellen, abfallrechtlichen und finanztechnischen 
Rahmens beraten. Dieser soll zu einer klaren Aufgabenverteilung, zu einer umwelt-
gerechten und ökonomisch vertretbaren Ausführung abfallwirtschaftlicher Tätigkeit 
und zu einer kostendeckenden Finanzierung der Abfallwirtschaft führen. 
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5.3 Abfallpraxis 
 
5.3.1 Abfallentsorgung 
In Tunesien obliegt das Sammeln des Hausmülls per Gesetz den Gemeinden. Jede 
Gemeinde entwickelte ihr eigenes System und ihre eigene Technik, um das Problem 
mit den in ihrem Gemeindebezirk anfallenden Abfallstoffen zu bewältigen. Einige 
Kommunen vergeben unter Druck der Zentrale22 (Innenministerium) die Sammel- 
und Transportaufgabe an private Unternehmen. Diese Übertragung wird in der Regel 
durch Entsorgungsverträge bzw. Betreiberverträge sichergestellt. Doch die Tendenz 
ist leider aufgrund der damit verbundenen technischen und finanziellen Schwierigkei-
ten innerhalb tunesischer Kommunen stark fallend und viele Verträge werden gekün-
digt. 
 
Es werden in Tunesien folgende Sammelsysteme unterschieden: 
• Die direkte Sammlung: 
Sie umfasst sowohl die Leerung der an verschiedenen Punkten aufgestellten 
Müllgrossbehälter (Fassungsvermögen von 1,1 m³) durch größere Fahrzeuge als 
auch die Sammlung der Abfälle von Tür zu Tür. Den Bürgern stehen in der Regel 
keine normierten Behälter zur Verfügung. Die Abfälle werden folglich auf unter-
schiedlichste Art, oftmals lose, vor die Tür gestellt. 
 
• Die indirekte Sammlung: 
Sie wird vornehmlich an den für die großen Sammelfahrzeuge unzugänglichen 
Standorten praktiziert. Die kleineren Sammelfahrzeuge (Eselkarren, Schubkarren 
und ähnliches) bringen die Abfälle zu Zwischenlagerstätten, von wo aus sie dann 
weitertransportiert werden. Hier handelt es sich um kleine unkonventionelle, in-
nerörtliche Transferstationen. In den großen Ballungszentren wie Sousse und 
Tunis, in denen die Deponierung zentral über eine große Deponie geregelt ist, 
werden Sammlungs- und Transportengpässe über große Abfalltransferstationen 
überwunden. 
 
                                                 
22 Die Regierung fördert den Privatsektor und lädt seit 1992 die lokalen Gebietskörperschaften dazu 
ein, den Privatsektor in die Abfallwirtschaft, vor allem die Sammlung des Mülls, einzubinden. 
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• Die Straßenreinigung: 
Ein weiteres Verfahren zur Müllsammlung ist die Straßenreinigung, die teilweise 
unabhängig von der eigentlichen Müllsammlung vonstatten geht. Die Straßenrei-
nigung erfasst die Fraktionen des Abfalls, die von der Sammlung nicht aufge-
nommen werden konnten, z.B. aufgerissenen Tüten, die von streunenden Hun-
den und Katzen verteilt worden sind, oder Abfälle, die nach dem Markt übrig 
geblieben sind. Diese Abfälle werden entweder in den für diesen Zweck aufge-
stellten Behältern gesammelt oder zu den Zwischenlagerstätten gebracht. 
 
Die Gerätschaften bestimmen das Sammelsystem maßgebend, da die Kommunen 
über sehr unterschiedliche Geräte zur Sammlung des Abfalls verfügen. Selbst in 
größeren Ballungszentren sind alle Arten von Transportfahrzeugen zu finden. Dies 
liegt an der unterschiedlichen Beschaffenheit und Zugänglichkeit der Sammelpunkte.  
 
In jedem Fall werden die tunesischen Städte in mehrere Sammelbezirke eingeteilt, 
die durch verschiedene Systeme, die vom modernen Pressmüllwagen bis zum einfa-
chen von einem Tier gezogenen Wagen reichen, bedient werden. Die Pressmüllfahr-
zeuge fahren üblicherweise die neuen Stadtviertel und das Stadtzentrum sowie die 
Hauptverkehrsadern der Außenbezirke an. Die Traktoren und die Lastkraftwagen mit 
Ladepritschen werden in jenen Bezirken verwendet, die über keine befestigten Stra-
ßen verfügen. Die von Tieren gezogenen Wagen werden für die engen Strassen der 
Medina oder für Viertel in höher gelegenen Teilen der Stadt verwendet. 
 
Zur Durchführung ihrer abfallwirtschaftlichen Aufgabe, verfügen die Gemeinden je 
nach Größe entweder über einen Abfalldienst oder über eine Umweltdirektion, deren 
Aufgabenverteilung wie in Abbildung 5.2 dargestellt aussehen kann. 
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Abb. 5.2: Typische Aufgabenstruktur von tunesischen städtischen Abfalldiensten [Eigene Darstel-
lung] 
 
Die Fachabteilungen der Gemeinden oder die Techniker sind beauftragt, einen Leit-
plan für die Sammlung und die Reinhaltung (Sammlung, Reinigung, Transport und 
Deponierung) auszuarbeiten. Diese Dienste definieren die Art der Sammlung und der 
Reinigung nach Zonen oder Sektoren, das Personal und die notwendigen Hilfsmittel, 
die Art der zu sammelnden Abfälle und die durchzuführenden Kontrollmaßnahmen. 
 
Dieser Leitplan existiert im Allgemeinen nicht in schriftlicher Form und ist normaler-
weise nur den mit der Reinhaltung beauftragten Beamten der Gemeinde bekannt, 
seine Ausarbeitung entspricht meist nicht den Regeln guter Verwaltung, somit wird er 
auch vom Gemeinderat nur insofern verabschiedet, als die Anschaffung von Material 
und die Anstellung von Personal zwangsläufig von diesem zu genehmigen ist. 
 
Die Entscheidung über den Ankauf oder die Erneuerung des Sammelmaterials wird 
vom Gemeinderat meist mündlich getroffen. Ein Rahmenvergabesystem, das von 
einer aus Fachleuten und Vertretern des Innenministeriums zusammengesetzten 
Fachkommission kontrolliert wird, verwendet die in Frankreich üblichen technischen 
Spezifikationen für den Ankauf der Container. 
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Abfalldienste 
Abfalldeponierung Straßenreinigung Abfalltransport 
Abfallsammlung Verschönerung des 
Stadtbildes 
öffentliche 
Grünflächen 
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Die Müllsammlung erfolgt zu verschiedenen Tageszeiten je nach Stadt und im All-
gemeinen täglich. In den Wohnbezirken wird häufig morgens oder nachmittags und 
in den Gewerbe- und Tourismusbezirken meist während der Nacht entsorgt. 
 
Die Sammlung erfolgt mit Müllcontainern aus Metall mit einem Fassungsvermögen 
zwischen 0,75 und 1,1 m3 und mit halbierten Öltonnen, die von der Gemeinde zur 
Verfügung gestellt werden. Manche Bürger und Gewerbebetriebe verwenden Plas-
tiksäcke oder andere Behälter von 5 bis 20 Liter. Hotels und große Handelsunter-
nehmen müssen ihre eigenen Container verwenden. 
 
Die Kommunen deponieren ihre Abfälle zumeist auf Flächen, die nicht mehr in Be-
nutzung sind, wie z.B. alte Steinbrüche, ausgetrockneten Flussbetten oder ausge-
trockneten Salzseen (wilde Deponien). Abgesehen von den neu gebauten Deponien 
in Tunis, Medjez El Bab, Beja, Jendouba und Siliana, weisen die meisten heute in 
Betrieb befindlichen Deponien für Hausmüll ähnliche Merkmale auf: 
• Der Müll wird in geringer Höhe (0,5 bis 1,5 m) auf einer bestimmten Fläche ver-
teilt. 
• Er wird nicht kompaktiert, eine Abdeckung mit Erde erfolgt nicht. 
 
Die wilden Deponien sind 24 Stunden am Tag zugänglich, sie sind selten durch ei-
nen Zaun begrenzt oder von einem Wächter überwacht. Die Anlage und der Betrieb 
solcher wilden Müllkippen, die den festgelegten Vorschriften und Normen nicht ent-
sprechen, wirkt sich negativ auf die Gesamtsituation der tunesischen Städte und Dör-
fer aus und zeigt die Grenzen des heute in den meisten Landesteilen verwendeten 
Systems auf. 
 
Durch das 1993 ins Leben gerufene landesweite Programm PRONAGDES verfolgt 
das Umweltministerium u.a. das Ziel, die zahlreichen als „traditionelle Deponien“ be-
zeichneten ungeordneten Müllkippen sukzessive zu schließen und im Gegenzug in 
den Gouvernoraten des Landes Zentraldeponien23 einzurichten und zu betreiben. 
 
                                                 
23 Müllverbrennungsanlagen werden derzeit nicht in der tunesischen Abfallwirtschaft eingesetzt. Zum 
einen sind die Kosten zum Betrieb solcher Anlagen zu hoch. Zum anderen hat Tunesien ausreichende 
Reserven an fossilen Brennstoffen, um kostengünstig Energie herzustellen um den Bedarf des Lan-
des zu decken. 
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Die ersten vier geordneten Deponien für Hausmüll wurden 1998 im Rahmen eines 
FZ-TZ-Kooperationsvorhabens in Beja, Jendouba, Siliana und Medjez-El-Bab mit 
einer Nettokapazität von insgesamt 160.000 m³ fertig gestellt und in Betrieb genom-
men [36]. Diese erste Ausbaustufe ist bereits heute fast vollständig ausgeschöpft, da 
aus deponiebautechnischen Gründen wesentlich mehr Abdeckmaterial für Zwischen-
schichten verwendet wurde, als dies in der ursprünglichen Betriebskonzeption vorge-
sehen war. Die Deponien werden zur Zeit von der ONAS betrieben. Eine Übertra-
gung des Deponiebetriebs an private Unternehmen ist Gegenstand einer laufenden 
Ausschreibung. 
 
Zudem werden neun, zum Groβteil im Bau befindliche, geordnete Deponien sowie 17 
Umladestationen, mit Unterstützung der Europäischen Investitionsbank (EIB) und der 
deutschen Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW), in folgenden Städten errichtet: 
Sousse, Kairouan, Biserta, Gabes, Sfax, Medenine, Monastir, Djerba und Nabeul.  
 
Die Gesamtkosten für diese Projekte betragen laut ANPE Angaben ca. 42 Millionen 
Euro, zu denen 2 % für die technische Beratung hinzugerechnet werden müssen. 
Der Anteil der Auslandsfinanzierung (EIB/KfW) beträgt 71,8 %, die restlichen 28,2 % 
werden durch den tunesischen Staat aufgebracht. Sechs Deponien werden mit Un-
terstützung der Europäischen Entwicklungsbank (EIB) gebaut. Die für die Gouverno-
rate Sousse, Kairouan und Bizerta vorgesehenen drei Deponien, einschließlich der 
geplanten acht Umladestationen, sind Gegenstand eines deutsch-tunesischen FZ-
Vorhabens.  
 
Die an diese Deponien angeschlossenen Kommunen sowie deren Jahreskapazität 
sind in den Abbildungen 5.3 und 5.4 dargestellt. 
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Abb. 5.3: Die Anzahl der an den jeweiligen geplanten Deponien angeschlossenen Kommunen 
[Eigene Darstellung nach 113] 
 
 
 
Abb. 5.4: Jahreskapazität der jeweiligen geplanten Deponien [Eigene Darstellung nach 113] 
 
Im Rahmen des PRONAGDES wurde die für die Entsorgung des Großraums Tunis 
konzipierte und ausschließlich über tunesische Mittel finanzierte Zentraldeponie Dje-
bel Chakir in Betrieb genommen. Des Weiteren wurden in den letzten Jahren 3 
Transferstationen im Ballungsraum Tunis sowie eine weitere in Sousse geschaffen. 
Auf dem letztgenannten Standort wurde nach dem Vorbild der DSD-Anlagen mit Hilfe 
holländischer Unterstützung eine Sortieranlage errichtet. 
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Die seit dem Jahr 2000 in Betrieb befindliche Abfallbehandlungsanlage24 von Djebel 
Chakir ist für die Behandlung von Hausmüll und hausmüllähnlichen Abfällen konzi-
piert. Ihr Ziel ist die Rationalisierung der Abfallwirtschaft und die Vermeidung von wil-
den Deponien im Großraum Tunis. In der ersten Phase umfasst die Anlage eine Flä-
che von 30 Hektar auf einem Gesamtareal von 123 Hektar und eine Kapazität von 
2.000 Tonnen pro Tag, d.h. ca. 700.000 Tonnen pro Jahr. Ihre Gesamtkapazität be-
trägt 8,5 Millionen m³. Die Deponie ist für eine Laufzeit von 12 Jahren ausgelegt 
[124]. 
 
Derzeit werden dort laut Angaben des privaten Betreibers SOMAGED ca. 1.700 t 
Siedlungsabfälle je Tag angeliefert. Technische Schwierigkeiten bereiten insbeson-
dere die unerwartet großen Sickerwassermengen, die derzeit in großen Verduns-
tungsbecken zwischengelagert werden und der hohe Bedarf an mineralischem Mate-
rial für die Zwischenabdeckung. Der Einbau eines Gaserfassungssystem ist vorge-
sehen, befindet sich jedoch noch im Planungsstadium. Eine Hochtemperaturfackel 
zur Gasentsorgung ist dagegen bereits installiert. Des Weiteren wird angrenzend an 
die Gebäude zur Eingangskontrolle und -verwiegung eine zentrale Anlage zur 
Verbrennung von Krankenhausabfällen gebaut. Unsicher ist die Finanzierung der 
Betriebskosten durch die an die Deponie angeschlossenen Kommunen, die hierzu 
laut eines Beschlusses des Ministerrates verpflichtet sind. 
 
Diese Abfallbehandlungsanlage für Hausmüll trug dazu bei, die Auswirkungen des 
Festmülls auf die Umwelt im Großraum Tunis zu reduzieren. Zunächst konnte die 
Anzahl der Deponien auf eine einzige Anlage reduziert werden. Die Deponien in 
Henchir Lihoudia und Raoued konnten geschlossen werden.  
 
Die Übertragung dieser Erfahrungen auf andere Städte hat sich, trotz Effizienz der 
vorhandenen Anlagen, noch nicht allgemein durchgesetzt. Tatsächlich gibt es in Tu-
nesien ungefähr 400 wilde Deponien, für deren Sanierung ca. 90 Millionen Euro er-
forderlich wären. 68 Deponien zählen zu den prioritären Sanierungsprojekten, die 
Kosten für diese Arbeiten betragen ca. 33 Millionen Euro. 
 
                                                 
24 Näheres dazu im Kapitel 6.3 
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Die Investitionskosten für die Großdeponie der Hauptstadt betragen ca. sechs  Milli-
onen Euro, die vom Staat (40 %), den Gemeinden (35 %) und dem Fond zur Ent-
wicklung von Tourismuszonen (25 %) finanziert werden. 
 
 
5.3.2 Abfallverwertung 
Um die Verwendung der Abfallstoffe in Tunesien so weit wie möglich zu vereinfa-
chen, ist eine getrennte Erfassung der verschiedenen Arten der verwertbaren Mate-
rialien und Abfallstoffe notwendig. Wenn die verwertbaren Stoffe und die Abfälle be-
reits vermischt sind, ist die Trennung nur unter großen Kosten möglich oder sogar 
unmöglich. Diese logistischen Fehler können während des weiteren Verlaufs prak-
tisch nicht mehr kompensiert werden. 
 
Die getrennte Erfassung bildet die unerlässliche und unbedingt erforderliche Basis 
für das Recycling der verwertbaren Stoffe oder die Deponierung der Abfälle. Findet 
sie entsprechend Berücksichtigung laufen alle nachfolgenden Etappen automatisch 
ab. Es müssen also von Anfang an und mit der Wahl der entsprechenden Sammello-
gistik die richtigen Entscheidungen getroffen werden. Hinsichtlich der Wahl der 
Technik sollte insbesondere auf die leichte Handhabung und die Kompatibilität unter-
schiedlicher Sammelsysteme Wert gelegt werden. 
 
Tunesien verfügt jedoch über sehr wenig technische und logistische Erfahrung bei 
der getrennten Müllsammlung oder der Trennung von verwertbaren Materialien. Zu-
dem erweisen sich die heute in Tunesien verwendeten Sammelsysteme als kostspie-
lig und wenig effizient. Das Fehlen gesetzlicher Rahmenbedingungen, die die ge-
trennte Sammlung der Abfälle regeln, die geringe Beteiligung der städtischen Bevöl-
kerung und die Verwendung von veraltetem oder den städtischen, sozialen, wirt-
schaftlichen und demographischen Bedingungen der Gemeinde unangepassten 
Sammelgeräten erklären, warum die Abfallbeseitigung einen großen Teil des Ge-
meindebudgets verschlingt, ohne dass dadurch wilde Deponien im Stadtbereich und 
die daraus entstehenden Konsequenzen für die Landschaft und die Umwelt verhin-
dert werden könnten. 
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Trotzdem hat Tunesien über die letzten zehn Jahre einige Versuche mit Hilfe auslän-
discher Geldgeber gestartet. Im Stadtteil El Khadra wurde ein Zwei-Tonnen-System 
zur getrennten Erfassung einer organischen bzw. einer Restmüllfraktion eingeführt. 
Die trockene Restmüllfraktion wurde, sofern die Chargen sortierwürdig waren, in ei-
ner pilothaften Sortieranlage in Montplaisir nach Wertstoffen sortiert. 
 
Das Pilotprojekt wurde vom Umweltministerium in Zusammenarbeit mit der Gemein-
de Tunis durchgeführt und hatte zum Ziel, die wirtschaftlichen und ökologischen Vor-
teile einer derartigen Vorgehensweise nachzuweisen, um als Modell für andere Ge-
meinden zu dienen. Die betroffene Zone umfasste mehr als 20.000 Einwohner und 
ca. 6.500 Wohnungen. Das Projekt wurde auf zwei Jahre veranschlagt und im Janu-
ar 1994 begonnen. 
 
Das Pilotprojekt wurde durch eine Spende des Großherzogtums Luxemburg in Höhe 
von ca. 1 Million Euro und einem Betrag von ungefähr 200.000 Euro aus dem tunesi-
schen Budget finanziert [109].  
 
Es setzte sich aus folgenden Elementen zusammen: 
• die Trennung des Hausmülls und die getrennte Sammlung der organischen, re-
cyclierbaren und toxischen Abfälle; 
• die Schaffung eines Zentrums zur Trennung der recyclierbaren Abfälle, in dem 
täglich ca. 2 Tonnen recyclierbare Abfälle gewonnen werden; 
• die Wiederverwertung der organischen Abfälle mittels Kompostierung. 
 
Das Pilotprojekt verfolgte vier Ziele: 
• Verbesserung der Sammlung und des Transports des Hausmülls in El Khadra; 
• Förderung des öffentlichen Bewußtseins innerhalb des Viertels gegenüber der 
Sauberkeit der Straßen und dem Umweltschutz in den Städten und Überzeu-
gungsarbeit hinsichtlich der Notwendigkeit der getrennten Sammlung in den 
Haushalten; 
• Verwertung eines großen Teils der im Viertel gesammelten Abfälle durch Wieder-
verwendung und Recycling; 
• Förderung von Privatinitiativen für das Sammeln, das Recycling und die Wieder-
verwendung von Abfallstoffen. 
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Die Evaluationsdauer für dieses Pilotprojekt umfasste zwei Jahre und dauerte bis 
Januar 1996. Sie betraf die Sammlung, die Trennung und die Verwertung. Die Ana-
lyse der Ergebnisse wurde schrittweise durchgeführt und ermöglichte interessante 
Schlussfolgerungen hinsichtlich der Zusammensetzung der Abfälle, die dazu beige-
tragen haben, die Zusammensetzung des Hausmülls für das gesamte Land über ei-
nen Prognoseansatz zu ermitteln (vgl. Kap. 4.1.2.1). Das Pilotprojekt, das auf freiwil-
liger Basis durchgeführt wurde, da keine Verordnungen die Teilnahme der Bürger 
regelte, wurde jedoch mittlerweile eingestellt, da es nicht gelungen ist die privaten 
Haushalte zur differenzierten Benutzung des Zwei-Tonnen-Systems zu motivieren, 
d.h. der in den beiden unterschiedlichen Müllgefäßen erfasste Abfall unterschied sich 
qualitativ trotz einer intensiven Bevölkerungsaufklärung praktisch nicht.  
 
Seit Beginn 1998 läuft in Tunesien ein anderes Projekt, das sogenannte “Eco-Lef“-
Projekt25. Laut Dekret Nr.97-1102 vom 02. Juni 1997, ist jeder Produzent und jeder 
Händler, der in Tunesien Säcke oder anderes Verpackungsmaterial kommerziell 
verwendet sowie jede Person, die diese Produkte erstmals auf dem lokalen Markt 
anbietet, für den Fall, dass der Produzent oder der Händler unbekannt sind, ver-
pflichtet, für die Rücknahme der Säcke und Verpackungen zu sorgen, um diese einer 
erneuten Verwendung oder Verwertung zuführen zu können.  
 
Drei Optionen stehen hierfür zur Verfügung [66,109]: 
• Er kann selbst für die Rücknahme des Verpackungsmaterials für jene Produkte, 
die er auf den Markt gebracht hat, gemäß den im Dekret festgelegten Bedingun-
gen sorgen. 
• Er kann diese Aufgabe mit einem Vertrag an Unternehmen übertragen, die eine 
im Dekret genau definierte Genehmigung hierfür haben. 
• Er kann dem öffentlichen System zur Rücknahme und Verwertung von Verpa-
ckungsmüll (Eco-Lef) beitreten. 
 
Die Verwaltung dieses öffentlichen Systems zur Rücknahme und Verwertung von 
Verpackungsmüll obliegt der Nationalen Umweltschutzbehörde ANPE. 
 
 
                                                 
25 Daten sowie Beurteilung bzgl. des Projekts werden in Kap. 6.2 präsentiert. 
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Dem Eco-Lef System können beitreten [66] : 
• Produzenten oder Hersteller von Verpackungsmaterial (Säcke oder Verpackungs-
folien), das direkt dem Konsum und nicht der Konditionierung dient; 
• Verpackungsbetriebe von Lebensmitteln, chemischen Produkten, Reinigungsmit-
teln, Kosmetikprodukten usw., die ihre Verpackungen nicht selbst herstellen; 
• Verpackungsbetriebe von Lebensmitteln, chemischen Produkten, Reinigungsmit-
teln, Kosmetikprodukten usw., die ihr Verpackungsmaterial selbst am Ort der 
Verpackung herstellen; 
• Importeure von Verpackungsprodukten, unabhängig davon, ob sie für den priva-
ten Konsum bestimmt sind oder nicht; 
• Händler/Verkäufer von verpackten importierten Produkten für den Fall, dass der 
Importeur dieser Produkte nicht identifiziert werden kann. 
 
Der Beitritt zum Eco-Lef System und die Bezahlung eines Beitrags ermächtigen das 
Mitglied zur Verwendung des Logos, das auf den Verpackungen angebracht werden 
kann und darauf hinweist, dass die Rücknahme und die Verwertung des Verpa-
ckungsmaterials sichergestellt sind. 
 
Die Einkünfte aus dem Eco-Lef System dienen zur Finanzierung folgender Ausga-
ben: 
• Garantieverträge für die Verwertung durch spezialisierte Materialverwerter; 
• Garantieverträge mit den Betreibern der Sortierzentren; 
• finanzielle Hilfe und technische Unterstützung für die Gemeinden und über diese 
für die privaten Betriebe zur Müllsammlung; 
• Sammelkampagnen von Verpackungsmüll im gesamten tunesischen Staatsge-
biet; 
• Betriebsausgaben für die mit der Verwaltung des Eco-Lef beauftragten Struktur. 
 
Außerdem konnte Tunesien, im Bereich der Verwertung der städtischen Abfälle dank 
der technischen und finanziellen Kooperationsprojekte mit der Europäischen Union 
und der deutschen Regierung (GTZ und KfW), in den letzten Jahren seine ersten 
Erfahrungen sammeln. 
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Die erste Erfahrung wurde vom Nationalen Institut für wissenschaftliche und techni-
sche Forschung (INRST) mit der Errichtung einer Pilotanlage für die Kompostierung 
von Hausmüll gestartet [34]. Diese von der Europäischen Union finanzierte Anlage 
wurde am Standort der Mülldeponie von Henchir Lihoudia, einem südlichen Vorort 
von Tunis, errichtet. Die im Rahmen dieses Pilotprojekts durchgeführten For-
schungsarbeiten, die von der Gemeinde Tunis über die AMTVD und die Direktion für 
Stadtreinigung der Stadt Tunis unterstützt wurden, zielten insbesondere darauf ab, 
das Verfahren zur Kompostierung zu verbessern, um einen qualitativ hochwertigen 
Kompost erzeugen zu können. 
 
Diese Versuchsanlage mit einer Produktionskapazität von 5 Tonnen pro Stunde wur-
de 1998 in ein Recyclingmuseum umgewandelt, nachdem die ehemalige Deponie 
(Standort der Versuchsanlage) geschlossen und an ihrer Stelle der Stadtpark El 
Mourouj errichtet wurde. 
 
Parallel zu dieser ersten Erfahrung wurde ein zweites Projekt in der Stadt Beja im 
Nordwesten Tunesiens gestartet. Dabei handelt es sich um eine Kompostierungsan-
lage26, die Teil des sogenannten 11-Städte Projekts im Medjerda-Tal ist und von der 
KfW und der GTZ mitfinanziert wurde [103]. Diese seit 1992 in Betrieb befindliche 
Anlage wird von der ANPE betrieben und hat eine Jahreskapazität von ca. 2.000 
Tonnen Kompost. 
 
Das Pilotvorhaben zur Kompostierung von Hausmüll in Beja hat gezeigt, dass es 
möglich ist, durch eine Gesamtmüllkompostierung ein Kompostprodukt zu erzeugen, 
das in verschiedenen Bereichen der Landwirtschaft und des Gartenbaus sinnvoll 
verwertet werden kann [34,67]. Aus Kostengründen ist es jedoch bisher nicht gelun-
gen, das in Beja entwickelte Verfahren an anderen Standorten Tunesiens einzufüh-
ren oder auch den Betrieb der in Beja noch bestehenden Anlage einem privaten Un-
ternehmen zu übergeben. Hauptursachen dafür sind die gegenüber den aktuellen 
Deponiekosten hohen Kosten für die Erzeugung von qualitativ hochwertigem Kom-
post, die geringe Nachfrage auf dem tunesischen Markt nach organischen Boden-
verbesserern und das Fehlen einer wirksamen Vermarktungsstrategie.   
 
                                                 
26 Das Behandlungsverfahren wird in Kap. 6.1 analysiert und anhand von Messwerten bewertet. 
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Diese beiden Erfahrungen haben gezeigt, dass das Kompostieren von organischen 
Abfällen viele verschiedene Interessen befriedigen kann, ihr Erfolg aber auch vom 
Zusammenwirken verschiedener Interessensgruppen abhängt: 
• der Bevölkerung, die ihre sanitäre Situation verbessern möchte, gleichzeitig aber 
so wenig wie möglich für die Entfernung ihrer Abfälle bezahlen möchte; 
• den Betreibern der Kompostierungsanlagen, die einen finanziell ausgeglichenen 
Betrieb leiten wollen, Arbeitsplätze schaffen und konstante Einnahmen erwirt-
schaften wollen; 
• den Gemeinden, die die Kosten für den Transport des Hausmülls zu den Depo-
nien durch die Aussortierung des organischen Anteils reduzieren wollen; 
• den Konsumenten/Benutzern des Endprodukts, die einen qualitativ hochwertigen 
Kompost zu einem akzeptablen Preis kaufen wollen. 
 
Im Übrigen, parallel zu den oben genannten staatlichen Pilotprojekten, haben sich 
mehrere tunesische Unternehmen in den letzten Jahren auf das Recyceln von Abfäl-
len spezialisiert. Es handelt sich dabei um Abfälle aus dem Industrie- und Gewerbe-
bereich wie Papier, Eisen, Textilien, Leder und Altöle. Der Großteil der Rohmateria-
lien wird allerdings als Sekundärrohstoff aus dem Ausland importiert. Im Übrigen, 
wird die Sammlung und das Sortieren ausschließlich durch den informellen Sektor 
(Arbeitslose, Straßenkinder..) wahrgenommen. Gewerbeabfälle werden von privaten 
Sammlern in den Industriegebieten aber auch auf den Deponiestandorten gesam-
melt, sortiert und an die Recyclingfirmen verkauft. Der Anteil ist jedoch sehr gering. 
 
Seit 1991 wird versucht, eine Getrennterfassung von Papier und Karton in zwei Be-
zirken und auf mehreren Abfallsammelplätzen der Stadt Tunis einzurichten. Es wer-
den Altpapier und Kartonagen getrennt gesammelt und zur Verwertung zu einer im 
Stadtteil Montplaisir ansässigen kleinen Papierfabrik verbracht. Die derzeit verwerte-
ten Papiermengen liegen in der Größenordnung von 150 t/a. 
 
 
5.3.3 Sonderabfälle 
Trotz ihrer geringen Menge stellen die Sonderabfälle in Tunesien aufgrund ihrer 
Schädlichkeit und Toxizität eine große Gefahr für die Umwelt dar. Darüber hinaus 
bildet ihre geographische Verbreitung auf das gesamte Staatsgebiet einen erschwe-
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renden Faktor für die Umwelt. Die heutigen Möglichkeiten zur Behandlung dieser Ab-
fälle sind ungenügend, da die Verursacher diese Abfälle meist ohne Behandlung und 
ohne spezielle Vorsichtsmaßnahmen ablagern. 
 
Um diese Kategorie von Abfällen besser behandeln zu können, entschloss sich der 
tunesische Staat27 zum Einsatz verschiedener Instrumente, welche die Verursacher 
dieser Abfälle zu einer integrierten umweltfreundlichen Behandlung dieser Abfälle 
veranlassen sollen. Die Maßnahmen für eine entsprechende Vermeidung, Verwer-
tung oder Entsorgung dieser Abfälle sollen sich, für einige Verursacher auf vier 
Hauptachsen konzentrieren: 
 
• Beeinflussung der Produktkonzeption, 
da die Verschwendung wertvoller Rohstoffe bereits bei der Konzeption des Pro-
dukts beginnt. In diesem Stadium werden die zu verwendenden Rohstoffe be-
stimmt und die Herstellungsverfahren festgelegt 
 
• Rationalisierung der Herstellung, 
dabei geht es darum, den Verlust an Rohstoffen und den für die Produktion erfor-
derlichen Hilfsstoffen zu vermeiden. Zwei grundlegende Prinzipien können solche 
Verluste vermeiden: 
- Verwendung von einem Minimum an Material für jeden Herstellungsvorgang; 
- systematische Sammlung der Reststoffe oder Nebenprodukte, die recycliert 
oder wiederverwendet werden können. 
 
• Wiederverwertung der Abfälle, 
vor allem durch die erneute Verwendung innerhalb des Unternehmens oder in-
dem man diese einem Wiederverwertungssystem (z.B. Eco-Lef) zuführt. Durch 
eine genaue Analyse des Unternehmens können die Möglichkeiten zum Kampf 
gegen Verschwendung, für saubere Technologien und für die Wiederverwertung 
definiert werden. 
                                                 
27 Auch für Sonderabfälle kommt das tunesische Managementsystem (PRONAGDES) nur schleppend 
zum Einsatz, da die institutionellen Hindernisse nicht behoben wurden. Die ANPE ist mit dem Betrieb 
von abfalltechnischen Anlagen sowie Systemen (Eco-Lef) so beschäftigt, dass sie ihrer Aufgabe bzgl. 
des Kampfes gegen industrielle Verschmutzung noch nicht gerecht werden kann. 
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• Saubere, umweltfreundliche Entsorgung, 
wenn die bisher genannten Lösungen ohne Verursachung von Schadstoffen und 
zum günstigsten Preis unter Berücksichtigung der lokalen Gegebenheiten nicht 
möglich sind, wobei die für die Entsorgung geltenden Bestimmungen genau-
estens einzuhalten sind. 
 
Auf der Grundlage dieser vier Leitlinien zur Behandlung des industriellen Sonder-
mülls, die der Wiederverwertung innerhalb des Unternehmens den Vorrang einräu-
men und die als Endlösung die Deponierung vorziehen, plant der Staat das Abfall-
management (vgl. Abb. 5.5) nach einem differenzierten Schema durchzuführen, das 
sowohl die technischen Kriterien als auch die vorzusehenden gesetzlichen Bestim-
mungen umfasst (vgl. Abb. 5.6 bis 5.9). 
 
 
 
Abb. 5.5: Die vier Grundprinzipien des tunesischen Managementsystems für Sonderabfälle [Eige-
ne Darstellung nach 69, 76, 94, 127] 
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Abb. 5.6: Erstes Grundprinzip des tunesischen Sonderabfallmanagements: Einsatz von sauberen 
Technologien [Eigene Darstellung nach 69, 76, 94, 127] 
 
 
Abb. 5.7: Zweites Grundprinzip des tunesischen Sonderabfallmanagements: Kontrolle des Abfall-
stroms [Eigene Darstellung nach 69, 76, 94, 127] 
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Abb. 5.8: Drittes Grundprinzip des tunesischen Sonderabfallmanagements: Wiederverwertung vor 
Entsorgung [Eigene Darstellung nach 69, 76, 94, 127] 
 
 
 
Abb. 5.9: Viertes Grundprinzip des tunesischen Sonderabfallmanagements: Deponierung als 
ultima ratio [Eigene Darstellung nach 69, 76, 94, 127] 
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11,5 Mio. Euro. Die Kosten der Begleitmaßnahme sollen bis zu einem Betrag von 1 
Mio. Euro zu 100 % mit FZ-Mitteln finanziert werden. Bisher wurde mit dem Bau der 
Anlage allerdings noch nicht begonnen. 
 
Die Sonderabfallbehandlungsanlage von Jradou (Gouvernerat von Zaghouan) wird 
über eine jährliche Kapazität von nahezu 85.000 Tonnen verfügen. Sie wird in einer 
ersten Phase die Abfälle der Gouvernerate von Großtunis, Sousse, Monastir, Mah-
dia, Kairouan, Zaghouan, und Nabeul aufnehmen und ist so ausgelegt, dass sie den 
Bedarf bis zum Jahr 2010 deckt. In einer zweiten Phase soll dann das gesamte Land 
an die Anlage angeschlossen werden [76].  
 
Zur Vervollständigung des Systems und, um den Transport dieser Abfälle auf einen 
Bereich von 120 bis 180 km zu begrenzen, ist die Errichtung von drei Umladestatio-
nen geplant: eine im Norden für Biserta und Ariana, eine in Sfax und eine dritte für 
die Region Gabes und Gafsa. Parallel dazu werden die für eine geordnete Sonderab-
fallwirtschaft erforderlichen Überwachungs- und Kontrollinstrumente entwickelt und 
eingeführt. Das Abfallbehandlungszentrum erfüllt überdies eine wichtige beschäfti-
gungspolitische Komponente, da es ungefähr 70 Arbeitsplätze schaffen wird. 
 
Das Zentrum soll aus vier Bereichen bestehen [76]: 
• ein Bereich für die Verwaltung, die Aufnahme, das Labor und den Besucherpark-
platz; 
• ein Bereich zur Behandlung der Abfälle, bestehend aus den Gebäuden für die 
physikalisch-chemische Behandlung und für die Vermischung und Stabilisierung 
der Abfallstoffe; 
• ein dritter Bereich für die Lagergebäude, eine Zone zur Aufbewahrung von leeren 
Containern und den Eingangsbereich zu den Lagerräumlichkeiten; 
• eine letzter Bereich mit den technischen Einrichtungen (Werkstätten, Rampe zur 
Entleerung der LKWs, Maschinenhalle und Zone zum Waschen der LKWs). 
 
Die Behandlung erfolgt durch physikalisch-chemische Verfahren mittels Vermischung 
oder durch Sortierung und Lagerung (verwertbare Abfallstoffe und nicht behandelba-
re Abfälle). Die physikalisch-chemischen Behandlungsanlagen können ihrer Dimen-
sion nach 17.500 Tonnen Flüssigkeit pro Jahr verarbeiten. Diese Anlagen umfassen: 
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• Aufnahmestationen, 
• Lagerzone, 
• Behandlungszone mit drei Reaktoren, drei Dekantierbecken und zwei Nachbe-
handlungsreaktoren, 
• Lagerzone und Versorgungszone für chemische Produkte, 
• zwei Filterpressen für die Entwässerung der Klärschlämme, 
• eine Abluftreinigungsanlage.  
 
Der Lagerbereich besteht gemäß der Planung aus Zellen für die organischen Abfälle 
mit einer doppelten Schutzschicht am Boden und einem System zum Auffangen des 
Biogases. Das Zentrum verfügt überdies über eine speziell eingezäunte Zone, ab-
seits der anderen Gebäude, für leicht radioaktive Abfälle.  
 
Zur Lösung der Sonderabfallproblematik wurde im Jahr 1996 außerdem durch das 
Umweltministerium in Zusammenarbeit mit dem Großherzogtum Luxemburg und drei 
Abfallentsorgungsfirmen, ein Pilotprojekt zur Sammlung von ölhaltigen Abfällen ge-
plant und realisiert [109].  
 
Die drei Entsorgungsfirmen sind: 
• die Firma SOTULUB, ein Schmiermittelbetrieb, der die Rückholung und Aufberei-
tung  der Öle sicherstellt; 
• die Firma CAT (Ciments Artificiels Tunisiens), die die Rückholung und die energe-
tische Wiederverwertung des Zellulose- und Synthetikanteils sicherstellt und  
• die Firma „El Fouladh“, die die Rückholung und Wiederverwertung des metalli-
schen Anteils übernimmt. 
 
Die Kosten für das Projekt beliefen sich auf 2 Millionen Euro, welche wie in Abbil-
dung 5.10 skizziert finanziert wurden. 
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Abb. 5.10: Beteiligung der jeweiligen Geldgeber am Projekt zur Sammlung von ölhaltigen Abfällen 
[Eigene Darstellung nach 109] 
 
Mit diesem Projekt wurden, gemäß Angaben in der Presse, die Kapazität und die 
Qualität bei der Lagerung von Altölen gesteigert und die Behandlung und das Recyc-
ling von gebrauchten Filtern verbessert. Zu den Hauptkomponenten des Projekts 
zählen: 
• die Verbesserung der Sammelmethoden für ölhaltige Abfälle; 
• die Umgestaltung jener Stadtbezirke, die eine hohe Konzentration von Garagen 
und Reparaturwerkstätten aufweisen; 
• der Bau und die Ausstattung eines Modell-Lagers für Altöle, das zur Zwischenla-
gerung und Erstbehandlung von 4.000 Tonnen Altöl dienen soll, welche bei ca. 
2.000 Betrieben gesammelt werden; 
• die Schaffung und der experimentelle Betrieb einer Piloteinheit zur Behandlung 
gebrauchter Ölfilter, welche in einer ersten Phase zum Recycling von 750.000 Öl-
filtern pro Jahr dienen soll, d.h. 500 Tonnen, dies entspricht ca. der Hälfte des na-
tionalen Verbrauchs an Filtern; 
• eine verbesserte Information und mehr Umweltbewusstsein der Bevölkerung im 
Bereich der Altöle. 
1.450
250
100 200
0
200
400
600
800
1.000
1.200
1.400
1.600
Großherzogtum
Luxemburg
(Schenkung)
Umweltministerium FODEP SOTULUB
[x 1 000 Euro]

Begutachtung einiger laufender Modellprojekte im Abfallbereich 127 
 
 
6. Begutachtung einiger laufender Modellprojekte im Abfallbereich 
Verglichen mit der Situation in den Industriestaaten stellt sich die Entwicklung im Ab-
fallsektor in Tunesien als besonders schwierig dar, da die lokalen Bedingungen es 
nicht immer ermöglichen, die in Europa bewährte Technologie eins zu eins zu über-
tragen. Denn die bisherigen Erfahrungen sowohl im Bereich der Sammlung, des 
Transports und der Deponierung als auch in der Kompostierung zeigen, dass Verfah-
ren, Technologie und Betriebsweise den lokalen Verhältnissen angepasst werden 
müssen. 
 
Zwar stellen die heute von Tunesien im Bereich der Reduzierung, Wiederverwen-
dung und des Recycling benutzten Verfahren wertvolle Maßnahmen dar, um ein ge-
wisses Ausmaß an Nachhaltigkeit in der Abfallwirtschaft zu erreichen. Dennoch zei-
gen konkrete Beispiele aus dem Land (vgl. 6.1 – 6.3) und in anderen Entwicklungs-
ländern (u.a. Algerien), dass diese isolierte Vorgehensweise nur bis zu einem gewis-
sen Grad zu einer gesunden, praktischen und rentablen Abfallwirtschaft beiträgt, so-
lange sie nicht in ein integratives Handlungskonzept eingebunden ist. 
 
Die Erfahrungen aus der Praxis haben gezeigt, dass eine moderne Abfallwirtschaft 
auf grundlegenden Prinzipien aufbauen muss und einem umfassenden und integrier-
ten Ansatz zu entsprechen hat, da die Umsetzung verschiedener z.T. aus anderen 
Ländern übernommener Konzepte (Grüner Punkt = Eco-Lef) ohne Gesamtstrategie 
mittelfristig zu technischen, administrativen, gesetzlichen und finanziellen Schwierig-
keiten führt. So sind schon sehr bald Entsorgungsnotstände zu erwarten, wenn nicht 
rasch gemeinsames Handeln von Wirtschaft, Staat und Politik für Abhilfe sorgt. 
 
 
6.1      Die Abfallkompostierung in Beja 
 
Kontext und Ziele 
Einer der Schwerpunkte der bilateralen Unterstützung durch die Bundesrepublik 
Deutschland ist zweifelsohne die Entwicklung des Flussgebietes des Medjerda und 
insbesondere das so genannte 11-Städte-Projekt mit seinem Bereich „Die Abfallwirt-
schaft im Medjerda-Tal“. 
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Das 11-Städte-Projekt des Medjerda-Tals, das von der KfW und GTZ mitfinanziert 
wurde, setzte sich zum Hauptziel, die lebenswichtige Wasserwirtschaft des Oued 
Medjerda, seine Zuflüsse und die dort befindlichen Stauseen zu schützen. Daneben 
wurden natürlich auch andere Ziele wie die Verbesserung der Abwasser28- und Ab-
fallbeseitigung und der hygienischen Bedingungen in den 11 von diesem Projekt be-
troffenen Städten angepeilt [34,103]. 
 
Die verschiedenen Studien über diese Zone bestätigen, dass die durch die festen 
Abfallstoffe erzeugte Verunreinigung sich auf die zu schützenden Ressourcen aus-
wirkt, und dass diese Verschmutzung ebenso bedeutend ist, wie die Wasserver-
schmutzung selbst. Aus diesem Grund erschien es angemessen, dem Programm zur 
Abwasserreinigung, das den Bau eines Netzes von Kläranlagen umfasste, auch ein 
Abfallprogramm anzuschließen. 
 
Der Hauptschwerpunkt dieses Abfallprogramms besteht in der Errichtung von geord-
neten, ökologisch sicheren Mülldeponien in vier Städten des Projekts (Beja, Jendou-
ba, Siliana und Medjez El Bab) durch die ONAS und die KfW und die Sanierung der 
wilden Deponien, die das Gleichgewicht und die Qualität der Wasserressourcen in 
der Region gefährden. 
 
Zudem trägt das Projekt zur Abfallbeseitigung im Medjerda-Tal bei, insbesondere bei 
der institutionellen Verankerung der Abfallwirtschaft in den Kommunen, mit dem Ziel 
die Sammlung, den Transport, die Deponie und gegebenenfalls das Recycling und 
die Wiederverwertung der Abfälle zu optimieren.  
 
Der hohe Anteil organischer Substanz im tunesischen Hausmüll (vgl. Kap. 4.1.2.1), 
der derzeit in Tunesien kaum Verwendung findet, gibt Anlass, die Abfallkompostie-
rung als einen Beitrag zur Lösung der Abfallproblematik zu erwägen. Traditionelle 
                                                 
28 Tunesien verfügt derzeit über 78 Kläranlagen, an die ca. 6 Millionen Menschen angeschlossen sind 
und in denen 180 Millionen m³ Brauchwasser jährlich gereinigt werden. Die Anlagen haben in der 
Regel eine zweite Reinigungsstufe. Sie sind mit einem Belebtschlammbecken, einem Oxydationska-
nal und einem Absetzbecken ausgestattet. Die Qualität des gereinigten Brauchwassers ist in der Re-
gel gut. Das gereinigte Wasser wird jedoch nur zu ca. 25 % genutzt, und zwar zur Bewässerung in der 
Landwirtschaft, im Obstbau, Futter-, Baumwoll- und Tabakanbau sowie für die Bewässerung von Golf- 
und Sportplätzen. Die restlichen 75 % werden zu 79 % ins Meer, zu 19 % in die Fließgewässer und zu 
2 % auf vertrocknete Salzflächen zur Verdunstung geleitet.  
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Erfahrungen mit der Verwertung organischer Abfälle im städtischen Bereich gibt es in 
Tunesien bislang kaum29. 
 
Zu diesem Zweck wurde 1995 eine Pilotstation zur Kompostierung des biologisch 
abbaubaren Anteils des Festmülls in der Stadt Beja errichtet, welche Kompost auf 
einfache Art erzeugt und deren Produktionskapazität in der Testphase auf 25 Tonnen 
pro Jahr geschätzt wurde. Ab 1997 wurde diese Kompostanlage erneuert und mit 
den für einen halbmechanischen Betrieb erforderlichen Geräten ausgestattet. Da-
durch konnte die Produktionskapazität auf 2.000 Tonnen pro Jahr erhöht werden 
[34,67,132]. 
 
Diese derzeit von der ANPE verwaltete Pilotstation ist heute noch in Betrieb, ihre 
nominale Kapazität wird mit dem heute verwendeten Verfahren (aerobe Fermentie-
rung) auf ca. 7.000 Tonnen Kompost pro Jahr geschätzt, d.h. sie umfasst die Be-
handlung der Gesamtheit der organischen Bestandteile des Hausmülls der Stadt Be-
ja (~ 15.000 t/Jahr) sowie deren Klärschlämme30 (~ 14.000 m³/Jahr). 
 
Mit der Kompostierungskonzeption der Stadt Beja will man ökonomische, ökologi-
sche, wissenschaftliche und juristische Ziele erreichen, die zusammengefasst in Ab-
bildung 6.1 dargestellt sind. 
 
                                                 
29 Traditionell gibt es allerdings keine Erfahrungen mit Abfallkompostierung. Lediglich in der traditionell 
bewirtschafteten Oase (heutzutage kaum noch praktiziert) wurden organische Abfälle, in der Regel 
aus Landwirtschaft, zu Kompost verrottet und als Dünger wieder in die sehr intensive Bodenbewirt-
schaftung zurückgeführt.  
30 Für Klärschlamm gibt es noch keine attraktiven Marktstrukturen. Der landwirtschaftliche Sektor 
wäre ein potentieller Abnehmer, aber bislang sind die Landwirte skeptisch, da die Qualität der 
Schlämme nicht gesichert ist. Aus seuchenhygienischen Gründen ist die Abgabe von Klärschlamm an 
die Landwirtschaft an manchen Standorten untersagt. Eine Stabilisierung der Schlämme wird in der 
Regel nicht praktiziert. So bleibt die Deponierung derzeit noch die einzige Lösung zur Entsorgung. 
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Abb. 6.1: Ziele der Abfallkompostierung im Stadtgebiet Beja [Eigene Darstellung] 
 
Verfahren 
Unklar war, welches angepasste technische Verfahren in Frage kommt, um einer-
seits diese Ziele zu erreichen und andererseits den ökologischen und ökonomischen 
Voraussetzungen gerecht zu werden. Im Rahmen des Projektes „Abfallwirtschaft im 
Medjerda-Tal31“ wurden die Möglichkeiten der Implementierung eines geeigneten 
technischen Verfahrens zur Abfallkompostierung in die regionale Abfallwirtschaft un-
tersucht. Ein Verfahren wurde entwickelt, welches den spezifischen Standortfaktoren 
Genüge tut. Hierfür wurde von der deutschen Entwicklungszusammenarbeit (KfW, 
GTZ) in Kooperation mit den tunesischen Projektpartnern (ANPE, ONAS, Kommune 
Beja) die o.g. Pilot- und Modellanlage in Beja eingerichtet. 
 
Neben der technischen Entwicklung und Erprobung des Verfahrens stand auch die 
Untersuchung der Effekte der Abfallkompostierung als Bestandteil der regionalen 
Abfallwirtschaft im Vordergrund. Dabei wurden die Langzeiteffekte der Abfallkompos-
tierung auf die Deponierung und auf die Unterstützung regionaler Stoffkreisläufe be-
rücksichtigt. 
                                                 
31 Der Doktorand war als GTZ-Koordinator in diesem Projekt von Januar 1997 bis November 2000, 
beteiligt. 
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Wesentliche Maßnahmen dieses Projektes sind [34,67]: 
- Die ehemalige Hauptdeponie der Stadt Beja wurde geräumt und durch eine ge-
ordnete Deponie nach dem „Multi-Barrieren-System“ ersetzt. 
- In unmittelbarer Nähe der Deponie ist die Kompostanlage errichtet worden. Auf 
diese Weise lassen sich Transportkosten einsparen und bestimmte Arbeitspro-
zesse wie Sammlung und Transport von Abfällen optimieren. 
- Durch Beratung, Schulung und Technik wurde die kommunale Abfallwirtschaft 
von Beja in ihrer Optimierung und Anpassung an die veränderte Abfallentsorgung 
unterstützt. 
- Das entwickelte Verfahren zur Kompostgewinnung stützt sich zum einen auf die 
Erfahrung in der Komposttechnik und zum anderen auf die besonderen Verhält-
nisse in Tunesien. 
 
Für das Verfahren selbst wurden insbesondere folgende übergeordnete Ziele be-
rücksichtigt: 
• Das in Beja zu entwickelnde Verfahren soll reproduzierbar sein für Städte des 
ländlichen Raums bis zu 70.000 Einwohnern. 
• Das Verfahren soll finanzierbar bleiben und der kommunalen Kostenstruktur an-
gepasst sein. 
• Die Abfallkompostierung soll als Bestandteil der lokalen Abfallwirtschaft komple-
mentär zur Deponierung sein und somit die Wirksamkeit einer umweltgerechten 
Abfallentsorgung erhöhen. 
• Der erzeugte Kompost muss gewissen Qualitätsstandards entsprechen, um in 
den Kreislauf zurückgeführt werden zu können. 
 
Aufgrund der Erfahrungen, die bereits in der Abfallkompostierung gemacht worden 
sind, und aufgrund der besonderen lokalen Bedingungen haben sich Merkmale und 
Kriterien ergeben, auf die während der Entwicklung des Verfahrens besonders ein-
gegangen wurde: 
- Die Abfälle sind weitestgehend unsortiert. Der direkte Zugang an die reine orga-
nische Fraktion der Abfälle ist in der Region nahezu unmöglich. Eine Mülltren-
nung auf Haushaltsebene mit flächendeckender Wirksamkeit ist nach bisherigen 
Erfahrungen ein langwieriger Prozess, der zwar angestrebt wird, aber noch nicht 
stattfindet. Eine Vorsortierung in der Kompostanlage per Hand ohne Sortiertisch 
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und Magnetabscheider erwies sich im Versuch als ineffizient. Die zusätzlichen In-
vestitions- und Betriebskosten sprechen gegen einen Sortiertisch. 
- Die Abfälle haben einen Feuchtigkeitsgehalt von teilweise 70 %32. 
- Eine Vorzerkleinerung hat lediglich den Effekt, Schadstoffe (aus Batterien, Medi-
kamenten, usw.) in ihrer Ausbreitung im Rottegut zu fördern. Die Qualität des 
Kompostes kann dabei stark beeinträchtigt werden. 
- Strukturmaterial, das den Rotteprozess hinsichtlich der Sauerstoffversorgung un-
terstützt, ist in den Abfällen kaum vorhanden. Hier fehlt ebenfalls der Kohlenstoff-
träger, der ein ausgewogenes C:N-Verhältnis erzielt. Der Rotteprozess lässt sich 
dadurch nur schwer steuern. 
- Die Klärschlämme sollen durch ihre Integration in den Prozess und somit einer 
sinnvollen Verwertung unterzogen werden. 
- Die Technologie muss einfach in der Handhabung, in der Wartung und in der Re-
paratur sein. 
- Eine geringe Störanfälligkeit und die Verfügbarkeit von Ersatzteilen auf dem loka-
len Markt muss gewährleistet sein. 
- Die Anschaffungs- und Betriebskosten müssen den lokalen Möglichkeiten ange-
passt sein. 
- Die Technologie muss modular aufgebaut und kostengünstig sein, damit sie auch 
bei relativ kleiner Kapazität (10.000-15.000 t/a Input) rentabel bleibt. 
 
Es hat sich aufgrund der o.g. Merkmale und Kriterien erwiesen, dass die Standortfak-
toren bestimmend für die Auswahl des Kompostierungsverfahrens sind. Wegen der 
geringen Durchsatzmengen kann zudem auf eine schlüsselfertige Anlage nicht zu-
rückgegriffen werden. Als geeignetes Lösungsmodell wurde eine offene Mietenkom-
postierung ohne Zwangsbelüftung mit einer „unkontrollierten“ Vorrotte und einer ge-
steuerten Haupt- und Nachrotte in Betracht gezogen [67,143]. 
 
Die Modellanlage wurde in einem ehemaligen Steinbruch in unmittelbarer Nähe der 
geordneten Deponie auf einer Gesamtfläche von ca. 18.000 m² errichtet. Sie wird zur 
                                                 
32 Aufgrund des hohen Anteils an organischen Abfällen weisen die tunesischen Abfälle einen hohen 
Wassergehalt auf. Feuchtigkeitsgehalte zwischen 50 und 65 % sind die Regel. Auch Messungen von 
67 und 70 % sind keine Seltenheit. Diese Werte treten insbesondere in den Sommermonaten auf, 
wenn der saisonal bedingte Konsum an Obst und Gemüse steigt. Die verhältnismäßig geringen Nie-
derschläge und die durch die sommerlichen Temperaturen hohen Verdunstungsraten gleichen den 
hohen Feuchtigkeitsgehalt der Abfälle nicht unbedingt aus. 
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Zeit mit einem Durchsatz von ca. 8.000 Tonnen Gesamtmüll im Jahr betrieben. Diese 
Durchsatzmenge beträgt ungefähr ein Drittel des jährlichen Gesamtmüllaufkommens 
in Beja. 
 
Die Modellanlage ist derzeit auf rund 10.000 m² angelegt und besteht aus den in Ta-
belle 6.1 aufgeführten Bauelementen; der Lageplan wird in Abbildung 6.2 dokumen-
tiert. 
 
Tabelle 6.1: Bauelemente der Kompostanlage Beja [Eigene Darstellung] 
 
Bereich Größe Beschreibung 
Annahme- und 
Vorrottefläche 3.000 m² 
Verdichteter Untergrund mit einer leichten Neigung von ca. 3 % 
ohne Dränage für Sicker- oder Niederschlagswasser 
Fläche für die 
Hauptrotte 3.000 m² 
Untergrund aus einer doppelten Bitumenschicht ebenfalls in 3 %-
Neigung zum Auffangbecken, umrandet von einem offenen Kanal, 
der in ein 60 m³-Becken mündet und das Sicker- und Nieder-
schlagswassers auffängt 
Fläche für die 
Nachrotte 1.500 m² Betonierte Fläche mit einer Neigung von ca. 3 %. 
Versuchstation für 
Pflanzversuche 1.000 m² Von der Kommune Beja verwaltet 
Labor und Verwal-
tung 70 m² 
Die GTZ hat die nötigen Instrumente für die Prozessüberwachung 
und Qualitätskontrolle zur Verfügung gestellt 
Lagerhalle 108 m² Offene Halle für die Lagerung von Kompostsäcken 
Halle 100 m² Halbgeschlossene Halle für die halbautomatische Feinsiebung des fertigen Komposts 
Werkstattcontainer 20 Fuß Enthält Gartengeräte, Planen und Werkzeuge 
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1. Haupteingang 
2. Abfallannahme 
3. Vorrotteplatz 
4. Nachrotteplatz 
5. Kompostmieten 
6. Feinaufbereitung 
7.   Sickerwasserkanal 
8.   Auffangbecken 
9.   Labor 
10. Maschinenhalle 
11. Werkstatt 
12. Pavillon für Sensibilisierung 
13. Gewächshaus 
14. Gärtnerei 
15. Steinbruch 
16. Trommelsieb + Zerkleinerer 
17. Hauptrotteplatz 
18. Erdwall 
 
Abb. 6.2: Aufbau der Kompostanlage Beja [Eigene Darstellung nach 20,26] 
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Die einzelnen Verfahrensschritte der Kompostanlage in Beja sind in Abbildung 6.3 
zusammengefasst. 
 
 
 
Abb. 6.3: Flussdiagramm des Kompostverfahrens von Beja [Eigene Darstellung nach 34] 
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Bei der Abfallaufnahme ist zu berücksichtigen, dass die Qualität des Endproduktes in 
besonderem Maße von der Qualität bzw. der Reinheit des Inputs abhängig ist. Die 
Aufnahme hat in diesem Zusammenhang eine besondere Bedeutung. Je höher der 
organische Anteil in den angelieferten Abfällen ist, desto bessere Ergebnisse sind zu 
erwarten, sowohl in der Rottesteuerung, als auch bei der Qualität des Kompostes. 
 
Aus diesem Grund wurden bei der Routenplanung der Abfallsammlung in Beja, 
Wohnviertel mit hauptsächlich Haus- und Gartenabfällen getrennt von Gewerbe- und 
Industriegebieten erfasst. Auch der tägliche Gemüsemarkt und der regionale Gemü-
segroßmarkt werden separat von Sammelfahrzeugen angefahren. Auf diese Weise 
lassen sich die Chargen, die einen hohen organischen Anteil aufweisen, identifizie-
ren und für die Kompostierung herausfiltern, während weniger geeignete Routen 
(Gewerbeabfälle) direkt auf die Deponie geleitet werden. 
 
Nach Wägung und Anlieferung werden die Abfälle direkt auf Mieten gesetzt. Eine 
grobe Handsortierung sorgt dabei für das Entfernen von sperrigem Material sowie 
von Stoffen, die die Arbeitssicherheit oder Funktionsfähigkeit der Maschinen beein-
trächtigen können (z.B. Möbel, Glas, medizinische Abfälle). Bei diesem Vorgang 
werden eventuell vorhandene Säcke oder sonstige Behältnisse manuell geöffnet, um 
die darin enthaltene organische Substanz freizulegen und somit im späteren Verlauf 
anaerobe Gärprozesse zu verhindern. 
 
Strukturreiches Material (z.B. Baum- und Grünschnitt), was nur gelegentlich angelie-
fert wird, wird in einem gesonderten Bereich gelagert. Falls die Rotte aus Verdich-
tungsgründen zum Erliegen kommt, dienen diese Abfälle als Hilfsstoffe zur Struktur-
verbesserung. Da im Stadtgebiet Beja jährlich nur etwa 10 bis 20 Tonnen an Struk-
turmaterial anfallen, ist eine Rationierung notwendig. 
 
Bei dem Verfahrensschritt „Vorrotte“ werden die losen Abfälle ohne Vorbehandlung 
(wie z.B. Zerkleinerung, Homogenisierung, Zusatz von Strukturmaterial) in Mieten (6 
m breit, 2,5 m hoch und ca. 30 m lang) aufgesetzt. Im Versuch wurde eine Miete in 
etwa 14 Tagen aufgesetzt, dies entspricht einer Menge von ca. 100 Tonnen. Die je-
weilige Tagesmenge wird nach dem Aufsetzen mit einer Schicht aus trockenem Klär-
schlamm, aus der ca. 5 km entfernten Kläranlage, abgedeckt. Das Abdecken verhin-
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dert zum einen das Wegfliegen von kleinen Partikeln wie Plastik und Papier aber 
auch das Auseinanderzerren der Abfälle durch Vögel und Nager sowie eine Unter-
bindung der Geruchsentwicklung und das Entflammen der Miete. Die Stärke der 
Klärschlammschicht beträgt ca. 3 bis 8 cm. Dies entspricht einem Gesamtanteil an 
Klärschlamm von etwa 10 Gew. % [34,67]. Die Qualität des verwendeten Klär-
schlammes wird in Abbildung 6.4 geschildert.  
 
 
 
Abb. 6.4: Probenanalysen des verwerteten Klärschlamms von Beja [Eigene Darstellung nach 6] 
 
Innerhalb kürzester Zeit setzt in den Mieten eine weitestgehend aerobe Rotte ein. 
Die unzerkleinerten Abfälle sowie Störstoffe wie Blechdosen, Plastikflaschen usw. 
sorgen für genügend Struktur in der Miete, womit eine ausreichende Sauerstoffzufuhr 
gesichert ist. Partiell kommt es zu anaeroben Gärprozessen, wenn sich Bereiche bil-
den, in denen keine Luftzirkulation (z.B. durch Plastiktüten) stattfindet. Dies tritt ins-
besondere in den niederschlagsreichen Monaten auf. Diese stellenweise anaeroben 
Gärungen haben in dieser Phase des Gesamtprozesses keinen wesentlichen Ein-
fluss, außer dass es zu geringfügigen Stickstoffverlusten durch N2-Ausgasungen 
kommt. 
 
Durch diese sogenannte Vorrotte, der die gesamten Abfälle zugeführt werden, wird 
eine Reduzierung der organischen Substanz erreicht. Durch aerobe und teilweise 
auch unvermeidliche anaerobe Rotteprozesse wird eine Volumenverringerung be-
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wirkt. Der im Anschluss an die Vorrotte stattfindende Siebprozess ermöglicht es, die 
organische Fraktion vom Restmüll zu trennen. 
 
Dieser erste Verfahrensschritt dient somit dem Heraustrennen der organischen Frak-
tion aus den heterogenen Abfällen. Die schweren Arbeitsbedingungen, der dadurch 
verlangsamte Produktionsprozess und das nicht zufriedenstellende Sortierergebnis 
ließen eine Handsortierung nicht zu. 
 
Die Dauer der Vorrotte beträgt unter idealen Bedingungen zwei Monate. Verschiede-
ne Versuche zur Ermittlung der optimalen Vorrottedauer haben ergeben (vgl. Abb. 
6.5), dass unter arbeitswirtschaftlichen und qualitativen Aspekten der optimale Tren-
nungseffekt des Siebens bei zwei Monaten erreicht wird. Eine längere Vorrotte führt 
zwar zu einer höheren Ausbeute an organischer Substanz aber auch zu späteren 
Qualitätseinbußen beim Kompost sowie zu einem höheren Platzbedarf. 
 
Wirkungsgrad der Siebung (40 mm)
56,50%
53,80%
51,20%
30%
0%
10%
20%
30%
40%
50%
60%
Abfallannahme nach 2 Monaten nach 3 Monaten nach 5 Monaten
 
Abb. 6.5:  Wirkungsgrad des Siebens nach unterschiedlicher Dauer der Vorrotte hinsichtlich der 
Trennung der organischen Substanz bzw. Frischkompost [Eigene Darstellung nach 
25,34,67] 
 
Längere Vorrottezeiten führen zu Stickstoffverlusten entweder durch Ausgasungen 
oder durch mikrobielle Zehrungen. Diese erste Prozessphase ist unter anderem ge-
kennzeichnet durch das Zerkleinern der Abfälle und die damit vergleichsweise kleine 
Angriffsfläche für die Mikroorganismen. Es entsteht dadurch primär eine Umsetzung 
der leicht abbaubaren N-haltigen Stoffe, wie Fette und Proteine. Für den Abbau der 
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stabileren Kohlenstoffketten (Lignin, Hemicellulose, usw.) in der Hauptrotte mangelt 
es an energieliefernden Stoffen. Dies erklärt das weite C/N-Verhältnis bei der Zu-
nahme der Vorrottedauer (vgl. Abb. 6.6). 
 
 
Abb. 6.6: Wirkung der Vorrotte auf ausgewählte Qualitätsparameter des fertigen Komposts [Eige-
ne Darstellung nach 67] 
 
Die Zunahme der Blei- und Kupferkonzentrationen bei längeren Vorrottezeiten (vgl. 
Abb. 6.7) erklärt sich durch den längeren Verbleib der organischen Fraktion mit den 
restlichen Abfällen. Das Kupfer wird durch Oxydation von den in den Abfällen befind-
lichen Kupferteilen in die flüssige Phase mobilisiert. Durch die mikrobiellen Abbau-
prozesse wird eine temporäre pH-Wert-Absenkung hervorgerufen, die zu einer höhe-
ren Löslichkeit von Blei aus vorhandenen Bleiverbindungen der Abfälle führt. 
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Abb. 6.7: Wirkung der Vorrotte auf die Schwermetallkonzentration des fertigen Komposts [Eigene 
Darstellung nach 67] 
 
Das erste Sieben, das organische Substanz vom Restmüll trennt, hat sich dement-
sprechend nach zwei Monaten Vorrotte als besonders günstig erwiesen. Es wird mit 
Hilfe eines Trommelsiebes mit einer Maschenweite von 40 mm durchgeführt. Der 
Siebvorgang unterstützt außerdem auch die Durchmischung des Klärschlamms mit 
dem Rottegut. 
 
Die Reststoffe, der sogenannte Siebüberlauf, werden der Deponie zugeführt. Es 
handelt sich dabei um eine, verglichen mit den ursprünglichen Abfällen, trockene 
Fraktion, die sich bei sachgemäßem Deponiebetrieb hervorragend einbauen und 
verdichten lässt. 
 
Der zweite wesentliche Prozessschritt ist die Hygienisierungsphase, auch Hauptrotte 
genannt. Unter geregelten und gesteuerten Bedingungen wird hier der Kompost zur 
Reife geführt. Dieser Verfahrensschritt unterscheidet sich nicht wesentlich von der 
gemeinhin bekannten „quasi-dynamischen“ Mietenkompostierung. 
 
Nach dem Sieben der Vorrottemieten wird das Rottegut in weiteren Mieten (4 m Brei-
te, 2,5 m Höhe, 15 m Länge) einer gesteuerten Rotte zugeführt. Die Rotteplattform 
besteht aus einem mit Bitumen verdichteten Untergrund. Eine Zwangsbelüftung wird 
nicht vorgenommen. Rottegradbestimmungen sowie Feuchtigkeits- und Tempera-
turmessungen werden während der Rotte regelmäßig durchgeführt. Bei Bedarf wer-
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den regulierende Maßnahmen (Umsetzen, Befeuchten) vorgenommen, um die opti-
malen Rottebedingungen zu gewährleisten. 
 
Um jegliche seuchenhygienische Bedenklichkeit auszuschließen, sind Temperaturen 
von über 55°C im gesamten Rottegut über einen Zeitraum von ca. 14 Tagen notwen-
dig. Des Weiteren werden bei diesen Temperaturen die meisten Pflanzensamen und 
keimungsfähige Pflanzenteile zerstört. 
 
Da ohne Zwangsbelüftung gearbeitet wird und das Material aufgrund des fehlenden 
Strukturmaterials zu Verdichtung neigt, werden im Sohlenbereich der Mieten die er-
forderlichen Temperaturen nicht erreicht. Deshalb ist häufiges Wenden notwendig, 
um für alle Bereiche die notwendigen Temperaturen über einen bestimmten Zeitraum 
zu gewährleisten. Gewendet werden die Mieten mit Hilfe eines Radladers. Zur Ermitt-
lung des richtigen Wendezeitpunktes dient die Temperatur als wesentlicher Indikator 
der mikrobiellen Aktivität bzw. des Rotteverlaufs. 
 
Als weiterer Indikator bzw. Rottesteuerungsparameter gilt die Feuchtigkeit des Rot-
tegutes. Sie sollte unter idealen Bedingungen bei 55 % TS liegen. Entgegen aller 
Erwartungen stellt unter den lokalen Bedingungen der Feuchtigkeitsüberschuss ein 
weitaus größeres Problem für eine ordentliche Rottesteuerung dar, als der Feuchtig-
keitsmangel. Der schwankende Wassergehalt der Abfälle aber auch die auf vier Mo-
nate im Jahr geballten Niederschläge sowie die nicht konstante Verfügbarkeit von 
strukturgebendem Material kann die Rotteführung negativ beeinflussen. 
 
Nach Ende der Rotte, wenn der Kompost den Reifegrad V erreicht hat, sorgt die 
Feinaufbereitung für ein marktfähiges Produkt. Der Kompost wird durch zwei aufein-
ander folgende Vorgänge gesiebt (Maschenweite: 15 und 10 mm). Dabei geht es 
insbesondere um das Entfernen von Störstoffen sowie um das Erreichen einer ein-
heitlichen Korngröße und Krümelstruktur. Bei den Störstoffen handelt es sich bei-
spielsweise um Steine, Glas- und Plastiksplitter, Metallteile und sonstige nicht kom-
postierfähige Stoffe, die die Qualität des Produktes beeinträchtigen können. 
 
In Folge der oben beschriebenen sukzessiven Behandlungsschritte ergibt sich für 
das Gesamtverfahren folgendes Massenflussdiagramm (vgl. Abb. 6.8 ). Wobei der 
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Anteil nicht kompostierfähiger Bestandteile bzw. Störstoffe relativ hoch ist (ungefähr 
die Hälfte des Inputs), was auf die fehlende Abfalltrennung zurückzuführen ist. 
 
 
 
Abb. 6.8: Derzeitiges Massenflussdiagramm der Kompostanlage Beja [Eigene Darstellung nach 
67] 
 
Qualitätssicherung 
Die Analysen der Pflanzennährstoffe und Schwermetalle werden von einem Umwelt-
labor des CITET in Tunis durchgeführt. Die Untersuchung aller übrigen Parameter 
sowie die Prozesskontrolle wird im eigenen Labor der Anlage vorgenommen. 
 
Da Tunesien über eigene Grenzwerte für Kompostprodukte noch nicht verfügt, hat 
das Projekt eigene Qualitätsstandards für seinen Abfallkompost (vgl. Tab. 6.2) entwi-
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ckelt, die mit Hilfe der Ergebnisse und einer Gegenüberstellung europäischer Erfah-
rungs- und Richtwerte herauskristallisiert werden konnten. Diese stellen derzeit Ziel-
größen bzw. Mindestwerte dar, die mit dem Verfahren unter lokalen Verhältnissen 
erreicht werden können. 
 
Tabelle 6.2: Qualitätsstandards des Beja-Komposts 
[Eigene Darstellung nach 28, 34, 67] 
 
Qualitätsparameter Ermittelter Richtwert 
Fremdstoffe [Gew.-%] < 2 - 5 der Frischsubstanz 
Steine [Gew.-%] < 5 
Reifegrad IV - V 
pH 6,5 - 8,5 
Salzgehalt [g/l] < 8 
organ. Substanz [Gew.-%] > 20 
elektr. Leitfähigkeit [mS/cm] < 4.000 
C/N 15 - 30 
Ntot [% TS] 0,8 - 1,5 
P2O5 [% TS] 0,4 - 1,0 
K2O [% TS] 0,6 - 1,5 
MgO [% TS] 0,2 - 0,7 
CaO [% TS] 2 - 6 
Zn [mg/kg TS] < 750 
Cd [mg/kg TS] < 2,5 
Pb [mg/kg TS] < 250 
Cu [mg/kg TS] < 200 
Ni [mg/kg TS] < 100 
Cr [mg/kg TS] < 200 
Hg [mg/kg TS] < 2 
 
Die Beja-Kompostwerte können folgendermaßen beurteilt werden: 
- Das in Beja entwickelte Verfahren erreicht hinsichtlich der Störstoffe zufrieden-
stellende Ergebnisse. 
- Die organische Substanz des in Beja produzierte Kompostes bewegt sich zwi-
schen 20 und 26,6 %. Diese weite Spanne erklärt sich durch den geringen bzw. 
jahreszeitlich schwankenden Anteil an Strukturmaterial. Der Kompost weist auf-
grund dessen eine durchschnittliche feine Struktur auf. 
144 Begutachtung einiger laufender Modellprojekte im Abfallbereich 
 
 
- Versuche haben gezeigt, dass der Nährstoffgehalt starken Schwankungen unter-
liegt, was auf die Zusammensetzung der Abfälle zurückzuführen ist. Eine deutli-
che Erhöhung der Gehalte an N und P2O5, lässt sich nach einer Zugabe von Klär-
schlamm (10 bis 15 % der gesamten Abfallmenge) feststellen. 
- Der Stickstoffgehalt ist für einen Abfallkompost tendenziell gering. Die Werte lie-
gen mit durchschnittlich 0,9 % TS deutlich unter denen, eines vergleichbaren Bio-
kompostes in Deutschland. Diese niedrigen Stickstoffgehalte sind auf die Pro-
zessführung zurückzuführen, denn die Haushaltsabfälle weisen zunächst hohe 
Stickstoffkonzentrationen auf. Es entstehen im Laufe des Prozesses, insbesonde-
re während der Vorrotte, Stickstoffverluste durch Ausgasungen in Form von N2 
und NH3. Werden aus dem Abbau polymerer Kohlenhydrate nicht genügend C-
Gerüste (Strukturmaterial) nachgeliefert, so geht Stickstoff in der Anfangsphase 
der Rotte als NH3 verloren. 
- Als Orientierung bezüglich der Schwermetallkonzentrationen dienen derzeit die 
Richtwerte der LAGA, die für Deutschland erstellt worden sind. Die Bodenverhält-
nisse sind in Tunesien insbesondere im Medjerda-Tal aufgrund geringer Schwer-
metallmobilität günstiger als in Deutschland, so dass die LAGA-Richtwerte als 
eher streng zu betrachten sind. Aufgrund der sehr heterogenen Abfälle ist es we-
der möglich, die für eine Schwermetallbelastung verantwortlichen Fraktionen vor 
der Kompostierung zu identifizieren, noch eine durchgängige Qualität zu gewähr-
leisten. Dennoch konnte festgestellt werden, dass die Spanne in der sich die 
Schwermetallkonzentration des Kompostes bewegt, relativ eng ist. 
 
Im Übrigen wurden im Rahmen des Projektes „Abfallwirtschaft im Medjerda-Tal“ 
großflächige Versuche durchgeführt, in denen der Einfluss einer Düngung mit Abfall-
kompost auf den Ertrag und den Pflanzenzuwachs untersucht worden ist [24, 67, 
130]. 
 
Das Projekt konnte im Jahr 1997 bei den untersuchten Arten (Alexandrina Klee, Zu-
ckerrüben) Ertragssteigerungen dokumentieren. Außerdem wurden Versuche mit 
Kompost als Substratadditiv an der forstlichen Baumschule von Beja im Zeitraum 
März bis Oktober 2000 vorgenommen. Dabei wurde untersucht, ob Müllkompost 
ganz oder teilweise den herkömmlichen Waldhumus im Pflanzsubstrat ersetzen 
kann. Als Untersuchungsparameter wurden die Keimfähigkeit und die Biomassen-
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produktion in Abhängigkeit von der Substratzusammensetzung herangezogen. Bei 
einigen der getesteten Arten konnten bestimmte Kompostsubstrate zu guten Ergeb-
nissen führen. 
 
Diese Versuche haben gezeigt, dass der Kompost erfolgreich zur Herstellung von 
Pflanzsubstrat für die Aufzucht von Forstpflanzen genutzt werden kann. Damit stellt 
er eine ökologische Alternative zur herkömmlichen Praxis dar, die durch den Abbau 
des gewachsenen Waldhumus zur Degradierung der Waldböden führt. 
 
Die Kompostierungserfahrungen der Stadt Beja sind sehr aufschlussreich und haben 
die Wichtigkeit der Entwicklung angepasster Technologien, die den örtlichen klimato-
logischen Bedingungen sowie finanziellen und technischen Möglichkeiten der Region 
entsprechen, gezeigt. Das mit örtlichem Know-how und aus eigener Kraft entwickelte 
Verfahren ist für Städte ländlicher Regionen im nordafrikanischem Raum geeignet, 
und das Untersuchungsergebnis kann nicht nur auf andere mittelgroße Städte Tune-
siens, sondern auf die gesamte Maghrebregion übertragen werden. 
 
 
6.2 Das tunesische Dualsystem „Eco-Lef“ 
In Tunesien findet die Abfallsammlung in allen Städten konsequent und fast überall 
täglich statt. Dieser große Aufwand kann jedoch nicht verhindern, dass periphere 
Siedlungsbereiche insbesondere mit Plastikverpackungen verunreinigt sind. Die 
Schwemme an leichten Verpackungen und Plastiktüten, die beim Einkauf im Über-
maß ausgegeben werden, kann auch durch eine noch so perfekte Müllabfuhr nicht 
unter Kontrolle gehalten werden. Die Schwemme tritt an den Zufahrtstrassen und 
Wegen zu den Müllkippen und in deren Nahbereich besonders auffällig in Erschei-
nung, da diese Verpackungen durch ihr geringes Gewicht leicht verweht werden 
können und sich damit quasi diffus verbreiten. 
 
Gesetzliche Basis 
Die Kommunen konnten durch eigene Bestrebungen das Problem nicht alleine be-
wältigen, was den Staat veranlasst hat zu beschließen, die Gebietskörperschaften 
durch ein staatliches Sonderprogramm (gen. „Eco-Lef“) in ihren Bemühungen für ei-
ne Begrenzung von Verpackungsmaterial technisch und finanziell zu unterstützen. 
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So trat in Tunesien am 2. Juni 1997 die Verpackungsverordnung33 auf der Grundlage 
des Abfallwirtschaftsgesetzes 96-41 in Kraft. Sie setzt der tunesischen Wirtschaft 
zum Ziel, Umwelt und Deponien von Verpackungsabfällen zu entlasten, diese in eine 
Kreislaufwirtschaft zu integrieren und wirksame Maßnahmen zur Abfallvermeidung zu 
treffen. Sie verpflichtet Hersteller, Abpacker, Vertreiber und Importeure, die von ih-
nen in Verkehr gesetzten Verkaufsverpackungen unentgeltlich zurückzunehmen und 
nach dem Stand der Technik zu verwerten, Dritte mit der Verwertung zu beauftragen 
oder diese bei einem flächendeckenden Sammel- und Verwertungssystem „Eco-Lef“ 
zu lizenzieren. Die tunesische Verordnung hat, anders als die meisten europäischen 
Verordnungen, keine Verwertungsquoten festgeschrieben und legt keine Effizienzkri-
terien oder den Nachweis von Erfassungsquoten fest. 
 
Über das „Eco-Lef“-System werden derzeit ausschließlich PE-Folien, PET-Flaschen 
sowie  Weißblechdosen mit einem Füllvolumen größer als 100 Milliliter, erfasst. 
 
Finanzierung 
Bis Ende 2003 wurde das System durch Lizenzentgelte für den Grünen Punkt, die 
von Abfüllern/Abpackern und Importeuren auf der Grundlage des verpackungsorien-
tierten Verursacherprinzips entrichtet wurden, finanziert. Sie wurden anhand der 
Menge und des Gewichtes des eingesetzten Verpackungsmaterials berechnet. 
 
Seit Anfang 2004 wird die Tätigkeit des Systems durch ein verpackungsabhängiges 
Lizenzentgelt in Form einer Sonderabgabe finanziert. Diese vom Finanzgesetz 2004 
eingeführte Umweltabgabe betrifft sowohl importierte als auch lokalhergestellte Plas-
tikgrundstoffe und wird direkt von der Finanzbehörde auf das Konto des „FODEP“ 
überwiesen und von dort verwaltet. Sie beträgt 2,5 % des Zollwerts von Plastik-
grundstoffen wie PE, PET, PVC usw. (Zoll-Stoffnummer 39-01 bis 39-14) für Import-
stoffe und 2,5 % des Umsatzes ohne Mehrwertsteuer für lokal hergestellte Plastik-
grundstoffe. 
 
Innerhalb dieses Systems soll eine Kennzeichnung der Verpackungen erfolgen: Ein-
wegverpackungen sollen mit dem „Eco-Lef“-Symbol (grüner Punkt mit Wüstenfuchs-
                                                 
33 Dekret Nr. 97-1102 vom 2. Juni 1997, geändert durch Dekret Nr. 2001-843 vom 10. April 2001. 
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kopf vgl. Abb. 6.9) versehen werden, das von der Systembetreiberbehörde ANPE 
festgelegt wurde. 
 
Abfüller/Importeure, die die Sonderabgabe entrichtet haben, erhalten von „Eco-Lef“ 
das Recht, ihre Verpackungen mit dem „Eco-Lef“-Symbol zu kennzeichnen. Es bes-
tätigt zusammen mit einem von „Eco-Lef“ herausgegebenem Zertifikat, dass die Un-
ternehmen Verwertungspflichten auf „Eco-Lef“ übertragen haben. Das Symbol auf 
einer Verpackung zeigt an, dass für diese Verpackung ein finanzieller Beitrag an 
ANPE entrichtet wurde. 
 
Die gesammelten Lizenzentgelte sollen für die Finanzierung folgender Aufgaben be-
stimmt sein: 
- Subventionierung der Verwertung, 
- Subventionierung der Sortieranlagen, 
- Finanzhilfen und technische Beratung für die Gebietskörperschaften und über 
diese für die Privatiers, die mit der Abfallsammlung betraut sind, 
- Finanzierung der Sammelaktionen, die die Systembetreiber für die Sammlung 
von Verpackungsabfällen organisieren, 
- Finanzierung der Projektsteuerung. 
 
Stoff- und Massenstrom 
Das System steckt im Grunde immer noch in den Kinderschuhen, was seinen Beitrag 
zu einer nationalen Konzeption der Abfallwirtschaft angeht. Die Sammlung erfasst 
nur einen winzigen Anteil der in Verkehr gesetzten Verpackungen, da sie kaum Ver-
packungsabfälle aus Haushalten beinhaltet, wobei der Grossteil der Verpackungen 
außerhalb der System-Zielgruppen (Café, Restaurant, Hotel, usw.) entsteht. Da 
kaum offizielle Erhebungen diesbezüglich im Land vorhanden bzw. zugänglich sind 
wird hier versucht anhand von abgeschätzten Daten, die teilweise aus Beraterberich-
ten [5] und ANPE-Dokumenten [113] (vgl. Abb. 4.3) stammen, die Systemleistungen 
rechnerisch zu beurteilen (vgl. Abb. 6.9). 
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Abb. 6.9: Stoff- und Massenflussdiagramm für tunesische städtische Abfälle [Eigene Darstel-
lung nach 5, 113] 
 
Gemäss der oben geführten Berechnungen beträgt für das Jahr 2002 die Gesamt-
sammelquote, über fünf Jahre nach der Systemeinführung, ca. 4,7 % (2.597 t/55.000 
t) der in städtischen Abfällen enthaltenen Verpackungsanteile34, was eine Pro-Kopf-
Sammelbilanz von ca. 0,260 kg/E*a (Deutschland: 77,7 kg/E*a in 1999) entspricht. 
 
Plastikfolien, die hauptsächlich als Transportverpackungen aus Gewerbe und Groß-
handel stammen, machen ungefähr die Hälfte (1.141 t/2.597 t) der vom System ge-
sammelten Wertstoffe aus. Sie haben meistens ein auffallend großes Volumen und 
fallen an bestimmten Stellen (Gewerbe, Großhandel, Wochenmärkte, stadtnahe   
Ackerfelder...) an, deshalb werden sie ohne großen Aufwand von den Wertstoff-
sammlern geortet und abgeholt. 
                                                 
34 Laut einem UN-Bericht [120] vom Jahr 2003 beträgt dieser Anteil nicht mehr als 8 % der in Verkehr 
gesetzten Verpackungen. 
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Für die anderen vom Eco-Lef-System gesammelten Verpackungsmaterialien bleibt 
die Sammelquote sehr niedrig, da die Sammlung die Hauptanfallquelle (Haushalte) 
aufgrund der mangelnden Zusammenarbeit mit den Gebietskörperschaften (Ge-
trenntsammlung) und der Logistikschwäche nicht berücksichtigt. 
 
Zirka ein Drittel der Verpackungsabfälle (Konserven-Weißblechdosen, Verbundkar-
tons...) gehören nicht zu den Wertstoffen, für die sich das System interessiert, da sie 
entweder außerhalb seiner Reichweite anfallen (Haushalte) oder deren Verwertung 
im Lande nicht stattfinden kann (Tetra-Pack). 
 
Infrastruktur 
Die Infrastruktur die dem System zur Verfügung steht, besteht aus den folgenden 
zwei Kleinsortieranlagen: 
 
Sortieranlage Montplaisir (Tunis) 
Die Anlage wurde 1995 im Rahmen einer Entwicklungspartnerschaft von luxembur-
gischer Seite finanziert (vgl. Kap. 5.3.2). Ihre Gesamtfläche beträgt weniger als 1 
Hektar. Die Betriebshalle ist mit einem Fließband, einer Maschine zur Kompression 
von Metallen und Papier sowie Maschinen zur Zerkleinerung von Plastik ausgestat-
tet. Die Halle dient seit über 5 Jahren aber lediglich als Lagerraum für flaschengefüll-
te 500 Liter große Plastiksäcke sowie in Ballen gepresste PET-Flaschen und Weiß-
blechdosen. Bedauerlicherweise gibt es weder einen Betriebsplan noch formelle Re-
geln für die Sammlung und die Behandlung der Wertmaterialien. 
 
Sortieranlage Kalaa Sghira (Sousse) 
Die Anlage selbst wurde 1996 vollständig von holländischer Seite im Rahmen einer 
Entwicklungspartnerschaft35 finanziert. Die Investitionskosten haben ca. 2,5 Millionen 
Euro betragen. Die Gesamtfläche der Anlage beläuft sich auf geschätzt ca. 2 Hektar. 
Sie besteht aus einem Eingangsbereich mit Brückenwaage, zwei Hallen und einem 
geräumigen Außenbereich. Zwischen den beiden Hallen befindet sich ein Annahme-
bereich für Kleinanlieferer mit Hakenwaage und Annahmehäuschen. Die technischen 
Aggregate sind nahezu neuwertig und erscheinen wenig beansprucht. Sie bestehen 
aus einem Förderband, einer Siebtrommel, einem Sortierband, einem Magnetab-
                                                 
35 Der Doktorand war zwischen 1994 und 1996 an der Entstehung dieser ihrer Art ersten Anlage Tu-
nesiens als ANPE-Projektleiter beteiligt.  
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scheider und eine Hydraulikpresse. In der Sortierhalle stehen fünf neuwertige Klein-
transporter mit 3 m3-Mulden, die wohl noch nie im Einsatz waren. Rund um die Anla-
ge lagern seit mehreren Jahren hunderte von Ballen gepresster PET-Flaschen sowie 
Berge von Weißblechdosen. 
 
Für beide Sortieranlagen ist somit festzuhalten, dass sie von Eco-Lef derzeit nur zur 
Lagerung (auch Langzeitlagerung) genutzt werden; eine systematische Behandlung 
der Verpackungsabfälle zur Optimierung der Verwertung, wie sie mit den verfügba-
ren technischen Einrichtungen möglich wäre, findet nicht statt. 
 
Arbeitsweise 
Das System wird von der ANPE-Abteilung Abfallwirtschaft geführt, deren Aufgaben 
wie in Abb. 6.10 skizziert aussehen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abb. 6.10: Aufgaben der ANPE-Abteilung Abfallwirtschaft einschließlich Führung des Eco-Lef-
Systems [Eigene Darstellung nach 35] 
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rerseits die Verwaltung und Verteilung der Lizenzentgelte, dazu gehört auch der Be-
trieb der „Eco-Lef“-Sammelstellen. 
 
Seit 1999 hat die ANPE mit der Führung des Systems begonnen, indem sie 470 
Großsammelcontainer (4 cbm) über 10 Gouvernorate verteilt hat. Mit dem Betrieb 
dieses Bringsystems für Verpackungsabfälle wurden 2 private Unternehmen (AE-
ROPLAST, STPE) beauftragt. Sie sollten die Container regelmäßig entleeren und die 
gesammelten Verpackungen zu den Sortieranlagen von Sousse und Tunis transpor-
tieren. 
 
Zwei Jahre danach, im April 2001, hat die ANPE zusätzlich mit der Erprobung der 
Abfallsammlung mittels sogenannter „Eco-Lef“-Sammelstellen angefangen. Bis An-
fang 2003 hatte sie 49 solcher Stellen in Betrieb genommen. Zehn dieser Sammel-
stellen werden privat betrieben und 7 werden zur Tourismus-Hochsaison geöffnet.  
 
In diesem Zeitraum hat man dort ca. 4.000 Tonnen Verpackungsabfälle mit folgender 
Verteilung (vgl. Abb. 6.12) gesammelt und zum größten Teil an Kleinunternehmen 
verschenkt, die angeben die Abfälle zu verwerten. 
 
 
 
Abb. 6.11: Durch Eco-Lef-System gesammelte bzw. verschenkte Verpackungsabfallmengen [Eige-
ne Darstellung nach 114] 
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Die ANPE hat in vielen der oben genannten 49 kommunalen Sammelstellen, sog. 
„Eco-Lef-Punkte“ errichtet, wohin vertraglich gebundene ehemalige Arbeitslose oder 
schlecht bezahlte Arbeitskräfte ihre 500 Liter großen blauen Plastiksäcke, gefüllt mit 
PET-Flaschen, Getränkedosen, HDPE-Behältnissen oder Plastikfolien gegen Entgelt 
liefern können.  
 
Diese Kleinanlieferer erhalten derzeit 0,3 TND/kg36 angelieferten Kunststoff, egal 
welcher Art (wurde vor kurzem von 0,15 TND/kg angehoben) sowie 0,12 TND/kg für 
Weißblech. Die ANPE hat somit ca. 700.000 Euro bis Anfang 2003 für die Verpa-
ckungsabfallsammlung ausgegeben. 
 
Zudem versorgt die ANPE diese Leute, die meistens von den örtlichen Parteifunktio-
nären (Délégués) empfohlen werden, mit Arbeitskitteln, Handschuhen und den blau-
en 500 Liter großen Plastiksäcken für die Sammlung der bei Gewerbebetrieben (Ca-
fes, Restaurants, Krankenhäuser) zur Seite gelegten Verpackungsabfälle. 
 
Für diese Kleinanlieferer lohnt es sich nicht, die Verpackungsabfälle von der Straße 
zu sammeln. Dafür ist der Aufwand zu groß. Denn durchschnittlich sammelt einer von 
ihnen täglich, zusammen mit seinen Helfern, ca. 12 bis 15 Großsäcke (500 l) und 
bekommt dafür, wenn die Ware abgenommen wurde, ca. 3 Euro pro Tag. Das ent-
spricht in etwa dem vom Staat garantierten Mindestlohn für Tagelöhner. 
 
Einige dieser Sammler, die über gute Bekanntschaften und Beziehungen verfügen, 
haben alte Kleintransporter und schaffen es, bis zu einer Tonne pro Tag (ca. 200 Eu-
ro) zu liefern, so dass sie einen beträchtlichen Monatslohn erreichen. 
 
Das System konnte bisher mangels einer kohärenten nationalen Politik im Bereich 
der Abfallwirtschaft noch nicht alle seine gesetzten Ziele erreichen. Des Weiteren, ist 
die Zusammenarbeit zwischen ANPE und Kommunen kaum vorhanden und das 
Verhältnis zwischen den Gebietskörperschaften und den Systembetreibern ist nicht 
geregelt oder logisch. 
 
                                                 
36 Diese Anlieferentgelte sind viel zu hoch und liegen bereits deutlich über den Marktpreisen, so exi-
stent, für die angelieferten Sekundärrohstoffe. 
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Wenn man die Vorzüge des Systems seit seiner Entstehung analysieren möchte, ist 
man mit seiner wahren bitteren Wirklichkeit konfrontiert, die trotz günstiger rechtli-
cher, finanzieller und umweltpolitischer Bedingungen unter den Erwartungen bleibt. 
 
Derzeit verschlingen die Sammelkosten und die Betriebskosten der Projektsteue-
rungsstruktur das gesamte Budget. Die Investitionskosten der Sortieranlagen (in 
Sousse und Tunis), Pressen, Waagen und Transportfahrzeuge der ANPE, deren Re-
paraturkosten sowie die Mietkosten der Sammelplätze sind dabei nicht enthalten. 
 
Insgesamt gesehen haben die betrachteten Sammelsysteme keine vielversprechen-
den Ergebnisse gebracht und können die festgelegten Zielsetzungen nicht erreichen. 
Tatsächlich konnten die Sammelcontainer von „Eco-Lef“ nur einen winzigen Anteil 
der betroffenen Verpackungen auffangen. Zudem ist die getrennte Sammlung auf 
Haushaltsebene kaum eingeführt worden und wenn doch, dann weist sie einen ho-
hen Anteil an Fremdkörpern bzw. nicht verwertbaren Abfallstoffen auf. 
 
Für keinen der Wertstoffe konnten bisher Verkaufserlöse erzielt werden, das heißt es 
existiert derzeit kein Absatzmarkt. Dies gilt selbst für Weißblech. Die Materialien wür-
den daher auch kostenlos abgegeben werden, aber auch das klappt zur Zeit nicht.  
 
Zudem sind die notwendigen Verwertungseinrichtungen im Land nicht vorhanden 
und die Unternehmen, die die Verwertung der gesammelten Wertstoffe behaupten, 
werden in dieser Hinsicht nicht kontrolliert. Sie nutzen vielmehr die staatlichen Ver-
günstigungen (FODEP) und die Steuernachlässe aus (Mehrwertsteuer sinkt nach 
Anerkennung als Verwertungsbetrieb von 18 % auf 10 %), ohne dass sie die Produk-
te wirklich der Verwertung zuführen. Sie lagern sie in Hinterhöfen oder entsorgen sie 
in nahe liegenden wilden Müllkippen. Sie sind nicht in der Lage der Verwertungsauf-
gabe nachzukommen, denn ihre maschinentechnischen Anlagen sind dazu nicht ge-
eignet. Zudem ist zur Zeit in Tunesien kein Markt für solche Recyclingprodukte vor-
handen. 
 
Aus  diesen Gründen zeigen die Systemmitglieder ihre Unzufriedenheit und wollen 
die Zahlung ihrer Beiträge verweigern. Sie beklagen den Mangel an konkreten Erfol-
gen des Systems. Ihre Verpackungen werden kaum verwertet und landen immer 
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noch in wilden Müllkippen oder werden jahrelang auf Grundstücken in kommunalem 
oder staatlichem Besitz gelagert. Außerdem beklagen sie, dass die derzeitigen Sys-
tembetreiber (ANPE) sie bei der Entscheidungsfindung ignorieren. Sie hätten keinen 
Einfluss auf die Führung des Systems. 
 
Perspektiven 
Anzuerkennen ist, dass die Einsammlung, Trennung und potenzielle Verwertung von 
Verpackungsstoffen positive Seiten hat (z.B. Schaffung von Arbeitsplätzen, Sensibili-
sierung von Teilen der Bevölkerung, saubereres Stadtbild). Gleichwohl werden hier 
aus volkwirtschaftlicher Sicht Gelder in großem Umfang für die Wiederverwertung 
einer Abfallkomponente eingesetzt, die aus ökologischer Sicht (z.B. negative Folgen 
bei der Beseitigung auf einer Deponie für die Schutzgüter Wasser, Luft u. Boden) im 
Vergleich zu anderen festen Siedlungsabfällen (z.B. nativ organische Abfälle, Batte-
rien) wesentlich unproblematischer sind und sogar im Falle einer 100-prozentigen 
Verwertung (55.000 t/a) ökonomisch wenig interessant sind. Unzureichend ist derzeit 
auch die Nachfrage nach den im Rahmen des Systems „Eco-Lef“ getrennt erfassten 
und vorsortierten Sekundärrohstoffen (PE, PP, PET, Weißblech).  
 
Das breit angelegte Verwertungssystem für Verpackungsabfälle ist möglicherweise 
für ein Land wie Tunesien auf Dauer kaum finanzierbar. Bereits heute decken die 
Lizenzeinnahmen aus der Industrie nicht einmal die variablen Betriebskosten. Eine 
Finanzierung der für den notwendigen Neubau von für die Trennung der Stoffgemi-
sche erforderlichen Sortieranlagen ist mit diesen Einnahmen nicht möglich. Selbst 
wenn es gelingt, diese Anlagen mit Mitteln von Geberländern zu errichten, dann ist 
doch spätestens ihr Fortbestand und damit die Existenz des gesamten „Eco-Lef“-
Systems gefährdet, wenn aufwändige Reparaturen oder umfangreichere Ersatzin-
vestitionen anstehen [124].  
 
Für den Fortbestand des Eco-Lef-Systems, das aus umweltpolitischen Gründen so-
wie für die Sauberkeit der Städte vor allem in den Tourismusregionen wünschens-
wert wäre, sich günstig auf das Abfallbewusstsein der Bevölkerung auswirken dürfte 
und wesentlichen Bestandteil einer in sich geschlossenen Abfallwirtschaftskonzepti-
on für Tunesien wäre, ist es notwendig nach der Einführungsphase, die immerhin 
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über 8 Jahre gedauert hat, die Bestimmungen des Dekrets 97-1102 zu überprüfen 
sowie systemverstärkende und effizienzsteigernde Regelungen zu überdenken. 
 
Entsprechende generelle Anforderungen an das Eco-Lef-System sind in Abbildung 
6.12 dargestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abb. 6.12: Hauptanforderungen an „Eco-Lef“-System [Eigene Darstellung] 
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auf Null reduziert werden: 
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ser Stoffe in geeigneten Zementfabriken, könnte als befristete Übergangslösung 
in Frage kommen. 
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stützen, indem es einen Teil seiner Einnahmen an potentielle Verwerter weiter-
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gibt. Dabei kann anfangs die Unterstützung auf folgende Positionen beschränkt 
werden: 
• Mengenabhängige Subventionierung der hergestellten Recyclingprodukte, 
• Preisgarantie für die Abnahme dieser Produkte, 
• Subventionierung der Anschaffung maschinentechnischer Anlagen zur Ver-
wertung. 
- Die Kommunen sollten verstärkt im System integriert werden, indem man ihnen 
die Sammlung  (Hol- und Bringsystem) und Sortierung der Wertstoffe (getrennte 
Sammlung) überlässt. 
- Dem System mangelt es, aufgrund der Beschäftigung seiner Führungsstruktur 
(ANPE-Abteilung-Abfallwirtschaft) mit anderen Aufgaben (vgl. Abb. 6.10) sowie 
der knappen Humanressourcen und Fachkompetenzen, an Zusammenhalt und 
gutem Management. Verbesserungsmaßnahmen bei der Projektsteuerung müs-
sen eingeleitet werden. 
- Dem System mangelt es an Abstimmung und Zusammenarbeit zwischen den 
verschiedenen Partnern. Ein vertraglich festgelegtes Programm oder eine Kon-
vention für ein exaktes Management mit den Gemeinden ist von der ANPE abzu-
schließen. 
- Information ist für so ein ehrgeiziges Projekt sehr wichtig. Die Zielgruppen sowie 
die Akteure müssen vom System mit technischen, pädagogischen, juristischen 
und ökonomischen Informationen versorgt werden. 
- Eine Vereinbarung zwischen dem Systembetreiber ANPE und den potentiellen 
Wertstoffabnehmern, soll u.a. die Abnahmebedingungen der verwertbaren Stoffe 
festlegen. 
- Mögliche Partnerschaften (bzw. informelle Absprachen) mit der Privatwirtschaft in 
Form von Kooperationslösungen (vgl. Kap.7.3.1.3) zur Verstärkung eines solchen 
Systems sind anzustreben (z.B. Mitwirkung der Hotels bei der Sammlung von 
Verpackungsabfällen in Touristenregionen). 
- Kontroll- und operationelle Funktionen (ANPE) müssen strikt getrennt werden, so 
lassen sich bei der Aufgabenverteilung Interessenskonflikte vermeiden. 
- Die Prüfung der tatsächlichen Kosten der Sammlung von Verpackungsabfällen 
wird die notwendigen Informationen liefern, die für eine Effizienzsteigerung erfor-
derlich sind. Anhand der betriebswirtschaftlichen Analyse können Kostenreduzie-
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rungen eingeleitet und damit Spielraum für Maßnahmen bei der Verwertung ge-
schaffen werden. 
- Ein entsprechender institutioneller Rahmen ist zu schaffen, so dass Branchenre-
cycling-Gesellschaften für folgende Wertstoffe entstehen[35]: 
• Kunststoffverpackungen, 
• Metallverpackungen, 
• Kompositverpackungen. 
Sie sollten unter der ANPE-Aufsicht mit der Verwertung der gebrauchten Verpa-
ckungsmaterialien beauftragt werden. Diese können wiederum private Entsorgungs-
unternehmen mit der Verwertung beauftragen. Und sie sollten wie die ANPE nicht 
gewinnorientiert arbeiten. 
- Die ANPE muss ihren Partnern garantieren, dass die Einnahmen aus dem „Eco-
Lef“ zweckgebunden, vor allem für das Sammeln, Trennen, Wiederverwerten, die 
Kommunikation und die Verwaltung, verwendet werden. 
Darüber hinaus sollten in Zukunft die Fehler der Vergangenheit infolge unzureichen-
der Information seitens der Führungsstruktur vermieden, ein Dialog mit den Lizenz-
nehmern aufrecht erhalten bleiben und genau erklärt werden, wie die dem System 
seit seinem Beginn zur Verfügung stehenden Mittel verwendet wurden. Dadurch 
kann die Ablehnung des Systems vermieden und das Vertrauen der Lizenznehmer in 
das System gewonnen bzw. gesteigert werden. Dies könnte in der Form eines mo-
natlichen Informationsblatts oder einer Internetseite geschehen. 
 
 
6.3 Die Abfalldeponierung in der Zentraldeponie von Tunis 
Feste Abfälle werden in Tunesien bislang ausschließlich durch Deponierung besei-
tigt. Durch das 1993 ins Leben gerufene landesweite Programm PRONAGDES ver-
folgt das Umweltministerium u.a. das Ziel, die zahlreichen als „traditionelle Deponien“ 
bezeichneten ungeordneten Müllkippen sukzessive zu schließen und im Gegenzug in 
den Gouvernoraten des Landes Zentraldeponien einzurichten und zu betreiben (vgl. 
Kap. 5.3.1). 
 
1999 wurde die zur Entsorgung des Großraums Tunis konzipierte und ausschließlich 
über tunesische Mittel finanzierte Zentraldeponie Djebel Chakir in Betrieb genom-
men. Ein Jahr danach, übernahm die französisch-tunesische Firma SOMAGED den 
Anlagenbetrieb. Der Vertrag läuft über 5 Jahre, d.h. bis Mai 2005. Die ANPE ist für 
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die Anlage verantwortlich und kontrolliert den Anlagenbetrieb auf die Einhaltung der 
gesetzlichen Vorschriften. Die wichtigsten Eckdaten der Deponie Djebel Chakir sind 
in Tabelle 6.3 zusammengefasst. 
 
Tabelle 6.3: Die Deponie Djebel Chakir in Zahlen37 
 
Deponiedaten 
Allgemeine Daten 
Eröffnung der Deponie 
Übernahme des Betriebes durch SOMAGED 
Schließung der alten Müllkippe von Tunis 
 
17. Mai 1999 
09. Mai 2000 
01. Juli 2000 
Basisdaten 
Anzahl der Deponieabschnitte 
Gesamte verfüllbare Fläche  
Geschätzte Betriebsdauer 
Gesamtkapazität der Deponie 
Eingebauter Abfall bis Ende 12/2003  
Durchschnittliche Anzahl der eingehenden Lkws 
Durchschnittliche Mengen Abfall pro Tag 
 
4 
30 ha (1. Bauabschnitt 8 ha) 
12 Jahre 
8,5 Mio. m³ 
2,85 Mio. m³ 
350 pro Tag 
1.700 t (ca. 40 % der landesweiten Menge) 
Sickerwasser 
Anfallendes Sickerwasser pro Tag 
Volumen des vorh. Sickerwasserspeicherbeckens 
Zwischengespeicherte Sickerwassermengen 
 
250 m³ 
6.000 m³ 
ca. 150.000 m³ 
Abdichtungssystem 
Untergrund 
Dichtung  
 
Natürlich: Ton-Schluff 
2 mineralische Schichten à 20 cm  
Drainagesystem 
Sickerwasserhauptleitung 
Sickerwassersammler 
Sickerwassersauger 
Flächendrainage 
Oberflächewasserableitung 
Längsgefälle 
Quergefälle 
 
HDPE DN 160, geschlossen 
HDPE DN 160, geschlossen 
PEHD DN 160, 2/3 (1mm) geschlitzt 
Gebrochener Kalkstein, 16/32 
Betonrohr DN 600, unterirdisch 
≥1 % 
≥3 % 
 
Bauliche Einrichtungen der Deponie  
In der folgenden Tab. 6.4 werden die wesentlichen Komponenten des Ablagerungs-
bereiches beschrieben sowie eventuelle Mängel kommentiert und Hinweise gemacht: 
                                                 
37 Alle Angaben laut Deponiebetreiber SOMAGED 
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Tabelle 6.4: Beschreibung der Deponiestruktur [Eigene Darstellung  nach 41,133] 
 
Komponente Beschreibung Bemerkungen 
Ablage-
rungsbe-
reich 
Der Ablagerungsbereich ist in vier etwa 
gleich große Deponieabschnitte unterteilt. 
Die Deponieabschnitte sind hintereinander-
geschaltet und haben ein Gefälle von Nord-
ost nach Südwest, wo sich, von einer Be-
triebsstrasse von dem tiefgelegenen Depo-
nieabschnitt (DA1) getrennt, das Sickerwas-
serbecken befindet. 
Die Deponieabschnitte sind in einem Bauvor-
gang erstellt worden. Bis zum Betrieb wird 
zum Beispiel der DA4 über 10 Jahre frei dem 
Klima ausgesetzt sein. Durch den Wechsel 
der Temperaturen zwischen Tag und Nacht, 
Windeinflüsse und Regen werden die Draina-
gematerialien, aber auch die mineralische 
Abdichtung extrem belastet. Eine Zerstörung 
der Systeme vor Inbetriebnahme konnte beo-
bachtet werden. Optimal ist eine sukzessive 
Einrichtung der Abschnitte, nach dem jeweili-
gen Bedarf. 
Deponieab-
schnitte 
Die Deponieabschnitte haben eine Länge 
von etwa 200 m und eine Breite von 316 m 
im DA1 und 412 m im DA4. 
Die Breite der Deponieabschnitte ist extrem 
groß. Eine Trennung von Sickerwasser aus 
den belegten Teilbereichen der einzelnen 
Deponieabschnitte und dem Oberflächenwas-
ser der freiliegenden Flächen ist extrem auf-
wendig. Optimal wäre eine Breite von etwa 
100 m. Dagegen ist eine Länge von mehr als 
300 m problemlos. 
Basisab-
dichtung 
Der Untergrund besteht aus „natürlichem“ 
Bodenmaterial. Zur Herstellung der Basis-
abdichtung wurde das anstehende Schluff-
Ton-Material aufgenommen und verdichtet 
wieder eingebaut. 
Durch Aufnahme und verdichteten Einbau der 
oberen Schicht ist eine zusätzliche qualitativ 
hochwertige Abdichtung gewährleistet. 
Drainage-
system 
Auf der mineralischen Dichtung liegt eine 
etwa 20 cm mächtige Dränageschicht aus 
gebrochenem Kalkstein mit einem Sicker-
wasserentwässerungssystem aus Sammler 
und Saugern. Je nach Betriebszustand wird 
über Schächte, die in den Tiefpunkten der 
Einzelabschnitte gelegen sind, der Abfluss 
des Sicker- und Niederschlagswassers 
geregelt. Bei dem vorliegenden System wird 
das Sickerwasser aus der Fläche über ge-
schlitzte Saugrohre aufgenommen und an 
Knotenpunkten (T-Stücke) über Sammler 
zum Tiefpunkt der Abschnitte weitergeleitet. 
Das Drainagematerial besteht aus Kalkstein, 
das nicht sickerwasserresistent ist. Durch 
hohe Temperaturunterschiede wird das Mate-
rial zerstört und setzt die Drainage zu. 
Optimal ist der Einsatz eines Sand-Kies-
Gemisches. Bei Prüfungen, während der Be-
standaufnahme, wurden Mächtigkeiten der 
Drainageschicht von kleiner als 10 cm aus-
gemacht. Optimal ist eine Drainageschicht 
größer als 30 cm. Es sollte jedoch bei der 
Planung eine hydraulische Bemessung 
durchgeführt werden. 
Drainage-
rohre 
Die Drainagerohre bestehen aus PEHD und 
haben einen Durchmesser von 160 mm mit 
1 mm breiten Schlitzen. Freigelegte Draina-
gerohre zeigten, dass die Schlitze zuge-
schlämmt waren. Teilweise sind Drainage-
rohre in nicht betriebenen Bereichen schon 
mechanisch zerstört worden oder treten aus 
der Drainageschicht heraus an die Oberflä-
che. 
Bei dem Sickerwassersammelsystem der 
Deponie Djebel Chakir wird das Sickerwas-
ser aus der Fläche der Deponieabschnitte 
(umgekehrtes Dachprofil) über geschlitzte  
Saugrohre, die parallel zum Hang verlaufen, 
aufgenommen und an Knotenpunkten (T-
Stücke) über Sammler zum Tiefpunkt eines 
jeden Abschnittes weitergeleitet. 
Die Bemessung der Schlitze soll von dem 
Drainagematerial abhängen, aber mindestens 
größer als 3 mm sein, da beim Betrieb das 
Zuschlämmen der Rohre durch Feinstteile aus 
dem Abfall verhindert werden muss. 
Es kann davon ausgegangen werden, dass 
die Rohre nicht ausreichend bemessen sind 
(hydraulisch und statisch), so dass eine Zer-
störung der Rohre spätestens im Betriebszu-
stand wahrscheinlich wird. Bei der Planung 
sollte eine hydraulische und statische Bemes-
sung der Rohre durchgeführt werden. 
Die hintereinander geschalteten Deponieab-
schnitte mit einer Gesamtlänge von etwa 800 
m machen eine Wartung und Reinigung der 
Drainagerohre unmöglich. Optimal sind paral-
lel geschaltete Deponieabschnitte. Sie können 
separat von einander bewirtschaftet werden. 
Die Knotenpunkte machen eine Wartung 
(Spülen) der Sauger unmöglich. 
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Komponente Beschreibung Bemerkungen 
Schachtsys-
tem 
Das Schachtsystem liegt im Tiefpunkt eines 
jeden Deponieabschnittes, zur Trennung 
von Oberflächenwasser und Sickerwasser 
aus den oben liegenden Abschnitten. Es 
dient zur getrennten Weiterleitung aus dem 
Ablagerungsbereich heraus.  
 
Diese Art von Schachtsystemen ist aufwändig 
im Betrieb und extrem störanfällig. Schacht-
bauwerke im Ablagerungsbereich sollten ver-
mieden werden, da eine kurzfristige Zerstö-
rung der Bauwerke und das Abscheren der 
Rohrleitung im Eintrittsbereich in die Schächte 
(bedingt durch unterschiedliche Setzungen 
des Untergrundes unter dem Schacht und des 
umliegenden Bereiches) sehr wahrscheinlich 
ist. Optimal ist das Anlegen von Schachtkon-
struktionen außerhalb der Deponieabschnitte. 
Entgasung Eine fachgerechte Entgasung der Deponie 
ist vorgesehen. Das Gas wird zur Zeit je-
doch nur mittels einer Fackel verbrannt und 
nicht energetisch genutzt. 
Bei der passiven Entgasung, wie die ANPE für 
die Deponie vorsieht, tritt das Gas durch den 
Überdruck im Deponiekörper an die Oberflä-
che. Über vertikale Gasbrunnen (z.B. Beton-
rohre), die mit dem Deponiebetrieb aufgebaut 
werden, wird das Gas abgeleitet. Dieser Vor-
gang ist jedoch nicht zu kontrollieren. Über-
stehen die vertikalen Brunnen den Deponie-
betrieb, werden sie spätestens durch die 
schlecht zu kalkulierenden Kräfte aus dem 
Deponiekörper zerstört. 
Sickerwas-
ser 
Eine Sickerwasserfassung erfolgt. Das 
Wasser wird in einem offenen Teich zwi-
schengelagert und später wieder auf den 
Deponiekörper zurückgeführt. 
Die Annahme der Deponieplaner, dass das 
anfallende Sickerwasser nicht entsorgt wer-
den muss, sondern auf die Deponie zurückge-
führt werden kann, ist falsch. Diese Annahme 
wurde leider bei den anderen neun in Planung 
oder Bau befindlichen Mülldeponien wieder-
holt. Deponiesickerwässer enthalten hohe 
Konzentrationen an organischen und anorga-
nischen Substanzen; wegen dieser Belastun-
gen muss das Deponiesickerwasser in einer 
Kläranlage vor- und nachbehandelt werden. 
Gefälle Längs- und Quergefälle sind den topogra-
phischen Verhältnissen angepasst. 
 
Fangnetze Maßnahmen zur Vermeidung von Abfall-
verwehungen, z.B. durch Fangnetze, wer-
den nicht ergriffen. 
 
 
 
Gegenwärtige Praxis des Deponiebetriebs 
Die abfallanliefernden Sammelfahrzeuge werden im Eingangsbereich kontrolliert, 
registriert und verwogen. Über eine befestigte Deponiestrasse gelangen sie zum Ab-
lagerungsbereich. Zur Zeit werden die Abfälle im unteren, ca. 8 ha großen Deponie-
abschnitt DA1 abgelagert. 
 
Die Verfüllung des ersten Bauabschnittes erfolgt in Haldenschüttung. Zur Verdich-
tung werden eine Raupe und eine Schaffußwalze eingesetzt. Trotz der enormen 
Mengen mineralischen Materials, das zur Abdeckung des gelagerten Frischmülls 
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eingesetzt wird, sind erhebliche Gerüche bereits in größerer Entfernung zur eigentli-
chen Schüttfläche festzustellen. 
 
Die Deponie dient außerdem zu Lagerung von Wertstoffen. Auf einer separaten Flä-
che, deutlich entfernt von der aktuellen Schüttfläche, konnten größere Mengen von 
losen, in Säcken verpackten und teilweise sogar in Ballen verpressten PET-Flaschen 
festgestellt werden, die offensichtlich aus der Eco-Lef-Sammlung stammen. Vermut-
lich werden diese hier so lange zwischengelagert, bis eine Verwertungsmöglichkeit 
gefunden wird. 
 
 
Technische Schwierigkeiten 
 
a) Sickerwasserproblematik 
Das Deponiesickerwasser entsteht hauptsächlich durch in den Deponiekörper ein-
dringende Niederschläge und ist in seiner Menge folglich abhängig vom Nieder-
schlagsanfall, der Verdunstung, dem Abfluss an der Deponieoberfläche sowie dem 
Verdichtungsgrad (vgl. Abb. 6.13). 
 
Auf der Deponie Djebel Chakir sind im Laufe der letzten Jahre erhebliche Mengen 
Sickerwasser angefallen, die nicht wie geplant durch Verrieselung auf der Deponie-
oberfläche rückgeführt werden konnten. Bei Betriebsbeginn des DA1, unterstützte 
wohl auch die ungünstige Geometrie der Deponieabschnitte die vermehrte Sicker-
wasserbildung, da eine Trennung von Sickerwasser aus den im Betrieb befindlichen 
Bereichen und Regenwasser aus den ungenutzten Flächen nicht durchgeführt wer-
den konnte [41,133]. 
 
162 Begutachtung einiger laufender Modellprojekte im Abfallbereich 
 
 
 
 
Abb. 6.13: Einflussfaktoren auf die Deponiewassermenge in Djebel Chakir [Eigene Darstellung] 
 
Die Kapazität des vorhandenen Sickerwasserspeicherbeckens mit etwa 6.000 m³ 
war nicht ausreichend, so dass vom Deponiebetreiber SOMAGED außerhalb des 
Ablagerungsbereiches auf der Deponiefläche zusätzliche Sickerwasserbecken zur 
Aufnahme des überschüssigen Sickerwassers errichtet wurden. In diesen zusätzli-
chen Becken werden zur Zeit etwa 150.000 m³ gespeichert.  
 
Da somit der größte Teil der Deponiefläche mit Sickerwasserbecken belegt ist, kann 
kein geordneter Deponiebetrieb zur Minimierung der Sickerwassermengen durchge-
führt werden (u.a. Abdeckung der nicht im Betrieb befindlichen Deponieoberfläche 
mit Gefälle zum Deponierand). Das bedeutet, dass während der Regenperiode alle 
Niederschläge ungehindert in den Deponiekörper versickern können. 
 
Die provisorischen Sickerwasserbecken wurden zwar an der Basis abgedichtet, aber 
bedingt durch die Auflast, verbunden mit den normalen deponietechnischen Vorgän-
gen, kam es zu ungleichmäßigen Setzungen, die eine Rissbildung in der Dichtung 
verursachten. Durch die Risse konnte Sickerwasser aus den Becken wieder in den 
Deponiekörper eindringen. 
 
Da vorhandene Kapazitäten nicht ausreichten, um den Deponiekörper leer zu pum-
pen, kam es zu Sickerwasserrückstau im Bereich der Deponiebasis. Dies machte es 
wiederum notwendig, den Stützwall am Fuß der Deponie zu erhöhen. Im Deponie-
körper selbst werden erhebliche Sickerwassermengen zurückgehalten. Im tiefsten 
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an der Deponie-
oberfläche 
Niederschlagsanfall 
Verdunstung Verdichtungsgrad 
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Punkt des Deponieabschnittes DA1 erreicht der Sickerwasserspiegel eine Höhe von 
≥ 3,00 m. 
 
Gründe für die so entstandene Sickerwasserproblematik sind also: 
• die Annahme, dass das anfallende Sickerwasser durch Rückführung komplett 
entsorgt werden kann; 
• ungünstige Deponiegeometrie, hintereinander geschaltete Deponieabschnitte mit 
ungünstigem Länge/Breite-Verhältnis. 
 
Dem CITET liegen folgende Sickerwasseruntersuchungen für die Mülldeponie Djebel 
Chakir vor38: 
 
Tabelle 6.5: Sickerwasserwerte der Deponie Djebel Chakir [Eigene Darstellung nach 133] 
 
Probenbezeichnung 
Parameter 
12/1999 12/2000 02/2001 
pH 6,74 6,05 6,75 
Leitfähigkeit [mS/cm] 25.100 40.900 43.077 
Salzgehalt [Gew.-%] - 26,1 26,7 
Schwebstoffe [mg/l] 956 56.137 1.500 
CSB [mgO2/l] 42.388 75.961 38.233 
BSB5 [mgO2/l] 25.887 35.600 21.700 
Nickel [mg/l] 0,533 2,06 2,01 
Eisen [mg/l] 625 253 133 
Zink [mg/l] 0,541 3,36 2,3 
Chrom [mg/l] 1,458 3,56 5,41 
Cadmium [mg/l] 0,058 < 0,003 < 0,045 
 
Die Werte sind alle sehr hoch. Jedoch ist das Verhältnis zwischen BSB und CSB 
günstig, so dass eine gute biologische Abbaubarkeit des Sickerwassers gegeben ist. 
Die angezeigten Schwermetalle deuten darauf hin, dass sich viele Batterien, Indust-
rie- und Klärschlämme im Abfallkörper befinden. Vermutlich haben sich die Metalle 
auch durch die Kreislaufführung aufkonzentriert. 
 
 
                                                 
38 Die Probenentnahmestellen sind unbekannt. 
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b) Entgasung 
Das Deponiegas entsteht aufgrund überwiegend anaerober Zersetzung der organi-
schen Stoffe im Deponiekörper. Es besteht aus Methangas (30 bis 60 %), Kohlendi-
oxyd (30 bis 50 %), einem Gemisch aus Schwefelwasserstoff (2 %) sowie verschie-
denen, zum Teil giftigen Spurengasen.  
 
In der Deponie Djebel Chakir ist der Einbau eines Gaserfassungssystems vorgese-
hen, befindet sich jedoch noch im Planungsstadium. Eine Hochtemperaturfackel zur 
Gasentsorgung ist dagegen bereits installiert. 
 
Aufgrund des nicht fachgerechten Aufbaus der Gasfackel, deren niedriger Dichte 
(Verteilung) sowie der starken Gasproduktion39 entwickelt sich im Deponiekörper ein 
Gasdruck, der zu flächenhaftem Gasaustritt an der Deponieoberfläche geführt hat. 
Dies erfordert eine weitgehende Abdichtung der Deponie gegen Gasemissionen und 
eine Erfassung der Gase, z.B. durch vertikale Entgasungsschächte. Feuer in jegli-
cher Form sollte auf der Deponie strengstens verboten und möglichst schnell Maß-
nahmen zur fachgerechten Entgasung des Deponiekörpers vorgenommen werden. 
 
Das Deponiegas entweicht unkontrolliert über die Deponieoberfläche und über die 
Sickerwasserkontrollschächte. Es migriert über große Entfernungen durch den Un-
tergrund in die Nachbargrundstücke. Einige Anlieger beklagen sich unter anderem 
über Vegetationsschäden, die das Deponiegas in der Deponieumgebung angerichtet 
hat. 
 
c) Standsicherheit des Deponiekörpers 
Die Standsicherheit des Deponiekörpers kann nicht mehr garantiert werden [133]: 
- Durch den Sickerwassereinstau in der Basis des Deponiekörpers werden die 
Reibungskräfte in diesem Bereich vermindert. Der eingestaute Bereich befindet 
sich unter Auftrieb. 
- Durch die Sickerwasserbecken mit einer Dichte des Sickerwassers von 1 t/m³ auf 
der Deponiefläche (angenommene Dichte des eingebauten Abfalls ≤ 0,6 t/m³) 
verändert sich der Schwerpunkt des Deponiekörpers. 
                                                 
39 Die Gasmenge für die tunesische Abfallzusammensetzung wird mit durchschnittlich 3 bis 4 m³/t 
Abfall angegeben. 
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- Der immer wieder erhöhte und verstärkte Stützwall am Fuß des DA1 hebt die de-
stabilisierende Wirkung der steilen Böschungen im Südwesten und Süden des 
DA1 nicht vollständig auf. Der DA1 kann aufgrund des Platzanspruchs der zu-
sätzlich gebauten Sickerwasserbecken nicht mehr in die Fläche sondern nur in 
die Höhe aufgebaut werden. 
 
Aufgrund dieser Sachverhalte sind Rutschungen des Deponiekörpers nicht ausge-
schlossen. Kurzfristige Gegenmaßnahmen zur Gewährleistung der Standsicherheit 
sind in Abbildung 6.14 skizziert. 
 
 
 
Abb. 6.14: Kurzfristige Maßnahmen zur Gewährleistung der Standsicherheit des Deponiekörpers 
[Eigene Darstellung] 
 
d) Wertstoffsammler 
Auf der Deponie durchsuchen ca. 40 Wertstoffsammler den frisch angelieferten Ab-
fall nach verwertbaren bzw. verkäuflichen Bestandteilen. Es werden vor allem größe-
re Mengen an Hartplastikgegenständen (Badewannen, Wäschekörbe, Kisten) sowie 
Kartonagen separiert.  
 
Ein Teil dieser unbefugten Müllsammler hat sich direkt auf dem Deponiekörper, an-
dere auf Flächen um den Deponieabschnitt 1 herum Hütten gebaut, in denen sie le-
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ben und schlafen. Die Wertstoffsammler entzünden zum Kochen und Bearbeiten der 
gesammelten Wertstoffe auf dem Deponiekörper Feuer. 
Die Aktivitäten der Wertstoffsammler stehen in großem Widerspruch zum ordentli-
chen Betrieb einer Deponie. Diese Leute behindern den Deponiebetrieb und verur-
sachen durch Feuerstellen auf dem Deponiekörper akute Explosions- und Brandge-
fahr. Durch den andauernden Anlieferverkehr durch Lastwagen und Zugmaschinen 
sowie durch den Betrieb der Fahrzeuge zum Einbau der Abfälle sind die Wertstoff-
sammler großen Gefahren ausgesetzt. 
 
Ein Betretungsverbot der Deponie für Unbefugte ist sehr wahrscheinlich nicht durch-
zusetzen. Darum empfiehlt sich die Integration der Aktivitäten der Wertstoffsammler 
in den Deponiebetrieb. Diese Integration bedeutet aber einen zusätzlichen Aufwand 
für den Deponiebetrieb. Die Firma SOMAGED will diesen Aufwand nicht leisten und 
die ANPE distanziert sich von diesen Menschen. 
 
Es ist möglich einige Maßnahmen zu treffen, die ein koordiniertes Arbeiten mit den 
Wertstoffsammlern zulassen. Die Fahrzeuge kippen die Abfälle auf einem separier-
ten, abgesperrten Platz in der Nähe der Einbaustelle ab. Dort dürfen die Wertstoff-
sammler nach Wertstoffen suchen. Um den Einbau der Abfälle möglichst wenig zu 
behindern, sollte der abgesperrte Platz jeweils nach Ende die Wertstoffsammlung 
wechseln. Der durchsuchte Abfall wird dann eingebaut. 
 
Empfehlungen 
Die deponietechnische Bestandsaufnahme hat gezeigt, dass der Deponiebetrieb vie-
le Mängel aufweist, die gravierende Konsequenzen haben könnten. Vornehmlich 
Maßnahmen technischer, logistischer und planerischer Art sind kurz- und mittelfristig 
vom Deponiebetreiber SOMAGED sowie von der ANPE zu ergreifen, um einen or-
dentlichen Deponiebetrieb zu gewährleisten bzw. die Anlage zu retten. 
 
Zur Gewährleistung eines umweltgerechten Betriebes der Deponie Djebel Chakir 
werden dringende planerische, beratende und begleitende Maßnahmen empfohlen, 
wie folgende Abbildung zeigt (vgl. 6.15). 
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Abb. 6.15: Notwendige Maßnahmen für einen ordentlichen Deponiebetrieb in Djebel Chakir [Eige-
ne Darstellung] 
 
Zur Reduzierung der Sickerwassermengen und Gewährleistung eines geordneten 
Deponiebetriebes ist die Überplanung der Ablagerungsbereiche DA2 bis DA4 not-
wendig (vgl. 6.16). 
 
Abb. 6.16: Notwendige Überplanungsmaßnahmen in DA2 bis DA4 der Deponie Djebel Chakir [Ei-
gene Darstellung] 
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7. Grundlagen eines Rahmenkonzeptes für die Abfallwirtschaft in Tunesien 
Einem Land wie Tunesien, das im Begriff steht einen Abfallwirtschaftplan (PRO-
NAGDES) umzusetzen, kann nur geraten werden, sofort eigene integrierte und um-
fassende Ansätze zur Lösung des landesspezifischen Abfallproblems (vgl. Kap. 3) zu 
suchen und keine fertigen Modelle resp. Komponenten anderer Industrieländer zu 
übernehmen (vgl. Kap. 6). Denn die konkrete Umsetzung der Kreislaufwirtschaft in 
Industrieländern, die den dortigen Randbedingungen entspricht, ist kein übertragba-
res Modell, das Entwicklungsländer importieren könnten. Vielmehr ist sie eine lang-
fristige Konzeption, bei deren schrittweiser Realisierung eine landesspezifische Modi-
fikation vor dem Hintergrund der Anpassung an die lokalen Spezifika technischer, 
soziokultureller, finanzieller, ökologischer und administrativer Art erforderlich ist, wo-
bei auch Lehren aus den Fehlern der Industrieländer unbedingt gezogen werden sol-
len. 
 
Die Leitlinien eines solchen abfallwirtschaftlichen Rahmenkonzeptes für Tunesien 
können wie in Abbildung 7.1 dargestellt skizziert werden. 
 
 
 
Abb. 7.1: Leitlinien eines zukunftorientierten abfallwirtschaftlichen Rahmenkonzeptes für Tune-
sien [Eigene Darstellung] 
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Wie es in anderen Ländern der Fall ist, so ist auch in Tunesien ein schrittweiser    
Übergang von der bisher ungeordneten Abfallentsorgung zur anspruchsvolleren Ab-
fallbewirtschaftung vorzusehen. Das auf den o.g. Leitlinien basierende abfallwirt-
schaftliche Rahmenkonzept Tunesiens, 
• muss bedarfsorientiert sein und einen Beitrag zur Aufhebung der aktuellen akuten 
Missstände der tunesischen Abfallwirtschaft (vgl. Kap. 3 und 4) leisten (AM), 
• sollte entwicklungsoffen konzipiert sein (RS, MS), 
• sollte die Belange aller Akteure, insbesondere der Wirtschaft, angemessen be-
rücksichtigen (NH, NM, GK), 
• kann nur iterativ verwirklicht werden (NM, NH), 
• muss auf die Situation der Menschen in allen Landesteilen, zugeschnitten sein 
(RS, NH), 
• sollte - wo immer möglich - bereits existierende traditionelle Lösungen einbezie-
hen und unter Beteiligung des informellen Sektors (Wertstoffsammler, Chiffon-
niers) angestrebt werden (MS, RS, NH), 
• erfordert eine bedarfsgerechte Form des Technologietransfers (GK, NM), 
• muss durch geeignete rechtliche und administrative Rahmenbedingungen unter-
stützt werden (NM, NH), 
• kann eine Vielfalt technisch-organisatorischer Lösungsansätze umfassen (MS), 
• muss die Kriterien „ökologische Verträglichkeit“, „wirtschaftliche Effizienz“ und 
„soziale Gerechtigkeit“ gleichermaßen erfüllen (GK, RS, NH). 
 
Doch die Festlegung von Leitlinien reicht alleine nicht aus, um eine wirkungsvolle 
Abfallpolitik zu entwerfen und durchzusetzen. Eine Zielfestlegung, die die geeigneten 
Grundprinzipien berücksichtigt, ist notwendig um die diesbezügliche Ausrichtung der 
Abfallpolitik festzulegen und durch entsprechende Instrumente zu konkretisieren. 
 
 
7.1 Abfallpolitische Ziele und Grundprinzipien 
Die Abfallpolitik in Tunesien wurde in bisher unterschiedlichen geschichtlichen Pha-
sen in den letzten Jahren von folgenden Maximen geprägt: 
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• Gesundheitsschutz durch staatliche Bereitstellung geordneter Entsor-
gungskapazitäten: 
Von der Kolonialzeit und in der Zeit der Unabhängigkeit bis zum Ende des vo-
rigen Jahrhunderts war das primäre Ziel abfallpolitischer Maßnahmen in Tu-
nesien der Schutz der Bevölkerung vor Epidemien. Nach der Unabhängigkeit 
des Landes im Jahre 1956 nahmen sowohl die städtische Bevölkerung als 
auch die Menge und Art der zu beseitigenden Abfälle rapide zu, so dass die 
unkontrollierte Beseitigung von Abfällen als Gefahr für die öffentliche Gesund-
heit und Ordnung angesehen wurde. Erst vor ca. 30 Jahren wurde erkannt, 
dass eine ordnungsgemäße Abfallbeseitigung auch außerhalb der Städte not-
wendig ist, um das Problem der mangelnden Hygiene nicht auf Umwegen 
wieder in die Siedlungen zurückzuholen. 
 
• Verhinderung illegaler Beseitigung durch schärfere Gesetze und Ausbau 
der Kapazitäten: 
Allein in den neunziger Jahren stieg die jährliche Abfallmenge auf das Doppel-
te. Gleichzeitig zeichnete sich ab, dass die wirtschaftlich unattraktiven Flä-
chen, die für eine Ablagerung von Abfällen noch in Frage kommen, zuneh-
mend knapp wurden. Steigende Transportkosten zwischen den Anfall- und 
Beseitigungsorten erhöhen den Anreiz, Abfälle illegal zu entsorgen. 1996 wur-
de der erste Abfallgesetzesrahmen (Abfallgesetz Nr. 96-41) erlassen. Im Mit-
telpunkt der Vorschriften stand die Absicht, eine geordnete Beseitigung von 
Haus- und hausmüllähnlichem Gewerbemüll sicherzustellen. Die Finanzierung 
neuer Anlagen blieb ein entscheidender Engpass.  
 
• Verringerung der Emissionen: 
Im Jahre 1997 (Dekret Nr. 97-1102) rückten die Emissionen aus Verpa-
ckungsabfällen in den Mittelpunkt der Abfallpolitik. Eco-Lef ist erstmaliger 
Ausdruck des Bestrebens, die Emissionen aus Plastik verbindlich zu min-
dern40. 
 
                                                 
40 Beginn der Systemführung erst im Jahr 1999 
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Abb. 7.2: Geschichtliche Entwicklung der tunesischen Abfallpolitik [Eigene Darstellung] 
 
Diese Maxime der bisherigen tunesischen Abfallpolitik umfassen im Wesentlichen 
allgemeine Ziele des Schutzes der Umwelt, des Menschen und anderer „Güter“; sie 
stellen im engeren Sinne keine speziellen Ziele der Abfallpolitik dar, sondern sind 
übersektoral anwendbar und müssen im Sinne der o.g. Leitlinien (vgl. Abb. 7.1) 
durch spezifische Ziele ergänzt werden. 
 
Folgende Ziele sind für eine integrierte tunesische Abfallpolitik unerlässlich: 
- Abfälle sind, soweit dies praktisch möglich ist, zu vermeiden. 
- Die wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Aktivitäten sollen darauf abgestellt 
sein, die Entstehung von Abfällen einzuschränken. 
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- Soweit Abfälle entstehen, sind sie der Wiederverwendung, der Verwertung, dem 
Recycling oder sonstigen Verwendungszwecken zuzuführen. 
- Abfälle, für die notgedrungen nur eine Beseitigung in Frage kommt, sind so zu 
entsorgen, dass ein Minimum an Umweltbelastungen entsteht. 
 
Hierzu sind, insbesondere vor dem Hintergrund der Aufhebung akuter abfallwirt-
schaftlicher Missstände (AM, vgl. Abb. 7.1), folgende Entwicklungen vorrangig umzu-
setzen: 
- Sicherstellung ausreichender Kapazitäten für eine umweltverträgliche und wirt-
schaftlich vernünftige Abfallentsorgung; 
- Erlass und Umsetzung von Bestimmungen für die Behandlung von Sonderabfäl-
len nach dem neuesten Stand der Entsorgungstechnologie; 
- sinnvolle Konzepte für den Umgang mit Altlasten, d.h. Untersuchungen, Prioritä-
tensetzung sowie Dringlichkeitseinstufung der Standorte im Hinblick auf Sanie-
rungsmaßnahmen und deren Umsetzung; 
- Minimierung der öffentlichen Ausgaben und Wahrung der Verursacherverantwor-
tung. 
 
Tempo und Art des Vollzugs werden allerdings durch verschiedene Sachzwänge be-
einflusst: 
- Bei der Verwirklichung der genannten abfallpolitischen Ziele darf die Erreichung 
ökonomischer Ziele (Beschäftigung, Wirtschaftswachstum und Rohstoffsicherung) 
nicht in gravierender Weise erschwert werden. 
- Die internationale Wettbewerbsfähigkeit tunesischer Unternehmen darf nicht be-
einträchtigt werden. 
- Die Mittel für großangelegte Initiativen sind durch spezifische Abgaben und Steu-
ern aufzubringen. 
- Bei der Prioritätensetzung für abfallwirtschaftliche Maßnahmen, ist die besondere 
sozioökonomische Lage der armen Regionen Tunesiens zu berücksichtigen. 
Diese Ziele und Randbedingungen der Abfallpolitik haben bis heute keinen Eingang 
in ein konsistentes Zielsystem der tunesischen Abfallpolitik gefunden.  
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Bei der inhaltlichen Ausgestaltung der Abfallpolitik und der Formulierung entspre-
chender Ziele, können sich die politischen Entscheidungsträger an verschiedenen, 
teilweise gegensätzlichen Grundprinzipien orientieren: 
• Verursacherprinzip vs. Gemeinlastprinzip 
• Vorsorgeprinzip vs. Nachsorgeprinzip 
• Kooperationsprinzip vs. Konfrontationsprinzip. 
 
Die oben geschilderte Verknüpfung zwischen Zielvorgaben, Prinzipien sowie abfall-
politischen Instrumenten wird in Abbildung 7.3 skizziert. 
 
 
 
 
 
Abb. 7.3: Abfallpolitische Grundprinzipien und Instrumente [Eigene Darstellung nach 54] 
 
Verursacherprinzip 
Das Verursacherprinzip, das als umweltpolitisches Fundamentalprinzip eine zentrale 
Rolle in der Umweltpolitik spielt, kann so definiert werden: „Wer durch sein Verhalten 
oder seine Produkte eine Umweltbelastung bewirkt, ist für die Vermeidung oder Be-
seitigung verantwortlich und muss daher die Kosten der Vermeidung, Beseitigung 
oder den Schadensausgleich tragen“ [56,97]. 
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Der wesentliche Zweck des Verursacherprinzips besteht also in der Internalisierung 
der umweltrelevanten externen Effekte und der damit verbundenen sozialen Zusatz-
kosten, die bei der Produktion und beim Konsum von Gütern entstehen. Durch die 
Zurechnung der sozialen Zusatzkosten auf die Verursacher dieser Kosten, werden 
die volkswirtschaftlichen und die einzelwirtschaftlichen Kosten und Nutzen zur De-
ckung gebracht. Damit wird die Fehlallokation dieser Ressourcen beseitigt, die darin 
besteht, dass umweltbelastende Güter trotz ihrer höheren gesamtwirtschaftlichen 
Kosten aufgrund ihrer geringeren Preise, im Vergleich zu umweltfreundlichen Pro-
dukten, in größerem Umfang angeboten und nachgefragt und damit insgesamt be-
vorzugt werden. 
 
Die Anwendung des Verursacherprinzips in Tunesien wird durch Identifizierungs-, 
Zurechnungs- und Bewertungsprobleme erschwert. Schon allein die theoretische 
Bestimmung des Verursachers ist mit Schwierigkeiten verbunden, da verschiedene 
Verursacherwirkungen kumulativ oder in Form von Verursacherketten auftreten kön-
nen. Das Verursacherprinzip findet seine Grenzen bei Umweltschäden, die in der 
Vergangenheit verursacht wurden (sog. Altlasten) und bei denen der Verursacher 
nicht mehr zur Schadensbeseitigung herangezogen werden kann. 
 
Sofern sich die genannten Identifizierungs-, Zurechnungs- und Bewertungsprobleme, 
die bei der Anwendung des Verursacherprinzips auftreten können, nicht lösen lassen 
oder falls akute Notfälle vorliegen, die rasches Handeln und direktes Eingreifen des 
Staates erforderlich machen, muss das Gemeinlastprinzip zur Anwendung kommen.  
 
Das Gemeinlastprinzip besagt, dass die Kosten der Vermeidung, der Beseitigung 
oder des Schadensausgleichs von Umweltbelastungen von der öffentlichen Hand 
übernommen und somit gemeinsam von allen Bürgern bzw. Steuerzahlern getragen 
werden. Die Anwendung des Gemeinlastprinzips lässt sich nur in den genannten 
Ausnahmefällen rechtfertigen, da bei einer generellen Anwendung, die zur Zeit vor-
nehmlich in Folge mangelnder Kontrollmöglichkeiten und Vollzugsdefizite in Tune-
sien praktiziert wird, die Fehlallokation der Ressourcen noch verstärkt und weiterhin 
Güter, deren Produktion, Gebrauch oder Beseitigung vergleichsweise hohe Umwelt-
belastungen hervorrufen, gegenüber umweltfreundlichen Produkten bevorzugt wer-
den [54]. 
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Vorsorgeprinzip 
Für umweltpolitische Maßnahmen gibt es zwei verschiedene Ansatzpunkte. Entwe-
der wird das Hauptgewicht auf die Vermeidung von Umweltbeeinträchtigungen gelegt 
oder die Beseitigung von Umweltbelastungen steht im Vordergrund.  
 
Dem ersten Ansatz, bei dem es um die Verhinderung potenzieller Umweltbeeinträch-
tigungen geht, entspricht das Vorsorgeprinzip. Das Vorsorgeprinzip erfordert voraus-
schauende umweltpolitische Planungen und frühzeitige Entscheidungen und Plan-
realisierungen, während das Nachsorgeprinzip erst dann zur Anwendung kommt, 
wenn die Beseitigung von bereits eingetretenen Umweltschäden ansteht. In welchem 
Umfang das Nachsorgeprinzip anzuwenden ist, hängt davon ab, inwieweit das Vor-
sorgeprinzip zuvor wirksam werden konnte. 
 
Als Ansatzpunkt für eine weitergehende Operationalisierung des Vorsorgeprinzips in 
Tunesien wird deshalb vorgeschlagen, die Fälle, in denen ein umweltpolitischer Ent-
scheidungs- und Handlungsbedarf im Sinne des Vorsorgeprinzips besteht, wie folgt 
zu spezifizieren: 
• Die für die Umweltmedien Boden, Luft und Wasser geltenden Minimalstandards, 
werden nicht eingehalten, und die Umweltmedien werden über ihre Regenerati-
onsfähigkeit hinaus benutzt. 
• Nicht regenerierbare und nicht substituierbare Ressourcen werden in nicht uner-
heblichem Umfang verbraucht. 
• Die ökologische Vielfalt eines Ökosystems ist insbesondere in Bezug auf stark 
gefährdete Pflanzen- und Tierarten sowie ihre strukturelle Vielfalt bedroht. Das 
Landschaftsbild eines ökologischen Teilraumes ist Veränderungen unterworfen, 
die sich nicht mehr rückgängig machen lassen. 
 
In diesen drei Fällen wäre aus umweltpolitischer Sicht eine Anwendung des Nach-
sorgeprinzips, aufgrund der dann bereits eingetretenen irreversiblen Schäden, nicht 
zu verantworten.  
 
Dieses „quasi-Vermeidungsprinzip“ kommt auch in der Abfallwirtschaft als wesent-
lichste Strategie zum Tragen. Es stellt gleichzeitig auf den intertemporalen Aspekt 
ab, eben dass den nachfolgenden Generationen eine möglichst intakte Umwelt si-
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chergestellt werden soll. Umweltprobleme sollen an den Wurzeln bekämpft werden 
und nicht nur deren Symptome. 
 
Auch aus volkswirtschaftlicher Sicht betrachtet, ist die Priorität der Abfallvermeidung 
gegenüber der Abfallverwertung zweckmäßig. Die Vermeidung von Abfällen leistet 
nämlich einen größeren Beitrag zur Rohstoffeinsparung und Umweltentlastung als 
die Verwertung von Abfällen. Dies gilt unter anderem aus folgenden Gründen [42]: 
• Nicht alle Abfallarten sind rezyklierbar. 
• Eine vollständige Rückgewinnung der in rezyklierbaren Abfällen enthaltenen 
Rohstoffe ist aufgrund physikalischer Gesetzmäßigkeiten in den meisten Fällen 
nicht möglich. 
• Abfälle können nicht beliebig oft rezykliert werden. 
 
Aufgrund des zweiten und dritten Grundes verlängert sich durch Recycling nur die 
Verweildauer von Stoffen im wirtschaftlichen Kreislauf. Letztlich werden sie aber 
dennoch zu Abfall, der schließlich beseitigt werden muss. Das bedeutet, dass Ver-
wertungen zwar eine mittelfristige Entspannung der Abfallproblematik bewirkt, jedoch 
keine langfristige Lösungsstrategie sein kann. Es kann sogar in einem Land wie Tu-
nesien der Fall eintreten, dass durch Recycling die Einführung neuer Technologien 
zur Vermeidung von Abfällen verzögert und damit langfristig die Abfallproblematik 
verschärft wird. 
 
Abfallvermeidung bzw. -verringerung bezieht sich sowohl auf die Menge als auch auf 
die Schädlichkeit des Abfallaufkommens. Sie kann auf mannigfaltige Weise sowohl 
von der Industrie als auch vom Handel und den Privathaushalten praktiziert werden. 
Der beste Ansatzpunkt für die Vermeidung beginnt bei den produzierenden Unter-
nehmen, indem bereits bei der Entwicklung von Produkten durch Konstruktion und 
Auswahl der Einsatzstoffe dem späteren Abfall entgegengesteuert wird. Material und 
Energie sind in möglichst sparsamer Weise einzusetzen und die Nutzungsdauer ist 
zu erhöhen, Ausschuss ist auf ein Minimum zu reduzieren. 
 
Im Haushaltsbereich ergeben sich Möglichkeiten zur Abfallvermeidung durch die 
Nutzung abfallarmer und langlebiger Produkte und Verpackungen. So sind etwa 
Mehrwegverpackungen grundsätzlich den Einwegverpackungen vorzuziehen. Dass 
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dies auch dem Haushaltsbudget zugute kommt, wird unmittelbar nachvollziehbar, 
wenn man sich vor Augen hält, dass zum Beispiel Verpackungen mehrfach bezahlt 
werden müssen, nämlich einmal für die Herstellung, dann für den Transport und die 
Lagerung und schließlich für den Abtransport und die Beseitigung. Darüber hinaus 
sollte das Argument der Umweltbelastung für weitere Anstrengungen zur Abfallver-
meidung hinreichend sein. Mit der Herstellung jeder Verpackung werden Energie und 
Rohstoffe verbraucht, das gleiche gilt für den Transport und die Abfallbehandlung, 
die darüber hinaus noch zu Luft- und Wasserbelastung führen [35]. 
 
Kooperationsprinzip 
Das Kooperationsprinzip liegt auf einer anderen Ebene als das Verursacher- und 
Vorsorgeprinzip. Während das Verursacherprinzip in erster Linie als Kostenanlas-
tungsprinzip fungiert und das Vorsorgeprinzip über Problemhöhe und Eingriffsintensi-
tät des abfallpolitischen Zugriffs entscheidet, enthält das Kooperationsprinzip Aussa-
gen zum Mitwirkungsgrad der Beteiligten in der abfallpolitischen Zielfindung und zur 
Maßnahmenauswahl. Es steht dem Prinzip des offenen Zwangs gegenüber und gibt 
insoweit zugleich Aufschluss über das Verhältnis von Staat und Gesellschaft in die-
sem Politikbereich [54,146]. 
 
Dem Kooperationsprinzip liegt also der Leitgedanke zugrunde, dass in der Abfallpoli-
tik alle wesentlichen gesellschaftlichen Gruppen sowie alle, die von abfallpolitischen 
Maßnahmen unmittelbar betroffen sind, Möglichkeiten zur Beteiligung und Mitwirkung 
erhalten. Dies gilt sowohl für die Formulierung der abfallpolitischen Ziele als auch für 
deren Umsetzung in die Praxis. 
 
Hinter diesem Prinzip steht für ein zentralgelenktes Land wie Tunesien eine der zent-
ralen Fragen der Abfallwirtschaft: Inwieweit soll und darf die Abfallwirtschaft den pri-
vaten Wirtschaftssubjekten überantwortet werden, und inwieweit bleibt sie eine un-
mittelbar staatliche Aufgabe? Diese Frage ist vor allem deshalb interessant, weil der 
Staat letztlich immer die Möglichkeit innehat, hoheitlich einzugreifen und auf diese 
Weise, im Rahmen der seine Macht begrenzenden Gesetze, die Handlungsspiel-
räume der Privaten zwangsweise einzuengen.  
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Trotz des zentralgelenkten Wirtschaftssystems Tunesiens bestehen oft in der Abfall-
politik Interessengegensätze, z.B. zwischen Wirtschaftsverbänden (UTICA) und Ge-
werkschaften (UGTT) einerseits und Umweltbehörden (ANPE) andererseits. Das Ko-
operationsprinzip stößt dann an seine Grenze, wenn es nicht gelingt, die konfligie-
renden verschiedenen Interessen durch einen von allen wesentlichen Gruppen ak-
zeptierten Kompromiss auszugleichen.  
 
In diesem Falle müssen die parlamentarisch legitimierten Entscheidungsträger, die 
letztlich für die Abfallpolitik verantwortlich sind, die abfallpolitischen Maßnahmen 
auch gegen den Widerstand bestimmter Interessengruppen beschließen und durch-
führen lassen. Hierbei verfahren die Entscheidungsträger allerdings noch nicht nach 
dem Konfrontationsprinzip, bei dem die abfallpolitischen Ziele ohne Mitwirkung und 
ohne Berücksichtigung der Interessenlagen der Hauptbetroffenen staatlicherseits 
formuliert und Kraft staatlicher Autorität in die Praxis umgesetzt werden. Das Koope-
rationsprinzip schließt nämlich nicht aus, dass bei konfligierenden Interessen eine 
umweltpolitische Entscheidung, die u.U. die weitgehende Zustimmung bestimmter 
Interessengruppen findet, nach Anhörung und Mitwirkung aller umweltrelevanten Or-
ganisationen gegen den erklärten Widerstand anderer Interessengruppen durchge-
setzt wird. 
 
 
7.2 Abfallpolitische Instrumente 
Die Schwachstellenanalyse hat gezeigt, dass die tunesische Wirtschaft und die heu-
tige Abfallpolitik mit den derzeitigen Instrumenten den Missstand im Abfallsektor nicht 
bewältigen können. Es ist deshalb die Aufgabe neu einzuführender Ansätze, diese 
Sachverhalte angemessen zu berücksichtigen. Hierbei muss, wie oben dargestellt, 
als vordringliches Ziel des zu entwickelnden abfallwirtschaftlichen Rahmenkonzeptes 
verfolgt werden, die Abfallvermeidung, -verwertung sowie die geordnete Abfallent-
sorgung auf volkswirtschaftlicher und betriebswirtschaftlicher Ebene rechenbar zu 
machen. 
 
Zur Konkretisierung der o.g. Ziele und Grundprinzipien zur Durchsetzung einer zu-
kunftsverträglichen Abfallwirtschaft sollten dem tunesischen Staat verschiedene ab-
fallpolitische Instrumente zur Verfügung (vgl. Abb. 7.4) stehen: 
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• rechtlich-administrative Gebote und Verbote (z.B. Auflagen), 
• wirtschaftliche Anreize und Belastungen (z.B. Finanzhilfen, Abgaben) sowie 
• Vereinbarungen auf freiwilliger Basis (z.B. Kooperationslösungen). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abb. 7.4: Gesamtüberblick über mögliche abfallpolitische Instrumentenkategorien für Tunesien 
[Eigene Darstellung nach 140] 
 
Ein abfallpolitisches Instrument wird so definiert: 
„Ein abfallpolitisches Instrument ist ein Mittel, das der Staat einsetzt, um die Produ-
zenten und die Konsumenten zu veranlassen, entsprechend den politisch fixierten 
abfallpolitischen Zielen, Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung oder Beseitigung 
von Umweltbelastungen zu ergreifen“ [140]. 
 
Im Rahmen der staatlichen Abfallpolitik können flankierende Maßnahmen ergriffen 
werden, die zwar nicht als eigenständige abfallpolitische Instrumente zu klassifizieren 
sind, die jedoch eine Ergänzung des betrieblichen umweltpolitischen Instrumentari-
ums darstellen. Hierzu zählen insbesondere die Verbesserung der zivilrechtlichen 
Abwehr- und Schadensersatzansprüche sowie die informelle Beeinflussung des 
Umweltverhaltens, die staatlichen Abfallinvestitionen und die Finanzierung der ge-
samten staatlichen Administration. 
 
Nachfolgend werden die wichtigsten, für Tunesien relevanten, abfallpolitischen In-
strumente und Maßnahmen auf volks- und auf betriebswirtschaftlicher Ebene in ihrer 
Wirkungsweise dargestellt und analysiert. 
Nicht-fiskalische Instrumente Öffentliche Ausgaben Öffentliche Einnahmen
Abfallauflagen 
Abfalllizenzen 
Kooperationslösungen 
Finanzhilfen
Steuervergünstigungen
Öffentliche Beschaffungspolitik
Abfalllizenzen 
Abfallabgaben 
Instrumente für die tun. Abfallpolitik
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7.2.1 Nicht-fiskalische Instrumente 
Abfallpolitische Ziele können mit unterschiedlichen Mitteln erreicht werden. Allerdings 
müssen dabei verschiedene Nebenbedingungen berücksichtigt werden: ökologische, 
technische, juristische, behördliche, politische und ökonomische. Aus volkswirtschaft-
licher Sicht kommt es darauf an, ein abfallpolitisches Ziel mit möglichst geringem ge-
samtwirtschaftlichem Aufwand zu erreichen. Dazu können unterschiedliche Maß-
nahmen verwendet werden, die in zwei Gruppen unterteilt werden können. 
 
Zur Ersten gehören alle ordnungsrechtlichen Regelungen, Ge- und Verbote. Ähnlich 
wie die bis vor einigen Jahren in Tunesien herrschende Planwirtschaft, in der der ge-
samte Wirtschaftsprozess von Behörden durch direkte Vorschriften und Anweisun-
gen gelenkt wurde, versucht der Staat, die volkswirtschaftliche Produktion und den 
Verbrauch derart zu lenken, dass umweltschädigendes Verhalten vermieden wird. 
Für diese Art von Eingriffen wird insbesondere in Tunesien zur Zeit das Instrument 
der Auflagen verwendet. 
 
Zur zweiten Gruppe von abfallpolitischen Maßnahmen dagegen zählen Mittel, die der 
Marktwirtschaft konform sind. Hier wird der Wirtschaftsprozess also durch Anreize 
auf indirekte Weise gelenkt. Das wichtigste Instrument dazu in Tunesien ist die Ab-
gabe. 
 
Wenn in einem Land wie Tunesien über Umweltschutz durch Staat oder Markt disku-
tiert wird, sollte es nicht entweder Markt oder Staat heißen. Der erste Schritt ist im-
mer, hierzulande wie überall auf der ganzen Welt, vom Staat zu tun. Dabei handelt 
es sich um eine politische Entscheidung, die allerdings ökologisch fundiert sein soll-
te. Beim zweiten Schritt kann man dann die Frage stellen, wie und wieweit hier staat-
liches Handeln sinnvoll ist: Sollte ein weitgehend durch staatliches Handeln gepräg-
tes Instrument gewählt werden oder sollte besser eines gewählt werden, das Raum 
für private Initiative lässt? 
 
Erst die Wahl eines geeigneten abfallpolitischen Instrumentariums ermöglicht die Er-
reichung der abfallpolitischen Ziele, wobei allerdings sowohl die volkswirtschaftlichen 
als auch die betriebswirtschaftlichen Grenzen zu beachten sind, die sich für Tunesien 
schon vor allem durch die Kosten- und Wettbewerbssituation bestimmen [42]. 
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7.2.1.1 Das Auflageninstrumentarium  
Unter einer Auflage versteht man im Bereich der Abfallpolitik eine direkte abfallbezo-
gene Verhaltensvorschrift in Form eines Ge- oder Verbotes, mit dessen Hilfe eine 
abfallpolitische Zielsetzung durchgesetzt werden soll. Solche Ge- oder Verbote  kön-
nen generell gültig oder auf krisenhafte Umweltsituationen beschränkt sein. Die Auf-
lagenpolitik zwingt umweltbelastende Wirtschaftsakteure entweder die für sie gelten-
den Vorschriften materiell zu befolgen oder auf die umweltbelastende Aktivität ganz 
zu verzichten. Auflagen sollen zeitlich und funktional wirken, noch bevor der zu ver-
meidende Schaden eingetreten ist. Bei Geboten ist ein bestimmtes umweltbelasten-
des Verhalten noch erlaubt, allerdings gegenüber dem Ausgangszustand in verrin-
gertem Maße [42,56]. 
 
Auf betrieblicher Ebene können nach dem Ordnungskriterium der reglementierten 
Tatbestände die Varianten des Auflageninstrumentariums analog zum Ablauf des 
Produktionsprozesses den Kategorien „Inputauflagen“, „Prozessnormen“ und „Out-
putauflagen“ zugeordnet werden.  
 
Bei Verwendung von Inputauflagen wird den Betreibern von Produktionsprozessen 
die Verwendung bestimmter Roh-, Hilfs- oder Betriebsstoffe vorgeschrieben bzw. 
verboten. 
 
Prozessnormen sind Vorschriften bezüglich der anzuwendenden Technologie. Bei-
spiel für eine Technologieauflage ist das in Tunesien, wie in vielen Ländern der Welt, 
aus gesundheitlichen Gründen geltende Verbot, beim Zerschneiden von Asbestze-
ment sog. Trennschneiden zu verwenden, da bei deren Gebrauch hohe Konzentrati-
onen von krebserzeugendem Asbestfeinstaub auftreten. 
 
Werden Prozessnormen nach dem „Stand der Wissenschaft und Forschung“ defi-
niert, dann sind auch in Tunesien die fortschrittlichsten in Entwicklung befindlichen 
Technologien anzusetzen. Prozessnormen nach dem „Stand der Technik“ sehen vor, 
dass die fortschrittlichsten, bereits mit Erfolg im Betrieb erprobten Technologien zur 
Anwendung kommen müssen. Orientieren sich die Prozessnormen an den „allge-
mein anerkannten Regeln der Technik“, dann sind solche Technologien einzusetzen, 
die von der Mehrzahl der Betreiber ähnlicher Anlagen bereits genutzt werden [53]. 
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Outputauflagen können entweder bei den hergestellten Gütern oder bei den erzeug-
ten Produktionsrückständen ansetzen. Im ersten Fall ist zu unterscheiden zwischen 
Produktionsauflagen und Produktnormen, im zweiten Fall liegen Emissionsauflagen 
vor. Während Produktionsauflagen die zulässige Produktionsmenge der betroffenen 
Güter reglementieren, definieren Produktnormen bestimmte Anforderungen, denen 
die hergestellten Güter genügen müssen. Solche vorgegebenen Produktqualitäten 
dienen der Beschränkung derjenigen Abfälle, die beim Verbrauch der Güter entste-
hen. 
 
 
7.2.1.2 Das Lizenzinstrumentarium 
Beim umweltpolitischen Instrument Umweltlizenzen legt der Staat zunächst fest, wel-
che Menge eines bestimmten Schadstoffes in einer bestimmten Region insgesamt 
emittiert werden darf. Diese zulässige Gesamtmenge wird dann in kleine Teilmengen 
aufgeteilt, für die entsprechende Lizenzen geschaffen werden [56].  
 
Jede Umweltlizenz beinhaltet damit ein mengenbeschränktes Emissionsrecht für ei-
nen bestimmten Schadstoff. Nur diejenigen Unternehmer die Umweltlizenzen besit-
zen, dürfen entsprechend der Anzahl ihrer Lizenzen Schadstoffe emittieren. Die 
Umweltlizenzen könnten an die Unternehmer, die solche Lizenzen für ihre Produktion 
benötigen, beispielsweise börsenmäßig versteigert werden.  
 
Wenn ein Unternehmer in seinem Betrieb die Schadstoffemissionen reduziert, so 
kann er die nicht benötigten Lizenzen beispielsweise über die regionale Umweltbörse 
bzw. über einen Emissionsmakler, der beispielsweise bei der örtlichen Industrie- und 
Handelskammer angesiedelt ist, an andere expandierende oder neue, ansiedlungs-
willige Unternehmer verkaufen. Der Preis für die Umweltlizenzen ist in diesem Fall 
wie bei der erstmaligen Lizenzvergabe variabel und richtet sich nur nach Angebot 
und Nachfrage.  
 
Im Folgenden soll ganz grob skizziert werden, welche Ansatzpunkte bestehen, Um-
weltlizenzen auch in der tunesischen Abfallwirtschaft einzusetzen und wie Lizenzlö-
sungen in diesem Anwendungsbereich aussehen können. Die Wirkungsweise von 
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Umweltlizenzen wird dabei zunächst am Beispiel des Hausmülls und hausmüllähnli-
cher Gewerbeabfälle und dann am Beispiel des Sonderabfalls beschrieben. 
 
Die mit Hilfe von Rohstoffen, Energie und Arbeitskraft produzierten Produktions- und 
Konsumgüter verwandeln sich durch Produktion und Konsum in Abfall. Dieser Abfall 
der am Ende jedes Wirtschaftsprozesses entsteht, muss abgelagert werden, sofern 
man ihn nicht zur Weiterverwendung in den Wirtschaftskreislauf zurückfahren kann. 
Der für die Ablagerung des Abfalls erforderliche Deponieraum ist begrenzt und kon-
kurriert mit anderen Nutzungsarten des Bodens. 
 
An der relativen Knappheit der Deponieflächen setzt jetzt das abfallpolitische Instru-
ment der Umweltlizenzen an. Die Umweltbehörde ANPE oder Kommune (Lizenzge-
ber) legt zunächst fest, wieviel Deponieraum sie für den Hausmüll der Haushalte und 
Gewerbebetriebe einer Region insgesamt zur Verfügung stellen will. Damit ist die 
maximale Gesamtmüllmenge bestimmt, die innerhalb eines bestimmten Zeitab-
schnitts verfüllt werden darf. Die Gesamtmenge wird nun in kleinere Teilmengen auf-
geteilt und jeder Teilmenge wird eine Lizenz zugeordnet. Diese Umweltlizenzen 
beinhalten das Recht, eine bestimmte Menge an Hausmüll oder hausmüllähnlichem 
Gewerbeabfall auf den dafür vorgesehenen Deponien einer Region abzulagern. Da-
bei könnten beispielsweise die lokalen Hausmüllentsorger oder Industrieunterneh-
men als Lizenznehmer fungieren. 
 
Für Hausmüll oder hausmüllähnlichen Gewerbeabfall kann die Vergabe der Lizenzen 
an die Lizenznehmer (z.B. Abfallentsorger) dem vorhandenen Abfallsammelsystem 
angepasst werden und beispielsweise über den Verkauf von speziell gekennzeichne-
ten Müllsäcken erfolgen. Der Hausmüll darf dann nur in diesen Müllsäcken der De-
ponie zugeführt werden. Gleichzeitig muss jede andere Form der Hausmüllbeseiti-
gung wie die Ablagerung auf wilden Müllkippen streng untersagt werden. Die Kom-
mune oder zur Zeit die ANPE und ONAS können als Lizenzgeber indirekt über die 
Entsorgungsunternehmen die Müllsäcke in deren Deckungsgebiet in Verkehr bringen 
(Einzelhandel, Spezialgeschäfte usw.). Auf diese Weise können die Schwierigkeiten, 
die mit der Hausmüllentsorgung verbundene Quellenvielfalt sowie Zerstreuung über 
weite Gebiete eingedämmt werden. 
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Will man die Entsorgung von Sonderabfall mit dem abfallpolitischen Instrument von 
Umweltlizenzen regeln, so bietet sich hierfür eher eine börsenmäßige Lizenzlösung 
an. Ausgangspunkt ist wie beim Hausmüll die relative Knappheit der Deponieflächen. 
Beim Sonderabfall ist der Knappheitsgrad besonders hoch, da sich in Tunesien nur 
verhältnismäßig wenige geologische Formationen für Sondermülldeponien eignen, 
und da die Einrichtung neuer Deponien im allgemeinen auf den erbitterten Wider-
stand der betroffenen Bevölkerung stößt und sich politisch häufig nicht durchsetzen 
lässt. Da der Kreis der möglichen Lizenzerwerber beim Sondermüll anders als beim 
Hausmüll relativ klein ist, sollte man eine börsenmäßige Versteigerung der Sonder-
mülllizenzen in Erwägung ziehen [35, 56]. 
 
 
7.2.1.3 Kooperationslösungen 
Darunter kann einerseits eine Zusammenarbeit zwischen Behörden und Unterneh-
men bzw. Unternehmerverband (UTICA) verstanden werden, andererseits auch eine 
Kooperation der Unternehmen untereinander. Neben vielgestaltigen Möglichkeiten 
der Beteiligung an der staatlichen Normsetzung werden Formen der Kooperation von 
Unternehmen und Verwaltung in Genehmigungsverfahren entwickelt. 
 
Die meisten Kooperationslösungen sind mit der Wirtschaft, vor allem mit Industrie-
verbänden, zu schließen. Es ist aber zu beachten, dass Kooperation zwischen Staat 
und Gesellschaft sich prinzipiell auch auf private Haushalte beziehen kann, denn der 
Staat ist auf kooperatives Verhalten der private Haushalte angewiesen. Die Mitarbeit 
der Bürger im Rahmen der Abfallwirtschaft ist für den Staat ausschlaggebend. Ohne 
diese Mitarbeit laufen Bemühungen des Staates auf die Getrenntsammlung von Ab-
fällen einzuwirken, zum Teil sicherlich ins Leere. Es ist daher dem Staat nicht oder 
kaum möglich, bestimmte politische Zielvorstellungen in der Abfallwirtschaft durchzu-
setzen, wenn die Mitarbeit der Bürger nicht gegeben ist. 
 
Des Weiteren, mittels informeller Absprachen können Wirtschaft und Staat zu um-
weltschützenden Vorgehensweisen gelangen, ohne dass rechtliche Verpflichtungen 
erforderlich wären oder Ge- und Verbote erlassen werden müssten. Bei informellen 
Absprachen handelt es sich nicht um öffentlich-rechtliche Verträge, da rechtliche 
Bindungen hierdurch nicht entstehen sollen. Auch behalten beide Seiten ihre Mög-
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lichkeit bei, insbesondere kann der Staat, auch nach einer informellen Absprache, 
mit direkten Mitteln (z.B. Auflagen) auf das Umweltverhalten einwirken. Problema-
tisch bei informellen Absprachen ist allerdings, dass die Behörde sämtliche Interes-
sen, auch diejenigen der Nachbarn, gegenüber dem Betreiber vertreten muss, was in 
diesem Fall nicht genügend Beachtung finden könnte. 
 
 
7.2.2 Öffentliche Ausgaben 
Der tunesische Staat, als Subventionsgeber, gewährt im Rahmen seiner Abfallpolitik, 
privaten Wirtschaftssubjekten finanzielle Zuwendungen (FODEP) oder geldwerte 
Vorteile. Als Gegenleistung wird von den Subventionsempfängern eine bestimmte 
realisierte bzw. noch zu realisierende, vom Subventionsgeber erwünschte Verhal-
tensweise gefordert bzw. zumindest erwartet. 
 
Im Falle der Abfallsubventionen sollen die privaten Wirtschaftssubjekte mit finanziel-
len Anreizen dazu veranlasst werden, sich in bestimmter Weise abfallpolitisch zu 
verhalten. Die Gewährung von Abfallsubventionen kann auf verschiedene Arten er-
folgen. Dabei sind zwei Grundformen zu unterscheiden: 
• Finanzhilfen  
• Steuervergünstigungen  
 
Im weitesten Sinne stellt auch die umweltbewusste staatliche Beschaffungspolitik in 
einem Land wie Tunesien eine Form der Finanzhilfe dar. Die Nachfrage der öffentli-
chen Hand nach umweltfreundlichen abfallarmen Produkten trägt dazu bei, die Ab-
satzmärkte für die Güter zu sichern, und sie kann etwaige preisbedingte Wettbe-
werbsnachteile der umweltfreundlichen Produkte zumindest teilweise ausgleichen. 
 
Zu den Finanzhilfen zählen u.a. Zuschüsse, Darlehen mit oder ohne Zinsverbilligun-
gen sowie Bürgschaften. Zuschüsse können in Form von Investitionszulagen oder 
als Zinsbeihilfen gegeben werden. Im tunesischen Betriebskontext sind sowohl Pro-
dukt- als auch Technologie- oder Emissionsminderungssubventionen denkbar [42, 
56]. 
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Bei einer Produktsubvention fördert der Staat mit einer Finanzhilfe oder mit einer 
Steuervergünstigung ein abfallarmes, umweltfreundliches Produkt bzw. eine Pro-
duktgruppe, bei deren Herstellung, Gebrauch oder Beseitigung vergleichsweise ge-
ringe Umweltbelastungen auftreten. Produktsubventionen umfassen sowohl den 
Produktionsbereich als auch den Konsumbereich. Die Förderung kann sich auf ein 
besonderes schadstoffarmes bzw. schadstofffreies Inputgut beziehen oder auf ein 
umweltfreundliches Outputgut, das unmittelbar als Konsumgut Verwendung findet. 
 
Der zeitliche Aspekt umfasst die Dauer der Subventionsgewährung und die Festle-
gung der Subventionshöhe im Zeitverlauf. Die Produktsubvention kann entweder nur 
für einen bestimmten Zeitraum oder zeitlich unbegrenzt gewährt werden. Des Weite-
ren lässt sich eine Produktsubvention danach differenzieren, ob der Subventionssatz 
im Zeitverlauf konstant bleibt, steigt oder sinkt. 
 
Der Staat will mit der Gewährung von Produktsubventionen, mit denen er die Markt-
einführung und den Verkauf umweltfreundlicher Produkte fördert, sowohl betriebliche 
Investitionsprozesse als auch marktmäßige Anpassungsreaktionen auslösen. Durch 
Produktsubventionen gleicht der Staat etwaige Preisnachteile von vergleichsweise 
teuren, umweltfreundlichen Produkten aus und räumt diesen darüber hinaus zusätz-
liche Preisvorteile ein. 
 
Die Subventionierung erfolgt mit dem Ziel, dass die Produzenten innerhalb ihrer Pro-
duktpalette den Anteil der subventionierten Produkte zu Lasten der unerwünschten 
Güter erhöhen. Die damit intendierten betrieblichen Investitionsprozesse verbessern 
die Absatzchancen und stärken die Wettbewerbsposition der Subventionsnehmer. 
Die Erhöhung der Konsumentennachfrage nach den vergleichsweise billigeren, um-
weltfreundlichen Produkten führt bei einem entsprechenden Produktangebot unmit-
telbar zu marktmäßigen Anpassungsreaktionen. Übersteigt die Nachfrage das Ange-
bot an umweltfreundlichen Produkten, löst dieser Nachfrageüberhang wiederum be-
triebliche Investitionsvorgänge zugunsten der subventionierten Produkte aus. 
 
Die Vergabe von Produktsubventionen setzt voraus, dass Übereinstimmung darüber 
besteht, welche Kriterien für die Umweltfreundlichkeit einer Produktgruppe maßgeb-
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lich sein sollen. Dabei müssen zusätzliche Anforderungen an die Gebrauchstauglich-
keit und an die Sicherheit der jeweiligen Produkte gestellt werden. 
 
Bei der Technologiesubvention wird entweder ein Produktionsverfahren (Produkti-
onssubvention) begünstigt, das nur geringe Schadstoffemissionen freisetzt, oder es 
wird ein Reinigungs- und Rückhalteverfahren gefördert, das der Produktion nachge-
schaltet ist. Als Bemessungsgrundlage für eine Technologiesubvention kommt der 
Output der subventionierten Produktionsverfahren in Frage. Dabei kann als Bemes-
sungsgrundlage entweder die Produktmenge zugrunde gelegt werden oder die Men-
ge der Rückstandsprodukte, die bei vergleichbaren, nicht subventionierten Produkti-
onsverfahren in großem Umfang anfallen. Wird die Menge der Rückstandsprodukte 
als Bemessungsgrundlage herangezogen, so ist zu entscheiden, ob für die Festle-
gung der Subventionshöhe die absolute Gesamtmenge oder die relative, pro Produk-
tionseinheit anfallende Rückstandsmenge maßgeblich sein soll [56]. 
 
Will der Staat weniger die erweiterte Anwendung bereits existierender umweltfreund-
licher Technologien fördern, sondern beabsichtigt er vielmehr, die Entwicklung und 
Einführung neuer Produktionsverfahren zu forcieren, kann er die Investitionskosten, 
insbesondere die Forschungs- und Entwicklungskosten für neue umweltfreundliche 
Produktionstechnologien subventionieren. 
 
Bei der Ausgestaltung einer Technologiesubvention stehen prinzipiell die gleichen 
sachlichen und zeitlichen Variationsmöglichkeiten zur Verfügung, wie bei einer Pro-
duktsubvention, sofern als Bemessungsgrundlage die Produktmenge oder die Menge 
der Rückstandsprodukte gewählt wird. Fallen bei den subventionierten Produktions-
verfahren vergleichsweise wenig Rückstandsprodukte an, die direkt an die Umwelt-
medien abgegeben werden, so lassen sich Technologiesubventionen über den sach-
lichen und zeitlichen Aspekt hinaus auch räumlich differenzieren. Eine räumliche Dif-
ferenzierung von Technologiesubventionen berücksichtigt die verschiedenen regio-
nalen Immissionsbelastungen. 
 
Steuern sind Abgaben, die ohne eine bestimmte Gegenleistung allen auferlegt wer-
den, bei denen der Tatbestand gegeben ist, an den das Gesetz die Leistungspflicht 
knüpft. 
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Bei den Steuervergünstigungen wegen gutem Abfallverhalten werden die tunesi-
schen privaten Wirtschaftssubjekte entweder vollständig von bestimmten Steuern 
befreit oder der Staat gewährt ihnen Steuerermäßigungen durch Einräumung von 
Freibeträgen oder von Sonderabschreibungen [42].  
 
Das öffentliche Beschaffungswesen kann in Tunesien einen erheblichen Beitrag zur 
Förderung und Markteinführung umweltfreundlicher abfallarmer Produkte leisten. 
 
Das hiesige Vergaberecht, das im Gesetz Nr. 89-442 und Verordnung Nr. 2002-3158 
verankert ist, steht der Beschaffung umweltfreundlicher Produkte nicht im Wege. 
Entscheidend ist die vom Beschaffer vorgegebene Leistungsbeschreibung. Die Ver-
dingungsordnung für Leistungen soll auf die Berücksichtigung des Umweltschutzes 
bei der Leistungsbeschreibung hinweisen, denn Umwelteigenschaften sind Quali-
tätsmerkmale von Produkten ebenso wie Gebrauchstauglichkeit und Sicherheit. Auch 
der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit steht dem nicht entgegen. Der 
Zuschlag sollte dem Wirtschaftlichsten, und nicht wie bisher dem Billigsten erteilt 
werden. 
 
 
7.2.3 Öffentliche Einnahmen 
Die tunesische Regierung konnte sich bisher noch nicht zur Einführung einer klar 
definierten Müllgebühr durchringen, um die Bevölkerung nicht „übermäßig“ zu be-
lasten. Dies begrenzt eindeutig die mögliche Handlungskapazität der Gemeinden41. 
Die Lösung der Gebührenfrage ist für die gesamte Abfallwirtschaft von hoher Rele-
vanz. Die Erhebung speziell ausgewiesener Abfallgebühren wird politisch stark dis-
kutiert, eine Modalität ist jedoch noch nicht fixiert. 
 
                                                 
41 Im Rahmen der kommunalen Abfallentsorgung werden viele Gemeinden aufgrund geringer Steuer-
aufkommen nur über staatliche Zuwendungen in der Lage sein, die Kosten des Deponiebetriebes zu 
tragen. Voraussetzung für eine Entspannung der Lage ist daher die Einführung mengenbezogener 
Müllgebühren auf Haushaltsebene, einerseits um die Gemeindehaushalte zu entlasten und anderer-
seits um das Verursacherprinzip auch für Privathaushalte durchzusetzen. Dekret Nr. 90-1960 vom 28. 
November 1960 bemächtigt die Kommunen eine Müllgebühr von touristischen, kommerziellen und 
Industrieeinrichtungen zu erheben. Aufgrund der Unstimmigkeiten bzgl. der Berechnungsgrundlage 
dieser Müllgebühr sowie der Vollzugshindernisse seitens der für die betreffenden Einrichtungen zu-
ständigen Behörden konnten von den Kommunen bisher keine konkreten Maßnahmen für deren De-
ckung unternommen werden. 
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Fachleute und Umweltschützer hierzulande fordern seit geraumer Zeit die „ökologi-
sche Wahrheit der Preise“ in der Abfallpolitik. Danach soll der Staat Preise von Um-
weltgütern als Signal für ihre Knappheit bestimmen und ihren Nutzern in Form von 
Abgaben anlasten. Auf diese Weise werden die sonst der Gesellschaft zur Last fal-
lenden Kosten den Verursachern angelastet und damit die Fehlanzeige korrigiert, 
denen die Verursacher bei ihren Entscheidungen ohne eine Anlastung externer Kos-
ten unterliegen. 
 
Des Weiteren könnte das wirtschaftliche Instrument einer Müllgebühr das lokale 
Steueraufkommen vervollständigen. Diese Gebühr wäre nicht nur ein Anreiz für eine 
Reduzierung der Abfallmengen, sondern auch eine klare Botschaft an die Verursa-
cher von Abfällen und würde eine Verhaltensänderung hin zu einer besseren Abfall-
wirtschaft fördern. 
 
Im Übrigen könnte es in der ersten Phase erforderlich sein, dass zur Aufrechterhal-
tung eines finanziellen Gleichgewichts des Abfallsektors von staatlicher Seite eine 
Unterstützung vorgesehen wird, die durch das nationale Interesse und die Außenwir-
kung der Abfallwirtschaft gerechtfertigt werden könnte. Damit könnte vermieden wer-
den, dass die gesamte Gesellschaft direkte oder indirekte Mehrkosten zu tragen hät-
te, die durch Unzulänglichkeiten im Abfallwirtschaftssektor entstehen könnten. 
 
Abfallabgaben können in Tunesien in drei Grundformen unterteilt werden [42,53]: 
1. Abfallsteuern, 
2. Abfallgebühren, 
3. Abfallbeiträge. 
 
Bei den Abfallsteuern handelt es sich um Zwangsabgaben, die zur Erfüllung staatli-
cher Aufgaben, insbesondere auf dem Gebiet der Abfallwirtschaft, erhoben werden. 
Abfallsteuern sind definiert als Geldleistungen, die nicht eine Gegenleistung für eine 
besondere Leistung darstellen und von einem öffentlichen Gemeinwesen zur Erzie-
lung von Einnahmen allen auferlegt werden, bei denen der Tatbestand zutrifft, an 
den das Gesetz die Leistungspflicht knüpft. Die Erzielung von Einnahmen kann Ne-
benzweck sein. 
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Abfallgebühren werden als Gegenleistung für eine bestimmte Inanspruchnahme der 
Verwaltung im Bereich der Abfallwirtschaft erhoben. Abfallbeiträge dagegen dienen 
zur vollen oder teilweisen Deckung des Aufwands einer bestimmten öffentlichen Ein-
richtung im Müllbereich. Der Unterschied zwischen Gebühren und Beiträgen ist darin 
zu sehen, dass Beiträge unabhängig von der tatsächlichen Inanspruchnahme der 
Einrichtung erhoben werden, während Gebühren proportional oder gestaffelt in Ge-
bührenklassen zur Leistungsinanspruchnahme in Rechnung gestellt werden. Beiträ-
ge und Gebühren unterscheiden sich von der Steuer dadurch, dass bei ihnen eine 
gewisse kostenmäßige Äquivalenz von Leistung und Gegenleistung vorliegt. 
 
Kommunale Abfallgebühren sind immer als Benutzungsgebühren für die Inanspruch-
nahme einer öffentlichen Dienstleistung zu verstehen. In Tunesien müssen Sie des-
halb den Prinzipien der Kostendeckung, Belastungsgleichheit, Solidarität, Äquivalenz 
und Wirtschaftlichkeit Rechnung tragen (vgl. Abb. 7.5). 
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Abb. 7.5: Grundprinzipien von kommunalen Abfallgebühren für Tunesien [Eigene Darstellung] 
 
Folglich stellt sich die Frage, nach welchen Grundregeln die Gebührenermittlung er-
folgen soll. Man kann die Ansätze grundsätzlich unterscheiden nach einem: 
- Wirklichkeitsmaßstab, d.h. die Bemessung nach der tatsächlichen Inanspruch-
nahme der öffentlichen Dienstleistung; dies wäre z.B. über die Abfallverwiegung 
der Fall, oder nach einem 
- Wahrscheinlichkeitsmaßstab, d.h. die Bemessung erfolgt durch einen indirekten 
Bezug zum Wert der in Anspruch genommenen Dienstleistung, dies wäre z.B. bei 
der Berechnung nach Behältervolumen der Fall.  
 
In der Vergangenheit war es in vielen Ländern weitgehend üblich, die den Städten 
und Kommunen entstehenden Kosten der Hausmüllentsorgung über Pro-Kopf-
Pauschalen (Einwohnergleichwerte) oder nach Behältervolumen aufzubringen. Es ist 
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offensichtlich, dass ein solch „einfaches“ Gebührensystem kein „gerechtes“ System 
für Tunesien sein kann. Besonders der Einwohnergleichwert ist ein untaugliches Mit-
tel, um den Einzelnen zur Abfallvermeidung zu motivieren. 
 
Auf betriebswirtschaftlicher Ebene und zur organisatorischen Ausgestaltung der Ab-
fallabgabe ist zu untersuchen, welche Abfälle der Abgabenpflicht unterliegen sollen. 
Zunächst ist es angebracht, das gesamte Aufkommen an Produktionsabfällen in drei 
Entsorgungskategorien zu unterteilen: 
• Abfälle, die an weiterverarbeitende Betriebe oder den Altstoffhandel abgegeben 
werden; 
• Abfälle, die in betriebseigenen Anlagen (z.B. Verbrennungsanlagen der Kranken-
häuser...) entsorgt werden; 
• Abfälle, die in außerbetrieblichen Anlagen entsorgt werden. 
 
Da die Abfallabgabe nicht nur einen Anreiz zur Vermeidung von Abfällen, sondern 
auch einen Anreiz zur verstärkten Abfallverwertung darstellen soll, wäre es in Tune-
sien verfehlt, diejenigen Abfälle mit einer Abgabe zu belasten, die an den Altstoff-
handel oder an weiterverarbeitende Betriebe gegeben werden. Folglich sind diese 
Abfälle nicht dem abgabenpflichtigen Abfallaufkommen zuzurechnen. 
 
Die Menge der in betriebseigenen Anlagen entsorgten Abfälle ist in Tunesien für au-
ßerbetriebliche Instanzen nur sehr schwer zu kontrollieren. Deshalb sollten aus 
pragmatischen Gründen auch diese Abfälle nicht der Abgabenpflicht unterliegen. 
Diese Vorgehensweise birgt jedoch die Gefahr, dass die Abfallerzeuger versuchen 
könnten, die Abfallabgabe zu umgehen, indem sie möglichst weitgehend auf die we-
niger gut kontrollierbare Entsorgung der Abfälle in betriebseigenen Anlagen auswei-
chen. Aus diesem Grund ist es notwendig, die Abfallabgabe mit Auflagen zu kontrol-
lieren, die einen hohen technischen Standard bei der innerbetrieblichen Abfallentsor-
gung fordern.  
 
Deshalb folgt, dass lediglich solche Produktionsabfälle der Abgabepflicht unterliegen 
sollen, die in außerbetrieblichen Deponien entsorgt werden.  
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Ein Kriterium zur Systematisierung der Abgaben in Tunesien könnte die Einteilung in 
verschiedene Funktionen sein. Die Gesamtheit der Abgaben lässt sich in zwei Berei-
che einteilen: Die Finanzierungsabgabe und die Lenkungsabgabe [42,56]. In der 
Praxis stellt man fest, dass diese Funktionen nicht in reiner Form existieren. Die 
meisten Abgaben sind eine Kombination aus beiden Formen. Je nachdem, welches 
Ziel mit der Abgabe verfolgt wird, dominiert entweder die eine oder die andere Funk-
tion. 
 
Steht die Finanzierungsfunktion bei einer Abgabe im Vordergrund, spricht man auch 
von „fiskalischen Abgaben“. Diese Form einer Abfallabgabe muss nicht unbedingt an 
umweltschädigendes Verhalten anknüpfen; sie dient vielmehr dazu, z.B. durch Fi-
nanzierung eines Umweltfonds, bestimmte umweltpolitische Maßnahmen zu unter-
stützen (vgl. Eco-Lef-Finanzierung in Kap. 6.2).  
 
Die Lenkungs- oder Anreizfunktion spielt für die Umweltpolitik als „ökonomischer He-
bel“ eine bedeutende Rolle. Ihre Aufgabe ist es, umweltschädigendes Verhalten öko-
nomisch zu bestrafen. Den Emittenten werden verschiedene Möglichkeiten gegeben, 
diese Abgabe durch umweltfreundliche Maßnahmen zu umgehen. Voraussetzung für 
die Entfaltung der Anreizfunktion ist allerdings die Wahl der richtigen Emissions-
grundlage. 
 
 
7.3 Abfallvermeidung auf Betriebsebene 
Tunesien ist ein Land mit wachsender Bevölkerung und wachsender Wirtschaft. 
Mehr als 10.000 Industriebetriebe produzieren in den verschiedenen Branchen der 
Lebensmittelverarbeitung, der Chemie, der Zement-, Papier- und Textilherstellung, 
der Metallverarbeitung, der Elektronik usw.. 
 
Wenn es um Strategien zur Vermeidung von Hausmüll im tunesischen Produktions-
sektor geht, so ist hiermit die warenproduzierende Wirtschaft im weitesten Sinne an-
gesprochen. Denn sie ist es, die durch Planung, Gestaltung und Herstellung be-
stimmter Produkte eine wesentliche Ursache dafür setzt, ob, wann und in welchem 
Umfang die Erzeugnisse zu Hausmüll – z.T. verbunden mit gefährlichen Sonderab-
fallbestandteilen – werden. Dabei handelt es sich in Tunesien insbesondere um zwei 
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Produkt- bzw. Maßnahmenbereiche: einmal um den Spezialabfall der Einwegverpa-
ckungen, vor allem der Getränkeverpackungen, und zum anderen um Maßnahmen 
der lebensverlängernden Produktplanung und -gestaltung.  
 
Bei Produktionsabfällen liegen in Tunesien im Vergleich zu Hausmüll günstigere 
Voraussetzungen für regulierende Eingriffe vor, weil: 
a) die Anzahl der Emissionsquellen kleiner ist, und 
b) Unternehmer eher ökonomischen Anreizmechanismen zugänglich sind als pri-
vate Haushalte. 
 
Bei der Vermeidung von Produktabfall lohnt es sich, einige grundlegende Zusam-
menhänge zwischen Produktion, Abfallentstehung und Abfallvermeidung zu verdeut-
lichen. Ausgangspunkt hierbei ist, dass jede Produktion Kuppelproduktion ist, d.h. es 
entstehen gewollt oder ungewollt bei der Erzeugung von Waren zwangsläufig auch 
andere Nebenprodukte, die dann je nach Verwendungs- und Verwertungsmöglichkeit 
als Wirtschaftsgut oder Abfall anzusehen sind. 
 
Bei Kuppelproduktion lässt sich zwischen starrer und lenkbarer Kuppelproduktion 
unterscheiden [56]. Im ersten Fall ist das Mengenverhältnis der Kuppelprodukte, die 
im Rahmen eines bestimmten Produktionsprozesses entstehen, festgelegt; im letzten 
Fall lassen sich Verhältnis und Menge der Kuppelprodukte über die Veränderung der 
verfahrenstechnischen Bedingungen eines Produktionsprozesses beeinflussen. 
 
Die Frage, ob im Einzelfall starre oder lenkbare Kuppelproduktion vorliegt, ist ent-
scheidend dafür, ob, in welcher Form, in welchem Ausmaß und mit welchen Folgen 
freiwillige unternehmerische oder staatlich eingreifende Interventionen zur Vermei-
dung bzw. Verringerung von Kuppelprodukten, insbesondere von Abfall, möglich 
sind. Im Falle von starrer Kuppelproduktion kann eine Abfallverringerung im Extrem-
fall nur durch Einstellung der Produktion erreicht werden. Allerdings wird dieser Ex-
tremfall häufig durch mildere Alternativen wie die Wahl eines völlig neuen Produkti-
onsverfahrens, die Substitution eines einzelnen Produkts oder die Veränderung der 
Produktionspalette vermieden werden können. Im Falle der lenkbaren Kuppelproduk-
tion lässt sich Abfallvermeidung bzw. -verringerung dadurch verwirklichen, dass die 
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verfahrenstechnischen Produktionsbedingungen so gewählt werden, dass die Abfall-
entstehung minimiert wird.  
 
Dabei geht es darum, die im Rahmen oder am Ende eines konkreten Produktions-
prozesses anfallenden Abfälle bzw. Reststoffe prozessbezogen so wiederaufzuarbei-
ten, dass sie als Einsatzstoff in denselben Produktionsprozess zurückgeführt werden 
können. Es kann sich also hier um Formen der Kreislaufführung von Einsatz- und 
Reststoffen bzw. Abfällen in speziellen Produktionsverfahren handeln, die sowohl 
unter Gesichtspunkten der sparsamen Ressourcennutzung als auch unter denen der 
Abfallentsorgung als optimal anzusehen sind. 
 
Die Zuordnung dieser Formen zu Strategien der Vermeidung oder der Verwertung 
reduziert sich auf eine terminologische Frage, die danach zu entscheiden ist, ob der 
jeweilige Reststoff im Einzelfall als Wertstoff oder Abfall anzusehen ist. 
 
Jedenfalls dürften hier teils noch zahlreiche, nach dem Stand der Technik bereits in 
Tunesien verfügbare, aber im einzelnen Betrieb ungenutzte Verwertungspotenziale 
liegen, teils können hier zusätzliche Verwertungsmöglichkeiten aufgrund von Ergeb-
nissen neuer oder bereits im Ausland laufender Forschungsvorhaben geschaffen 
werden. 
 
Gesetze, Inputsteuern, Auflagen, Abgaben, ökologische Steuern und die damit ver-
bundenen höheren Kosten sind in nächster Zukunft in Tunesien nicht mehr abwend-
bar, daher wird eine permanente Unternehmensanalyse aus rationalen Überlegun-
gen erforderlich. Ökologie wird zum Engpassfaktor erster Priorität zukünftigen Wirt-
schaftens. Interessant für die betriebswirtschaftliche Analyse ist nicht die gesamte 
Umwelt, sondern nur jene, welche den Aktionsspielraum von Unternehmen beein-
flussen kann. Daraus ergeben sich für die tunesischen Unternehmen die in Abbil-
dung 7.6 dargestellten Verpflichtungen. Dabei muss berücksichtigt werden, dass alle 
kurzfristig ohne Unterstützung des Staates nachgegangen werden können (Umwelt-
erklärung usw.). 
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Abb. 7.6: Verpflichtungen tunesischer Unternehmen hinsichtlich betrieblichen Umweltschutzes 
[Eigene Darstellung] 
 
Eigenverantwortlicher Umweltschutz in tunesischen Unternehmen sollte vor allem 
über eine umweltorientierte Unternehmensführung erfolgen, die sichert, dass alle 
Ansatzpunkte für umweltrelevante und umweltverbessernde Maßnahmen genutzt 
werden. Dazu zählen: 
• die Umstellung auf rohstoff-, energie- und wassersparende Produktions- und 
Energieumwandlungsverfahren; 
• die Umstellung auf Produktionsverfahren mit integrierten Umweltschutztechno-
logien (englisch: cleaner production kurz CP); 
• die ständige Erhöhung des Anteils umweltfreundlicher Produkte und die Ver-
besserung der Anlagensicherheit; 
• die Beachtung des Kriteriums der Umweltverträglichkeit bei Beschaffung und 
Absatz sowie beim Materialeinsatz; 
• die Festlegung von Verantwortlichkeit für den Umweltschutz im Betrieb und 
ständige Information der Belegschaft. 
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Dies trägt zu den in Abbildung 7.7 dargestellten ökonomischen Effekten bei, die be-
legen in welcher Weise sich der Umweltschutz für die Unternehmen auszahlen kann. 
 
 
 
Abb. 7.7: Beispiele für ökonomische Effekte des eigenverantwortlichen Umweltschutzes [Eigene 
Darstellung] 
 
Auf Staatsebene hat sich Tunesien hinsichtlich cleaner production einer ausgewoge-
nen Umweltpolitik durch die Unterzeichnung der „Internationalen Erklärung für um-
weltfreundliche Produktion“, am 18. Juli 1999, verpflichtet [74]. Diese Erklärung sieht 
folgendes vor: 
 
• Initiative 
Der Staat unterstützt die Umstellung auf Produktionsverfahren mit integrierten 
Umweltschutztechnologien sowie umweltschonende Verbrauchsgewohnheiten. 
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• Sensibilisierung, Aufklärung und Ausbildung, durch die Unterstützung von: 
- Aufklärungs- und Sensibilisierungsaktionen innerhalb der Industrieunterneh-
men; 
- Kampagnen zur Einführung des CP-Konzepts im Rahmen von Schulpro-
grammen. 
 
• Integration durch Unterstützung der Einführung vorsorglicher Strategien 
- in allen Betriebsbereichen, 
- im Umweltmanagementsystem, 
- mittels Instrumenten wie die Evaluierung von Umweltleistungen, Umweltrech-
nungswesen, Life Cycle Analyse und CP. 
 
• Forschung und Entwicklung, durch die Förderung der Entwicklung innovativer 
Lösungen 
- hinsichtlich des Konzentrierens von Forschungs- und Entwicklungspolitik auf 
vorsorglicher statt nachsorglicher Konzepte, 
- bezüglich der Umstellung auf CP und umweltfreundlichen Dienstleistungen, 
die gleichsam verbraucherfreundlich sind. 
 
• Informationsaustausch, durch Verfügbarmachung von betrieblichen Erfahrungen, 
d.h. Unterstützung des Dialogs über den Einsatz vorsorglicher Strategien und die 
Bekanntmachung der Vorzüge dieser Konzepte bei allen Zielgruppen. 
 
• Einsatz 
- Unterstützung der unterzeichneten Erklärung über CP und Evaluierung des-
sen Einsatzes, 
- Erhöhung von Finanzmitteln und Investitionsvolumen im Bereich integrierter 
Umweltschutztechnologien sowie Technologietransfer, 
- Bestimmung von konkreten Zielvorgaben und Einrichtung von Umweltmana-
gementsystemen. 
 
Die Vorteile des in tunesischen Industriebetrieben neu einzuführenden CP-Konzepts 
aus ökologischer und betriebswirtschaftlicher Sicht sehen wie folgt aus: 
 
200 Grundlagen eines Rahmenkonzeptes für die Abfallwirtschaft in Tunesien 
 
 
• Auf ökologischer Ebene 
- keine Verlagerung der Verschmutzung wegen der vorsorglichen Maßnahmen, 
- eine verbesserte und sichere Abfallminderung infolge des CP-Konzepts, 
- vermindertes Risiko nicht beabsichtigter Umweltverschmutzungen, 
- verminderte Vergeudung von Rohstoffen, Wasser und Energie. 
 
• Auf betriebswirtschaftlicher Ebene 
- niedriger Rohstoff-, Wasser- und Energieverbrauch, 
- Ersparnisse bei der Behandlung von Rückständen, 
- Verbesserung der Produktqualität, 
- Verbesserung der Arbeitsbedingungen, 
- Technologiefortschritte gegenüber der Konkurrenz, 
- Verbesserung des Betriebsimage, 
- vereinfachte Einrichtung von Umweltmanagementsystemen (ISO 14.000..). 
 
Die Geschwindigkeit der Zielerreichung des CP-Konzeptes im tunesischen Kontext 
ist von vier Faktoren abhängig (vgl. Abb. 7.8): 
 
 
 
Abb. 7.8: Die die Geschwindigkeit der Zielerreichung bestimmenden Faktoren für die Einführung 
eines CP-Konzepts im tunesischen Kontext mit Durchsetzbarkeitspotenzial bis 2010 
[Eigene Darstellung] 
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Folgende Schwachstellen behindern zur Zeit allerdings die kurzfristige Einrichtung 
eines CP-Konzepts innerhalb der tunesischen Industriebetriebe: 
- Cleaner production hat zur Zeit keinen Vorrang für die tunesischen Industriebe-
triebe, die auf schnelle Gewinne abzielen und die besten Falls an der Einhaltung 
von Grenzwerten interessiert sind. 
- Mangel an betriebseigenen Fachleuten für die Umstellung auf Produktionsverfah-
ren mit integrierten Umweltschutztechnologien. Dieser Mangel hat zur Folge, dass 
die meisten tunesischen Unternehmer nur über unzureichende Informationen 
bzgl. der von ihnen verursachten Umweltwirkungen verfügen. 
- Beschränkte Finanzmöglichkeiten der Unternehmen.  
Hohe Verschuldungen der kleinen und mittleren Industriebetriebe erschweren In-
vestitionen in umweltfreundliche Technologien, deren Vorzüge sich nur langfristig 
zeigen. 
- Informations- und Aufklärungsmangel der Industriebetriebe. 
Die Umweltaufklärung sowie der Begriff „cleaner production“ sind bei den Unter-
nehmern sowie den Produktionsleitern noch nicht gut entwickelt. 
- Niedriger Anteil an technischem Führungspersonal in tunesischen Unternehmen. 
Der niedrige Ausbildungsstand sowie die mangelnde Personalbetreuung in tune-
sischen Industriebetrieben sind ein Hindernis für den Einsatz moderner Techno-
logien, die Verbesserung der Produktionsqualität, die Umweltschonung sowie die 
Kontrolle der Produktionskosten. Der Anteil an technischem Führungspersonal in 
den tunesischen Industriebetrieben ist unter 1,2 %, gegenüber 6 bis 10 % in In-
dustrieländern [74]. 
- Das Konzept cleaner production ist auf nationaler Ebene noch nicht eindeutig de-
finiert. 
- Es ist unzureichende Koordinierung zwischen den verschiedenen nationalen Be-
teiligten vorhanden. 
- Insbesondere fehlt ein alleiniger Gesprächspartner für die Unternehmer auf natio-
naler Ebene. 
 
Den Schwachstellen bzw. Hindernissen steht in Tunesien dem CP-Konzept ein gutes 
Potenzial gegenüber: 
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- Günstige umweltpolitische Orientierung des Staates: 
Das Konzept nachhaltiger Entwicklung setzt sich in Tunesien allmählich durch. 
Das wurde durch das Adoptieren der nationalen Agenda 21 ersichtlich. 
- Günstige administrative und rechtliche Rahmenbedingungen: 
Der Staat steht hinter einer Reform des Industriesektors durch sein Industrieför-
derungsprogramm (programme de mise à niveau) und andere Instrumente wie 
die UVP42 und den Umweltfonds (FODEP43). Angesichts des von Tunesien mit 
der EG unterzeichneten Assoziierungsabkommens gilt für die tunesische Indust-
rie das Umweltmanagement als unausweichlicher Indikator ihrer Leistungsfähig-
keit, um gegenüber konkurrierenden europäischen Firmen konkurrenzfähig zu 
bleiben. 
- Gelungene Pilotprojekte: 
Einige seit 1993 aus eigener Kraft oder mit Unterstützung ausländischer Instituti-
onen und Firmen in Tunesien durchgeführte Pilotprojekte haben ermutigende Er-
gebnisse gebracht. Dies veranlasst noch zurückhaltende Unternehmer das CP-
Konzept in ihren Betrieben einzuführen. 
 
Die Einführung eines CP-Konzeptes im tunesischen Industriesektor, setzt  die Zu-
sammenarbeit aller beteiligten Behörden und Institutionen voraus und verlangt eine 
kurz-, mittel- und langfristige Planung mit Zuständigkeitszuweisungen, die folgen-
dermaßen aussehen kann (vgl. Tab. 7.1). Besonders relevant ist die Aufklärung und 
Mobilisierung der betroffenen Industrieunternehmen sowie die Einführung von Um-
weltrichtlinien und Kontrollmechanismen. 
                                                 
42 Die tunesische Gesetzgebung verpflichtet durch das Dekret Nr. 91-362 vom 13. März 1991 alle 
Unternehmen, die umweltbeeinträchtigende Projekte planen, eine Umweltverträglichkeitsplanung zur 
Genehmigung der Umweltbehörde ANPE vorzulegen. Allerdings, das Gesetz verpflichtet sie nicht, die 
besten vorhandenen Produktionsverfahren (engl. Best Available Technologies) einzusetzen. 
 
43 Zur Förderung von Umweltschutzinvestitionen bei kleinen und mittleren Industrieunternehmen hat 
die tunesische Regierung den Investitionsfonds für Umweltschutz (Fonds de dépollution et maîtrise de 
la pollution industrielle FODEP / Dekret Nr. 93-2120 vom 25. Oktober 1993) eingerichtet, der von 
deutscher Seite mit Zuschüssen und Krediten durch die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) unter-
stützt wird. Betriebe, die besondere Aufgaben im Umweltbereich übernehmen (z.B. Recyclingunter-
nehmen), erhalten staatliche Förderhilfen (Steuererleichterungen, Zuschüsse aus dem FODEP) sowie 
technische Unterstützung durch die nationale Umweltbehörde ANPE. Der FODEP bezuschusst Um-
weltschutzprojekte, für die ein Antrag beim Umweltministerium gestellt wird, mit einer Subventionszu-
lage in Höhe von 20 %, vergeben in drei Raten. Jede Rate wird erst nach Feststellung des Abschlus-
ses der vorhergehenden Etappe freigegeben. 30 % der Projektkosten werden als Selbstbeteiligung 
der Unternehmen verlangt und 50 % können von Kreditinstituten als zinsverbilligte vom Umweltfonds 
garantierte Darlehen an Unternehmen gewährt werden. Dieser Umweltfonds ist durch das Finanzge-
setz des Jahres 1993 eingerichtet worden (Artikel 35 bis 37).  
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Tabelle 7.1: Maßnahmenkatalog für die Einführung eines CP-Konzepts im tunesischen Industrie-
sektor [Eigene Darstellung nach 74] 
 
Reihenfolge Aktivität Einsatzart Dringlichkeit zuständige Stelle
1 Gründung eines Orientierungs- und Koordinationskomitee (OKK) administrativ kurzfristig UM, IM 
2 
Bestimmung der prioritären Indust-
riesektoren für die Einführung des 
CP-Konzepts 
technisch kurzfristig UM, IM, TZ, UTI-CA, CITET 
3 
Einführung von Gesetzesänderungs-
vorschlägen bzgl. des CP-
Konzeptes 
juristisch kurzfristig / mittelfristig UM, IM 
4 Entwurf eines Finanzierungsplans für ein nationales CP-Konzepts finanziell 
kurzfristig / 
mittelfristig UM, IM, FM, API 
5 
Eingliederung des CP-Konzepts in 
Ausbildungs- und Beratungspro-
gramme der technischen Zentren 
(TZ) 
technisch kurzfristig IM, TZ 
6 Eingliederung des CP-Konzepts in das nationale Agenda 21-Programm administrativ kurzfristig CNDD 
7 Aufklärung und Mobilisierung der Industriebetriebe technisch kurzfristig 
CITET, UTICA, TZ, 
API 
8 
Entwicklung von technischen Aus-
bildungsprogrammen bzgl. des CP-
Konzepts 
technisch kurzfristig / mittelfristig 
CITET, UTICA, TZ, 
AM 
9 Weiterbildung von Fachleuten technisch kurzfristig CITET, TZ 
10 Einführung der Umweltberichterstat-tung bei Industriebetrieben administrativ kurzfristig UM, IM 
11 
Gründung von Pilotprojekten bzgl. 
der Einführung von CP-Konzepten in 
allen Industriebereichen 
technisch kurzfristig CITET, API, TZ 
12 
Verfassung und Verbreitung von 
Betriebshandbüchern bzgl. CP-
Konzepten 
technisch kurzfristig CITET, API, TZ 
13 Evaluierung der Piloterfahrungen technisch langfristig UM, IM 
14 
Einführung von Umweltmanage-
mentsystemen in besonders ver-
schmutzenden Industriebetrieben 
technisch kurzfristig UM, IM 
15 
Gründung eines Datenbanksystems 
bzgl. BAT und BATNEEC für alle 
Industriesektoren 
technisch kurzfristig UM, UTICA, TZ 
16 
Entwicklung von Umweltrichtlinien 
bzgl. Rohstoffen, umweltverschmut-
zenden Anlagen und Prozessen 
administrativ langfristig UM, IM, INNORPI 
17 
Bestimmung von Kontrollmechanis-
men für den Einsatz des CP-
Konzepts 
administrativ mittelfristig / langfristig OKK 
18 Verstärkung der Forschung und Entwicklung im Bereich der CP technisch langfristig UM, IM, FM 
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7.4 Übergeordnete flankierende Maßnahmen 
Die staatlichen Einwirkungsmöglichkeiten beschränken sich in Tunesien im Bereich 
der Abfallpolitik nicht auf die o.g. abfallpolitischen Instrumente. Der Staat kann die 
Bevölkerung und die Wirtschaftssubjekte darüber hinaus auch informell mittels sog. 
flankierenden Maßnahmen beeinflussen. Diese haben zum Ziel gleichzeitig mit der 
Einführung von abfallpolitischen Instrumenten auf volks- und betriebswirtschaftlicher 
Ebene die Randbedingungen für einen ausgewogenen Rahmenkonzept für die tune-
sische Abfallwirtschaft festzulegen und einen Beitrag zur Aufhebung von Hindernis-
sen und Ursachen zu leisten. 
 
In diesem Zusammenhang spielen in einem Land wie Tunesien vor allem die Rollen-
verteilung zwischen den im Abfallsektor beteiligten Institutionen und Behörden sowie 
die Förderung des Umweltbewusstseins der Bevölkerung und der Wirtschaftssubjek-
te, der effiziente Vollzug der Umweltgesetzgebung, die Überwachung und die Privati-
sierung von öffentlichen Diensten eine zentrale Rolle. 
 
 
7.4.1 Schaffung geeigneter Institutionen 
Im Abfallsektor ist derzeit die ANPE sowohl für die Einhaltung von Umweltauflagen 
als auch für den Betrieb von Abfallentsorgungsanlagen zuständig. Hier besteht die 
Gefahr von Interessenkonflikten, da die ANPE sowohl als Betreiber als auch Kontrol-
leur auftritt. Mittelfristig sollte auf tunesischer Seite deshalb die Trennung dieser bei-
den Funktionen angestrebt werden. Angesichts der Struktur und der Anforderungen 
an die bestehenden Institutionen muss die nationale Strategie im Bereich der Abfall-
wirtschaft primär die in der Abbildung 7.9 dargestellten Prioritäten verfolgen. 
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Abb. 7.9: Prioritäten einer zukunftorientierten nationalen Abfallpolitik für Tunesien [Eigene Dar-
stellung] 
 
Zur Erreichung der genannten Prioritäten und um die derzeitigen institutionellen 
Mängel im Bereich der Abfallwirtschaft zu beheben und den Sektor weiterzuentwi-
ckeln, sind zwei konkrete Maßnahmen sofort notwendig: 
• die Schaffung einer nationalen Abfallwirtschaftsbehörde und 
• die Realisierung einer interkommunalen Zusammenarbeit. 
 
Die Abfallwirtschaftsbehörde könnte in Form eines Umweltfonds gestaltet werden, in 
Anlehnung auf den Arbeitsfonds (genannt 21-21) oder den berühmten Solidaritäts-
fonds (genannt 26-26), die eine behördenähnliche Struktur vorweisen. Entsprechen-
de Maßnahmen würden insbesondere die optimale Aufgabenverteilung zwischen 
dem öffentlichen und dem privaten Sektor erleichtern, wobei private Betreiber in den 
Betrieb und eventuell auch in die Finanzierung dieser Anlagen eingebunden werden 
könnten. 
 
Angesichts der Tatsache, dass die Miteinbeziehung der Bürger in das System der 
Abfallwirtschaft einen wichtigen Aspekt darstellt, sollte der institutionelle Rahmen 
auch die wichtige Rolle der Vereine und Stadtviertelkomitees anerkennen und Mög-
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lichkeiten für die Schaffung von Partnerschaften mit allen Akteuren der Bürgergesell-
schaft entwickeln. 
 
Die Schaffung einer nationalen Abfallwirtschaftsbehörde lässt sich durch folgende 
Argumente begründen: 
• Die Umsetzung der Politik und der sektoriellen Strategie hat einen höchst öffentli-
chen Charakter und sollte daher auf nationaler Ebene erfolgen. 
• Die Aufsplitterung der Aktivitäten unter verschiedenen Institutionen ist einer mo-
dernen Abfallwirtschaft, die einen integrierten und umfassenden Ansatz und damit 
eine gemeinschaftliche Verantwortung erfordert, nicht zuträglich. 
• Die für die Entwicklung und die Verwaltung der einzelnen Teilsektoren und für 
den Umgang mit gefährlichen Industrieabfällen und Sondermüll erforderlichen 
Experten müssen auf nationaler Ebene verfügbar sein. 
• Eine moderne Abfallwirtschaft bedient sich immer komplexerer Methoden und 
Instrumente, die eine gewisse Konzentration der Kompetenzen und Expertisen 
auf hohem Niveau erforderlich machen, deren Bereitstellung nur auf der Ebene 
einer nationalen Institution gerechtfertigt erscheint. 
• Manche mit dem Hausmüll in Zusammenhang stehenden Tätigkeiten, wie etwa 
die Entwicklung und Förderung von Möglichkeiten zur Reduzierung des Haus-
mülls auf der Verursacherseite, die getrennte Müllsammlung und das Recycling, 
müssen gleichfalls auf nationaler Ebene ausgeführt werden. Sind die entspre-
chenden Verfahren einmal entwickelt, kann die jeweilige Aktivität auf lokaler Ebe-
ne ausgeführt werden. 
• Die Realisierung von Projekten erfordert die Mobilisierung von Kompetenzen im 
Bereich Planung, Finanzierung und Projektmanagement. Ein spezialisierter natio-
naler Betreiber kann in die Ausbildung und die Schaffung dieser Kompetenzen in-
vestieren. Er könnte die gewonnenen Erfahrungen besser nutzen und damit eine 
effiziente Umsetzung der Projekte garantieren. Er wäre ein wertvoller professio-
neller Ansprechpartner für Consultingbüros und Spezialunternehmen. 
• Die Aufbringung der Finanzmittel und der internationalen Hilfe wäre leichter, denn 
viele Geldgeber ziehen einen einzigen Ansprechpartner für ein effizienteres Pro-
jektmanagement und ein besseres Management des Schuldendienstes vor. 
• Durch die Schaffung einer eigenen Rechtspersönlichkeit für diese Institution kön-
nen die operationellen Funktionen von den Kontrollfunktionen getrennt werden. 
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Diese Trennung ist umso notwendiger, als dass die Abfallwirtschaft eine Aktivität 
darstellt, die Schadstoffe erzeugt und damit einer Umweltkontrolle zu unterziehen 
ist. 
• Die Konten des Abfallsektors werden getrennt geführt und können damit besser 
beurteilt und kontrolliert werden, dadurch wird eine ständige Verwaltung der zur 
Abdeckung der Kosten erforderlichen Instrumente möglich. 
• Der Privatsektor kann leichter am Betrieb von Abfallbehandlungsanlagen und an 
deren Finanzierung beteiligt werden. 
• Die wirtschaftlichen Auswirkungen durch die Förderung von Dienstleistungsunter-
nehmen in den verschiedenen Bereichen der Abfallwirtschaft werden verbessert. 
• Die Schaffung einer nationalen Fachkenntnis im Abfallwirtschaftssektor, ver-
gleichbar mit jener der ONAS, sowie der Erwerb und die Einführung neuer Tech-
nologien werden erleichtert. 
 
Außerdem, um eine hohe Entsorgungsqualität sowie eine zufriedenstellende techni-
sche Effizienz und die Wirtschaftlichkeit des Abfallsektors zu erreichen, muss Tune-
sien neue Organisationsformen, die noch nicht im Lande erprobt wurden, einführen. 
Die folgenden Kriterien sind von Beteiligten bei der Wahl und Bestimmung neuer Or-
ganisationsformen der Abfallentsorgung zu beachten: 
• Verantwortung, 
• Rollenverteilung, 
• Kostendeckung, 
• Erhebung von Abfallgebühren, 
• Entscheidungsbefugnis. 
 
Hinsichtlich der gemeindeübergreifenden Zusammenarbeit ist zu sagen, dass, ob-
wohl sie in den bestehenden Verordnungen vorgesehen ist, ihre Umsetzung noch 
große Anstrengungen erfordern wird. Sie muss schrittweise durch ein Paket von 
Maßnahmen auf politischer, administrativer und gesetzlicher Ebene eingeführt wer-
den. Die Abfallwirtschaft bietet eine gute Gelegenheit, die man nicht ungenützt las-
sen sollte, um diese Kooperation praktisch umzusetzen. 
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Unter Beachtung heute geltender Gesetzesmöglichkeiten können die in der Abbil-
dung 7.10 dargestellten Organisationsformen für die Abfallentsorgung in Tunesien 
zugrunde gelegt werden. 
 
 
 
 
Abb. 7.10: Mögliche Organisationsformen der Abfallwirtschaft in Tunesien [Eigene Darstellung] 
 
 
Alle sechs Organisationsformen sind im tunesischen Kontext möglich. Es ist aller-
dings den Gemeinden zu empfehlen, vor der Wahl einer dieser Formen über deren 
Vor- und Nachteile Bescheid zu wissen. Es ist höchst notwendig, die dem öffentli-
chen Recht unterworfenen Kommunalaufgaben einer kommunalen Institution zu ü-
bertragen sowie eine Satzungsänderung vorzunehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Mögliche Organisationsformen für die Abfallentsorgung in Tunesien 
eigenverantwortliche 
Abwicklung auf Ge-
meindeebene 
Bildung einer 
Arbeits-
gemeinschaft 
individueller 
Gemeinden
Organisation 
der Gemein-
den auf Gou-
vernoratse-
bene 
Übertragung 
der Entsor-
gungs-
aufgabe auf 
das zuständi-
ge Gouverno-
rat 
Einbindung 
des Privatsek-
tors 
Zweckverband Nachunternehmung
vollständig
begrenzt
Grundlagen eines Rahmenkonzeptes für die Abfallwirtschaft in Tunesien 209 
 
 
Die Vor- und Nachteile der o.a. Organisationsformen für tunesische Gemeinden 
könnten folgendermaßen aussehen: 
 
Fall 1:  Die Gemeinde entsorgt ihre Abfälle eigenverantwortlich in ihrem eige-
nen Territorium, ohne fremde Beteiligung44. 
 
Tabelle 7.2: Eigenverantwortliche Abwicklung auf Gemeindeebene [Eigene Darstellung] 
 
Vorteile Nachteile 
- hoher Verantwortungsgrad der Gemeinden, 
- die Gemeinde ist der alleinige Besitzer der öf-
fentlichen Einrichtung, 
- die zu tragenden Kosten sind kontrollierbar. 
 
- die Abfalltrennung, die Verwertung und die 
Entsorgung müssen von der Gemeinde 
durchgeführt werden, 
- die Betriebskosten sind verhältnismäßig 
hoch, 
- keine Kostenaufteilung ist möglich, 
- Eigenpersonal ist in allen Sektoren notwen-
dig. 
 
 
Fall 2:  Mehrere Gemeinden bilden eine Arbeitsgemeinschaft, um die Entsor-
gungsaufgabe gemeinsam zu bewältigen. 
 
Tabelle 7.3: Bildung einer Arbeitsgemeinschaft individueller Gemeinden [Eigene Darstellung] 
 
Vorteile Nachteile 
- die Zusammenarbeit wird frei strukturiert, 
- die entstandenen Kosten werden gemeinsam 
getragen, 
- die Einrichtungen werden überregional in An-
spruch genommen, 
- das Personal wird überregional eingesetzt. 
- Vereinbarungen mit den anderen Beteiligten 
sind unerlässlich, 
- die Kosten werden solidarisch verteilt. 
 
                                                 
44 derzeit verbreitete Praxis in Tunesien 
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Fall 3:  Die Gemeinden verschiedener Gouvernorate bilden einen  
  Zweckverband. 
 
Tabelle 7.4: Organisation der Gemeinden auf Gouvernoratsebene [Eigene Darstellung] 
 
Vorteile Nachteile 
- eigene Rechtspersönlichkeit, 
- flexibler, unabhängiger und souveräner Einsatz, 
- deutlich eingeschränkte Zuständigkeiten im 
Rahmen der Gesetze und der Satzung, 
- die Einrichtungen werden Eigentum des Zweck-
verbandes und können überregional in An-
spruch genommen werden, 
- bessere Durchsetzbarkeit im eigenen Zustän-
digkeitsbereich, 
- die Kostenverteilung ist in der Satzung festge-
schrieben, 
- die Zweckverbandsführung ist durch Gesetz 
reglementiert, 
- vergleichbare Strukturen mit anderen Verbän-
den. 
- Zwang der Beachtung von Gesetzes-
vorschriften, 
- die individuellen Gemeindeinteressen sind 
zweitrangig, 
- Steuern und Beiträge werden solidarisch ver-
teilt. 
 
 
Fall 4: Die Gemeinden übertragen die Entsorgungsaufgabe auf das zuständige 
Gouvernorat. 
 
Tabelle 7.5: Übertragung der Entsorgungsaufgabe zum zuständigen Gouvernorat [Eig. Darstellung] 
 
Vorteile Nachteile 
- die Gemeinde ist für die Entsorgungsaufgabe 
nicht mehr zuständig, 
- die Verantwortung ist fast vollständig übertragen 
worden. 
- es kann kein Einfluss auf die Entsorgungsart 
ausgeübt werden, 
- die Kosten können nicht mehr beeinflusst 
werden, 
- die Verwaltung trägt für die Bürgerinteressen 
keine Sorge mehr, 
- es wird schwierig sein, die Entsorgung auf die 
Bedürfnisse der Gemeinde anzupassen. 
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Fall 5:  Der zuständige Zweckverband gründet eine Genossenschaft mit priva-
ten Unternehmen. 
 
Tabelle 7.6: Einbindung des Privatsektors in einen Zweckverband [Eigene Darstellung] 
 
Vorteile Nachteile 
- Unterstützung des Verbandes durch ein fachli-
ches Know how, 
- die Verordnungszuständigkeit erlischt nicht, 
- die Genossenschaft operiert gemäß den Vorga-
ben des Zweckverbandes, 
- die Aufgabe ist auf fachliche Art durchgeführt, 
- die Entscheidungen, die die Entsorgungsaufga-
be direkt betreffen, werden von der Genossen-
schaft getroffen, 
- Kostenoptimierung durch eine Wirtschaftstätig-
keit ohne Unterwerfung zum öffentlichen Recht. 
- Übertragung der detaillierten technischen Lö-
sungen auf die Genossenschaft, 
- indirekter Einfluss auf die Entsorgungsaufga-
be, 
- Schwierigkeit  für die Interessenabgrenzung 
dem Privatunternehmen gegenüber, 
- zum Teil doppelte Verwaltungsausgaben. 
 
Fall 6:  Der zuständige Zweckverband überträgt die Entsorgungsaufgabe durch 
Vertrag auf einen Privatbetreiber. 
 
Tabelle 7.7: Vertragliche Einbindung eines Privatbetreibers [Eigene Darstellung] 
 
Vorteile Nachteile 
- begrenzte Verwaltungskosten beim Zweckver-
band, 
- momentane Absicherung der Kosten, 
- der Zweckverband ist nicht verpflichtet Lang-
zeitpersonal zur Verfügung zu stellen, 
- der Betrieb und die Instandhaltung werden von 
Fachleuten durchgeführt, 
- die Kosten zur Bereitstellung von Ersatzteilen 
werden nicht vom Zweckverband übernommen, 
- die Verantwortung ist dem Privatrecht unterwor-
fen. 
- die Aufgabenerfüllung kann nur unter Beach-
tung der Vertragsklauseln beeinflusst werden,
- die Verantwortung ist dem öffentlichen Recht 
unterworfen, sogar für Fehler die dem Privat-
betreiber anzulasten sind, 
- ein aufwendiger vertraglicher Rahmen ist für 
die Absicherung der Auftragserfüllung not-
wendig. 
 
Es bleibt zu klären, wie man sich verhält, wenn einzelne Gemeinden ihre Beteiligung 
an dieser neuen Abfallentsorgungsform verweigern. Eine Möglichkeit solche Ge-
meinden dazu zu zwingen, ist einen Anschluss- und Benutzungszwang für die Zent-
raldeponie anzuordnen und erhöhte Gebühren von Nicht-Mitgliedsgemeinden zuver-
langen.  
 
Die derzeitigen am Abfallsektor beteiligten Institutionen und Behörden sollen, im 
Rahmen des neu zu schaffenden abfallwirtschaftliche Rahmenkonzepts, ihre jetzigen 
Rollen und Befugnisse nach nachfolgendem Modell (vgl. Tab. 7.8), teilweise mit an-
deren teilen bzw. neu definieren. 
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Tabelle 7.8: Rollenverteilungsmodell für ein neu zu schaffendes abfallwirtschaftliches Rahmen-
konzept in Tunesien [Eigene Darstellung nach 36,45] 
 
Institution Aufgabe 
ANPE 
• Einführung einer relevanten nationalen Strategie, 
• Gründung einer nationalen Abfallwirtschaftsbehörde zur Konzentration der Kom-
petenzen auf hohem Niveau, 
• Überwachung der Industrie, des Handels und der Verwerter auf Einhaltung der 
gesetzlichen Bestimmungen des Abfall- und Umweltrechtes. 
nationale Ab-
fallwirtschafts-
behörde mit 
eigener Rechts-
persönlichkeit 
• Trennung von operationellen und Kontrollfunktionen, 
• Entwicklung, Förderung und Vorbereitung von Musterprojekten im Bereich des 
Haus-, Industrie- und Sondermülls, 
• Einführung von neuen Technologien (z.B. Recycling, energetische Verwertung), 
• Verfolgung eines noch zu schaffenden Nachweisverfahrens, 
• Führen von Statistiken und Auswertungen der tunesischen Abfallwirtschaft, 
• Vorschlagsrecht für Änderungen der gesetzlichen Bestimmungen, 
• direkter Ansprechpartner für die Kommunen, 
• Förderung von Jungunternehmen im Bereich der Abfallwirtschaft, 
• Einführung von Regelungen für den zertifizierten Entsorgungsfachbetrieb. 
Kommune 
• verantwortlich für die Abfallbeseitigung, 
• Führen von kommunalen Statistiken zur Abfallwirtschaft, die durch die nationale 
Abfallwirtschaftsbehörde zur Erstellung ihrer Jahresstatistiken benötigt werden, 
• Erhebung von Abfallgebühren und konsequenter Einzug der ausstehenden 
Beträge, 
• Kontrollfunktion für die durch kommunales Ortsrecht geschaffenen Möglichkei-
ten zur Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten, 
• Vergabe von Leistungen der Abfallwirtschaft an Dritte, 
• verantwortlich für die Vergabe der Aufgaben im Rahmen der Sensibilisierungs-
maßnahmen an die NGO’s, 
• Festsetzung eines Anschluss- und Benutzungszwangs für die entsprechenden 
Anlagen, 
• Vereinbarungen mit anderen Kommunen (analog einer öffentlich-rechlichen 
Vereinbarung) über die Zusammenarbeit im Bereich der Abfallwirtschaft zur 
Kostenreduzierung. 
private Entsor-
ger, Anlagen-
betreiber und 
Zweckverband 
• Durchführung der durch die Kommune beauftragten Dienstleistungen, 
• Berater der Kommunen und der nationalen Abfallwirtschaftsbehörde im Rahmen 
einer paritätisch besetzten Interessengemeinschaft auf kommunaler und natio-
naler Ebene, 
• Sicherstellung der Funktionalität der Anlagen, 
• Gewährleistung einer regelmäßigen Wartung und Pflege. 
NGO’s 
• verantwortlich für die Durchführung der Sensibilisierungsmaßnahmen (z.B. Um-
welterziehung, Einführung neuer Sammelsysteme) nach vorgegebenem einheit-
lichen Standard der nationalen Abfallwirtschaftsbehörde, 
• regelmäßige Berichterstattung an die Kommune und gegebenenfalls an die 
nationale Abfallwirtschaftsbehörde über den Stand der Sensibilisierungsmaß-
nahmen. 
Industrie und 
Handel 
• Produktion und Vertrieb von Waren nach den bestehenden gesetzlichen Rege-
lungen, 
• Reduzierung der einzusetzenden Rohstoffe zur Ressourcen- und Umweltscho-
nung. 
Verwerter 
• Schaffung von ausreichenden Verwertungskapazitäten im eigenen Land, 
• Einhaltung der umweltschutzrechtlichen Bestimmungen. 
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7.4.2 Erziehung und Aufklärung 
Der Staat bedient sich im Rahmen seiner Abfallpolitik abfallpolitischer Instrumente, 
um bestimmte Umweltqualitätsziele zu erreichen und um die Einhaltung der politisch 
fixierten Umweltstandards zu gewährleisten. Dabei nimmt er direkt oder indirekt Ein-
fluss auf das Umweltverhalten der Wirtschaftssubjekte. Bei den meisten abfallpoliti-
schen Instrumenten setzt die staatliche Einflussnahme in erster Linie bei den Produ-
zenten an, die dazu veranlasst werden sollen, die Produktion umweltfreundlicher zu 
gestalten bzw. umweltfreundlichere Güter herzustellen. Sofern die entsprechenden 
betrieblichen Substitutionsmaßnahmen marktmäßig Anpassungsreaktionen auslö-
sen, werden von den abfallpolitischen Instrumenten indirekt auch die Konsumenten 
betroffen. 
 
Der Staat kann das Umweltverhalten der Wirtschaftssubjekte darüber hinaus auch 
informell beeinflussen. In diesem Zusammenhang spielt die Förderung des Umwelt-
bewusstseins eine zentrale Rolle. Umweltbewusstsein setzt Kenntnisse über ökolo-
gische und umweltökonomische Zusammenhänge voraus. Die Vermittlung dieser 
Kenntnisse erfolgt auch im Rahmen der staatlichen Aufklärungsarbeit, die sich im 
allgemeinen gleichermaßen an alle Wirtschaftssubjekte richtet. Dabei wird u.a. dar-
über informiert, welche Gefahren durch Abfälle für die Umwelt bestehen, wodurch 
diese Gefahren verursacht werden, wie sie zu bekämpfen sind und welchen Beitrag 
der Einzelne dazu leisten kann.  
 
Eine wichtige Ergänzung dieser allgemeinen Umweltinformationen stellen spezielle 
Verbraucherinformationen dar, die sich auf einzelne Produkte und deren Umweltei-
genschaften beziehen. Daneben werden die Konsumenten über den richtigen 
Gebrauch und über die umweltunschädliche Beseitigung umweltbelastender Güter 
unterrichtet.  
 
Mit der Förderung des Umweltbewusstseins verfolgt der Staat zwei Zielsetzungen. 
So sollen die Kenntnisse über die abfallpolitischen Probleme und deren Bekämpfung 
zum einen dazu beitragen, dass der einzelne Bürger für die staatlichen abfallpoliti-
schen Maßnahmen Verständnis aufbringt und den Einsatz entsprechender abfallpoli-
tischer Instrumente unterstützt oder zumindest duldet und zwar auch dann, wenn 
damit gewisse finanzielle Belastungen oder persönliche Unannehmlichkeiten ver-
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bunden sind. Zum anderen soll der Einzelne dazu veranlasst werden, selbst für den 
Umweltschutz aktiv zu werden, in dem er beispielsweise seine Konsumgewohnheiten 
umstellt und dabei kleinere Nachteile in Bezug auf Geld, Zeit oder Komfort zugunsten 
des Umweltschutzes bewusst in Kauf nimmt.  
 
Da die informelle Beeinflussung des Umweltverhaltens nur Appellcharakter hat, voll-
ständig auf dem Prinzip der Freiwilligkeit beruht und grundlegende abfallökonomi-
sche Ursachen der Abfallprobleme nicht tangiert, lassen sich mit ihr einige Abfall-
probleme mildern aber auf keinen Fall beheben. Als staatliche Maßnahme stellt die 
informelle Verhaltensbeeinflussung somit zwar eine nicht ganz unerhebliche Ergän-
zung der abfallpolitischen Instrumente dar, sie sollte jedoch nicht als eigenständiges 
Instrument klassifiziert werden. 
 
Die verschiedenen Möglichkeiten der Förderung ethischer Grundregeln und der Auf-
klärung sind deshalb unabhängig von den o.a. Instrumenten zu empfehlen. Sie allein 
werden jedoch den Wirkungsbruch des unerwünschten Ausweichverhaltens nicht in 
ausreichendem Maße heilen können, so dass zusätzliche Instrumente notwendig 
sind [131]. 
 
Auch in Tunesien sind ethische Grundwerte der Haushalte oder Unternehmen eine 
zentrale Determinante der gesellschaftlichen Kosten und des Verhaltens im Bereich 
des Umweltschutzes. Dies gilt auch für den Kenntnisstand der Bevölkerung bezüg-
lich externer Kosten und erforderlicher eigener Handlungsweisen, die diese verrin-
gern können. So sollen tunesische Entsorgungsunternehmen im Besitz von kommu-
nalen Sammelverträgen freiwillig in die Abfallerziehung von Schulkindern45 investie-
ren, nicht zuletzt, weil diese einen erheblichen Einfluss auf das Umweltverhalten ihrer 
Eltern ausüben. Das richtige Verhalten zur ordnungsgemäßen Entsorgung und zur 
Abfalltrennung soll geschult werden.  
 
                                                 
45 Unter den umweltpolitischen Aktivitäten Tunesiens hat die Umweltbildung eine vorrangige Stellung. 
Ein breit angelegtes Programm, dessen hauptsächlicher Fokus auf die jüngeren Generationen gerich-
tet ist, strebt die Entwicklung und Förderung eines Umweltbewusstseins an. Die Kernorientierung liegt 
zum einen darin, vor allem der jüngeren Generation einen verantwortungsvollen Umgang mit den na-
türlichen Ressourcen zu vermitteln, zum anderen ist es wichtig, Interesse für die ökologische Vielfalt 
und ihrer Schützenswürdigkeit zu erwecken. Die für eine Sensibilisierung geeigneten Medien (Kon-
gresse, Veranstaltungen, Fernsehen, Radio, ...) werden in vollem Umfang genutzt. Neben zahlreichen 
gezielten Aktionen an Schulen und Kindergärten werden mit Hilfe von Natur-Erlebnis-Parks ökologi-
sche Zusammenhänge und Funktionsweisen von Naturkreisläufen vermittelt. 
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Der Anreiz für private Entsorger, solche Aufklärungsarbeit vorzunehmen, wird da-
durch verstärkt, dass den Sammlern in einer Region die Verantwortung für die kos-
tenlose Beseitigung illegal entsorgter Abfälle auferlegt wird. Neben solchen Anreizen 
für private Entsorger dürfte auch die direkte Förderung einer entsprechenden Um-
welterziehung durch den Staat eine rentable Investition darstellen, gerade wegen der 
hohen Kosten der Sicherstellung ordnungsgemäßer Entsorgung.  
 
Die Bildung eines abfallbezogenen Problembewusstseins bei den tunesischen priva-
ten Haushalten ist von großer Bedeutung, denn die meisten Maßnahmen erfordern 
die aktive Mitarbeit der Konsumenten. Diese müssen beispielsweise bereit sein, ih-
ren Hausmüll zu separieren und ein abfallbewusstes Kaufverhalten auszuüben. Die 
Bereitschaft des Einzelnen zu einem solchen Verhalten hängt entscheidend davon 
ab, dass er an die ökologische Wirksamkeit seines Handelns glaubt und hierdurch 
vor sich selbst und/oder anderen soziale Anerkennung findet. Dies zu erreichen ist 
eine vordringliche Aufgabe staatlicher Öffentlichkeitsarbeit, die die Abfallproblematik 
in eindringlicher Weise darstellen und deutlich machen muss, dass jeder Einzelne 
durch individuelles Handeln zur Problemlösung beitragen kann. 
 
Darüber hinaus muss der abfallbewusst handelnde Konsument eine positive Rück-
kopplung erhalten. Schließlich muss sich der Staat seiner Vorbildfunktion bewusst 
sein und in seinen eigenen Aktivitäten abfallbewusstes Handeln demonstrieren, zum 
Beispiel dadurch, dass in tunesischen öffentlichen Einrichtungen Recyclingpapier 
verwendet wird. All diese Maßnahmen sind geeignet, die privaten Haushalte zu ab-
fallbewusstem Verhalten zu motivieren. 
 
Eine Motivation der privaten Haushalte zu abfallbewusstem Verhalten alleine genügt 
jedoch nicht. Darüber hinaus müssen organisatorische Rahmenbedingungen ge-
schaffen werden, die gewährleisten, dass die bewirkte Bewusstseinsänderung auch 
in konkrete Verhaltensänderungen umgesetzt werden kann. Hierzu ist es zum einen 
erforderlich, dass der Staat im Abfallbereich ein umfassendes Infrastrukturangebot 
bereitstellt, um den privaten Haushalten beispielsweise die Müllseparierung46 unter 
                                                 
46 Trotz zahlreicher Sensibilisierungsmaßnahmen entspricht in Tunesien das „Abfallverhalten“ der 
Bevölkerung noch nicht den Zielen der Abfallverwertung und Abfallvermeidung. Pilotprojekte zur ge-
trennten Erfassung von Wertstoffen, z.B. in Cité El Khadra, oder von organischen Abfällen in einem 
ausgewählten und intensiv vorbereiteten Stadtviertel von Beja waren weitestgehend erfolglos. Gene-
rell kann aber festgestellt werden, dass sich die Ästhetik öffentlicher Grünanlagen und Plätze in den 
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möglichst geringem Aufwand zu ermöglichen. Zum anderen sind auch Eingriffe im 
Bereich der Produzenten notwendig, die beispielsweise gewährleisten sollen, dass 
ein Güterangebot besteht, welches dem Konsumenten die Möglichkeit gibt, beim 
Kauf abfallbewusst zu wählen. Schließlich ist es notwendig, die privaten Haushalte 
durch eine umfassende Informationspolitik auf die verschiedenen Möglichkeiten ab-
fallbewussten Handelns hinzuweisen.  
 
Zusammenfassend lässt sich damit feststellen, Problemlösungen im Bereich Haus-
müll müssen aus zwei einander ergänzenden Komponenten bestehen. Die erste 
Komponente umfasst ein Bündel von Maßnahmen, die bei den privaten Haushalten 
selbst ansetzen und auf die Bildung eines Abfallbewusstseins zielen. Die zweite 
Komponente besteht aus einem weiteren Bündel von Maßnahmen, die bei Staat und 
Produzenten ansetzen und gewährleisten sollen, dass die organisatorischen Rah-
menbedingungen vorhanden sind. 
 
 
7.4.3 Positive Anreize bei geregelter Entsorgung 
Ein weiteres denkbares marktkonformes Instrument zur Verhinderung unerwünschter 
Entsorgung in Tunesien stellt die „Belohnung“ des Abfallbesitzers für geregelte Ent-
sorgung dar. Im Sinne ökonomischer Effizienz sollte diese nicht in Form einer staatli-
chen Subvention auftreten, sondern als Entlassung aus gesetzlichen Zahlungspflich-
ten, die sich auf das Abfallprodukt bezogen haben [131].  
 
Paradebeispiel ist die Kfz-Entsorgung in Deutschland, die ausreichend dadurch si-
chergestellt sein dürfte, dass der letzte Halter bei der Abmeldung des Fahrzeuges 
nur gegen Vorlage eines entsprechenden Nachweises durch einen zugelassenen 
Entsorger von der Zahlung der Kfz-Steuer für dieses Fahrzeug befreit wird. Hier ist 
kein weiteres Instrument zur Verhinderung illegaler Entsorgung erforderlich, wenn 
der Fälschung von Entsorgungsbestätigungen durch Kontrollen der betreffenden 
Entsorgungsbetriebe entgegengewirkt wird. Als eigenständiges Instrument wird die 
Entlassung aus der staatlichen Zahlungspflicht bei geregelter Entsorgung wohl einen 
Sonderfall für Kraftfahrzeuge darstellen. 
                                                                                                                                                        
letzten Jahren deutlich verbessert hat. Dies wird zum einen auf einen bewussten Umgang der Bevöl-
kerung mit dem selbst erzeugten Abfall, zum anderen auf eine deutliche Qualitätsverbesserung der 
öffentlichen Straßenreinigung zurückgeführt.                  
Grundlagen eines Rahmenkonzeptes für die Abfallwirtschaft in Tunesien 217 
 
 
Eine andere für Tunesien denkbare positive Sanktion der ordnungsgemäßen Entsor-
gung stellt die Verknüpfung der geregelten Entsorgung mit Erteilung von Genehmi-
gungen dar. Sie könnte beispielsweise im Bereich der Bauabfälle greifen: Hier sind 
sowohl vor wie nach der Ausführung baulicher Maßnahmen behördliche Genehmi-
gungen einzuholen, so dass die Abfallmengen zuvor geschätzt und bei Abnahmen 
Entsorgungsbestätigungen geprüft werden können. 
 
 
7.4.4 Verschärfung von Strafen für illegales Verhalten 
Zur Vermeidung illegaler Entsorgung sowohl im gewerblichen Bereich als auch bei 
den Haushalten kommt eine Verschärfung des Strafrechtes in Betracht. Dies bedeu-
tet eine entsprechende Erhöhung der Wahrscheinlichkeit der Verurteilung und/oder 
des Ausmaßes der Strafe. Das Strafmaß kann im tunesischen Rechtssystem nur 
eingeschränkt erhöht werden, da es in einem vertretbaren Verhältnis zum verursach-
ten Schaden stehen muss; extrem hohe monetäre Strafen sind in Tunesien nicht zu-
lässig. Im gewerblichen Bereich Tunesiens kann die Verankerung der Möglichkeit der 
strafrechtlichen Verfolgung eines Mitglieds der Geschäftsführung oder des Vorstands 
Wirkung zeigen. 
 
Insgesamt darf in Tunesien derzeit von der Abschreckungswirkung einer Strafver-
schärfung jedoch keine signifikante Verringerung der illegalen Entsorgung erwartet 
werden. Die Wahrscheinlichkeit der Bestrafung hängt vom möglichen Nachweis des 
Verursachers und der Haftbarmachung ab. Der Nachweis des Verursachers wieder-
um kann durch Erhöhung der Wahrscheinlichkeit, bei der illegalen Entsorgung (z.B. 
bei der wilden Verbrennung) gefasst zu werden, oder durch eine eindeutigere Fest-
stellbarkeit des Abfallbesitzers aufgefundener wilddeponierter Abfälle erleichtert wer-
den. 
 
 
7.4.5 Engere Überwachung 
Die Überwachung der Abfallströme zur Verhinderung unerwünschten Ausweichver-
haltens kann nicht erst beim Abfallanfall einsetzen, da insbesondere dieser bzw. der 
konkrete Zeitpunkt des Abfallanfalls in Tunesien leicht zu verbergen ist. Die Konse-
quenz: Überwachung der Stoffströme angefangen mit der Rohstoffgewinnung oder 
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Produktherstellung. In der Maximalausprägung bedeutet dies die Dokumentation al-
ler Materialströme innerhalb Tunesiens sowie der In- und Exporte mittels entspre-
chender Stoffbilanzen, die jeder wirtschaftliche Akteur den Behörden vorzulegen hät-
te. Eine solche Überwachung ist zwar auf den ersten Blick mit nur geringen Eingriffen 
in den Marktmechanismus verbunden, kann jedoch Kosten in so großer Höhe erzeu-
gen, dass Marktergebnis und -strukturen stark beeinflusst werden. 
 
Eine vollständige bilanzielle Gegenüberstellung aller In- und Outputs auf stofflicher 
Ebene greift in geschützte Betriebsgeheimnisse ein, da auch die Lieferanten zumin-
dest gegenüber den Überwachungsbehörden sämtliche Bestandteile ihrer Produkte 
offen legen müssten. Aus diesen Gründen sollte deshalb die Überwachung auf ge-
setzlich zu definierende gefährliche Stoffe47 begrenzt werden. Für diese Stoffe kann 
sie wahlweise 
a) sich auf die Inverkehrbringer konzentrieren und bei diesen entsprechende Anrei-
ze installieren, die weiteren Stoffströme zu optimieren und zu dokumentieren (z.B. 
durch stoffbezogene Pfandsysteme) oder 
b) sämtliche Lebenszyklusstufen im Sinne einer Stoffstromüberwachung erfassen 
und entsprechend Input-Outputbilanzen vorschreiben. 
 
Eine solche Form der Überwachung ist bei Gewerbeabfällen in einem kleinen Ent-
wicklungsland wie Tunesien mit nur geringen Schwierigkeiten verbunden. Nachste-
hende Abbildung zeigt einen möglichen Überwachungsmechanismus für solche Ab-
fälle in Tunesien (vgl. Abb. 7.11): 
 
                                                 
47 Zur Konkretisierung des Abfallgesetzes Nr. 96-41, wurde durch Dekret Nr. 2000-2339 vom 10. Ok-
tober 2000 eine Liste der gefährlichen Stoffe in Tunesien verabschiedet. 
Grundlagen eines Rahmenkonzeptes für die Abfallwirtschaft in Tunesien 219 
 
 
 
 
Abb. 7.11: Möglicher Überwachungsmechanismus für gefährliche Gewerbeabfälle48 in Tunesien 
[Eigene Darstellung] 
 
Die vollständige Überwachung der Stoffströme kann also in Tunesien durch eine 
vollständige Überwachung gefährlicher Stoffe im gewerblichen Bereich ersetzt wer-
den. Aufgabe des Staates ist es, zunächst diejenigen Stoffe zu definieren, für die ei-
ne vollständige Überwachung angeordnet werden soll. Zur Vereinfachung sollten be-
stimmte Stoffgruppen gebildet werden, die sukzessive erweitert und detailliert wer-
den können, ohne dass sich die Überwachung auf der Ebene hunderttausender Stof-
fe verliert. 
 
Bei den tunesischen Haushalten dürfte der im gewerblichen Bereich empfohlene  
Überwachungsansatz grundsätzlich scheitern. Wird die Hausmüllsammlung öffentlich 
ausgeschrieben, kann das Sammelunternehmen verpflichtet werden, den illegal ab-
gelagerten Hausmüll in der Entsorgungsregion vollständig einzusammeln. Der 
Sammler wird diese Aufgabe entsprechend bei seiner Gebührenkalkulation berück-
sichtigen und sich bemühen, die Ausweichreaktionen auf ein „optimales“ Niveau zu 
bringen. Diese Verpflichtung ist in Tunesien nicht unproblematisch, da das Sammel-
                                                 
48 Für Transporte von gefährlichen Stoffen soll die ANPE eine Möglichkeit erhalten, ggf. Stichproben-
kontrollen der Sicherheit der Transporte durchzuführen. Dem Versender kann ein Wahlrecht einge-
räumt werden, für den Transport entweder vollständig einer Gefährdungshaftung haftbar zu sein oder 
eine behördliche Genehmigung einzuholen, um dann lediglich noch eine verschuldungsabhängige 
Haftung gegen sich gelten zu lassen. 
 
 
Mögliche Meldepflichten für gefährliche Gewerbeabfälle in Tunesien 
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unternehmen auf illegale Verbringungen aus benachbarten Regionen in der Regel 
keinen Einfluss hat [131]. 
 
Ein besonders Problem in Tunesien stellt das Verstecken von schadstoffhaltigen Ab-
fällen im allgemeinen Restmüll dar. Bei Haushaltsabfällen müssen deshalb zusätzli-
che Instrumente eingesetzt werden, die einen Anreiz etablieren, schadstoffhaltige 
Abfälle (z.B. Batterien) nicht im Restabfall zu verstecken und ordnungsgemäß zu 
entsorgen. Zu denken ist an Rücknahme- oder Pfandpflichten für diejenigen Abfälle, 
die in relevantem Umfang gefährliche Stoffe enthalten oder bei unsachgemäßer Ent-
sorgung freisetzen können (z.B. Autobatterien). 
 
Die Errichtung und der Betrieb unweltgefährdender und damit genehmigungsbedürf-
tiger Anlagen ist in Tunesien so zu gestalten, dass: 
- keine schädlichen Umwelteinwirkungen, sonstigen Gefahren, erheblichen 
Nachteile und erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit und die Nachbar-
schaft eintreten können, 
- Vorsorge bei Umweltschäden durch Maßnahmen, die dem Stand der Technik zur 
Emissionsvermeidung entsprechen, getroffen werden, 
- Reststoffe, die sich nicht vermeiden lassen, nach Möglichkeit verwertet werden. 
 
Bei Neuanlagen müssen diese Anforderungen für die Genehmigungserteilung erfüllt 
sein. Bei bestehenden Anlagen, den sogenannten Altanlagen, kann die Einhaltung 
dieser Anforderungen in bestimmten Fällen durch nachträgliche Auflagen verlangt 
werden. 
 
In Tunesien ist durch die Erteilung von Gestattungen und die damit verbundene Er-
öffnungskontrolle allein noch nicht sicher gestellt, dass nach Beginn des Betriebs, 
insbesondere nach einem nicht unerheblichen Zeitablauf, die einschlägigen Vor-
schriften weiterhin eingehalten werden. Aus diesem Grunde sollen Vorschriften be-
stehen, die der Überwachungen der Anlage bzw. des Vorhabens dienen und die An-
lage auch später auf Einhaltung der Vorschriften überprüfen. 
 
Die neben einem Gestattungserfordernis bestehenden Überwachungspflichten über-
schneiden sich dabei teilweise mit den Anzeige- und Anmeldepflichten. Rechtstech-
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nisch geht es um die Unterscheidung von Eröffnungskontrolle und Befolgungskon-
trolle. Es lassen sich hier eine behördliche Überwachung und eine Eigenüberwa-
chung des Betreibers unterscheiden: 
- Die behördliche Überwachung ist dabei abhängig von dem einschlägigen Gesetz 
konkretisiert und ausgestattet. Eine einheitliche Überwachung aller umweltbezo-
genen Vorschriften wäre zwar wünschenswert, kann aber angesichts sehr unter-
schiedlicher Regelungen nicht erfolgen. 
- Die betriebliche Eigenüberwachung soll mehrere Zwecke erfüllen. Einerseits kann 
die zuständige Behörde den Pflichtigen das Führen von Nachweisbüchern und 
das Einbehalten von Belegen auferlegen, um bei einer Prüfung auf bestehende 
Unterlagen und Zusammenstellungen zurückgreifen zu können; andererseits soll 
die Selbstkontrolle des Betreibers gefördert und als Verpflichtung ausgestattet 
werden. 
 
 
7.4.6 Produktkennzeichnung 
Kennzeichnungspflichten stellen sicher, dass 
• eine schadstoffspezifische Anlastung von Entsorgungskosten ohne eine teure 
Abfallanalyse ermöglicht wird, 
• die Entsorgungskosten durch eine schnelle Identifizierung optimaler Behand-
lungswege sinken, 
• beim Produktkauf die zu erwartenden Entsorgungskosten leichter beurteilt und 
entsprechend berücksichtigt werden können. 
 
Kennzeichnungspflichten finden dort ihre Grenzen, wo sie geschützte Betriebsge-
heimnisse des Unternehmens berühren. Zudem können die durch die Kennzeich-
nung zusätzlich entstandenen Kosten schnell überflüssig werden, wenn Verwer-
tungstechniken genutzt werden können, die ohne sie auskommen. In Tunesien wird 
empfohlen, Kennzeichnungspflichten lediglich für gefährliche und nur unter hohen 
Kosten umweltverträglich zu entsorgende Stoffe einzuführen. 
 
Außerdem hat die Praxis der letzten Jahrzehnte gezeigt, dass Kennzeichnungspflich-
ten bestimmter Produkte in Tunesien notwendig sind, um Betrug zu unterbinden. Sie 
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sollen den tunesischen Hersteller bzw. Inverkehrbringer beispielsweise zur Angabe 
folgender Informationen verpflichten (vgl. Abb. 7.12): 
 
 
 
Abb. 7.12: Beispiele für nützliche Kennzeichnungen auf tunesischen Produkten [Eigene Darstel-
lung] 
 
 
7.4.7 Privatisierung 
Die in Tunesien immer größer werdende Nachfrage nach umweltorientierten Dienst-
leistungen kann heute durch den öffentlichen Sektor allein nicht mehr abgedeckt 
werden. Angesichts der gestellten Herausforderung und der ständig steigenden 
Nachfrage hat die öffentliche Hand in den letzten Jahren sich eindeutig für eine mo-
derne und integrierte Abfallwirtschaft entschieden. Tatsächlich bildet der Rückzug 
des Staates aus wettbewerbsfähigen Aktivitäten eine klare Orientierung der tunesi-
schen Behörden, die entsprechende Anreize und Rahmenbedingungen für die Betei-
ligung des Privatsektors an diesen Aktivitäten geschaffen haben. 
 
Die tunesische Regierung vertrat hinsichtlich der Beteiligung des Privatsektors eine 
volontaristische Linie, um diese Politik zu unterstützen. So wurden mehrere Grundla-
genstudien in Auftrag gegeben, die dazu beitrugen, die Bedingungen für die Privati-
sierung klar zu definieren und dauerhafte Lösungen für jene Probleme zu finden, die 
einer Beteiligung des Privatsektors im Wege standen. Zu diesen Studien zählen: 
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• Eine Marktstudie befasste sich mit der Bewertung des Marktpotenzials und defi-
nierte die möglichen Beteiligungsmodelle des Privatsektors, die sowohl für den 
privaten als auch für den öffentlichen Sektor von Interesse sind. 
• Eine nationale Strategie zur Beteiligung des Privatsektors an der Abfallwirtschaft 
wurde im Konsens erarbeitet, diese Strategie sieht einen Rahmen, leitende Prin-
zipien und einen Aktionsplan vor, die der Regierung als Leitstrukturen bei der 
Miteinbeziehung des Privatsektors dienen. 
• Eine Studie über die Kostendeckung, die eine Strategie und ein System zur Kos-
tendeckung vorschlug. 
• Eine Studie über die Normen. 
• Die Vorbereitung von Musterverträgen. 
 
Der Privatsektor49 hat seinerseits bewiesen, dass er in der Lage ist, die operationel-
len Aufgaben von der öffentlichen Hand zu übernehmen und die Versorgung auszu-
weiten bzw. die Effizienz und die Leistungsfähigkeit dieser Serviceleistungen zu 
verbessern. Der Privatsektor ist heute bereits in der Abfallwirtschaft und insbesonde-
re in der Müllsammlung und Deponierung tätig. Der Umfang des Marktes, der Priva-
ten überantwortet werden soll, wird sich in den nächsten Jahren, vor allem nach der 
Einführung der institutionellen Rahmenbedingungen und eines entsprechenden Ta-
rifsystems zur Abdeckung der entstehenden Kosten, rasch entwickeln. Dennoch sind 
noch umfangreiche Bemühungen erforderlich, um entstandene Rückstände aufzuho-
len und den Sektor zu erneuern und zu modernisieren. 
 
Der nach wie vor gültige allgemeine Zulassungszwang für ausländische und die Mel-
depflicht für inländische Investoren führten zu oft langwierigen und bürokratischen 
Genehmigungsverfahren. Gleichzeitig blieb es auch bei staatlichen Preiskontrollen, 
zahlreichen Subventionen und ebenso zahlreichen staatlichen Beschaffungs- und 
Absatzmonopolen. Die Konsequenzen für den Arbeitsmarkt und das Bestreben der 
                                                 
49 Bei der Sammlung des Hausmülls geht die erste Erfahrung mit der Beteiligung des Privatsektors auf 
das Jahr 1992 zurück. Damals richtete das Innenministerium einen Appell an die Gemeinden, die 
öffentliche Serviceleistung der Sammlung des Hausmülls an private Betreiber abzugeben. Heute ist 
das Sammeln des Hausmülls durch private Betreiber in den meisten großen tunesischen Städten eine 
gängige Praxis. 
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Regierung, nationale Interessen50 ausreichend zu berücksichtigen, sind die wesentli-
chen Gründe für die bisher nur zögerlich durchgeführte Privatisierung. 
 
Die Kommunen stehen heutzutage unter starkem finanziellen Druck, der durch Priva-
tisierungen gemildert werden soll. Doch für tunesische Kommunen sind Privatisie-
rungen nur ein möglicher Ausweg aus der Krise und auch nur dann sinnvoll, wenn 
die richtigen Ziele (vgl. Abb. 7.13) verfolgt werden, der richtige Privatisierungsweg 
gegangen, an den geeignetsten Investor verkauft und der Privatisierungserlös struk-
turverbessernd eingesetzt wird. Regelmäßig werden langfristige Folgekosten der Pri-
vatisierung nicht beachtet. Diese entstehen meist dadurch, dass schwächere Arbeit-
nehmer nach einer Privatisierung und den häufig damit verbundenen Personalan-
passungen nicht mehr in Beschäftigungsverhältnisse gebracht werden können und 
damit langfristig der Kommune zur Last fallen. Dieses Risiko kann vertraglich zu Las-
ten des Kaufpreises minimiert werden. 
 
Den privatisierungswilligen tunesischen Kommunen ist deshalb unbedingt zu raten, 
Vor- und Nachteile der Privatisierungen sorgfältig abzuwägen. Vor einer Privatisie-
rung sind alle Möglichkeiten interner Effektivitäts- und Effizienzsteigerungen auszu-
schöpfen. Regelmäßig zeigt sich, dass das Engagement von Brancheninvestoren 
den größten Nutzen für die Kommune bringt. International tätige Investoren schaffen 
die Möglichkeit der Internationalisierung und verfügen regelmäßig über das erforder-
liche Know how sowie über ausreichende Ressourcen. 
 
                                                 
50 Mit einem Abbau der staatlichen Investitionstätigkeit und der Schaffung von Investitionsanreizen, im 
wesentlichen Steuer- und Zollvorteile sowie niedrige Mindestlöhne, besonders für ausländische Inves-
toren, sollte der Privatwirtschaft mehr Raum geschaffen werden. Dazu wurden 1972 vom Wirtschafts-
ministerium für den Industriesektor die „Agence de Promotion des Investissements“ (API) und für den 
Landwirtschaftssektor die „Agence de Promotion des Investissements Agricoles“ (APIA) gegründet, 
die auf Grundlage eines neuen Export- und Investitionsförderungsgesetzes (1972 und 1974) die An-
siedlung privater Unternehmen unterstützen sollen. Die politisch gewollte Liberalisierung des Wirt-
schaftssystems wurde jedoch nicht konsequent umgesetzt, da beide Institutionen über Art und Um-
fang privater Investitionen entschieden.  
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Abb. 7.13: Ziele der Privatisierung abfalltechnischer Aufgaben im tunesischen kommunalen Be-
reich [Eigene Darstellung] 
 
Das tunesische Privatisierungskonzept soll sich auf das Prinzip der Komplementarität 
und der Partnerschaft zwischen dem öffentlichen und dem privaten Sektor stützen 
und folglich zur konkreten Umsetzung des Rückzugs des Staates aus jenen Berei-
chen beitragen, die den Bedingungen des Wettbewerbs unterliegen. Auf dieser 
Grundlage soll die Privatisierung zu einer der Entwicklungsachsen für den Privatsek-
tor und ein wichtiges Instrument zur Förderung der Effizienz der Wirtschaft, der Kon-
solidierung der Außenöffnung und der Wiedereinführung der Marktmechanismen 
werden. Hierbei sind allerdings die in Abbildung 7.14 dokumentierten Vorsichtsmaß-
nahmen zu beachten. 
 
 
Privatisierungsziele für tunesische Kommunen 
Reduzierung des unter-
nehmerischen Enga-
gements der Kommune 
bei gleichzeitiger Wah-
rung des erforderlichen 
hoheitlichen Einflusses 
auf die Geschäftstätig-
keit des privaten Unter-
nehmens 
Erzielung eines signifikan-
ten Mittelzuflusses zum 
Haushalt der Kommune 
Erhaltung einer mög-
lichst hohen Anzahl von 
langfristig sicheren, 
attraktiven und bei gro-
ßen Kommunen auch 
international wettbe-
werbsfähigen Arbeits-
plätzen
Verbesserung der Wirt-
schaftlichkeit der Be-
triebe, um dadurch 
einen weiteren Gebüh-
renanstieg zu vermei-
den oder in engen 
Grenzen zu halten 
Einführung neuer Ent-
sorgungstechnologien 
Verbesserung der Servi-
ce-Qualität und Ausbrei-
tung des Einsatzgebietes
sozial 
haushalts- 
seitig 
ordnungs- 
politisch 
verfahrens-
technisch
unter-
nehmerisch 
umwelt- 
bezogen
226 Grundlagen eines Rahmenkonzeptes für die Abfallwirtschaft in Tunesien 
 
 
 
 
Abb. 7.14: Vorsichtsmaßnahmen bei kommunalen Privatisierungen in Tunesien [Eigene Darstel-
lung] 
 
Beim Vorliegen folgender Hindernisse, und sie kommen in Tunesien häufig vor, wird 
jedoch die Miteinbeziehung des Privatsektors in den Bereich der Abfallwirtschaft ab-
geraten: 
• Eine ungenügende lokale Kapazität für die Privatisierung der Hausmüllsammlung, 
• Fehlen von Studien vor der Ausschreibung, 
• Mangel an verlässlichen Angaben über die tatsächlichen Ausgaben für die Müll-
sammlung, 
• Mangel an sektoriellen Normen und Qualitätskriterien, die den privaten Betreibern 
auferlegt werden müssen. 
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8. Entwurf eines Aktionsplans für die sofortige Verbesserung der Abfall-
wirtschaft in Tunesien 
Durch den 1993 initiierten nationalen Abfallwirtschaftsplan PRONAGDES (frz. Pro-
gramme National de Gestion des Déchets Solides) und durch das 1996 erlassene 
Abfallgesetz hat der Abfallsektor Tunesiens deutliche Impulse erhalten. Diese haben 
in den letzten Jahren zur Entstehung einer zunehmend geordneten, überwiegend 
staatlich organisierten Entsorgungswirtschaft geführt. Die Abfallwirtschaft Tunesiens 
hat sich in diesem Zeitraum zu einem wichtigen Baustein der nationalen Umweltpoli-
tik entwickelt und genießt heute eine hohe politische und gesellschaftliche Beach-
tung. Dieser hohe Stellenwert ist, neben dem generell gewachsenen Problembe-
wusstsein, insbesondere auf die Bedeutung der Tourismusbranche für die wirtschaft-
liche Entwicklung des Landes zurückzuführen. 
 
Trotz sehr beschränkter finanzieller Ausstattung der Kommunen, einem ineffizienten 
System zur Erhebung von Kommunalgebühren und einer defizitären technischen 
Ausstattung der Betriebshöfe und Fuhrparks ist es den Kommunen gelungen, die 
Sauberkeit der Städte selbst in abgelegenen Vierteln deutlich zu verbessern. 
 
Für Tunesien geht es zukünftig um alternative Entwicklungspfade und die Vermei-
dung von Fehlern der industrialisierten Gesellschaften sowie vor allem um ein ökolo-
gisch und sozial ausgewogenes Wachstumsmodell, das anders als bei einer schlicht 
nachholenden Industrialisierung, das müll- und emissionsintensive Stadium soweit 
wie möglich auslässt. 
 
In den kommenden Jahren wird von den politischen Entscheidungsträgern die Ent-
wicklung einer ökonomisch und ökologisch nachhaltigen und hygienisch akzeptablen 
Abfallwirtschaft angestrebt. Der Staat ist gefordert, über die bloße Problembewälti-
gung hinauszudenken und zukunftsorientierte Ansätze der Kreislaufwirtschaft zu un-
terstützen, die auf den Bedarf des Landes zugeschnitten sind und ökoeffizientes 
Wirtschaften mit Ansätzen für eine nachhaltige Stadtentwicklung und umweltgerechte 
Abfallwirtschaft interdisziplinär verbinden. Hierzu müssen noch wesentliche Hemm-
nisse im institutionellen, abfallrechtlichen und finanziellen Bereich behoben werden. 
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Überdies muss vorausschauend gedacht werden und, die Grenzen eines rein fiskali-
schen und finanziellen Ansatzes müssen erkannt werden. Es müssen sicherlich 
komplexe Instrumente zum ökonomischen und ökologischen Management der Abfäl-
le entwickelt werden. 
 
Es ist zweckmäßig, im Rahmen eines angepassten Rahmenkonzeptes auf langfristi-
ge Lösungen zu setzen (vgl. Kap.7) und einen kurzfristigen Aktionismus zu vermei-
den; andererseits müssen auch Sofortmaßnahmen eingeleitet werden, die auf der 
Grundlage der in Kap. 4 geführten Schwachstellenanalyse und der in den Abb. 4.12 
a und b ermittelten, mit „A“ gekennzeichneten Priorität aufgebaut sind. 
 
Potenziale zur Verbesserung der ökonomischen, ökologischen und soziokulturellen 
Situation im Abfallbereich Tunesiens, werden im folgenden Aktionsplan51 zusam-
mengefasst [93,122]. Viele Elemente dieses Aktionsplans bedürfen etwas Zeit und 
werden ihre Wirkung erst schrittweise mittelfristig zeigen. Der Aktionsplan mit den 
entsprechenden Aktivitäten und Indikatoren soll eine Anregung für Entscheidungs-
träger darstellen, um den tunesischen Abfallsektor sowohl auf volks- als auch auf 
betriebswirtschaftlicher Ebene, unter Berücksichtigung der Nachhaltigkeit, voranzu-
treiben. Er stellt einen Meilenstein auf dem Weg zur Realisierung des in Kapitel 7 
entwickelten Rahmenkonzeptes dar.  
 
Der Aktionsplan wird in vier Hauptabschnitte aufgeteilt, die Kurzbeschreibungen von 
einzelnen Maßnahmen mit der aktuellen eingeschätzten Relevanz im tunesischen 
Kontext sowie das zugehörige Durchsetzbarkeitspotential im Rahmen eines Fünfjah-
resplans enthalten. Zu jeder Maßnahme wurden außerdem Erfolgsindikatoren festge-
legt sowie die in Kapitel 3 und 4 diskutierten dazugehörigen Hindernisse und Ursa-
chen genannt. Zur Erklärung der einzelnen Maßnahmen wurden die mit einer Refe-
renz versehenen Kurzbeschreibungen noch mal aufgegriffen und vertieft. Bei den 
vier Abschnitten handelt es sich um Grundorientierungen (G1-G8) sowie ökonomi-
sche (N1-N7), ökologische (L1-L14) und soziokulturelle (S1-S6) Gesichtspunkte.  
 
                                                 
51 Erstellt unter Berücksichtigung von GTZ internen Fachdiskussionen während der Amtszeit des Dok-
toranden in TZ-Projekten in Tunesien und Algerien (1997-2002).   
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8.1 Grundorientierungen 
Bei den Grundorientierungen handelt es sich hauptsächlich um Maßnahmen die   
übergreifend wirken, die schwache logistische, administrative und organisatorische 
Infrastruktur im tunesische Abfallbereich unterstützen und die vorhandenen Hinder-
nisse und Ursachen möglichst schnell aufheben sollen. 
 
Tabelle 8.1: Aktionsplan zur Verbesserung der Abfallwirtschaft in Tunesien bis 2010 – Grundmaß-
nahmen [Eigene Darstellung] 
 
R
ef
. 
Maßnahme 
D
er
ze
iti
ge
 
R
el
ev
an
ze
in
sc
hä
t-
zu
ng
 
Erfolgsindikator bis 2010 
D
ur
ch
se
tz
ba
r-
ke
its
po
te
nz
ia
l52
 
bi
s 
20
10
 
H
em
m
ni
ss
e 
(v
gl
. K
ap
. 3
 u
nd
 4
) 
G1 
Verbesserung der insti-
tutionellen Rahmenbe-
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++ Eine eigene Abfallbehörde ist ge-gründet ++ H
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b,
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i 
U
8,
9 
G2 
 
Einführung von Abfall-
trennung und                  
-verwertung 
 
++ 
 
130 Kommunen führen die Getrennt-
sammlung durch und jeweils 50 % 
der Haushalts- und Gewerbeabfälle 
werden der Verwertung zugeführt 
- 
H
a,
b,
r,s
 
U
1,
3 
G3 
 
Mengenerfassung der 
verschiedenen Abfall-
komponenten 
 
+ 
Großkommunen und ANPE verfügen 
über nachvollziehbare Daten bzgl. 
verschiedene Abfallsorten 
+- 
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e,
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U
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++ 
Deponiebetreiber haben das Prinzip 
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+ H
u 
U
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G5 
 
Entwicklung eigener 
Konzepte 
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Bis zu 5 Konzepte sind in verschie-
denen Teilen des Landes erprobt 
(vgl. Kompostierung in Beja) 
++ 
H
b,
e,
h 
U
8,
9 
                                                 
52 Im allgemeinen kann man nur im Rahmen einer ex-post-Analyse feststellen, ob die vorgeschlage-
nen Maßnahmen durchgesetzt und die Ziele erreicht worden sind. Fehlen entsprechende empirische 
Daten, müssen sich Aussagen über die Durchsetzbarkeit und die Zielrealisierung einer Maßnahme auf 
Plausibilitätsüberlegungen stützen. 
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++ 
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von Gewerbe und Industrie für die 
Abfallentsorgung ist gesetzlich ver-
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++ 
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(++): sehr hoch; (+): hoch; (+-): mittel; (-): niedrig; (--): sehr niedrig 
 
G1: Verbesserung der institutionellen Rahmenbedingungen 
Da der Sektor seit einigen Jahren, und vor allem seit der Inbetriebnahme der fünf 
geordneten Mülldeponien des Landes, unter dem Fehlen eines klar definierten insti-
tutionellen Rahmens für die Verwaltung der Anlagen zur Behandlung und Entsorgung 
von Hausmüll und ähnlichen Müllarten leidet, besteht auf nationaler und interkom-
munaler Ebene ein erhöhter Bedarf an institutionellen Rahmenbedingungen zur Ver-
waltung dieser Einrichtungen und zur Abschaffung der entstandenen Interessenkon-
flikte zwischen ANPE und Kommunen. Der Mangel ist umso deutlicher zu spüren, als 
er einen wesentlichen Teil der Abfallwirtschaft betrifft (vgl. auch Tab. 7.8). 
 
G2: Einführung von Abfalltrennung und -verwertung 
Aus umweltpolitischer Sicht ist in Tunesien eine Beschränkung auf die Abfallentsor-
gung nicht mehr akzeptabel. Es gilt, den Ursachen der wachsenden Abfallmengen 
entgegenzuwirken und Abfälle als Ressourcen zu betrachten, die, soweit möglich, in 
den Kreislauf zurückzuführen sind. Auf nationaler Ebene sollen deshalb sektorüber-
greifende Ansätze zur effizienten Ressourcennutzung und zur abfallarmen Produkti-
on in Industrie und Gewerbe unterstützt werden. Durch die Schaffung von gesetzli-
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chen Rahmenbedingungen, ökonomischen Anreizen und Öffentlichkeitsarbeit soll 
erreicht werden, dass Wertstoffe vom Verursacher bzw. so nah wie möglich am Ver-
ursacher, getrennt und einer Verwertung zugeführt werden, so dass nur die nicht 
verwertbaren Reststofffraktionen zur Entsorgung anfallen. Zunächst sollte man mit 
der getrennten Sammlung von Biomüll im gewerblichen Bereich anfangen. Restau-
rants, Hotels, Kantinen und Lebensmittelbetriebe sollten im Rahmen einer Gebüh-
renordnung als erste zur getrennten Sammlung herangezogen werden. Die Anwen-
dung des fertigen Kompostes sollte von den Spitzen der Verwaltung und von den 
Stadträten bei geeigneten öffentlichen Anlässen propagiert werden. 
 
G3: Mengenerfassung der verschiedenen Abfallkomponenten 
Neben den typischen Haushaltsabfällen fallen auch Abfälle wie Bauschutt, Baum-
schnitt und bestimmte Gewerbeabfälle, wie altölverunreinigte Materialien an. Diese 
Abfälle werden zum Teil nicht gezielt erfasst und werden auf wilden Ablagerungsstät-
ten entsorgt oder gelangen mit dem Hausmüll auf die Deponie. Zur getrennten Erfas-
sung und Entsorgung dieser Materialien ist vorab kurzfristig eine Mengenerfassung 
durchzuführen. Danach können Entsorgungs- oder Verwertungspfade recherchiert 
und aufgezeichnet werden. Baumschnitt sollte der Kompostierung zugeführt, Bau-
schutt als Abdeckmaterial auf der Deponie verwendet werden. Für die getrennte Er-
fassung von Metall, Glas, Plastik und Papier ist abzuklären, welche Menge und wel-
che Verwertungspfade in den jeweiligen Gouvernoraten vorhanden sind. Sammlun-
gen können zum Beispiel wie in Deutschland die Kleidersammlung organisiert wer-
den. Die Bürger sollten außerdem die Möglichkeit haben Sondermengen zur Abho-
lung anzumelden.  
 
G4: Anordnung von Anschluss- und Benutzungszwang 
Im Falle eines dringenden öffentlichen Bedürfnisses kann für ein Land wie Tunesien 
ein Anschluss- und Benutzungszwang für bestimmte, vor allem der Volksgesundheit 
dienenden Anstalten, also beispielsweise auch für die Müllabfuhr oder eine Sonder-
müllaufbereitungsanlage (Jradou), aufgrund gesetzlicher Ermächtigung durch kom-
munale Satzung geregelt werden. Solche Regelungen für sonderabfallerzeugende 
Unternehmen und Grundstücke, auf denen Sonderabfälle anfallen, hätten, neben 
dem Vorteil, dass auf diese Weise ein Instrument zur Finanzierung für Behandlungs-
anlagen geschaffen werden könnte, weitere instrumentelle Wirkungen: Diese lägen 
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darin, dass die sonderabfallproduzierende Industrie in Tunesien nicht mehr die Mög-
lichkeit hätte, auf billigere Entsorgungswege in wilden Müllkippen auszuweichen. 
 
G5: Entwicklung eigener Konzepte 
In Industrieländern entwickelte Konzepte (vgl. Eco-Lef-System in Kap. 6.2) und Ver-
fahren zur Wertstofftrennung und -rückgewinnung sind nur sehr bedingt auf Tunesien 
übertragbar. Dies gilt analog z.B. für die im Zusammenhang mit der Kreislaufwirt-
schaft in Deutschland entwickelten Vorschriften und Verfahren. 
 
G6: Sicherung der Abfallentsorgung als Grundversorgungsdienstleistung 
Die Entsorgung häuslicher Abfälle in Tunesien wird als eine durch die öffentliche 
Hand sicherzustellende Grundversorgung verstanden, die allen Einkommensgruppen 
zugute kommen soll und die sozialverträglich und auch für ärmere Bevölkerungs-
schichten erschwinglich zu gestalten ist. Gemäß Verursacherprinzip soll außerdem 
erreicht werden, dass Gewerbe und Industrie die Verantwortung für die Behandlung, 
Verwertung und Entsorgung der dort anfallenden Abfälle und Wertstoffe wahrneh-
men, wobei die Regulierung und Überwachung durch die öffentliche Hand sicherzu-
stellen ist. 
 
G7: Förderung der Eigeninitiative 
Durch partizipative Entscheidungsprozesse sollen Betroffene weitmöglichst in die 
Konzeption und Planung der Abfallentsorgung einbezogen und an der Durchführung 
beteiligt werden. Selbsthilfeansätze der Bevölkerung sowie dezentrale Konzepte zur 
Primärsammlung und zur Verwertung von Abfällen durch den informellen Sektor und 
durch Kleinunternehmen werden gefördert und sollen nicht durch staatliche Lösun-
gen ersetzt werden. 
 
G8: Schaffung von transparenten Kosten- und Entscheidungsstrukturen 
Transparente Kosten- und Entscheidungsstrukturen tragen dazu bei, die Akzeptanz 
bei den Abfallverursachern zu erhöhen und verringern das Risiko von Korruption und 
persönlicher Bereicherung. Die öffentliche Meinung und politische Entscheidungsträ-
ger im Land sollen dahin gehend sensibilisiert werden, dass Abfallwirtschaft eine pro-
fessionelle Dienstleistung ist, die geschultes Personal erfordert und keine Domäne 
von sozial niedrig stehenden Gruppen sein kann. 
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8.2 Ökonomische Orientierungen 
Bei den ökonomischen Orientierungen handelt es sich hauptsächlich um Maßnah-
men, die die wirtschaftlich gestützte Nachhaltigkeit garantieren sollen und so wirken, 
dass die Kostendeckung der Abfalldienste mittelfristig erreicht wird sowie Selbsthilfe-
ansätze und Eigeninitiativen begünstigen werden. 
 
Tabelle 8.2: Aktionsplan zur Verbesserung der Abfallwirtschaft in Tunesien bis 2010 – Ökonomi-
sche Maßnahmen [Eigene Darstellung] 
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N1 
 
Einführung von Abfallgebüh-
ren 
 
++ Abfallgebühren sind jeweils für Haus-halts- und Gewerbeabfälle eingeführt +- H
b,
e,
f,w
 
U
8,
9 
N2 
 
Verbesserung der Hebeeffi-
zienz 
 
++ Abfallgebühren sind an andere Grund-versorgungsdienste gekoppelt + H
b,
e 
U
6,
8,
9 
N3 
 
Reduzierung der Kosten für 
die Sammlung 
 
+ Die kommunalen Sammlungskosten sind um 20 % reduziert - H
b 
U
1,
2,
6,
7,
8 
N4 
 
Anwendung des Subsidiari-
tätsprinzips 
 
+ Großkommunen fördern Eigeninitiativen und Selbsthilfeansätze + H
e,
i 
U
8,
9 
N5 
 
Einbeziehung des Privatsek-
tors 
 
++ Der Privatsektor ist in 50 % der Kommu-nen eingebunden ++ H
i,j
 
U
8 
N6 
 
Förderung des freien Wett-
bewerbs 
 
++ Korruptionsaffären werden von der Pres-se aufgedeckt  -- H
j 
U
,8
,9
 
N7 
 
Anstrebung von Partner-
schaften 
 
+ Großkommunen haben PPP mit privaten Unternehmen gebildet ++ H
e,
i 
U
8,
9 
(++): sehr hoch; (+): hoch; (+-): mittel; (-): niedrig; (--): sehr niedrig 
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N1: Einführung von Abfallgebühren 
Im Rahmen der kommunalen Abfallentsorgung werden viele Gemeinden aufgrund 
geringer Steueraufkommen nur über staatliche Zuwendungen in der Lage sein, die 
Gebühren des Deponiebetriebes zu tragen. Deshalb ist eine Kommerzialisierung der 
Abfallwirtschaft mit separater Kontenführung und leistungsspezifischer Kostenverfol-
gung anzustreben. Die Finanzierung sollte über direkte Abfallgebühren, andere 
kommunale Einnahmen und eventuell Steuern erfolgen (vgl. Kap. 7.3). Zielrichtung 
sind kostengünstige Gebühreneinzugsverfahren, durch die Einnahmequoten erhöht 
und Sanktionen ermöglicht werden. Geeignete Finanzierungsinstrumente, insbeson-
dere mengenabhängige Abfallgebühren, sollten möglichst früh erfolgen, auch wenn 
die anfängliche Gebühr nur politisch und nicht kostendeckend festgesetzt werden 
kann. Dies setzt eine hohe Kooperationsbereitschaft zwischen verschiedenen Minis-
terien, insbesondere zwischen dem Umwelt-, Innen-, Industrie- und Finanzministeri-
um, und den nachgeordneten Staatsorganen wie ANPE, UTICA usw. voraus. 
 
N2: Verbesserung der Hebeeffizienz 
Zu erwarten sind Widerstände in der Bevölkerung, da die kommunalen Abgaben der-
zeit noch mit einer geringen Hebeeffizienz erhoben werden und deshalb auch ent-
sprechende Sanktionsmaßnahmen eingeführt werden müssten. Da bei tunesischen 
privaten Haushalten ein Anschluss- und Benutzungszwang nicht umgesetzt werden 
kann, ist in der Regel eine Koppelung von Abfallgebühren an andere Grundversor-
gungsdienste wie Elektrizität oder Wasser anzustreben.  
 
N3: Reduzierung der Kosten 
Abfallsammlung und -transport sind in Tunesien nach wie vor Hauptkostenfaktor bei 
der Entsorgung von Siedlungsabfällen. Die Prüfung der tatsächlichen Kosten der Ab-
fallsammlung wird die notwendigen Informationen liefern, die für eine Effizienzsteige-
rung notwendig sind. Anhand der betriebswirtschaftlichen Analyse können Kostenre-
duzierungen eingeleitet und damit Spielraum für Maßnahmen bei der Verwertung 
geschaffen werden. Qualifiziertes Personal zur Planung und Steuerung und zur kon-
tinuierlichen Optimierung von Sammelsystemen und -betrieb ist für eine kostengüns-
tige Abfallsammlung ebenso erforderlich wie geeignetes technisches Gerät und aus-
reichende Finanzmittel zur Wartung. Sofern ökonomisch tragbar werden arbeitsin-
tensive Sammelsysteme gegenüber geräteintensiven bevorzugt. 
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N4: Anwendung des Subsidiaritätsprinzips 
Grundsätzlich wird Eigeninitiative und Selbsthilfe gefördert. Bestehende und in Ei-
genregie der Bevölkerung oder des informellen Sektors durchgeführte Entsorgungs-
leistungen sollen möglichst beibehalten und nicht von kommunalen oder staatlichen 
Stellen übernommen werden. Dieser Grundsatz findet im Lande allerdings dort seine 
Grenzen, wo kleinräumige Ansätze sich als ökonomisch und/oder ökologisch 
nachteilig erweisen, insbesondere bei Entsorgungsanlagen und Sammelsystemen, 
für die eine gewisse Mindestgröße erforderlich ist. Um über regionale Ansätze die für 
einen effizienten Betrieb erforderliche Größenordnung zu erreichen, wird auch die 
Bildung von Zweckverbänden gefördert.  
 
N5: Einbeziehung des Privatsektors 
Eine Einbindung des Privatsektors ist anzustreben, wenn hierdurch kostengünstige-
re, zuverlässigere oder qualitativ bessere Leistungen erzielt werden können, die 
auch den ärmeren Bevölkerungsschichten zugute kommen. Als Grundsatz haben 
öffentliche und private Entsorger gleiche Standards bezüglich Umweltschutz, Hygie-
ne und Arbeitsschutz zu erfüllen. Ferner ist eine transparente, wettbewerbsorientierte 
und gleichwertige Leistungskontrolle für öffentliche und private Entsorgungsunter-
nehmen zu schaffen. Ansätze, die eine Einbeziehung und Qualifizierung von Klein- 
und Kleinstunternehmen, einschließlich des informellen Sektors, unterstützen, sind 
zu fördern. 
 
N6: Förderung des freien Wettbewerbs 
Rechtliche Rahmenbedingungen sollen die Vergabe von Entsorgungsdienstleistun-
gen an den Privatsektor grundsätzlich ermöglichen und mehrjährige aber zeitlich  
überschaubare Vertragslaufzeiten erlauben. Freier Wettbewerb zwischen Anbietern 
ist oberstes Prinzip. Einer für die Volkswirtschaft grundsätzlich schädlichen Monopol-
bildung kann durch erneute Ausschreibung nach Vertragsablauf entgegengewirkt 
werden. Der Korruptionsgefahr kann durch klar definierte und transparente Verfahren 
der Leistungsbeschreibung, Ausschreibung, Vergabe und Überwachung begegnet 
werden. 
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N7: Anstrebung von Partnerschaften 
Durch vertrauensbildende Maßnahmen wird ein partnerschaftlicher Umgang zwi-
schen dem öffentlichen und dem privaten Sektor angestrebt. Projektkomponenten 
zur internationalen Partnerschaft mit der Wirtschaft sind anzustreben, wenn hier-
durch eine nachhaltige Förderung von Einzelvorhaben, zum Beispiel durch Techno-
logie- und Erfahrungsaustausch oder durch die Bildung von Gemeinschaftsunter-
nehmen mit lokalen Firmen, erreicht werden kann. 
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8.3 Ökologische Orientierungen 
Bei den ökologischen Orientierungen handelt es sich hauptsächlich um Maßnahmen, 
die sich auf die Ökologie auswirken sollen, wie die Vermeidung der weitverbreiteten 
wilden Ablagerung und die Sanierung von Altlasten. 
 
Tabelle 8.3: Aktionsplan zur Verbesserung der Abfallwirtschaft in Tunesien bis 2010 – Ökologi-
sche Maßnahmen [Eigene Darstellung] 
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L1 
 
Einbeziehung der Öffent-
lichkeit bei UVP´s 
 
+ Einführung von Anhörungsverfahren bei Großprojekten - H
e,
h,
i,j
 
U
8,
9 
L2 
 
Prävention von Umwelt-
schäden 
 
++ 
 
Minimalanforderungen für entsorgungs-
technische Anlagen liegen bei der AN-
PE vor 
+ 
H
a,
b,
e,
g 
U
6,
8,
9 
L3 
 
Sanierung von Altlasten 
 
++ Mit der Sanierung der ca. 400 wilden Müllkippen Tunesiens wurde begonnen +- H
a,
e,
g,
o 
U
2,
5,
9 
L4 
 
Schonung des Deponie-
raumes 
 
++ Geordnete Deponien akzeptieren nur vorbehandelten Abfall -- H
e,
f,g
 
U
9 
L5 
 
Einführung von Pfanderhe-
bungspflichten 
 
+ Zwangspfandsysteme für ausgewählte gefährliche Produkte sind initiiert - H
e,
f,q
,u
 
U
7,
9 
L6 
 
Förderung von umweltge-
rechtem Tourismus 
 
+ Eine Umweltabgabe wird für Hotelüber-nachtungen erhoben  + H
e,
f,q
,u
 
U
6,
9 
L7 
 
Förderung von lokalen 
Technologien 
 
+ 
Ein Preis für innovative lokale abfallbe-
zogene Technologien wird jährlich ver-
geben (Umwelttag 5. Juni) 
++ H
e,
h,
f 
U
9 
L8 
 
Ordnung der wilden Depo-
nierung 
++ 
 
Geeignete Maßnahmen wurden in gro-
ßen wilden Müllkippen eingeleitet 
++ H
a,
b 
U
5,
6,
8,
9 
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L9 
 
Optimierung des geordne-
ten Deponiebetriebes 
 
++ Betriebsleiter von geordneten Mülldepo-nien sind ausreichend geschult ++ H
a,
b,
e,
f 
U
8,
9 
L10 
 
Förderung von alternativen 
Behandlungsverfahren 
 
++ Abfallbehandlungsverfahren sind in Großkommunen eingeführt + 
H
a,
b,
e,
f,q
,u
 
U
8,
9 
L11 
 
Förderung der Eigenkom-
postierung 
 
++ Kommunen vergeben Material für  die Eigenkompostierung + 
H
a,
b,
e,
f,q
,u
 
U
6,
7,
8 
L12 
 
Minimierung von Sonderab-
fällen 
 
++ 
Die geplante Sonderabfallbehandlungs-
anlage von Jradou ist in Betrieb ge-
nommen 
++ 
H
e,
f,g
,j,
q,
u 
U
4,
6,
7,
9 
L13 
 
Entwicklung von Konzepten 
für ein Sonderabfallmana-
gement 
 
++ 
Eine Gesamtkonzeption für ein Sonder-
abfallmanagement ist von der ANPE in 
Einsatz gebracht 
+ 
H
b,
e,
u 
U
4,
8,
9 
L14 
 
Einbindung der Industrie für 
ein Sonderabfallmanage-
ment 
 
++ Großbetriebe haben Umweltmanage-mentsysteme eingerichtet (ISO 14 000) - H
p,
q,
u 
U
5,
6 
(++): sehr hoch; (+): hoch; (+-): mittel; (-): niedrig; (--): sehr niedrig 
 
L1: Einbeziehung der Öffentlichkeit bei Umweltverträglichkeitsuntersuchun-
gen 
Bei entsorgungstechnischen Anlagen gilt als übergeordnetes Prinzip, dass die Le-
bensbedingungen der Bevölkerung geschützt und Umweltschäden vermieden wer-
den. Umweltverträglichkeitsuntersuchungen unter Einbeziehung der Öffentlichkeit 
(z.B. im Rahmen von Anhörungsverfahren) sind integraler Bestandteil der Planung. 
Für öffentliche und private Betreiber gelten hierbei gleiche Kriterien. Bestrebungen, 
diese durch eine Privatisierung zu umgehen, ist entgegen zu wirken. Im Zweifelsfall, 
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d.h. wenn Auswirkungen auf die Umwelt nicht ausgeschlossen werden können, sind 
präventive Sicherheitsmaßnahmen vorzusehen. 
 
L2: Prävention von Umweltschäden 
Eine langfristige Planung von Behandlungs- und Entsorgungsanlagen ist erforderlich, 
um sicherzustellen, dass diese zeitgerecht zur Verfügung stehen. Anzustreben ist, 
dass vom Gesetzgeber ökonomisch und ökologisch vertretbare Minimalanforderun-
gen bzw. Mindeststandards für entsorgungstechnische Anlagen festgelegt werden. 
Durch eine Überwachung von Emissionen ist das Risiko von Umweltschäden zu mi-
nimieren. 
 
L3: Sanierung von Altlasten 
Für die Sanierung der ca. 400 wilden Müllkippen sowie anderer Altlasten in Indust-
riegebieten sind umweltgerechte Sanierungskonzepte zu entwerfen, damit schad-
stoffbefrachtetes Sickerwasser nicht ungehindert in Boden und Grundwasser weiter 
eindringt. Meistens ist eine völlige oder teilweise Ausgrabung der Altlasten und Auf-
füllung des entstandenen Hohlraumes mit sauberem Erdboden notwendig. Auch eine 
Einkapselung der kontaminierten Altlast ist für manche Flächen denkbar. Dieses ge-
schieht nach einer vertieften Bodenuntersuchung durch Dichtungswände, eventuell 
Einziehen einer nachträglichen Basisabdichtung und/oder einer wasserundurchlässi-
gen Oberflächenabdeckung. 
 
L4: Schonung des Deponieraumes 
Da einerseits die Einrichtung und das Betreiben von Deponien in Tunesien noch kei-
nen anerkannten Richtlinien unterliegen und andererseits, Deponien im Falle eines 
Schadens nicht oder nur äußerst schwer instandzusetzen sind, kommt es darauf an, 
sie nur mit Abfällen zu belasten, die sich für andere umweltschonende Verfahren 
nicht eignen, die aber gleichzeitig ein möglichst geringes Gefährdungspotential auf-
weisen. Denn eine Schadensverursachung ist in jedem Fall auf den deponierten Ab-
fall oder den unsachgemäßen Betrieb (vgl. Kap. 6.3), nicht aber auf die Deponie zu-
rückzuführen. Darüber hinaus ist zu prüfen, inwieweit eine Vorbehandlung des Ab-
falls erforderlich beziehungsweise sinnvoll ist, bevor die Ablagerung auf einer Depo-
nie erfolgt. Eine auf diese Weise geordnete Entsorgung von Abfällen über eine De-
ponie minimiert unter volkswirtschaftlichen Aspekten die Kosten der Beseitigung, und 
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unter ökologischen Gesichtspunkten wird die Umwelt von den Abfällen entlastet, die 
in einem Vorprozess dem Abfallstrom entzogen werden beziehungsweise auf eine 
die Umwelt schonendere Weise entsorgt werden konnten. 
 
L5: Einführung von Pfanderhebungspflichten 
Die Einführung einer Pfanderhebungspflicht schafft einen Anreiz zur geordneten Ent-
sorgung, verhindert die Vermischung der Produkte im Abfallstrom und verlagert die 
Entsorgungskosten direkt zum Inverkehrbringer, der sie freilich über den Kaufpreis 
oder bei der Rückgabe in Rechnung stellen kann. Die Einführung solcher Pfanderhe-
bungspflichten ist in Tunesien für alle Mehrweg- und Einwegverpackungen, für alle 
quecksilber-, cadmium- und FCKW-haltigen Produkte sowie für solche Produkte, die 
toxische Schadstoffe (Autobatterien, Leuchtröhre...) enthalten notwendig. Pfand-
pflichtige Produkte müssen so ausgewählt werden, dass die Benachteiligung gegen-
über nicht pfandpflichtigen Produkten aus ökologischer Sicht gerechtfertigt ist. Die 
Höhe des Pfandes muss genügend Anreize setzen, das Produkt zurückzugeben und 
die Kosten der ordnungsgemäßen Entsorgung zu tragen. Staatlich initiierte Zwangs-
pfandsysteme müssen mit Rücknahmepflichten oder anderen Instrumenten verknüpft 
werden, um die gewünschte Anreizwirkung zu erzielen. 
 
L6: Förderung von umweltgerechtem Tourismus 
Die primäre Aufgabe der tunesischen Tourismuspolitik besteht in der Gewährleistung 
und Förderung eines Qualitätstourismus, eines nachhaltigen Tourismus, welcher im 
Einklang mit gesellschaftlichen und ökologischen Postulaten steht und damit über 
Generationen existenzfähig bleibt. Dazu müssen Maßnahmen ergriffen werden, wel-
che die Biosphäre mit ihren Elementen Boden, Wasser, Luft, Klima, Pflanzendecke 
und Tierwelt im Sinn einer langfristigen Daseinsvorsorge optimal erhalten und entwi-
ckeln. Als Maßnahmen im Abfallbereich kommen in Betracht: 
• Aufklärung von Touristen über umweltgerechtes Verhalten, 
• Schulung des Personals, 
• Verwendung umweltschonender und biologisch abbaubarer Produkte, 
• Verwertung organischer Abfälle auf einer hoteleigenen Kompostierungsanlage. 
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L7: Förderung von lokalen Technologien 
In Industrieländern entwickelte technische Standards für Wertstoffrecycling, Sammel-
systeme, Behandlungs- und Entsorgungsanlagen sind nur bedingt auf Tunesien ü-
bertragbar und in der Regel an lokale Verhältnisse anzupassen. Die Entwicklung lo-
kaler Technologien ist zu fördern, wobei Erfahrungen aus Industrieländern und Tu-
nesien zusammenkommen müssen. 
 
L8: Ordnung der wilden Deponierung 
Bis zum Beginn einer ordnungsgemäßen Sanierung der großen wilden Müllkippen 
sollte dort übergangsweise ein quasi-geordneter Deponiebetrieb ansetzen. Dazu soll-
te in jeder dieser Müllkippen ein Radlader oder eine Planierraupe täglich eingesetzt 
werden, um den angelieferten Müll auf ca. 1,50 m hohe Matten aufzuschütten und 
mit Erdmaterial abzudecken. Unter Berücksichtigung der Abfallmengen und der Kos-
ten kann diese Arbeit auch nur alle zwei Tage erfolgen. Mit dieser Maßnahme wird 
der Abfall verdichtet und eine kalte Rotte eingeleitet, die zur Trocknung des Haus-
mülls führt. Durch die Abdeckung werden einerseits Verwehungen von Plastiktüten 
und Verpackungsmaterialien stark reduziert und andererseits wildes Verbrennen ver-
hindert. 
 
L9: Optimierung des geordneten Deponiebetriebes 
Geordnete Deponien werden als unabdingbarer Bestandteil eines Entsorgungssys-
tems betrachtet, da die Ablagerung einer nicht verwertbaren Reststofffraktion auf ab-
sehbare Zukunft erforderlich sein wird. Mittelfristig wird in Tunesien die Ablagerung 
auf geordneten Deponien als angepasste und kostengünstige Lösung bewertet. An-
gestrebt werden langfristige Konzepte zur schrittweisen Verbesserung der Betriebs- 
und Ausführungsstandards, wobei Methangas- und Sickerwasseremissionen, soweit 
ökonomisch vertretbar, reduziert werden sollen. Unkontrollierte Ablagerungen sind -
falls erforderlich schrittweise - zu schließen bzw. in geordnete Deponien zu überfüh-
ren. 
 
L10: Förderung von alternativen Behandlungsverfahren 
Bei innovativen biologischen und mechanisch-biologischen Behandlungs- und Ver-
wertungsanlagen ist die Übertragbarkeit und ökonomische Nachhaltigkeit, in der Re-
gel durch entsprechende Pilotmaßnahmen, nachzuweisen (vgl. Kap. 6.1). Thermi-
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sche Behandlungsanlagen für Siedlungsabfälle sind in Tunesien nur in seltenen 
Ausnahmefällen (z.B. Krankenhausabfälle) technisch und ökonomisch vertretbar, da 
umweltverträgliche Standards zur Luftreinhaltung zu erfüllen sind und der Brennwert 
von tunesischen Abfällen in der Regel keine ganzjährige Eigenverbrennung erlaubt. 
Mit der Herstellung von Kompost kann ein Beitrag zur Wiederverwertung von organi-
schen Abfällen geleistet werden, sofern die betriebswirtschaftliche Rentabilität durch 
eine kostendeckende Vermarktung und gegebenenfalls durch dauerhafte öffentliche 
Zuschüsse oder andere Einsparungen sichergestellt werden kann. Nachhaltig ist oft 
eine dezentrale Kompostierung durch Haushalte, Schulen oder landwirtschaftliche 
Kooperativen.  
 
L11: Förderung der Eigenkompostierung 
Komplementär zu zentralen Kompostanlagen, die im Rahmen von regionalen Abfall-
konzepten mittelfristig geplant werden sollten, kann mit der Einführung der Eigen-
kompostierung ein wesentlicher Mengenanteil des Siedlungsabfalls an der Quelle 
verwertet werden. Im Rahmen von Sensibilisierungskampagnen müssen an idealen 
Stellen überzeugende Personen mit der Eigenkompostierung beauftragt werden. Nur 
durch gut funktionierende Vorbilder wird die Eigenkompostierung den gebührenden 
Erfolg haben. 
 
L12: Minimierung von Sonderabfällen 
Die von Sonderabfällen ausgehende Umweltgefährdung gewinnt auch in Tunesien 
zunehmend an Brisanz. Dabei geht es vor allem um gefährliche Abfälle durch Indust-
rie, Gewerbe, Landwirtschaft und aus medizinischen Einrichtungen, Haushalte spie-
len in dieser Hinsicht in Tunesien eine untergeordnete Rolle. Im Sinne der Kreislauf-
wirtschaft sollen gefährliche Stoffe aus Industrie und Gewerbe möglichst ohne Ver-
mischung im Produktionszyklus in sich geschlossen in Produktionskreisläufe zurück-
geführt werden, so dass nur die nicht verwertbaren Reststoffe zur Behandlung und 
Entsorgung anfallen. Gefördert wird ferner die Vermeidung oder Substitution von be-
sonders gefährlichen Stoffen. Vorrangig ist die Abfallminimierung durch abfallarme 
und energiesparende Produktionsverfahren (engl. Cleaner Production) sowie durch 
eine weitgehende Verwertung von Produktionsrückständen und Sekundärstoffen. 
Anzustreben sind möglichst lückenlose Systeme, von der Vermeidung bis zur siche-
ren Entsorgung und Kontrolle. 
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L13: Entwicklung von Konzepten für ein Sonderabfallmanagement 
Insellösungen sind nicht zielführend und gefährliche Abfälle sollen als Teil der Ge-
samtkonzeption für industrielle und gewerbliche Abfallbehandlung und -entsorgung 
betrachtet werden. Dies ist erforderlich, da die übrigen Abfälle in der Regel ein nicht 
minder großes Problem für die Abfallerzeuger darstellen und nur so einer Umdekla-
rierung oder Verdünnung zur Erfüllung von Grenzwerten begegnet werden kann. An-
gestrebt wird ein schrittweiser Aufbau von Behandlungs- und Richtlinienkompetenz 
sowie Kontroll- und Überwachungsfunktionen unter Berücksichtigung internationaler 
Konventionen.  
 
L14: Einbindung der Industrie für ein Sonderabfallmanagement 
Wichtig ist auch die Bereitschaft der tunesischen Industrie, sich der Verantwortung 
bei der umweltgerechten Entsorgung der durch sie erzeugten Industrieabfälle zu stel-
len. Dies bedeutet, dass sie mittelfristig ihre Abfälle getrennt erfassen, lagern, trans-
portieren und auf geeigneten Entsorgungsanlagen umweltgerecht behandeln und 
beseitigen lassen muss. Da die Einrichtung und der Betrieb von dafür geeigneten 
Systemen in vielen Fällen nur mit erheblichen Mehrkosten realisierbar ist, kann von 
einem erheblichen Konfliktpotenzial zwischen Umweltministerium bzw. ANPE einer-
seits und dem Industrieministerium sowie der starken UTICA (Unternehmerverband) 
andererseits ausgegangen werden. 
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8.4 Soziokulturelle Orientierungen 
Bei den soziokulturellen Orientierungen handelt es sich hauptsächlich um Maßnah-
men, die die Einbeziehung der verschiedenen Bevölkerungsschichten fördern und 
das Volksengagement stärken, so dass umweltfreundlichere Verhaltensweisen auf 
freiwilliger Basis im Land eingeführt werden. 
 
Tabelle 8.4: Aktionsplan zur Verbesserung der Abfallwirtschaft in Tunesien bis 2010 – Soziokultu-
relle Maßnahmen [Eigene Darstellung] 
 
R
ef
. 
Maßnahme 
D
er
ze
iti
ge
 
R
el
ev
an
ze
in
sc
hä
t-
zu
ng
 
Erfolgsindikator bis 2010 
D
ur
ch
se
tz
ba
r-
ke
its
po
te
nz
ia
l 
bi
s 
20
10
 
H
em
m
ni
ss
e 
(v
gl
. K
ap
. 3
 u
nd
 4
) 
S1 
 
Förderung von Bürgerbe-
teiligung 
 
++ 
 
Vertreter der „comités de quartiers53“ 
sind periodisch von den Kommunen 
geschult 
+ 
H
a,
b,
e,
i 
U
7,
8 
S2 
 
Einbeziehung von Frauen 
 
++ 10 % der „comités de quartiers“ sind von Frauen geführt - H
b,
i 
U
8,
9 
S3 
 
Stärkung des Volksenga-
gements 
 
++ 
NGO’s organisieren Aufklärungskam-
pagnen in Schulen von allen Gouverno-
raten 
+ 
H
a,
b,
e,
i 
U
2,
7,
8 
S4 
 
Förderung von umwelt-
freundlichen Verhaltens-
weisen 
 
++ 
Medien und Moscheen in allen Teilen 
des Landes predigen umweltfreundliche 
Verhaltensweisen 
++ H
a,
b 
U
7,
8 
S5 
 
Unterstützung freiwilliger 
Abfallvermeidung in Indust-
riebetrieben 
 
+ 
Unternehmungen in allen Landesteilen 
schließen Umweltvereinbarungen mit 
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(++): sehr hoch; (+): hoch; (+-): mittel; (-): niedrig; (--): sehr niedrig 
 
                                                 
53 Ein „Comité de quartier“ (d.h. Stadtteilkomitee) ist ein Komitee von Bürgern, das mit Unterstützung 
der Parteivertreter (Délégués) zustandekommt, um sich mit internen Stadtteilangelegenheiten zu be-
schäftigen. Hunderte davon sind in verschiedenen Landesteilen aktiv. 
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S1: Förderung von Bürgerbeteiligung 
Partizipation und Selbsthilfe ist durch die Einbindung der Bürger in die Gestaltung 
und Umsetzung von Maßnahmen zur Abfall- und Wertstoffsammlung und bei der 
Stadtreinigung zu fördern. Hierzu wird die Kommunikation zwischen Dienstleistern 
und Abfallerzeugern gefördert, und es werden geeignete Mechanismen für den Um-
gang mit Beschwerden geschaffen. 
 
S2: Einbeziehung von Frauen 
Frauen spielen in tunesischen Familien eine entscheidende Rolle hinsichtlich Kon-
sum und Haushaltsführung. Deshalb sollen sie als Zielgruppe in angemessener Wei-
se auch in den für die Abfallentsorgung jeweils zuständigen Institutionen und Gre-
mien vertreten sein (Gemeinderat, comité de quartier usw.). Hierdurch können am 
ehesten deren berechtigte, partizipative Belange vor allem bei der Erarbeitung und 
Umsetzung von Verwaltungs-, betriebs- und umweltbezogenen Überwachungsan-
weisungen gewährleistet werden. 
 
S3: Stärkung des Volksengagements 
Eine umwelt- und ressourcenschonende Abfallwirtschaft erfordert oft die Änderung 
tradierter Verhaltensweisen. Hierzu sind Umwelt- und Hygienefragen in das formale 
und nicht-formale Bildungssystem zu integrieren, um somit das Engagement von 
Bürgern und deren Selbsthilfepotenzial zu stärken. Durch Aufklärungskampagnen 
und Öffentlichkeitsarbeit, unter Einbeziehung von lokalen staatlichen und nichtstaatli-
chen Organisationen und Persönlichkeiten, wird umweltverträgliches Verhalten ge-
fördert. Verbunden mit Anreizen soll bewirkt werden, dass sich die Bevölkerung stär-
ker an den Entsorgungsdienstleistungen beteiligt und dadurch die Bereitschaft zur 
Kostenbeteiligung erhöht wird.  
 
S4: Förderung von umweltfreundlichen Verhaltensweisen 
Die Politik muss zur Abdeckung der durch die in der Abfallwirtschaft entstehenden 
Kosten klare Signale an alle interessierten Parteien aussenden, damit das Entstehen 
neuer Verhaltensweisen hin zur Verringerung der Abfallmengen gefördert wird und 
sich dadurch neue Modelle im Konsumverhalten entwickeln. Durch Überzeugungs- 
und Aufklärungsarbeit soll auch das Image von Abfallwirtschaft als professionelle 
Grundversorgungsdienstleistung, durch die ein wesentlicher Beitrag zur Verbesse-
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rung der Siedlungshygiene und zum Umwelt- und Ressourcenschutz geleistet wird, 
geprägt werden. 
 
S5: Unterstützung freiwilliger Abfallvermeidung in Industriebetrieben 
Auf betriebswirtschaftlicher Ebene, können sich Unternehmungen, im Bemühen in-
terne und externe Anspruchsgruppen zufrieden zu stellen, auch ohne gesetzlichen 
Zwang zur Abfallreduktion entschließen. Dabei erlangen die Medien als starke An-
spruchsgruppe einen steigenden Einfluss auf das Unternehmensverhalten. Durch 
gezielte Informationen über Art, Menge und Entsorgungsort von Abfällen können sie 
Betriebe so unter Druck setzen, dass diese ihr Umweltverhalten ändern. Ähnliche 
Wirkungen erzielen auch nationale und internationale Umweltschutzorganisationen, 
die mit ihren Aktionen und Informationskampagnen das Image eines Betriebes schä-
digen können. Neben diesen Gruppierungen können tunesische Firmen auch von 
Eigentümern oder Kapitalgebern veranlasst werden, sauberer zu produzieren. 
 
S6: Unterstützung des informellen Sektors 
Bei der Wertstoffsammlung- und -rückgewinnung durch den informellen Sektor, wie 
sie derzeit auf der Deponie Djebel Chakir praktiziert wird, werden Maßnahmen unter-
stützt, die den Lebensunterhalt der Wertstoffsammler schützen und dazu beitragen, 
schrittweise hygienisch vertretbare und rechtlich abgesicherte Arbeitsbedingungen 
zu schaffen.   
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9. Zusammenfassung 
Die Abfallwirtschaft Tunesiens hat sich zu einem wichtigen Baustein der nationalen 
Umweltpolitik entwickelt. Dieser hohe Stellenwert ist, neben dem generell gewachse-
nen Problembewusstsein infolge fortschreitender Umweltübernutzung, insbesondere 
auf die Bedeutung der Tourismusbranche und die bevorstehende Freihandelszone 
mit der EU für die wirtschaftliche Entwicklung des Landes, zurückzuführen. 
 
Die tunesische Regierung, die angesichts der beschränkten finanziellen Mittel und 
der Knappheit der Humanressourcen auf fremde, vornehmlich deutsche, technische 
und finanzielle Hilfe angewiesen ist, unternimmt seit geraumer Zeit zahlreiche Bemü-
hungen, um das Abfallproblem zu bewältigen. Dabei wird meistens versucht, fertige 
Modelle und Verfahren anderer Industrieländer zu übernehmen, ohne ernsthafte 
Rücksicht zu nehmen auf die zur Zeit im Lande auf volks- und betriebswirtschaftlicher 
sowie gesellschaftlicher Ebene herrschenden Hindernisse und Ursachen der Abfall-
problematik. 
 
Eine nähere Betrachtung der Abfallproblematik zeigt, dass die kombinierte Wirkung 
dieser teilweise verknüpften Hindernisse und Ursachen für eine geordnete Abfallwirt-
schaft dermaßen hemmend ist, dass der Staat, die Gesellschaft und die Wirtschaft 
gezwungen sind, sich primär mit deren Aufhebung zu beschäftigen bevor Abfallwirt-
schaftsbehörden mittel- und langfristige effektive Abfallwirtschaftskonzepte aufstellen 
können. Ein für die Untersuchung der Effektüberlagerung der Hindernisse und Ursa-
chen entwickelter Bewertungsalgorithmus gibt Aufschluss über die Priorität von Ge-
genmaßnahmen zur Aufhebung der Missstände in der tunesischen Abfallwirtschaft. 
 
Die abfalltechnische und -politische Analyse einiger wichtiger mit Auslandshilfe auf-
gestellte Modellprojekte bzgl. Abfallkompostierung, -deponierung und -verwertung 
zeigt, dass die Umsetzung bestimmter Projekte ohne Gesamtkonzept sehr begrenzt 
erfolgreich ist und mittelfristig zu technischen, institutionellen, gesetzlichen und fi-
nanziellen Schwierigkeiten führt. Hingegen haben sich Lösungen, die an die sozio-
kulturellen Bedingungen und Bedürfnisse der Bevölkerung sowie Besonderheiten 
des Landes angepasst sind und dem technischen und organisatorischen Know-how 
der stark dominierenden Verwaltung entsprechen, ökologisch und ökonomisch be-
währt. 
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Um auf den Bedarf des Landes zugeschnittene, integrierte und umfassende Ansätze 
zur Lösung des Abfallproblems zu suchen, werden die Abfallprobleme anhand einer 
Schwachstellenanalyse lokalisiert, so dass aus den drei wichtigsten Parametern Or-
tung, Ursache und Ausmaß, abfallpolitische Ziele und Grundprinzipien abgeleitet 
werden können.  
 
Die für die Durchführung des heutigen tunesischen Abfallwirtschaftsplans (PRO-
NAGDES) verfügbaren institutionellen, rechtlichen und finanziellen Rahmenbedin-
gungen sowie die abfalltechnische Infrastruktur reichen nicht aus, um die gewünsch-
te flächendeckende und qualitativ hochwertige Dienstleistung „Abfallwirtschaft“ si-
cherzustellen. Angesichts des hohen Finanzbedarfs beim Fehlen eines Kostende-
ckungssystems für Abfalldienste werden konkrete Finanzierungsinstrumente, die 
dem Prinzip der Kostenwahrheit gerecht sind, dargestellt und in ihrer Wirkung auf die 
Abfallwirtschaft analysiert. 
 
Andere dem Staat zur Verfügung stehende Einwirkungsmöglichkeiten wie Förderung 
des Umweltbewusstseins der Bevölkerung und der Wirtschaftssubjekte sowie engere 
Überwachung, Verschärfung von Strafen für Umweltsünder und Privatisierung von 
Abfalldiensten werden hinsichtlich der Landesbesonderheiten analysiert. 
 
Die o.g. Instrumente, Ansätze und Einwirkungsmöglichkeiten wurden in Form eines 
umfassenden, den lokalen tunesischen Randbedingungen angepassten Rahmen-
konzept für die Abfallwirtschaft präsentiert, das die schrittweise Umsetzung der Kreis-
laufwirtschaft ermöglichen und die mittel- bzw. langfristige Nachhaltigkeit der Aktio-
nen und Projekte garantieren soll. 
 
Auf für Tunesien im Abfallbereich optimierte institutionelle, rechtliche und finanzielle 
Rahmenbedingungen aufbauend, werden außerdem landesspezifische sowohl öko-
logische als auch ökonomische und soziokulturelle Maßnahmen in Form eines kurz-
fristig umsetzbaren Aktionsplans aufgestellt und diskutiert. Zu den Maßnahmen wer-
den die Durchsetzbarkeitspotenziale im Rahmen eines 5-Jahresplans, anhand von 
realen Indikatoren und Plausibilitätsüberlegungen prognostiziert.  
 
Zusammenfassung 249 
 
 
Der auf der Basis volks- und betriebswirtschaftlicher Grundlagen basierende Akti-
onsplan soll den schrittweisen Übergang von der derzeitigen primären Abfallentsor-
gung zur anspruchsvolleren Abfallbewirtschaftung ermöglichen und somit die allge-
meine Ausrichtung der Abfallpolitik auf einer nachhaltigen Basis festlegen und eine 
Orientierung der politischen Entscheidungsträger und internationalen Finanzgeber 
erleichtern. Denn die Abfallprobleme Tunesiens lassen sich in der aktuellen Entwick-
lungsphase nicht ausschließlich mit technischen Ansätzen bewältigen; rasches Han-
deln von Wirtschaft, Verwaltung und Politik wird als unerlässlich angesehen. 
 
Erst, wenn in der tunesischen Gesellschaft die Phasen der „Gedanken bzgl. des Ab-
fallproblems“, der „Bewusstwerdung der verursachten Abfallschäden“ und der „Dis-
kussion der Abfallpolitik“ erfolgreich im Sinne einer Prinzipien- und Zielfestlegung 
abgeschlossen sind und die in Kapitel 8 aufgestellten Maßnahmen umgesetzt sind, 
wobei die Erfolgsindikatoren als Maßstab für die kurzfristige Erfüllung dienen, können 
Abfallkonzepte für die verschiedenen Gouvernorate bzw. Abfallstoffe aufgestellt wer-
den, die dem in Kapitel 7 dargestellten Rahmenkonzept entsprechen. 
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